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Einleitung

Einleitung

Mit dem 2. Modernisierungsgesetz vom 9. Mai 2000 ist die Integrierte Gesamtverkehrsplanung fiir das
Land Nordrhein-Westfalen erstmals gesetzlich geregelt worden. An die Stelle der in der Vergangen-
heit entwickelten sektoralen Plane fir einzelne Verkehrstrager (z. B. OPNV-Bedarfsplan NRW, Lan-
desstrallenbedarfsplan NRW) soll hiermit erstmals ein verkehrstrageriibergreifender Verkehrsinfra-
strukturbedarfsplan treten. Er wird unter Mitarbeit der Planungsbeteiligten und unter Beachtung von
fur die Verkehrsplanung relevanten gesellschaftlichen Vorgaben aufgestellt und um verkehrspolitische
Handlungsempfehlungen fir eine Ausgestaltung zukiinftiger Mobilitatsanspriiche erganzt. Die Grund-
lagen fir die Integrierte Gesamtverkehrsplanung wurden u. a. Uber die Enquete-Kommission des
Landtages erarbeitet, die in ihren Berichten nachdriicklich eine Integration von Verkehrs-, Raum- und
Umweltplanung in der Landespolitik und -planung fordert (vgl. Enquete-Kommission 1998).

Zur inhaltlichen Fundierung der Arbeiten ist vom Land NRW eine Reihe von Forschungsauftragen
vergeben worden. Das Institut fiir Landes- und Stadtentwicklungsforschung und Bauwesen des Lan-
des NRW (ILS NRW) bearbeitet unter dem Titel ,Untersuchung zentraler Rahmenbedingungen, In-
strumente und Zielkriterien der Landesverkehrsplanung NRW* in diesem Zusammenhang ver-
schiedene Teilauftrage fir das Verkehrsministerium NRW.

Bestandteil dieser Arbeiten ist die Expertise ,Steuerung von Raumentwicklung und Verkehrsnach-
frage®, mit der die Wirksamkeit zentraler Instrumente und MalRnahmen, die in den letzten Jahrzehnten
insbesondere im Verkehrsbereich, aber auch im damit eng verflochtenen Bereich der Siedlungsent-
wicklung eingesetzt worden sind, untersucht und bewertet werden soll.

Als zentraler Baustein der Projektarbeiten wurde in der zweiten Jahreshalfte 2003 eine Expertenbe-
fragung in Anlehnung an die Delphi-Methode durchgefiihrt. Weitere Arbeitsschritte waren u. a. ein im
Januar 2004 ausgerichteter Experten-Workshop und vertiefende Interviews mit Vertretern aus der
Planungspraxis.

Im Laufe der Bearbeitung wurde auf Anregung des Ministeriums fiir Verkehr, Energie und Landes-
planung des Landes Nordrhein-Westfalen (MVEL) ein zusatzlicher Auftrag an das Dortmunder Biro
Spiekermann & Wegener vergeben, mit dem die Auswirkungen einzelner Malinahmen auf die Ver-
kehrs- und Siedlungsentwicklung mit Hilfe eines stadtregionalen Simulationsmodells analysiert und
sichtbar gemacht werden sollten. Die Ergebnisse lagen im Juni 2005 vor.

Eine erste Auswertung der Expertenbefragung sowie die Beitrage des Workshops wurden bereits in
zwei Sonderverdffentlichungen des ILS NRW der Offentlichkeit zuganglich gemacht (vgl. ILS NRW
2004; ILS NRW 2005). Der vorliegende Abschlussbericht beinhaltet in Kapitel 1 und 2 zentrale As-
pekte des Vorgehens. Kapitel 3 bereitet die Ergebnisse des Expertenaustausches flr die ausge-
wahlten Instrumente nach thematischen Bereichen auf und fasst die gewonnenen Anregungen in
Schlussfolgerung am Ende der Unterkapitel zusammen. Die Ergebnisse der simulierten Szenarien
resimiert das Kapitel 4. Die Arbeit endet mit einem Gesamtfazit in Kapitel 5.



Steuerung von Raumentwicklung und Verkehrsnachfrage 6
Kapitel 1: Instrumente und MaRnahmen zur Steuerung der Verkehrsentwicklung als Forschungsgegenstand

1. Instrumente und MalBhahmen zur Steuerung der Verkehrsent-
wicklung als Forschungsgegenstand

Hintergrund der Auseinandersetzung mit der Themenstellung im Rahmen des Projektes ist der offen-
kundige Widerspruch zwischen der seit Jahrzehnten explizit verfolgten Politik eines Vorranges 6ffent-
licher, raumschonender und umweltfreundlicher Verkehrsmittel und der tatsachlichen Entwicklung der
Verkehrsleistungen der unterschiedlichen Verkehrstrager. So sind die Alternativen zum Autoverkehr
zwar ausgebaut und verbessert worden, die Belastung des Stralennetzes ist gleichwohl weiter ge-
stiegen. In diesem Zusammenhang ist gerade angesichts beschrankter finanzieller Moglichkeiten der
Offentlichen Hand kritisch zu fragen: Welche Instrumente und MaBnahmen haben sich als eher
stumpf erwiesen, welche haben qualitativ und quantitativ relevante Erfolge gezeigt? Neben dieser
Ruckschau sollen bestehende Weiterentwicklungsmdglichkeiten von Einzelinstrumenten beziehungs-
weise MaRnahmenbiindeln aufgezeigt werden.

1.1 Wirkungszusammenhénge der Verkehrs- und Siedlungsentwicklung

Fir die Bearbeitung des Forschungsauftrages eréffnete sich damit ein weites Feld. Die Verkehrsent-
wicklung und damit verknlpft die Siedlungsentwicklung stehen bekanntlich in einem komplexen Wir-
kungsgeflige, das vielfaltige Bezlige zu anderen Bereichen aufweist. Das Vorgehen im Projekt und
insbesondere die Auswahl der Instrumente fu3t dementsprechend auf einem breiten
Systemverstandnis.

Ausgangspunkt ist das Mobilitatsbedurfnis

<
\\\c‘f\ ,;7;0/& des Einzelnen, das als Teilhabebedurfnis
@é\(\\‘?’ Raum- /,)/‘9@,0%& bzw. Bedlrfnis zur Wahrnehmung von Akti-
& 6@ struktur Se. ¢, (3 - . .
(’o) 'FQ/, P vitaten verstanden wird. Verkehrsverhalten ist
@’)/Q@//@ die Umsetzung der Mobilitatsbedlrfnisse im
Mobilitatsbedurfnisse Rahmen der Mdglichkeiten, die die gebaute

Umwelt bietet und die gleichzeitig vom Ein-

WELTIE: zelnen als Méglichkeit wahrgenommen bzw.

Verkehrsverhalten

angebote . . .

vor dem Hintergrund spezifischer Einstellun-
Verkehrsentwicklung gen und Orientierungen in Betracht gezogen

; : \ werden. Diese individuellen Verhaltenswei-

//)‘S‘Z/O)Q\S\Q/‘O,. Sozio6konomische .(}\cf%@@ sen aggregieren sich zur Verkehrsentwick-

%, ’0»,&’6‘% Bedingungen Q@\@\G)@Q‘o lung. Die Faktoren wirken auch in der ge-

O/’f@ % € "\\1@\& genlaufigen Richtung, d. h. die Verkehrsent-

A wicklung hat wiederum Einfluss auf die Ent-

Abb. 1: Wirkungsgeflige der Verkehrsentwicklung scheidungen des Einzelnen.

Mobilitatsbedirfnisse und Verkehrsverhalten sind keine autonomen, unabhangigen Gréfen. Sie wer-
den vielmehr beeinflusst von einer Vielzahl von Bedingungen. Neben den Verkehrsangeboten, die die
Moglichkeiten der Ortsveranderung direkt und unmittelbar beeinflussen, bestimmt vor allem die Sied-
lungs- bzw. Raumstruktur als Gbergeordnete Rahmenbedingung, Art und Umfang der Verkehrsteil-
nahme. Zeitstrukturen und sozio6konomische Bedingungen sind fiir den Einzelnen weitere entschei-
dende Faktoren, die die Mobilitdtsmoglichkeiten und Mobilitédtsbedurfnisse beeinflussen (vgl. Holz-
Rau/Hesse 2000).

Auf das Wirkungsgeflecht der Verkehrs- und Siedlungsstruktur wirken die von der Offentlichen Hand
eingesetzten Instrumente und MalRnahmen, die in den Betrachtungen des Projektes im Vordergrund
stehen. Im Laufe der Vorbereitungen wurden hier vier grundlegende Malinhahmenbereiche definiert,
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die in unterschiedlicher Intensitat und Wirkungsrichtung auf die Bedingungen der Verkehrs- und
Siedlungsentwicklung Einfluss nehmen. So verandern planerische und infrastrukturelle MalRnahmen
direkt die Raumstruktur, wahrend preisliche und fiskalische Instrumente vor dem Hintergrund sozio-
Okonomischer Bedingungen des Haushalts unmittelbarer auf das Verkehrsverhalten und die Standort-
entscheidungen des Einzelnen wirken.

Das Wirkungsgefiige verdeutlicht einige wesentliche Faktoren der Verkehrsentwicklung, ist aber auf-
grund der Komplexitat der Zusammenhange stark vereinfacht dargestellt. Dabei ist auch zu bertick-
sichtigen, dass in vielen Teilbereichen belastbare Aussagen uber die Zusammenhange und Mecha-
nismen der Verkehrsentwicklung fehlen oder bislang nicht ausreichend aufbereitet wurden. Das Pro-
jekt versucht vor diesem Hintergrund, vorhandenes — wenn auch begrenztes — Wissen und die vor-
findbaren Einschatzungen in Wissenschaft und Praxis zusammenzufiihren und zu vermitteln.
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1.2 Untersuchungsgegenstand und Forschungsfragen

Eingrenzung des Untersuchungsgegenstandes

Ausgehend von der Komplexitat der Materie wurde in Absprache mit dem Auftraggeber eine Eingren-
zung des Untersuchungsgegenstandes vorgenommen. Im Ergebnis sind folgende Punkte hervorzu-
heben:

e Die Betrachtung beschrankte sich auf den Bereich des Personenverkehrs.

e In der Untersuchung wurden schwerpunktmafig die Instrumente mit direktem Bezug zur Ver-
kehrsentwicklung untersucht, allerdings sollten einzelne als besonders relevant oder aber bei-
spielhaft eingeschéatzte Regelungen aus dem Bereich der Siedlungsentwicklung einbezogen
werden.

e Eine Eingrenzung oder Unterscheidung der vorgesehenen Analyse auf bestimmte Raum-
strukturen wurde nicht getroffen. Aufgrund des besonderen Handlungsdrucks in der Verkehrs-
und Siedlungsentwicklung sollte die Ebene des Ballungsraums, insbesondere in der Rhein-
Ruhr-Region, akzentuiert werden.

e Die Analysen konzentrierten sich auf bestehende Instrumente und Mal3nahmen der
Offentlichen Hand, denen unter den heutigen Rahmenbedingungen eine Wirkung auf das
Verkehrsgeschehen unterstellt werden kann.

e Bedingt durch den Auftraggeber der Untersuchung, das Verkehrsministerium des Landes
Nordrhein-Westfalen, sollten einzelne spezielle Regelungen bzw. Maflnahmenansatze des
Landes behandelt werden und die Anwendung der einbezogenen Instrumente, wenn maglich
und sinnvoll, auf Nordrhein-Westfalen bezogen werden.

Konkretisierung der Forschungsfragen

Zielsetzung des Projektes war es, wichtige verkehrs- und siedlungsbezogene Instrumente aus den
letzten Jahrzehnten im Diskurs mit Experten aus Wissenschaft und Praxis zu identifizieren und zu
beurteilen. Als zentrales Bewertungskriterium wurde die Verbesserung der Vertraglichkeit des Ver-
kehrs durch die Reduzierung des motorisierten Individualverkehrs, die Verlagerung und Vermeidung
von Fahrten sowie die Minderung der Belastungen durch den Autoverkehr (Schadstoffe, Larm u. A.)
festgelegt. Dartber hinaus sollten die Uber die Instrumente verursachten Verfahrenskosten sowie
Planungs- und Investitionskosten in die Einschatzung einbezogen werden.

Festgelegt wurden die folgenden drei Forschungsfragen:

e Wie hoch ist die Wirksamkeit von Instrumenten und MalRnahmen auf die Vertraglichkeit des
Verkehrs einzuschatzen? Wie wird der damit verbundene monetare und zeitliche Aufwand
beurteilt?

o Welche Weiterentwicklungsmdglichkeiten von Einzelinstrumenten beziehungsweise Mal}-
nahmenbiindeln der Instrumente lassen sich ableiten und welche Anforderungen und Be-
dingungen mussen flr eine zielfiihrende Veranderung erfillt werden?

o Welche Wechselwirkungen und Synergien zwischen einzelnen Instrumenten und MaRhahmen
lassen sich im Sinne einer Gesamtstrategie ableiten?
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Auswahl der Instrumente und MaRnahmen

Vor dem Hintergrund der festgelegten Schwerpunkte des Projektes wurde ein Screening moglicher
Mafnahmen und Instrumente durchgefiihrt. Neben der Auswertung eigener Forschungsarbeiten’
wurde hierzu eine Bestandsaufnahme der vorliegenden Fachliteratur vorgenommen. Im Hinblick auf
die Bandbreite der einbezogenen Instrumente kdnnen vor allem die Studien von Apel et al. (1995),
Halbritter (1999), Bamberg (2002) sowie das europaische Projekt PROPOLIS (vgl. Lautso et al. 2004)
genannt werden. Einbezogen wurde auch eine im Rahmen der Integrierten Gesamtverkehrsplanung
NRW erarbeitete Zusammenstellung von Instrumenten der Verkehrpolitik und Planung (vgl. Projekt-
gruppe IGVP NRW 2002).

Aus den zunachst gebildeten vier Mallnahmenkategorien ,Planung und Infrastruktur®, ,Ordnungs-
recht®, ,Preise und Finanzen® sowie ,Information und Organisation* wurden letztlich 27 Instrumente
ausgewahlt, die in der Expertise naher beleuchtet werden sollten. Sie betreffen Einzelinstrumente
aber auch MalRnahmenbdiindel, die sich fur eine Bewertung zusammenfassen lieen (z. B. im Bereich
Bodenmanagement). Die Systematik und die Auswahl der Instrumente wurden im Laufe der Bearbei-
tung mehrmals angepasst (vgl. Kapitel 2: Vorgehen und Untersuchungsmethode).

Instrumente und Malinahmen zur Steuerung von Raumentwicklung und Verkehrsnachfrage

Information und
Organisation

Planung und Preise und Finanzen

Infrastruktur

Ordnungsrecht

i.d. Bundesverkehrs-
wegeplanung
Formelle regionale
Kooperation

Empfehlungen zur
StraBenraumgestaltung
Einzelhandelserlass
Abwagung i.d.
Bauleitplanung

Ordnungsrechtliche Star-
kung des Radverkehrs
Emissionsgrenzwerte fiir
Fahrzeuge

finanzierungsgesetz

Mittelzuweisung SPNV
nach Regionalisierungs-
gesetzen

Integraler Taktfahrplan
NRW

Eigenheimzulage
Entfernungspauschale

Nahverkehrsplanung Stellplatzverzicht f. Kfz Kraftfahrzeugsteuer Informellg regionale
Verkehrsentwicklungs- Flachenhafte Wohnungsbauforderung Kooperation

planung Verkehrsberuhigung NRW Kommunale Netzwerke zur
Bodenmanagement Parkraumbewirt- Oko-Steuer Radverkehrsférderung
Bewertungsverfahren schaftung Gemeindeverkehrs- Moderations- und

Vermittlungsverfahren im
SPNV

Mobilitatsmanagement
Mobilitatszentralen

Marketing fur den
Umweltverbund

Abb. 2: Ausgewahlte Instrumente

' Als Forschungsprojekte des ILS NRW kénnen hier beispielhaft ,Integration von Siedlungsentwicklung und

Schienennahverkehr — Erfahrungen aus NRW* (1999-2001); ,Ein Hauschen im Griinen — Hintergriinde und verkehrliche
Auswirkungen des Suburbanisierungsprozesses am Beispiel des Umlandes von Munster” (2002-2003); , NAPOLI —
Umsetzung und Akzeptanz einer nachhaltigen Verkehrspolitik* (2002-2004) angegeben werden.
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2. Vorgehen und Untersuchungsmethode

Die Untersuchung zielte auf die Nutzbarmachung des vorhandenen Wissensstandes. Zentraler Be-
standteil der Arbeiten war deshalb ein intensiver fachlicher Diskurs mit Experten unterschiedlicher
Disziplinen. Als Kernelemente des Expertenaustausches wurden drei aufeinander aufbauende Ar-
beitsschritte festgelegt.

Im ersten Baustein wurde in der zweiten Halfte des Jahres 2003 eine zweistufige Expertenbefragung
nach der Delphi-Methode durchgefuhrt. Als zweiter Baustein folgte der im Januar 2004 durchgefiihrte
Workshop ,Verkehrsentwicklung steuern? Ansatzpunkte und Grenzen staatlicher Einflussnahme®, in
dem die Ergebnisse der Befragung vorgestellt und diskutiert wurden. Im Anschluss daran wurden im
Frihjahr und Sommer 2004 einzelne Sachverhalte Uber Interviews mit ausgewahlten Akteuren der
Praxis vertieft. Im Laufe der Projektbearbeitung wurde vom Auftraggeber mit der Wirkungsanalyse
einzelner Mallnahmen im Rahmen eines stadtregionalen Simulationsmodells ein weiterer Baustein
hinzugefligt, der im Mai 2005 abgeschlossen wurde.

Experten-Delphi

\d

Workshop

L

Praxis-Interviews

Modellrechnungen

¥

Ergebnisse und Schlussielgerungen

Abb. 3: Projektbausteine
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2.1 Expertenbefragung nach der Delphi-Methode

Mit einer schriftlichen Expertenbefragung wurde die Grundlage fiir die Beurteilung der Instrumente
und MaRRnahmen geschaffen. Aufgrund der Komplexitat der Untersuchungsfragen bot sich ein an die
Delphi-Methode angelehntes Befragungskonzept an. Zudem wurden mit dieser Methode im ILS NRW
bereits positive Erfahrungen gesammelt (vgl. Vetter 2003)

2.1.1 Die Delphi-Methode

Einsatzbereiche und grundlegende Kennzeichen

Bekannt geworden ist die Delphi-Methode als Instrument zur Vorhersage von Entwicklungen unter
Zuhilfenahme von Expertenwissen.” Sie wurde vor allem in den USA bereits seit den 1960er Jahren
vermehrt eingesetzt und methodisch weiterentwickelt. Die Delphi-Methode Iasst sich insgesamt als ein
strukturierter Gruppenprozess charakterisieren, in dessen Verlauf mit Hilfe von Expertenmeinungen
Problemstellungen eingegrenzt sowie Schlussfolgerungen und Handlungsansatze formuliert werden
kénnen. Neben der Abschatzung von kiinftigen Entwicklungen wird dieser Befragungstyp auch in der
Erschliefung komplexer Problemstellungen der Gegenwart eingesetzt. Die Bedeutung von Delphi-
Befragungen ist in den letzten Jahren erheblich gestiegen. Als Grund Iasst sich vor allem der unein-
geschrankte inhaltliche Anwendungsbereich nennen. Dabei werden sie bevorzugt in Bereichen be-
nutzt, die hohe Investitionen erfordern (z. B. Telekommunikation), gesellschaftlich von hoher Be-
deutung sind (z. B. Bildungsbereich) oder zu denen nur schwer einzuschatzende Erfolgskriterien
vorliegen (z. B. Umweltschutzbereich; vgl. u. a Brosi et al. 2003).

»Die Delphi-Methode ist ein strukturierter Gruppen-
kommunikationsprozess, in dessen Verlauf
Sachverhalte, uber die unsicheres und
unvollstdndiges Wissen existiert, von Experten
beurteilt werden.“ (Hader/Hader 1995)

Abb. 4: Charakterisierung der Delphi-Methode

2 Der Begriff ist auf die griechische Mythologie der Antike zurlickzufiihren. Danach hatte Apollon, der Gott der Weissagung, in
Delphi einen riesigen Drachen erschlagen und damit den ungehinderten Zugang zu einer gro3en Tempelstatte gesichert. Die
amtierende Priesterin des Tempels nannte man in Anspielung auf diesen Drachen Pythia. lhre vieldeutigen Orakel wurden
von speziellen Priestern ausgelegt und dem Volk verkiindigt. Heutzutage hat die empirische Sozialforschung Pythias Aufgabe
Ubernommen. Sie entwickelte eine Methode, die nicht ohne Grund auf das antike Orakel anspielt. Denn wie im Apollotempel
werden auch bei den modernen Delphi-Studien Personen befragt, denen man einen solchen Zugang zum jeweiligen Thema
unterstellt. Dies sind allerdings keine Priester mehr, sondern — wenn man so mdchte — ihre sékularen Nachfolger: Expertinnen
und Experten in den unterschiedlichsten Wissensgebieten (nach: Krekel/Ulrich 2004).
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Die Vorgehensweise einer Delphi-Befragung ist dadurch gekennzeichnet, dass Experten unter Wah-
rung der Anonymitat untereinander durch einen Fragebogen systematisch zu ihren Einschatzungen
und Urteilen befragt werden. Die Befragung erfolgt in mehreren Runden, wobei den Experten jeweils
die Ergebnisse der letzten Befragungsrunde vorliegen. Die Delphi-Methode kann unterschiedlichen
Zielsetzungen (z. B. Ideenaggregation, exakte Vorhersage, genauer Ermittlung von Experten-
meinungen) dienen. Je nach Intention werden divergierende Vorgehensweisen, etwa im Hinblick auf
die Expertengruppe oder die Fragebogengestaltung, angewandt (vgl. Hader 2002).

Qualitat vor Quantitat

In der Delphi-Befragung kommt in der Regel ein stark standardisierter Fragebogen zum Einsatz. Den-
noch geht es bei diesem Verfahren weniger um die Abbildung quantitativer Meinungsverhaltnisse als
darum, Inhalte zu verdichten und damit aussagekraftige Einschatzungen zu erhalten. Dement-
sprechend sind auch die Antwortvorgaben oder Thesen bewusst an vielen Stellen nicht wertfrei for-
muliert. Wahrend es bei anderen Befragungen von zentraler Bedeutung ist, Fragen und Antwortvor-
gaben neutral abzufassen, um objektivierbare Ergebnisse zu erhalten, 1adt die Delphi-Studie mit teils
stark wertenden Behauptungen und Hypothesen dazu ein, sich inhaltlich zu positionieren.

Anonymitéat und Nachprufbarkeit

Ein wesentliches Merkmal eines Delphis ist die Wahrung der Anonymitat. So ist den Beteiligten die
Zusammensetzung des Expertenpanels zu keinem Zeitpunkt bekannt. Die Ergebnisse der Zwischen-
runden sowie das Endergebnis werden dementsprechend anonymisiert.

Fragen, Antworten und Ergebnisse der Befragung werden im Rahmen des Verfahrens bekannt gege-
ben und sind fiir alle Experten nachprifbar. Die Vorlage der Antworten der ersten Runde ist Voraus-
setzung fiir die Durchfiihrung der weiteren Befragung, die auf eine Uberpriifung und gegebenenfalls
Weiterentwicklung von Aussagen und Urteilen zielt.

Grenzen der Aussagekraft

Trotz der vielfach positiven Erfahrungen mit der Methode sind die Grenzen der Aussagekraft einer
Delphi-Befragung zu beachten. So kdnnen der Bewertungsgegenstand und die verwendeten Kriterien
vielfach nicht eindeutig gefasst werden, was einen entsprechend grof3en Interpretationsspielraum bei
den Teilnehmern schafft. Da die Kongruenz der Bewertungsmalstabe der befragten Personen nicht
beurteilt werden kann, sind die abgegebenen Bewertungen nur mit der entsprechenden Vorsicht zu
nutzen.

Zudem ist die Meinung der Befragten prinzipiell nicht verallgemeinerbar, sondern besitzt ihre Giltigkeit
nur fir die einbezogenen Experten. Da Totalerhebungen, insbesondere bei komplexen Frage-
stellungen, vielfach schon aus Griinden der Praktikabilitat ausscheiden, wird in der Regel eine gezielte
Stichprobenauswahl eingesetzt.
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2.1.2 Die Delphi-Befragung des ILS NRW

Beteiligte Experten

Die in der Befragung des ILS NRW einbezogenen Experten wurden durch ein Auswahlverfahren zu-
sammengestellt, dass vor allem eine inhaltlich und institutionell breit gefacherte Zusammensetzung
berlcksichtigte. Die Experten stammen aus dem engeren und weiteren fachlichen Umfeld des

ILS NRW. Sie wurden von mehreren Mitarbeitern des Instituts dahingehend beurteilt, ob das Themen-
spektrum in wesentlichen Teilen inhaltlich abgedeckt wird und dartiber hinaus ein ausreichend langer
Erfahrungszeitraum in der Arbeit vorausgesetzt werden kann. Obschon viele Experten aus dem Raum
NRW angesprochen wurden, war dies keine zwingende Voraussetzung fur die Teilnahme, so dass
letztlich auch eine ganze Reihe von Fachleuten aus dem Ubrigen Bundesgebiet in die Befragung ein-
bezogen wurde.

Angeschrieben wurden letztlich 119 Fachleute, davon 70 aus der Verkehrs- und Planungswissen-
schaft sowie 40 aus der kommunalen und freiberuflichen Planungspraxis. Die Ubrigen neun Experten
sind Interessensverbanden, Verkehrsunternehmen u. A. zuzuordnen. Der geringe Anteil von Ver-
tretern aus der Wirtschaft resultiert auch aus der Ausrichtung des Projektes, das die Gestaltung von
Steuerungsansatzen der Offentlichen Hand in den Vordergrund stellte. Die zunéchst hohe Zahl der
beteiligten Wissenschaftler reduzierte sich bereits in der ersten Runde deutlich, so dass etwa ein ver-
gleichbarer Anteil von Wissenschaft und Planungspraxis erreicht wurde (s. u.). Die Unterscheidung
dieser beiden Untersuchungsgruppen wurde auch vor dem Hintergrund vorgenommen, mogliche Un-
terscheidungen in der Bewertung von Instrumenten und deren Weiterentwicklung transparent zu ma-
chen und in die Interpretation der Ergebnisse einflieRen zu lassen.

Grundzuge des Vorgehens

Die Befragung zielte darauf ab, mit Hilfe von Experten ein komplexes Themenfeld zu beleuchten. Im
Gegensatz zu vielen anderen Delphi-Befragungen stand dabei nicht primar die Herstellung eines
Konsenses zwischen den beteiligten Experten im Vordergrund. Vielmehr sollte ein differenziertes Bild
zu den ausgewahlten Instrumenten und MaRnahmen gewonnen werden, das auch Widerspriiche in
der Einschatzung aufzeigt und bestehende Wissensliicken sichtbar macht. Die Befragung wurde so
konzipiert, dass im Fragebogen der ersten Runde zum einen eine standardisierte Bewertung erfolgte,
gleichzeitig aber zur Abgabe von erlauternden und erganzenden Anmerkungen aufgefordert wurde.
Aus dieser Zusammenschau von quantitativen und qualitativen Ergebnissen wurde ein erstes Mei-
nungsbild hergestellt und in Form von Thesen verdichtet. Diese Thesen wurden den Experten in der
zweiten Runde zur Uberpriifung vorgelegt.

Da neben der Einschatzung der Wirksamkeit auch Anhaltspunkte fir die Weiterentwicklung von In-
strumenten gewonnen werden sollten, wurden auch konkrete Handlungsansatze formuliert. Die Aus-
sagen konnten hier ebenfalls aus den zahlreichen Anmerkungen abgeleitet werden. Auch in der
zweiten Runde wurde ausdriicklich zu Anmerkungen ermuntert. Insgesamt konnten durch das Verfah-
ren eine Fille von Hinweisen und konkreten Vorschldgen zu den Fragestellungen des Projektes erzielt
werden.
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Befragungs- Befragungs-
runde 1 runde 2
Auswahl von Instrumenten Formulierung von Aussagen
und MaRnahmen zur Uberprufung der Ergeb-

nisse und zur Weiterentwick-
lung der Instrumente

Bewertung nach
Vertraglichkeit und Aufwand,
Raum flir Anmerkungen

Zustimmung / Ablehnung,
Raum flr Anmerkungen

Auswertung Auswertung

Abb. 5: Vorgehen in der Delphi-Befragung des ILS NRW

Die in der Vergangenheit gemachten guten Erfahrungen mit E-Mail-Befragungen legten es nahe, auch
bei dieser Expertenbefragung die Fragebdgen per E-Mail zu versenden. Der Rlcklauf war wahlweise
als E-Mail, als Fax oder als Brief méglich. Die Erhebungsunterlagen wurden durch einen Pre-Test
Uberprift und angepasst.

Aufbau und Rucklauf der ersten Befragungsrunde

Im Fragebogen der ersten Befragungsrunde wurde zunachst jedes der 27 Instrumente und Mafl3nah-
men kurz erldutert. Die befragten Experten wurden gebeten, diese nach ihrer Wirksamkeit, ausge-
drickt als Beitrag des Instruments zur Vertraglichkeit des Verkehrs (Verkehrsvermeidung und Ver-
kehrsverlagerung) sowie ihres Aufwandes (zeitlicher und monetarer Aufwand), zu bewerten. Lediglich
bei den Instrumenten ,Eigenheimzulage® und ,Entfernungspauschale wurde das Kriterium ,Beitrag
zur Unvertraglichkeit des Verkehrs* verwendet (vgl. Kapitel 3.5.3: Eigenheimzulage und Entfernungs-
pauschale).
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Kriterium 1:
Beitrag zur Vertraglichkeit des Verkehrs

Bewertet werden soll hier der Beitrag, den eine Malnahme
beziehungsweise ein Instrument zur Verbesserung der
Vertraglichkeit des Verkehrs leistet. Dabei steht die
Reduzierung des motorisierten Individualverkehrs (MIV)
Uber Verlagerungen und Vermeidung von Fahrten sowie die
Minderung der Belastungen durch den Autoverkehr
(Schadstoffe, Larm und Ahnliches) im Vordergrund.

Kriterium 2:
Aufwand (zeitlich und monetéar)

Mit diesem Kriterium sollen die notwendigen Aufwendungen
bewertet werden, die eine MaRnahme beziehungsweise ein
Instrument in der Vorbereitung und wahrend der Umsetzung
verursacht. Dies beinhaltet sowohl den zeitlichen Aufwand
durch gesetzliche, planerische und politische Verfahren
beziehungsweise Prozesse als auch die monetaren
Aufwendungen, die in der Planung und bei der
Durchfiihrung entstehen (Planungs- und Investitionskosten,
laufende Unterhaltungskosten und Ahnliches).

Die Bewertung erfolgte anhand einer sechs-
stufigen Skala von sehr gering (=1) bis sehr
hoch (=6). Angeboten wurde auch die Aus-
weichkategorie ,weif3 nicht", von der allerdings
nur bei einzelnen NRW-spezifischen Regelun-
gen haufiger Gebrauch gemacht wurde. Sowohl
zu den einzelnen Instrumenten und MalR3-
nahmen, als auch zu den zusammenfassenden
Kategorien konnten zudem Anmerkungen und
Erlauterungen angebracht werden. Dem Frage-
bogen vorangestellt waren einige Fragen zum
generellen Stellenwert einer nachhaltigen
Verkehrs- und Siedlungsentwicklung in
Deutschland sowie zur personlichen Einschat-
zung der Befragten in Bezug auf die Bedeutung
einzelner Themenbereiche (vgl. Kapitel 3.1:
Grundlegende Einschatzungen und Tendenzen;
vgl. Anhang I).

Von 119 angeschriebenen Experten antworteten 64. Davon waren 63 Fragebdgen sinnvoll auswert-
bar. Verglichen mit den in der Literatur angegebenen Riicklaufquoten, die von einem Anteil von etwa
30 % in der ersten Runde ausgehen (vgl. Hader 2000), konnte in der Expertenbefragung des ILS
NRW mit 53 % eine sehr gute Beteiligung erreicht werden. Dies gilt umso mehr, da der Rickmelde-
zeitraum in die Ferien- und Urlaubszeit fiel. Unter den Gruppen wurde im Bereich der Planungspraxis
der hochste Rucklauf erreicht, insgesamt sind 25 der 63 auswertbaren Fragebdgen dieser Gruppe
zuzuordnen. Aus dem Bereich Wissenschaft antworteten 28 Fachleute.

Die Uberwiegend vollstandig ausgefiillten Fragebdgen enthielten neben den Antworten auf die ge-
schlossenen Fragen eine Fulle von Anmerkungen und Erlduterungen, insbesondere auch zahlreiche
Hinweise auf konkrete Schwachen sowie bestehende Weiterentwicklungsméglichkeiten von Instru-

menten.

Aufbau und Rucklauf der zweiten Befragungsrunde

Im Fragebogen der zweiten Runde wurden den Experten insgesamt 32 Statements vorgelegt. Etwa
die Halfte dieser Aussagen beinhaltete eine Uberpriifung der in der ersten Runde vorgenommenen
quantitativen und qualitativen Einschatzungen. Da sich in der Auswertung gezeigt hatte, dass die Be-
wertung des Kriteriums ,zeitlicher und monetarer Aufwand® von den Experten vielfach als schwierig
beurteilt wurde, konzentrierten sich die Aussagen dabei starker auf den Beitrag der Instrumente zur
Vertraglichkeit des Verkehrs. Die diesbezlgliche Interpretation der Ergebnisse bzw. ihre Verdichtung
auf eine oder mehrere Tendenzaussagen erreichte je nach Instrument bzw. MalRnahmenansatz einen
unterschiedlichen Konkretisierungsgrad. Angesichts der Fille des vorliegenden Materials war es nicht
moglich, alle Anregungen aufzugreifen. Um den Umfang der Befragungsrunde zu begrenzen, wurden
lediglich die zentralen Ergebnisse aus der ersten Befragungsrunde aufgegriffen und z. T. einzelne
Instrumente und MaBnahmen zusammengefasst.

Annliches gilt auch fir die Formulierung von Handlungsansétzen, die die andere Hélfte der State-
ments im Fragebogen der zweiten Runde stellten. Wahrend bei einigen Instrumenten keine sinnvollen
Weiterentwicklungsmaoglichkeiten zusammengefasst werden konnten, wurden bei anderen recht kon-
krete Handlungsoptionen sichtbar.
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Die Befragten wurden gebeten, anhand einer sechsstufigen Skala von ,lehne vollstandig ab“ (=1) bis
»Stimme vollstandig zu“ (= 6) den Grad ihrer Zustimmung zu jeder einzelnen Aussage auszudriicken.
Auch hier wurde die Ausweichmadglichkeit ,weifd nicht" zugefugt und Raum fur Anmerkungen und Er-
l&uterungen angeboten.

Mit dem Fragebogen der zweiten Runde erhielten die Teilnehmer eine vollstandige Auswertung der
Befragungsergebnisse der ersten Runde. Zusatzlich war jedem Themenbereich eine Interpretation der
Bewertungen und Anmerkungen der zugehdérigen Instrumente und MalRnahmen aus der ersten Runde
vorangestellt. Der Aufbau des Fragebogens erfolgte auf der Grundlage einzelner Instrumenten- und
MaRnahmenbereiche, die von den anfangs gewabhlten vier grundlegenden Kategorien abweichen (vgl.
Anhang |). Dies schien sinnvoll, um verwandte Ansatze im Zusammenhang darzustellen und einzel-
nen Themenbereichen gemafR den Ergebnissen der Befragung mehr Gewicht zu verleihen.

43 Experten aus dem Teilnehmerkreis der ersten Befragungsrunde sendeten einen ausgefiillten Fra-
gebogen zurlick. Dies entspricht einer Ausschépfung von etwa 71 % und entspricht den durchschnitt-
lichen Rucklaufen von Delphi-Befragungen in dieser Phase (vgl. Hader 2000). Neben 21 Experten aus
dem Bereich Wissenschaft sind 18 Fachleute der Planungspraxis zuzuordnen. Uber die Bewertung
der Statements hinaus, konnten den Fragebdgen wiederum viele Kommentare und Erlauterungen
entnommen werden.
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2.2 Der Experten-Workshop

Diskussion der Ergebnisse der Befragung

Nach Beendigung der Befragung wurde im Januar 2004 unter dem Titel ,Verkehrsentwicklung steu-
ern? Ansatzpunkte und Grenzen staatlicher Einflussnahme* ein Expertenworkshop durchgefihrt (vgl.
Dokumentation in ILS NRW 2005). Dieser zweite Baustein des Projektes stand in engem
Zusammenhang mit der Befragung, war aber kein direkter Bestandteil des Delphi-Verfahrens. Dies
ergibt sich auch bereits aus formalen Aspekten, wie der Wahrung der Anonymitat (vgl. Kapitel 2.1.1:
Die Delphi-Methode).

Neben Vertreterinnen und Vertretern des Ministeriums fur Verkehr, Energie und Landesplanung des
Landes Nordrhein-Westfalen und des ILS NRW konnten 24 externe Fachleute (Uberwiegend an der
zweiten Expertenrunde Beteiligte) als Workshopteilnehmerinnen und -teilnehmer gewonnen werden.

Die Expertenbefragung erwies sich dabei als geeigneter Ausgangspunkt fiir eine anschlieRende
Gruppendiskussion in Form eines Workshops. So lag hiertiber bereits eine Flle entsprechend aufbe-
reiteter Materialien vor, die als Input genutzt werden konnten. Das wesentlich hohere Mal} an Inter-
aktivitat in einer solchen Gruppendiskussion, das in den vorgeschalteten Delphi-Runden ja bewusst
vermieden wird, wurde gewahlt, um die Inhalte vertiefend und Uber die Befragungsinhalte hinaus zu
diskutieren.

Bildung von drei Themenbldcken

Nach einer Einfliihrung zum Erkenntnisinteresse des Landes durch einen Vertreter des Auftraggebers
und die Einordnung der Befragungsinhalte und -ergebnisse durch das ILS NRW bot der Vormittag
Raum fir eine grundlegende Diskussion. Im Vordergrund standen Fragen der Rahmenbedingungen
staatlicher Einflussnahme auf die Verkehrsentwicklung, der Einordnung der Instrumente und Maf3-
nahmen in Gbergeordnete Zusammenhange sowie der grundlegenden Handlungserfordernisse und
-strategien.

Die darauf folgenden drei Themenbldcke wurden so konzipiert, dass der Diskussions- und Kon-
kretisierungsbedarf aus der Auswertung der beiden Befragungsrunden aufgegriffen wurde. Gewahlt
wurde zum einen ein planerischer Schwerpunkt (,Integrative Ansatze oder sektorale Planung?*), der
grundlegende Planungsstrategien, aber auch konkrete Instrumente der Planungspraxis thematisierte.
Unter dem Titel ,Neue Foérderstrategien?“ wurde die Frage der Notwendigkeit einer Veranderung
bestehender fiskalischer Instrumente diskutiert. Der dritte Schwerpunktbereich behandelte unter dem
Titel ,Stadtvertraglichen Verkehr verordnen?* bestehende Hemmnisse und Rahmenbedingungen
lokaler Strategien, wie die Geschwindigkeitsbeschrankung, die Verkehrsberuhigung oder die Park-
raumbewirtschaftung.
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2.3 Vertiefende Experteninterviews

Nutzbarmachung von Kontextwissen

Erganzend zu den Ergebnissen der beiden Befragungsrunden und des Expertenworkshops flhrte das
ILS NRW im April 2004 Experteninterviews in ausgewahlten nordrhein-westfalischen Stadten durch.
Sie sollten sicherstellen, dass die konkreten Erfahrungen zu einzelnen Instrumenten und MalRnah-
menansatzen aus der kommunalen Planungspraxis tUber die Delphi-Befragung hinaus vertiefend be-
rucksichtigt werden. Zur Nutzbarmachung des so genannten Kontextwissens (vgl. Meuser/Nagel
1991) wurden Planungs- und Entscheidungstrager aus den Kernstadten Bonn, Dortmund, Duisburg,
Koéln und Munster einbezogen; die Stadt Hemer wurde ergénzend als Stellvertreterin der Klein- und
Mittelstadte berticksichtigt.

Auswahl aus den Teilnehmerinnen und Teilnehmern der Befragung

Die Auswahl der Interviewpartner in den Stadten stand in engem Zusammenhang mit der Delphi-Ex-
pertenbefragung, d. h. die Interviewpartner waren Uber die Beteiligung an beiden Befragungsrunden
und den Expertenworkshop bereits in die Inhalte und ersten Ergebnisse des Projektes involviert.

Die Interviews wurden auf einzelne Instrumente und deren Weiterentwicklungsmdglichkeiten be-
schrankt; maf3geblich war neben den erzielten Ergebnissen der Expertenbefragung vor allem die Re-
levanz der Handlungsansatze fiir die Kommunen. Bezugsebene der Gesprache war die konkrete
Situation bzw. die bisherigen Erfahrungen in der jeweiligen Kommune, die bei den behandelten
Themen, wenn mdglich anhand von konkreten Beispielen dargestellt werden sollten.

Problemzentrierte Interviews

Die Gesprache wurden in Form von problemzentrierten Interviews gefiihrt (vgl. Mayring 2002). Die
Verwendung eines Leitfadens bei den Experteninterviews stellte sicher, dass die ausgewahlten The-
menfelder angesprochen wurden. Zudem wurde die Vergleichbarkeit der Interviews erleichtert. Den-
noch wurden die Gesprache insgesamt in sehr offener Atmosphare gefiihrt und den Befragten breite
Antwortspielrdume gelassen. Auch die Interviewer — je ein Wissenschaftler und ein Student — formu-
lierten, je nach Situation und Gesprachsverlauf, Fragen neu oder ordneten die Themenbereiche an-
ders.

Die Interviews wurden in der Zeit vom 20. April bis 3. Mai 2004 gefiihrt und dauerten 1,5 bis 2,5 Stun-
den. Die Auswertung erfolgte zunachst Giber ein Ergebnisprotokoll. Zusatzlich wurden die Interviews
aufgezeichnet und anschlieRend transkribiert. Aufgrund der geringen Fallzahl der Interviews erfolgte
keine quantitative Auswertung. Vielmehr ist die inhaltliche Auswertung durch die Struktur des Leitfa-
dens vorgegeben und in das Gesamtprojekt eingeflossen (vgl. Leitfaden im Anhang Il).



Steuerung von Raumentwicklung und Verkehrsnachfrage 19
Kapitel 2: Vorgehen und Untersuchungsmethode

2.4 Wirkungsabschéatzung von Steuerungsansatzen der Offentlichen Hand
durch Modellrechnungen

Die Diskussion der Experten im Rahmen der Bausteine 1 bis 3 bestatigte nachdricklich die Komple-
xitat der bestehenden Wirkungszusammenhange. Deutlich wurde auch, dass die Wirkungen von
MaRnahmen und vor allem ihre Wechselwirkungen unter den bestehenden Rahmenbedingungen
vielfach nur unzureichend abgeschéatzt werden kénnen. Auf Wunsch des Auftraggebers sollte deshalb
mit einem zusatzlichen Projektbaustein eine vertiefende Analyse hierzu vorgenommen werden. Aus-
gewahlt wurde ein modellbasiertes Vorgehen, das eine Verknipfung von MalRnahmenansatzen der
Offentlichen Hand mit der Siedlungs-, Bevélkerungs- und Wirtschaftsentwicklung erméglicht. Die Mo-
dellrechnungen wurden im Rahmen eines Unterauftrages des ILS NRW vom Buro Spiekermann &
Wegener — Stadt- und Regionalforschung, Dortmund, durchgefihrt und im Juli 2005 abgeschlossen
(vgl. Spiekermann/Wegener 2005).

Simulationsmodell intraregionaler Standortwahl- und Mobilitatsentscheidungen

Das in Baustein 4 eingesetzte Simulationsmodell intraregionaler Standortwahl- und Mobilitatsent-
scheidungen wurde am Institut fliir Raumplanung der Universitat Dortmund entwickelt. Das IRPUD-
Modell simuliert Flachennutzung, Verkehr und Umweltauswirkungen fir die Region 6stliches Ruhrge-
biet, die Dortmund als Zentrum sowie 25 Umlandgemeinden mit insgesamt ca. 2,6 Mio. Einwohnern
(vgl. Wegener 1998, Wegener 1999) umfasst.

Das Modell prognostiziert fur jede Simulationsperiode die intraregionalen Standortentscheidungen von
Unternehmen, Wohnungsbauinvestoren und Haushalten, die aus ihnen resultierenden Wanderungen
und Pendlerbewegungen, die Entwicklung der Bautatigkeit und Flachennutzung und die Wirkung 6f-
fentlicher Planungseingriffe in den Bereichen Wirtschaftsférderung, Wohnen, Infrastruktur und Ver-
kehr. Die Validitat, also den Nachweis, dass die wesentlichen Entwicklungstrends der Raum- und
Verkehrsentwicklung abgebildet werden, erbringt das Modell dadurch, dass die Prognoserechnungen
bereits im Jahr 1970 einsetzen. Die Ubereinstimmung der Entwicklung der vergangenen Jahrzehnte
mit den hierfiir prognostizierten Daten ist dabei sehr hoch.

Abbildung 6 zeigt eine schematische Darstellung der wichtigsten im Modell abgebildeten Teilsysteme
sowie Wechselwirkungen zwischen ihnen und den wichtigsten Planungsmafinahmen, deren Wirkung
mit dem Modell untersucht werden kann.

Die vier Quadrate in den Ecken des Diagramms beinhalten die hauptsachlichen BestandsgroRen des
Modells: Bevélkerung, Arbeitsplatze, Wohnungen und Nichtwohngebdude (Industrie- und Gewerbe-
gebaude und offentliche Einrichtungen). Die Akteure, die diesen Bestandsgrofien entsprechen, sind
Individuen, Haushalte, Beschaftigte, Unternehmen und Bauinvestoren. Diese Akteure interagieren auf
funf Teilmarkten der Stadtentwicklung.
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Abb. 6: Das Modell des &stlichen Ruhrgebiets (Quelle: Spiekermann/Wegener 2005)

Annahmen des Modells zum Mobilitatsverhalten privater Akteure

Uber das Verhalten der privaten Akteure wird auf der Grundlage handlungstheoretischer und sozial-
psychologischer Theorieansatze eine Reihe von Grundannahmen getroffen. Die Abbildung von tagli-
chen Mobilitatsentscheidungen erfolgt auf der Grundlage der folgenden Verhaltensannahmen:

Es wird angenommen, dass Menschen ihr Leben in ihrem jeweiligen Aktionsraum raumlich orga-
nisieren (vgl. Hagerstrand 1970). Der Aktionsraum eines Individuums ist die Menge der ihm infolge
seines Alters, seines Einkommens, seines Wohnorts und anderer Bestimmungsgréfen zur Verfiigung
stehenden raumlichen Gelegenheiten. Der Aktionsraum wird durch verschiedene Restriktionen einge-
schrankt. Bei taglichen Mobilitatsentscheidungen sind Geld- und Zeitbudgets die wichtigsten Restrik-
tionen. Auf der Grundlage der Arbeiten von Zahavi (vgl. Zahavi u. a. 1981) wird davon ausgegangen,
dass Individuen bei ihren taglichen Mobilitdtsentscheidungen, im Rahmen ihrer Zeit- und Geldbudgets,
die Zahl der erreichten Gelegenheiten maximieren. Die fur den Verkehr zur Verfligung stehenden Zeit-
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und Geldbudgets variieren dabei zwar innerhalb von Stadtregionen je nach Alter, Einkommen und
Wohnstandort, allerdings weist die ganze Stadtregion im Mittel aber eine hohe zeitliche Stabilitat auf.

Der zugrunde liegende theoretische Rahmen bestimmt die Richtung, in die staatliches Handeln in der
Verkehrspolitik im Modell wirkt. Beschleunigungen und Kostensenkungen des Verkehrs fihren danach
zu mehr, schnelleren und weiteren Fahrten, Verlangsamung und Verteuerung zu weniger, lang-
sameren und kurzeren Fahrten. Dies hat mittelfristig Auswirkungen auf die Raumstruktur. Weitere
Fahrten erméglichen disperse Standorte und gréRere raumliche Arbeitsteilung, kiirzere Fahrten erfor-
dern eine engere raumliche Koordination der Standorte. Allerdings fuhren Verlangsamung und Ver-
teuerung des Verkehrs nicht unbedingt zu einer Rekonzentration der Nutzungen in Richtung auf das
Stadtzentrum. In vielen heutigen Stadtregionen ist die Bevdlkerung bereits so weit dezentralisiert,
dass eine Beschleunigung der Dezentralisierung der Arbeitsplatze wirksamer zu kiirzeren Wegen fuhrt
als eine Rekonzentration der Einwohner.

Operationalisierung der Verhaltensannahmen

Im Modell des 6stlichen Ruhrgebiets sind die getroffenen Verhaltensannahmen durch haushaltstyp-
spezifische Zeit- und Geldbudgets fiir Verkehr sowie durch eine Einteilung der taglichen Wege in not-
wendige und disponible Fahrten operationalisiert. Berufs- und Schulwege gelten als notwendig, Ein-
kaufs- und Freizeitfahrten als disponibel. Beide Budgets reagieren elastisch auf Anderungen der Ge-
schwindigkeit und der Kosten des Verkehrs. Steigt (sinkt) der Zeitbedarf fir die notwendigen Fahrten,
erhoht (verringert) sich das Zeitbudget und es werden weniger (mehr) disponible Fahrten gemacht.
Steigen (sinken) die Kosten flir die notwendigen Fahrten, erhoht (verringert) sich das Geldbudget und
es werden weniger (mehr) Pkw gekauft und weniger (mehr) disponible Fahrten gemacht. Auf diese
Weise ergeben sich die charakteristischen Unterschiede in Motorisierung und Mobilitdtsverhalten der
Haushalte mit unterschiedlichem Alter, Einkommen und Wohnstandort.

Daruber hinaus wird sichergestellt, dass die mittleren Geldbudgets aller Haushalte einer Einkom-
mensgruppe mit exogen prognostizierten Verkehrsbudgets Gbereinstimmen. Dies beruht auf der An-
nahme, dass im Falle einer starken Verteuerung des Verkehrs auch die Gibrigen Ausgaben der Haus-
halte durch héhere Lebenshaltungskosten, Heizungskosten, Mieten und Bodenpreise steigen wirden,
so dass fur eine Umschichtung der Haushaltsausgaben zugunsten des Verkehrs nur wenig Spielraum
bleibt.

Definition der Szenarien

Das IRPUD-Modell wurde zuletzt im EU-Projekt PROPOLIS weiterentwickelt und dort zur Ab-
schatzung der langfristigen Auswirkungen verschiedener MaRnahmenszenarien benutzt (vgl. Lautso
et al. 2004; Spiekermann/Wegener 2004). Aufbauend auf diesen Arbeiten wurden im Rahmen des
Auftrages zusatzliche MalRnahmenszenarien untersucht und ihre Auswirkungen auf Verkehr und
Siedlungsentwicklung im &stlichen Ruhrgebiet dargestellt.

In Absprache mit dem Auftraggeber wurden insgesamt 31 MafRnahmenszenarien definiert.®> Der
inhaltliche Schwerpunkt lag dabei im Bereich der Verkehrskosten sowie der Siedlungs- und Ver-
kehrsinfrastrukturpolitik. Ziel war dabei nicht, die im Rahmen des Projektes einzeln behandelten Maf3-
nahmen und Instrumente vollstédndig aufzugreifen bzw. abzubilden. Im Vordergrund stand vielmehr die

® Im Zuschnitt der Szenarien wurde neben der Aufgabenstellung des hier behandelten Vorhabens auch das Erkenntnisinteresse
eines weiteren Teilprojektes des ILS NRW im Rahmen der Arbeiten fiir das nordrhein-westfalische Verkehrsministerium
berticksichtigt (vgl. Abschlussbericht zum Projekt ,Verkehrssystem der Metropolregion Rhein-Ruhr*,
vgl. Heilemann/Kemming/Nordwig 2005).
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Darstellung Ubergreifender Strategien, die auf der Ebene der Stadtregion exemplarisch auf ihre Wir-
kungen Uberprift werden sollten.

Der Untersuchungsraum des Modells ist in 246 Zonen unterteilt, die durch ein alle Verkehrsmittel um-
fassendes, multimodales Verkehrsnetz verknipft sind. Dabei werden sechs raumstrukturell unter-
schiedlichen Teilregionen unterschieden (vgl. Abbildung 7). Zur Darstellung der Szenarien wurde das
Modell zusatzlich um 54 externe Zonen erganzt. Wie in Abbildung 8 und Abbildung 9 zeigen, umfasst
das so erweiterte Verkehrsnetz nun das gesamte Ruhrgebiet, mit Kéln und Disseldorf die wichtigsten
Stadte entlang des Rheins sowie Teile des Munsterlandes, des Sauerlandes und des Bergischen
Landes. In die Modellierung der Szenarien einbezogen werden damit sdmtliche Quellen und Ziele des
weiteren Pendlerverflechtungsbereichs der Stadtregion Dortmund.

Die einzelnen Szenarien sowie die relevanten Ergebnisse der Modellrechnungen werden im An-
schluss an die Darstellung des Expertenaustausches in Kapitel 4 beschrieben und zusammengefasst
(vgl. Kapitel 4: Steuerung von Raumentwicklung und Verkehrsnachfrage als Gegenstand
modellbasierter Szenarien).
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Abb. 7: Die Zonen und Teilregionen der Stadtregion Dortmund (Quelle: Spiekermann/Wegener 2005)
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Abb. 9: StralRenverkehrsnetz fiir die internen und externen Zonen im Jahr 2004 (Quelle: Spiekermann/Wegener 2005)
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3. Ergebnisse des Expertenaustausches

Aus der Delphi-Befragung, den Expertenworkshops und den vertiefenden Experteninterviews liegt
eine Fille von Materialien vor, die in die Darstellungen des folgenden Kapitels eingeflossen sind.
Wichtige Grundlage sind die in der Delphi-Befragung abgegebenen quantitativen Bewertungen sowie
die umfangreichen Anmerkungen der Befragten dazu. Die Beitrage und Diskussionen des Workshops
sowie die Aussagen der kommunalen Vertreter in den vertiefenden Experteninterviews vervollstan-
digen das Bild. Dargestellt werden die wesentlichen Ergebnisse zu allen 27 ausgewahlten Instru-
menten und Maflinahmen, wobei einzelne Instrumente aus inhaltlichen Erwagungen heraus zusam-
mengefasst wurden. Die EinzelmafRnahmen sind Gibergeordneten Kategorien zugeordnet, die sich im
Grundsatz an der Systematik des Fragebogens der zweiten Runde der Delphi-Befragung orientieren
(vgl. Anhang I). Jeder dieser Bereiche schlie3t mit einem Reslimee ab, das wesentliche Tendenzen
im Meinungsbild zusammenfasst und erste Ubergreifende Schlussfolgerungen zieht.

Vorweg werden einige grundlegende Einschatzungen und Tendenzen aus dem Expertenaustausch
wiedergegeben.

3.1 Grundlegende Einschatzungen und Tendenzen

Skeptische Beurteilung der Bedeutung und der Chancen nachhaltiger Verkehrs- und
Siedlungsentwicklung

Die befragten Experten wurden im Rahmen der Delphi-Befragung aufgefordert, eine allgemeine Ein-
schatzung zur derzeitigen Rolle sowie zu den zu erwartenden Chancen der Nachhaltigkeit in der Ver-
kehrs- und Siedlungsentwicklung abzugeben. Das so ermittelte Stimmungsbild zeigt eine negative
Tendenz.

Derzeitige Rolle einer nachhaltigen Verkehrs- und Entwicklungschancen einer nachhaltigen Verkehrs-
Siedlungsentwicklung und Siedlungsentwicklung
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So wird die derzeitige Bedeutung Gberwiegend als ,eher klein“ beurteilt; die Zahl der positiven Ein-
schatzungen ist gering. Die Aussichten fir die Zukunft werden leicht besser eingeschatzt. Allerdings
sieht die Mehrheit der Experten schlechte Chancen fiir eine Entwicklung zu mehr Nachhaltigkeit in der
Verkehrs- und Siedlungsentwicklung in Deutschland.
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Positive Einschéatzung der Wirkung der Instrumente und MaRnahmen auf die Vertraglichkeit
des Verkehrs

Die quantitativen Bewertungen der einzelnen Instrumente stehen im Gegensatz zu dieser skeptischen
Grundhaltung. So ordnen die beteiligten Experten den angesprochenen Instrumenten und Maf3nah-
men Uberwiegend einen nennenswerten Beitrag zur Verbesserung der Vertraglichkeit des Verkehrs
zu. Wie das Portfolio darstellt, liegen nach der Einordnung auf der sechsstufigen Skala (sehr gering
(=1) bis sehr hoch (=6)) nur wenige Instrumente und MaRhahmen in den unteren beiden Quadranten
und damit in den Bereichen, die einen nur geringen Beitrag zur Vertraglichkeit ausdrucken.
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Abb. 10: Portfolio der Bewertung der Instrumente und Malnahmen (Mittelwerte)
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Beitrag zur Vertrag-

Aufwand

lichkeit des (zeitlich / monetér)
Verkehrs
MaRnahme / Instrument n /] S n ] S
Nahverkehrsplan 61 3,5 1,26 | 58 3,2 1,03
Verkehrsentwicklungsplan 59 3,8 1,26 | 56 2,7 1,02
5 | Kommunales/regionales Bodenmanagement 57 4,0 1,46 | 54 3,1 1,12
é Umwelt-/raumbezogene Bewertungsverfahren i. d. 52 3.3 130 | 46 3.0 1,03
o Bundesverkehrswegeplanung
“_E Forn_"lelIe/|nst|tut|onaI|S|erte Kooperationen in der 56 4.1 116 | 54 3.1 1,00
- | Regionalplanung
5 Empfehlungen zur StralRenraumgestaltung 57 4.1 1,05 | 55 3.9 1,03
cgn Einzelhandelserlass 53 3,7 1,34 | 51 3,8 1,19
§ gmwe_ltbezogene Abwagungsbelange in der 56 26 082 | 51 44 0.83
auleitplanung
. | Moglichkeiten des Stellplatzverzichts fur Kfz 59 3,7 1,44 | 56 49 1,16
§ Flachenhafte Verkehrsberuhigung 63 4,7 1,01 | 59 3,1 1,14
g Parkraumbewirtschaftung 63 4.4 1,20 | 59 3,5 1,12
S | Ordnungsrechtliche Starkung des Radverkehrs 60 4.1 0,97 | 58 3.9 0,87
§ Ee;tlegung und Uberwach}.mg von 62 47 098 | 51 37 1,18
missionsbegrenzungen flir Fahrzeuge
gtaffelung der Kraftfahrzeugsteuer nach 58 3.7 112 | 49 48 1,04
chadstoffklassen
Konzentration der Wohnungsbauférderung auf OPNV- 61 41 126 | 54 4.1 118
erschlossene/zentrale Standorte
Oko-Steuer 63 3,7 1,41 | 56 4.8 1,14
Férderung von Anlagen des OPNV und Rad-
S |/Fulverkehrs Uber das 60 43 117 | 58 3,1 1,09
% Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz
-._% Mittelzuweisungen f. d schiene_nget_)u_ndenen 61 40 111 56 34 1,23
o | Personennahverkehr tber Regionalisierungsgesetze
= | Einflihrung des integralen Taktfahrplans 61 4.4 1,15 | 58 3,0 1,12
3 | Eigenheimzulage 50 43 151 | - - -
a Entfernungspauschale 62 4.4 1,57 - - -
Informelle regionale Kooperation 56 3,7 1,17 | 54 3,4 1,04
E Kommunale Netzwerke zur Radverkehrsforderung 60 4,0 1,17 54 3,8 0,90
c Moderations- und Vermittlungsverfahren zur
2 § Forderung des SPNV ° 5% 37 128153 32 107
2 g Mobilitdtsmanagement 60 3,9 1,08 | 59 3,2 1,02
§§ Mobilitatszentralen 61 3,6 1,17 61 3,0 0,97
O = | Marketing fiir den Umweltverbund 60 4,1 1,06 | 58 3,1 0,94

Tab. 1: Bewertungsergebnisse der MalRnahmen und Instrumente zur Steuerung von Raumentwicklung und Verkehrsnachfrage

Erlauterung:

In der Tabelle werden die Anzahl der Bewertungen (n), das arithmetische Mittel (&) und die Standardab-

weichung (s; Skala von 1 bis 6) je Instrument und Kriterium wiedergegeben. Dabei bedeutet ein hoher
Mittelwert einen hohen Beitrag zur Vertraglichkeit des Verkehrs bzw. einen geringen zeitlichen und mone-

taren Aufwand.
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Zeitlicher und monetarer Aufwand schwer einschéatzbar

Bezogen auf die Einschatzung des zeitlichen und monetéaren Aufwandes liegen die Antworten aller
Befragten starker im linken Bereich des Portfolios; d. h. die notwendigen Aufwendungen werden hier
Uberwiegend héher eingeschatzt.

Insgesamt erwies sich dieses Kriterium allerdings als problematisch. So wurde haufiger keine Beur-
teilung abgegeben und in vielen Anmerkungen auf bestehende Schwierigkeiten in der Bewertung des
Aufwandes hingewiesen. So stellte sich der Beurteilungsgegenstand als nicht hinreichend eingegrenzt
dar. Viele Experten sahen nach eigener Auskunft nur begrenzte Moéglichkeiten, fundierte Bewertungen
des zeitlichen und monetaren Aufwandes abzugeben. Dies gilt insbesondere fiir Instrumente und
MafRnamen mit starkem lokalem Bezug sowie fur die Einschatzung Ubergeordneter MalRnahmenbin-
del.

Die Auswertung stellt deshalb den Beitrag der Instrumente und MalRnahmen zur Vertraglichkeit des
Verkehrs in den Vordergrund, der auch im weiteren Verlauf des Expertenaustausches starker themati-
siert wurde.

Auswertung zeigt differenziertes Meinungsbild

Die grafische Darstellung im Portfolio (vgl. Abb. 10) basiert auf den Mittelwerten der quantitativen Be-
wertungen. Sie liegen bei vielen Instrumenten auf ahnlichem Niveau und weichen nur vereinzelt star-
ker ab. Erst die nahere Betrachtung der konkreten Haufigkeitsverteilungen und die Auswertung der
vielfaltigen qualitativen Ergebnisse des Expertenaustausches ermdglichen hier ein differenziertes Bild,
das Hintergriinde der Bewertungen offen legt und eine nadhere Einschatzung zu den Instrumenten
ermoglicht. Dabei werden in vielen Fallen deutliche Unterschiede oder auch Briiche in der
Einschatzung der Experten deutlich. Ihre Offenlegung in der Auswertung ist Teil der gewahlten
Herangehensweise, die nicht den Konsens der beteiligten Experten, sondern die Ermittlung von Ex-
pertenmeinungen in den Vordergrund stellt.



Steuerung von Raumentwicklung und Verkehrsnachfrage 28
Kapitel 3: Ergebnisse des Expertenaustausches

3.2 Planungsinstrumente und -verfahren

Mit dem Bereich Planung wurde im Expertenaustausch ein originarer Steuerungsbereich der Offentli-
chen Hand angesprochen, dem in Deutschland traditionell eine starke Stellung zukommt. Planung in
dem hier verwendeten Sinne umfasst ein breites Feld raumlicher Entwicklungsplanungen (quer-
schnittsorientierte Planung) sowie relevanter Fachplanungen (sektorale Planung) auf den Ebenen
Bund, Land und Kommunen. Aus dieser Bandbreite wurden in Absprache mit dem Auftraggeber In-
strumente und Anséatze ausgewahlt, denen in der Umsetzung einer integrierten Siedlungs- und Ver-
kehrsentwicklung eine wichtige Rolle zukommt bzw. die diesem Gedanken durch entsprechende Re-
gelungen bereits Rechnung tragen. Die Bauleitplanung und der Einzelhandelserlass werden im
Folgenden als siedlungsbezogene Instrumente behandelt, der Nahverkehrsplan und der Verkehrs-
entwicklungsplan als verkehrsbezogene Instrumente. Als ibergeordnete Planungsansatze wurden
die formelle und informelle regionale Kooperation sowie das Bodenmanagement einbezogen.

Behandelt wird auch die Wohnungsbauférderung NRW, der als primar férderpolitisches Instrumen-
tarium tber das Kriterium der OPNV-Anbindung Einfluss auf die Standortwahl bzw. Flachenent-
wicklung zugesprochen werden kann.

3.2.1 Bauleitplanung

Die nach dem Baugesetzbuch (BauGB) zweistufige Bauleitplanung gilt als zentrales Instrument zur
Steuerung der stadtebaulichen Entwicklung und Ordnung einer Gemeinde. Die Aufstellung von Fla-
chennutzungsplanen und Bebauungsplanen setzt die von den kommunalpolitischen Mandatstragern
getroffenen Entscheidungen Uber Flacheninanspruchnahme, Standortverteilung von Nutzungen und
deren raumliche Zuordnung, Grundstiicksausnutzbarkeit sowie Verkehrsflachen plan- und verfah-
rensmafig um. Damit verbunden sind weitgehende Effekte auf die Umweltvertraglichkeit der Ge-
meindeentwicklung und auf die Vertraglichkeit des Verkehrs.

Ein wichtiges Kennzeichen der Bauleitplanung als rdumliche Gesamtplanung ist die Abwagung, in
. . deren Rahmen die Gemeinde konkrete Betroffenheiten zu
Umweltbezogene Abwagungsbelange in der ] ) ) ) . ]
Bauleitplanung gewichten und einen Ausgleich herbeizufiihren hat. Mit
Seit Ende der 1980er Jahre wurden Formulie- der Normierung einer Reihe umweltbezogener
rungen in § 1 Baugesetzbuch aufgenommen, . .
die dem sparsamen Umgang mit Grund und Abwégungsbelange im Baugesetzbuch hat der
Boden (Bodenschutzklausel) beziehungsweise Gesetzgeber deren Bedeutung fiir den gemeindlichen
einer nachhaltigen stadtebaulichen Entwicklung . . . ..
mehr Gewicht in der Abwagung geben sollen. Abwagungsprozess in den letzten Jahren deutlich erhoht.
Allerdings ist ein grundséatzlicher Abwagungsvorrang darin
nicht begriindet; vielmehr wird die prinzipielle Gleichrangigkeit aller Belange und damit auch
Uberwindbarkeit in der Abwégung auch durch die Rechtsprechung wiederholt betont. Allerdings
bedarf die Zuricksetzung von im BauGB genannten Belangen einer besonderen Rechtfertigung bzw.

Begriindung.
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Die Botschaft hor’ ich wohl, allein mir fehlt der Glaube“ — Skeptische Beurteilung der Wirksam-
keit umweltbezogener Abwagungsbelange in der Bauleitplanung

Die im BauGB aufgefiuihrten umweltbezogenen Abwagungsbelange standen im Vordergrund der
ersten Runde der Delphi-Befragung, mit der um eine Einschatzung der Wirksamkeit dieser mehrfach
erganzten und prazisierten Regelungen gebeten wurde. Sowohl die Befragungsergebnisse als auch
die vertiefenden Experteninterviews bringen insgesamt eine deutliche Skepsis gegentber der Durch-
setzungsfahigkeit von Belangen einer vertraglichen Verkehrs- und Siedlungsentwicklung im Rahmen
der bauleitplanerischen Abwagung zum Ausdruck. So erhielt das Instrument in der Beurteilung seines
Beitrages zur Vertraglichkeit des Verkehrs die ungunstigste Bewertung aller 27 Maf3nhahmen und In-
strumente. Bezogen auf den zeitlichen und monetaren Aufwand ergibt sich ein gegenteiliges Bild; hier
wird die Abwagung erwartungsgemaf als unaufwandig und damit sehr glinstig bewertet.

Umweltbezogene Abwagungsbelange in der Umweltbezogene Abwagungsbelange in der
Bauleitplanung Bauleitplanung
Beitrag zur Vertréaglichkeit des Verkehrs Aufwand
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Dabei ist eine hohe Ubereinstimmung zwischen den Experten aus Wissenschaft und Praxis festzu-
stellen. Eine nennenswerte Umorientierung der Planungspraxis durch die starkere Betonung von Um-
weltbelangen im Rahmen der erfolgten Novellierungen der §§ 1 und 1a des BauGB wird von keinem
der beteiligten Experten gesehen. Nach den Ergebnissen der vertiefenden Experteninterviews gilt dies
auch in Bezug auf die jungste Fortschreibung durch das Europarechtsanpassungsgesetz Bau (EAG
Bau).* Die befragten Experten monieren im Wesentlichen die schwache Stellung gegentiber konfli-
gierenden Interessen und den fehlenden politischen Umsetzungswillen in den Kommunen. Dabei wird
die Durchsetzungsfahigkeit insbesondere gegeniiber 6konomischen Belangen als gering und fiir die
Zukunft als weiter sinkend eingeschatzt. Trotz dieser Defizite werden — ebenfalls in bemerkenswerter
Ubereinstimmung — die umweltbezogenen Abwéagungsbelange als wichtiger Bestandteil der Bauleit-
planung gesehen.

»In der Praxis weitgehend leerformelhaft.”
»Gut und notwendig, aber schwach gegentiber wirtschaftlichen Interessenkoalitionen (...)."

(Anmerkungen aus der ersten Runde der Delphi-Befragung)

* Die Bewertungen der Delphi-Befragung beziehen sich auf die Fassung der Abwagungsbelange bis zum Jahr 2003. Im Laufe
der Bearbeitung des Forschungsprojektes wurden mit dem Europarechtsanpassungsgesetz Bau (EAG Bau) im Juni 2004 die
umweltbezogenen Abwagungsbelange abermals fortgeschrieben bzw. neu strukturiert. In den Experteninterviews wurde auf
diese Neuregelung explizit Bezug genommen.
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Bauleitplanung im Spannungsfeld zwischen planerischer Steuerungsmaoglichkeit und politi-

scher Willensbildung

Aussage 1:

Die bestehenden Verfahren und Instrumente der Bau-
leitplanung verschaffen den Kommunen eine Reihe
von Steuerungsmaglichkeiten zur Flachennutzung und
-entwicklung, bieten aber derzeit keine ausreichende
Gewahr zur Beriicksichtigung der Belange einer ver-
kehrssparsamen Entwicklung.
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Die befragten Experten verknupften die Beur-
teilung der Abwagungsbelange haufig mit einer
generellen Einschatzung der Durchsetzungs-
fahigkeit einer nachhaltigen Entwicklung und
vor allem der Belange des vertraglichen Ver-
kehrs in der Bauleitplanung. Dass die derzei-
tigen Verfahren und Instrumente der Bauleit-
planung keine Gewahr zur Durchsetzung einer
verkehrssparsamen Entwicklung bieten, wurde
in der zweiten Runde der Befragung bestatigt
(vgl. Abbildung).

In den Anmerkungen zur Aussage 1 sowie in
den vertiefenden Experteninterviews wird deut-
lich, dass Uber die Bauleitplanung grundsatzlich
eine ausreichende Steuerungsmaoglichkeit ge-
sehen wird, letztlich aber die Entwicklungsvor-
stellungen der politisch legitimierten lokalen

Entscheidungstrager die ausschlaggebende Rolle spielen. Dieser Spielraum kann positiv genutzt wer-
den — wie dies etwa fiir das Beispiel Miinchen angefiihrt wurde (,Minchen: urban, kompakt und
grun®). In der Regel orientiert sich die Bauleitplanung nach Einschatzung der Experten aber nicht aus-

reichend an den Prinzipien der Nachhaltigkeit.

Grundlegende Handlungsanséatze: Verbindlichkeit starken und expansive Flachenentwicklung

beschranken

Aussage 6:

Durch die Aufnahme verbindlicher Regelungen zur
Sicherheit der OPNV-Anbindung neuer Baugebiete
sowie der Starkung integrierter Lagen und der Nut-
zungsmischung innerhalb des Baurechts sollte der
Berlicksichtigung einer verkehrssparsamen Entwick-
lung im Rahmen kommunaler Siedlungsplanung zu
mehr Durchsetzungskraft verholfen werden.
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Als Folgerung aus der negativen Einschatzung
zum Stellenwert einer nachhaltigen Planung
wird grundsatzlich vielfach die Forderung nach
einer starkeren Prazisierung bauplanerischer
Vorgaben sowie einer héheren Verbindlichkeit
von Planungsinstrumenten und -verfahren ge-
aulert.

Was unter einer nachhaltigen Siedlungs- und
Verkehrsentwicklung im Rahmen der gemeind-
lichen Bauleitplanung im Einzelnen zu verste-
hen ist bzw. welche Punkte naher geregelt wer-
den sollten, wurde innerhalb des Expertenaus-
tausches nur teilweise konkretisiert. Die Siche-
rung von Nutzungsmischung und die Beschran-
kung von Flachenentwicklung auf integrierte
Lagen kénnen hier als zentrale libergeordnete
Forderungen genannt werden. Konkret ange-

sprochen wird dabei eine Uber die jetzigen Vorschriften hinausgehende Verscharfung des Bauverbo-
tes im AufRenbereich bzw. ein starkerer Freiraumschutz.
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Diskussionsschwerpunkt: ErschlieBung neuer Siedlungsgebiete

Eine besondere Rolle spielte die Anbindung von Siedlungsgebieten, die von Beginn an von vielen
Experten in die Diskussion eingebracht wurde. Die ErschlieRBung iiber den Offentlichen Nahverkehr
wurde Uber die Bauleitplanung hinaus im Zusammenhang mit nahezu allen weiteren planerischen
Instrumenten (z. B. Wohnungsbauférderung, Einzelhandelserlass, Nahverkehrsplanung — vgl. dort)
thematisiert und in den Experteninterviews intensiv diskutiert. Deutlich wird dabei, dass die OPNV-
Anbindung bzw. die verkehrlichen Folgen der Siedlungsentwicklung generell bei Standortentschei-
dungen seitens der Kommunen, aber auch der Investoren oft vernachlassigt werden. Der Handlungs-
ansatz einer Festsetzung von Mindestnormen fir die OPNV-Anbindung im Bau(planungs-)recht wird
zwiespaltig betrachtet. Auf der einen Seite wird dies grundsatzlich befirwortet bzw. auf das Fehlen
entsprechender Vorschriften im Erschliefungsrecht bzw. im BauGB hingewiesen, auf der anderen
Seite werden entsprechende Regelungen fiir kaum umsetzbar gehalten. Neben der politischen Durch-
setzungsfahigkeit wird dabei die Operationalisierung in entsprechende Mindeststandards als schwierig
bis unlésbar bezeichnet und als Beispiel daflir die Wohnungsbauférderung NRW angefiihrt (vgl.
Kapitel 3.2.2: Wohnungsbauférderung Nordrhein-Westfalen).

Problematisiert werden dartiber hinaus die Folgen fir die kommunalen Finanzen, die als ,Besteller*

der OPNV-Leistungen auftreten miissten. Hingewiesen wurde aber auf die Dringlichkeit, bereits auf

der regionalen Ebene die OPNV-ErschlieBung von Siedlungsgebieten sicherzustellen. Als magliches
Instrument wird die Nahverkehrsplanung genannt, da die

LI R T Al e U Ll darin vorgenommenen Festlegungen zum betrieblichen

festlegen. In Deutschland gibt es viele nicht

dicht besiedelte Bereiche und ich kann mir Leistungsangebot und zur Finanzierung des OPNV eine
kaum vorstellen, dass dort ein sinnvoller g P T—T .

o5 W e ] s el wichtige Basis flr die Entwicklung von angemessenen und
kann und vor allem wer diesen bezahlen umsetzbaren Standards liefern und Uber die Plane die

sollte. Deshalb bin ich da sehr vorsichtig. Moglichkeiten der ErschlieRungen geplanter Baugebiete

(Zitat aus den vertiefenden Experteninterviews) gepr[]ft werden konnen.
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3.2.2 Wohnungsbauférderung Nordrhein-Westfalen

Konzentration der Wohnungsbaufdrderung
auf OPNV-erschlossene / zentrale Orte

Seit 1998 ist in den Wohnungsbauférderungs-
bestimmungen des Landes NRW, als bisher
einzigem Bundesland, verankert, dass die
Forderung von Miet- und Genossenschafts-
wohnungen an das Vorhandensein eines Hal-
tepunktes des schienengebundenen offent-
lichen Personennahverkehrs (Einzugsbereich
bis 1,5 km Entfernung, ersatzweise auch Bus-
verkehr) gekoppelt wird.

Ziel der Wohnungsbauférderung des Landes Nordrhein-
Westfalen ist es, Haushalte zu unterstiitzen, die aus un-
terschiedlichen Grunden auf Hilfe bei ihrer Wohnraumver-
sorgung angewiesen sind. Dabei gehort die Verwirkli-
chung sozialer, 6kologischer und stadtebaulicher Quali-
taten zu den vordringlichen wohnungspolitischen Zielen.
Ein weiteres Anliegen ist die starkere Verkniipfung von
Wohnungsbau und Offentlichem Verkehr. Seit 1998 ist in

den Wohnungsbauférderbestimmungen festgeschrieben, dass Miet- und Genossenschaftswohnungen
nur geférdert werden, wenn sie im Einzugsradius von 1.500 m um einen vorhandenen oder geplanten
Haltepunkt des schienengebundenen Personennahverkehrs liegen (z. B. DBAG, S-Bahn, U-Bahn,
StralRenbahn). Dieser Radius kann bei gutem Buszubringer bzw. bei Radwegeverbindungen in
Kommunen, in denen der Fahrradverkehr eine grof3e Rolle spielt, erweitert werden.

Diese Regelung hat im Vorfeld der Verabschiedung zu erheblichen politischen Diskussionen gefiihrt
und gilt bis heute als umstritten. Eine exemplarische Untersuchung der Umsetzungspraxis hat gezeigt,
dass die Verkniipfung zwischen Wohnungsbau und dem Offentlichen Verkehr im Grundsatz gelungen
ist, wenngleich als Folge der eher breitgefassten Kriterien grof3e regionale Unterschiede hinsichtlich
der Qualitat des OPNV festzustellen sind (vgl. Dittrich-Wesbuer/Muiller/Stiewe 2005).

Regelung mit Vorbildcharakter

Konzentration der Wohnungsbauforderung auf
OPNV-erschlossene/zentrale Orte

Beitrag zur Vertraglichkeit des Verkehrs
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Der Regelung zur OPNV-Anbindung in der Woh-
nungsbauférderung NRW wurde von den betei-
ligten Experten deutliche Anerkennung gezollt;
entsprechend positiv fiel das Ergebnis der ersten
Runde der Delphi-Befragung aus. Hervorgeho-
ben wurde der Vorbildcharakter dieser nord-
rhein-westfalischen Bestimmung fiir andere
Bundeslander. Sie wird von einigen Experten als
moglicher erster Schritt zu einer allgemeinen
OPNV-Erschlieungspflicht gewertet und mit den
Regelungen zur Bauleitplanung in Verbindung
gebracht (vgl. Kapitel 3.2.1: Bauleitplanung).
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Wenig Breitenwirkung in der Praxis

Trotz der positiven Wertung gibt es im Expertenaustausch eine Flille von kritischen AuBerungen, die
sich vor allem auf zwei Punkte konzentrieren.

Zum einen wird auf die fehlende Breitenwirkung der auf den sozialen Mietwohnungsbau beschrankten
Regelung hingewiesen. Durch das geringe Bauvolumen in diesem Bereich stellten die Anwendungs-
falle im Vergleich zur gesamten Wohnungsbautatigkeit letztlich eine ,Marginalie” dar. Dies gelte ins-
besondere, da der Bereich die Eigenheimférderung des sozialen Wohnungsbaus in NRW aus der
Bestimmung genommen hat.

»Regelung kann eigengenutzte Eigentumswohnungen/-hauser noch nicht erfassen; hier bleibt der
Schwerpunkt der Flachenzersiedelung.”

»~Aufgrund des groRRen Einzugsbereiches und keiner qualitativen Anforderungen (in Bezug auf das
Fahrtenangebot u. a.) hat das Instrument im Ballungsraum keinerlei Steuerungswirkung.”

(Anmerkungen aus der ersten Runde der Delphi-Befragung)

Den zweiten Hauptkritikpunkt stellen die in der Wohnungsbauférderung genannten Kriterien der
Anbindung dar, die als ,lasch® tituliert wurden und nach Einschatzung der Experten Mindestangaben
zur Bedienungshaufigkeit und den Bedienungszeiten vermissen lieRen. Dies sei neben der geringen
Bautatigkeit ein weiterer Grund, warum insbesondere in den Ballungsrdumen von den derzeitigen
Regelungen keine Wirkung ausgehe.

Einbettung in weitergehende Strategien notwendig

Die derzeit geringe Durchschlagskraft der Regelung zur OPNV-Anbindung in der nordrhein-westfa-
lischen Wohnungsbauférderung ist Ausgangspunkt fiir eine Reihe von erganzenden Bemerkungen zur
Notwendigkeit weitergehender Regelungen. Sie thematisieren beispielsweise die kontraproduktive
Wirkung weiterer Bestimmungen zur Wohnungsbauférderung wie der Eigenheimzulage und fordern
push-and-pull-Strategien, die insbesondere durch eine Verteuerung des Autoverkehrs die Lenkung
der Wohnungsbautatigkeit auf OPNV-erschlossene Standorte unterstiitzen kénnen.

»(...) bedauerlich ist nur, dass die Eigenheimzulage nicht in die gleiche Richtung steuert.”

»Dieses Instrument ist zudem nur dann wirksam, wenn zugleich der Autoverkehr langsamer oder teurer
gemacht wird. Ohne solche flankierenden MaBnahmen sind die Wirkungen gering.“

(Anmerkungen aus der ersten Runde der Delphi-Befragung)

Handlungsbedarf: Prazisierung und Ausdehnung der Regelungen

Grundsatzlich Iasst sich aus der Expertenbefragung eine Zustimmung flr die Regelung ableiten, die
Uberwiegend als — wenn auch eher symbolisches — Beispiel fiir die Integration von Siedlungsentwick-
lung und Verkehr betrachtet wird.

Als Handlungsbedarf wird die allgemeine Forderung aufgestellt, die OPNV-ErschlieBung als Kriterium
fur die Flachenausweisung bzw. Bautatigkeit im Planungsrecht generell vorzuschreiben (vgl. Kapitel
3.2.1: Bauleitplanung). Fir NRW wird dartber hinaus eine Ausdehnung der Bestimmungen der Woh-
nungsbauférderung auf andere Forderbereiche mit indirektem Verkehrsbezug, wie die Strukturpolitik,
angesprochen.
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In der gewlinschten Prazisierung der Rege-
Aussage 25: . . . L .
Die Bestimmungen zur OPNV-Anbindung in der Woh- lungen wird auf die NOtwend_l_gkelt hingewie-
nungsbauférderung in NRW sollten préazisiert und inre sen, Uber die Definition von OPNV-Mindest-
Anwendung in anderen Férderbereichen, wie der tandards hi b telle d di
Strukturpolitik, vorangetrieben werden. standards hinaus bzw. anstelle davon, die

kleinrdumige Nutzungsmischung als Kriterium
in die Bestimmungen aufzunehmen.
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3.2.3 Einzelhandelserlass

. Der Einzelhandel beeinflusst Stadtebau und Stadtent-
Einzelhandelserlass . . 5 .
Im Einzelhandelserlass werden Beurteilungs- wicklung durch seine besondere Bedeutung fur das stadti-
kriterien flir die planungsrechtliche Zuverlassig- | - gone Zantrensystem, fiir den Verkehr, fiir die Stadtgestalt
keit von EinzelhandelsgroRbetrieben verdeut- - . ]
licht. Diese sollen dazu beitragen, funktions- sowie Nahversorgung und soziale Integration. In den ver-
fahige lokale und regionale . . . . _
VTR AU = G gangenen Jahrzehnten lie? sich ein gravierender Struk
beziehungsweise zu schaffen. Hierfir ist eine turwandel des Handels mit der Tendenz zur Konzentration
Integrati Einzelhandels-GroRbetrieben i .
furkonslor manstiblicher und raumicher | und Entstehung von GroBstrukturen sowie zur Verlage-
Hinsicht Voraussetzung. Die entsprechende rung von Standorten feststellen, die bestehende lokale
Regelung in Nordrhein-Westfalen hat hier einen . . .
hohen Bekanntheitsgrad erlangt. und regionale Nahversorgungsstrukturen gefahrdet. Diese

Entwicklung wird in Praxis und Wissenschaft auch deswe-
gen kritisch gesehen, da Uber eine Zunahme des Verkehrsaufkommens deutliche Auswirkungen auf
die Verkehrsentwicklung ausgeldst werden.

1996 wurde der Einzelhandelserlass Nordrhein-Westfalen veréffentlicht. Der Erlass enthalt: "Hinweise,
Empfehlungen und Weisungen als Planungs- und Entscheidungshilfen bei der Ansiedlung und Erwei-
terung von EinzelhandelsgroRbetrieben sowie fur Nutzungsanderungen flir entsprechende Zwecke"
(vgl. Landesregierung NRW 1996). Die behdrdenintern bindende Verwaltungsvorschrift konkretisiert
damit die bau- und landesplanungsrechtlichen Regelungen® und soll begriffliche Klarstellungen und
Hilfestellung fiir die Interpretation bestehender Ermessensspielrdume leisten.

Das dem Einzelhandelserlass Nordrhein-Westfalen zugrunde liegende Instrumentarium zielt auf die
Standortsteuerung von EinzelhandelsgroRbetrieben. Die landesplanerischen Vorgaben sollen zwar die
Orientierung der Standorte an stadtebaulichen Strukturen mit vergleichsweise hoher Zentralitat und
guter OPNV-Anbindung gewahrleisten; die Umsetzung durch die kommunale Bauleitplanung bzw. die
Genehmigungspraxis hat jedoch auch den Flachenanspriichen der Betriebe, insbesondere fir Kfz-
Stellflachen und der Forderung nach einer guten MIV-ErschlieRung Rechnung zu tragen.

® Die zentralen gesetzlichen Bestimmungen fir die Ansiedlung des Einzelhandels sind in NRW § 11 Abs. 3
Baunutzungsordnung und § 24 Abs. 3 Landesentwicklungsprogramm NRW.
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Wichtig oder wirkungslos?

Der Einzelhandelserlass wird innerhalb des Expertenaustausches unterschiedlich und z. T. wider-
spruchlich beurteilt. Zunachst fallt die vielfach sehr pauschale Kritik an der Regelung auf, deren An-
wendung angesichts weiter entstehender Einrichtungen an dezentralen, stadtebaulich wenig integ-
rierten Standorten mehrfach als fragwirdig oder nicht gegeben eingeschatzt wird. Vereinzelt wird
auch die Wirksamkeit des Ansatzes an sich in Frage gestellt, da selbst bei erfolgter Verhinderung von
Einzelhandelsansiedelungen an nicht-integrierten Lagen die erhofften Effekte in der Erhaltung lokaler

Versorgungsstrukturen vielfach ausblieben.

Einzelhandelserlass
Beitrag zur Vertraglichkeit des Verkehrs
n=53; d =3,7; weill nicht=10

30

25 4

20

sehr ziemlich eher eher ziemlich sehr
gering gering gering hoch hoch hoch
()] ) (©) 4 (5) (6)

DELPHI-BEFRAGUNG 1. RUNDE

»Die geringe Wirksamkeit ist bereits bewiesen.
Uberall entstehen neue groRflachige Einzel-
handelseinrichtungen im Auf3en- und Innenbereich
mit katastrophalen Auswirkungen auf den klein-
teiligen lokalen Einzelhandel.”

»Verhinderung groRflachigen Einzelhandels zeigt
nicht immer den erwiinschten Erfolg der Erhaltung
lokaler Strukturen!"

(Anmerkungen aus der ersten Runde der Delphi-
Befragung)

Trotz derartigen Aussagen ordneten die beteiligten Experten dem Einzelhandelserlass in der ersten
Runde der Delphi-Befragung insgesamt durchaus einen nennenswerten Beitrag zur Vertraglichkeit zu.

Aussage 5:

Die Konkretisierung von landesplanerischen Zielen zur
Einzelhandelsentwicklung, wie sie tber den Einzel-
handelserlass erfolgt, stellt eine wichtige Unterstiitzung
in der Durchsetzung einer vertraglichen Siedlungsent-
wicklung dar.
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Auch die Uberpriifung dieses Ergebnisses in
der zweiten Runde der Befragung zeigte eine
grundlegende Zustimmung fiir eine derartige
Wirkung des Instruments. Gleichzeitig wurde
an dieser Stelle wiederholt auf die bestehen-
den ,Schlupflécher” in der Genehmigungspra-
xis groRflachiger Einzelhandelsbetriebe hin-
gewiesen und eine steigende Tendenz zur
Unterwanderung der Regelungen angefiihrt.

Insgesamt lasst sich aus den Ergebnissen ab-
leiten, dass die erfolgten Beurteilungen in ers-
ter Linie eine Anerkennung des Steuerungs-
versuches darstellen bzw. die grundlegende
Notwendigkeit der Lenkung des grof3flachigen
Einzelhandels unterstreichen.

Die Praxis der Anwendung scheint dagegen
von vielen Experten eher als enttduschend
wahrgenommen zu werden. Dies gilt vor allem
fur die beteiligten Vertreter aus dem Bereich
der Wissenschaft.
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Einzelhandelserlass als , Disziplinierungsinstrument*

In den vertiefenden Experteninterviews mit Vertretern der
'I'nDneénE;'I‘sz‘;'S:r?‘:“Z'Csﬁlisge:?;jﬁzvhogiPaCh kommunalen Praxis werden teilweise bessere Bewer-
Disziplinierung bei . tungen der Durchschlagskraft der Regelungen abgege-
ben. Der Einzelhandelserlass wird hier u. a. als ,Diszipli-
nierungsinstrument” beschrieben, der zumindest eine
sorgfaltigere Planung von Einzelhandelsvorhaben innerhalb der Kommune aber auch innerhalb der
Region notwendig mache. Die Wirkung zeige sich in den Fallen als besonders deutlich, wo seitens
des Landes eine Prifung des kommunalen Vorgehens als Voraussetzung fur die Bewilligung von For-
dermitteln — angesprochen wurden Stadterneuerungsmittel fir innenstadtbezogene MaRnahmen —
vorgenommen wirde.

(Zitat aus den vertiefenden Experteninterviews)

Als Einschrankung der Planungshoheit im Bereich des Einzelhandels wird der Erlass in den Kommu-
nen aber durchaus zwiespaltig gesehen und laut der Erfahrungsberichte vor allem auf der kommunal-
politischen Ebene vielfach kritisiert.

Notwendige Rahmensetzung durch lokale und regionale Einzelhandelskonzepte

In den Experteninterviews sowie der Delphi-Befragung wurde der Einzelhandelserlass mehrfach in
den Kontext umfassenderer Einzelhandelskonzepte gestellt. Derartige Konzepte wurden als uner-
I&ssliche Grundlage bezeichnet, um einen maflvollen Umgang mit dem Einzelhandel zu erreichen und
den planerischen Umgang mit Vorhaben in diesem Bereich abzusichern. Wahrend lokale Konzepte in
vielen groReren Stadten vorliegen, werden regionale Konzepte z. T. als aufwandig und langwierig
bezeichnet. Inre Umsetzungschancen sind auch abhangig
,Vernnftig ist der Ansatz des Landes, bei von bestehenden Ansatzen zur regionalen Zusammenar-
neuen Einzelhandelsprojekten zu prufen, ob beit (vgl. Kapitel 3.2.4: Formelle und informelle regionale

die Standortausweisung mit gewéhrten . .. . . e
Férderungen zur .nnengtadte%neuemng 0. 4. Kooperation). Als Unterstlitzung wird die Initiative des

konform gehen. Im Extremfall wird dann Landes NRW gewertet, regionale Einzelhandelskonzepte
wieder zurtickgefordert. Zuckerbrot und . . . ..
Peitsche hilft bei solchen Dingen recht gut.* in der Beurteilung von Ansiedlungsvorhaben zu bertck-

sichtigen und durch die Vergabe von Férdermitteln zu

(Zitat aus den vertiefenden Experteninterviews) .
unterstutzen.
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3.2.4 Formelle und informelle regionale Kooperation

Die stetige Zunahme Uberértlicher Verflechtungen in verschiedenen Gesellschafts- und Lebensbe-
reichen macht die Region zur mafigeblichen Ebene in der Steuerung der Raumentwicklung und Ver-
kehrsnachfrage. Das Erfordernis, bestehende Inkongruenzen zwischen politisch-administrativen
Raumgrenzen und den bestehenden Aktionsraumen durch regionale Ansatze zu Uberwinden, ist in
Wissenschaft und Praxis weitgehend unbestritten und nicht erst seit der Nachhaltigkeitsdebatte ein
Thema. Regionale Kooperationen sind dabei auch eine Reaktion auf die haufig schwache Position der
Regionalplanung, deren Instrumentarien und Verfahren fir die Kernprobleme der Regionen als nicht

ausreichend empfunden werden.

In Deutschland existiert eine Vielzahl von Kooperationsformen, die sich durch ihren inhaltlichen und
raumlichen Zuschnitt sowie die Organisationsstruktur unterscheiden. Innerhalb der Expertise wurden
bestehende, umfassendere Kooperationen in der Siedlungs- und Verkehrsplanung in den Vordergrund
gertiickt. Sektorale Zusammenschliisse, wie sie etwa im Bereich Bodenmanagement oder der OPNV-
Planung bestehen, wurden nicht naher bzw. an anderer Stelle behandelt (vgl. u. a. Verkehrs-
entwicklungsplan und Nahverkehrsplan (Kapitel 3.2.6); Regionalisierungsmittel (Kapitel 3.5.4)).

Formelle/institutionelle Kooperationen in
der Regionalplanung

Unter formellen/institutionalisierten Kooperati-
onen werden Formen der regionalen Zusam-
menarbeit im Bereich der Siedlungsentwicklung
verstanden, die formal institutionalisiert und mit
eigener politischer Entscheidungsbefugnis
ausgestattet sind. Eines der bekanntesten
Beispiele ist die Region Hannover.

Informelle und regionale Kooperationen

Aus der Vielzahl der existierenden Formen
regionaler Zusammenarbeit auf freiwilliger
Ebene gibt es einzelne Beispiele, in denen
unter grundsatzlicher Wahrung der Planungs-
hoheiten der beteiligten Institutionen eine regi-
onale Koordination der Siedlungs- und Ver-
kehrsentwicklung installiert werden konnte. Vor
allem der Ansatz in der Region Bonn/Rhein-
Sieg/Ahrweiler hat hier eine hohe Bekanntheit
erlangt.

Als Systematisierungsansatz wurde der Grad der Frei-
willigkeit verwendet. Die Kooperationsansatze werden
danach zwischen formellen, d. h. gesetzlich geregelten
Formen und informellen, auf dem Prinzip der Freiwilligkeit
beruhenden Strukturen, eingeordnet. Wahrend in formel-
len Kooperationen die geschaffene Organisationsform
auch Trager der Regionalplanung ist und kommunale Ent-
scheidungskompetenzen wahrnimmt, bleiben in informel-
len Konzepten die lokalen und regionalen Zustandigkeiten
im Prinzip unangetastet und werden nur in Einzelfallen auf
der Grundlage konkreter Vereinbarungen abgetreten. In
der Delphi-Befragung wurde die Bewertung auf die Region
Hannover (formelle Kooperation) sowie die Kooperation
Bonn/Rhein-Sieg/Ahrweiler (informelle Kooperation) be-
zogen, um konkrete Bezugspunkte fiir die Bewertungen zu
schaffen.

Beide Beispiele zeichnen sich durch eine integrative Planung im Bereich der Siedlungs- und Ver-
kehrsentwicklung aus. So liegt dem Konzept zur Wohnbauflachenentwicklung in der Region Bonn der
Leitgedanke einer Konzentration der regionalen Siedlungstatigkeit auf integrierte und mit dem (schie-
nengebundenen) OPNV erschlossene Lagen zugrunde. Mit einem derartigen Vorgehen konnte auch
die Region Hannover Erfolge erzielen, hier begunstigt durch die Schaffung einer neuen regionale Ge-
bietskdrperschaft, die die Kompetenzen in den Bereichen Siedlungs- und Verkehrsplanung bindelt.

Hohe Bedeutung der Region

Erwartungsgemal wird die regionale Kooperation als zentrale Voraussetzung fir nachhaltige Raum-
und Verkehrstrukturen betrachtet. Diese Einschatzung wird sowohl von den beteiligten Experten aus
der Wissenschaft wie auch der kommunalen Praxis geduflert. So wiirden Prozesse der Entdichtung

und des Wachstums der Siedlungsflachen an nicht-integrierten Standorten mit den nachteiligen Fol-
gen flr das Verkehrssystem wesentlich durch unabgestimmtes Verhalten in der Region mitbestimmt.
Auch die Organisation des Offentlichen Nahverkehrs mit der bestehenden Trennung der Zusténdig-

keiten zwischen stral’en- und schienengebundenen Verkehrstragern wurde in diesem Zusammen-
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hang als wenig forderlich fur eine nachhaltige Entwicklung in der Region thematisiert (vgl. Kapitel
3.5.4: Regionalisierungsmittel und Integraler Taktfahrplan).

Die Einschatzungen zur Bedeutung der Region wurden weitgehend unabhangig von der Organisati-
onsform einer moglichen Kooperation gedufRert. Die Bewertungen und Anmerkungen zeigen aber
tendenziell, dass formelle Kooperationen und damit gebiindelte und verbindliche regionale Planungs-
strukturen die gréBere Durchschlagskraft zugeordnet wird.

Zweifelhafte Umsetzungschancen freiwilliger Kooperationen

Die Mdoglichkeiten, die gewiinschte regionale Abstimmung in der Siedlungs- und Verkehrsplanung im
Rahmen informeller Kooperationen umzusetzen, werden von den Experten dagegen mehrheitlich
skeptisch eingeschatzt. Die Bewertung der ,weichen“ Formen fallt in der ersten Runde der Delphi-
Befragung im Vergleich zur formellen Kooperation etwas zuriickhaltender aus.

Formelle/institutionalisierte Kooperationen in der
Regionalplanung
Beitrag zur Vertraglichkeit des Verkehrs

Informelle regionale Kooperation
Beitrag zur Vertraglichkeit des Verkehrs
n=56;d=23,7; weill nicht=7

n = 56; @ = 4,1; weil} nicht = 6; keine Angabe = 1
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Die Region Bonn wird als ,l6bliche Ausnahme*
genannt, die unter spezifischen Bedingungen entstanden und nicht einfach auf andere Regionen
Ubertragbar sei. Bezweifelt werden insbesondere die Krisensicherheit freiwilliger Kooperationen und
der dauerhafte Wille lokaler Entscheidungstrager, Teile ihrer Planungshoheit abzutreten und
bestehende Konkurrenzen mit Nachbarkommunen zugunsten eines gemeinsamen Vorgehens in der
Siedlungs- und Verkehrsplanung zu Gberwinden. In einzelnen Themenbereichen, wie bei den
regionalen Einzelhandelskonzepten oder den Verkehrsentwicklungsplanungen, kdnnte man in NRW
zwar inzwischen auf einzelne Erfolge in der freiwilligen
»Freiwillige Kooperation ist etwas fur gute Kooperation verweisen. Bereits derartige sektorale
Zeiten. Bei ernsthaften Konflikten versagt . . .
sie. Zusammenschllsse trafen aber vielfach auf
Akzeptanzprobleme in den Kommunen und verzeichneten
nur langsam Fortschritte (vgl. Kapitel: 3.2.3
Einzelhandelserlass).

(Anmerkung aus der ersten Runde der Delphi-
Befragung)

Als entscheidender Erfolgsfaktor fiir eine abgestimmte Siedlungs- und Verkehrsplanung wird dabei mit
Verweis auf das Vorgehen in Bonn eine gemeinsame, klar definierte Zielsetzung hervorgehoben. In-
formelle Zusammenschlisse stellten in diesem Zusammenhang eine sinnvolle und notwendige Vor-
stufe zu einer méglichen formalen Kooperationen dar, wie die Praxis der existierenden regionalen
Kooperationen — so auch das Beispiel Hannover — zeige.
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Zugkraftige formelle Kooperationen bislang zu wenig eingerichtet

Auch in den geauRerten Einschatzungen zu dieser Art der Kooperation wird deutlich, dass Hannover
als herausragendes Beispiel gesehen wird. Die Anmerkungen zeigen, dass die Chancen derartiger
Zusammenschlisse fir NRW aber derzeit als gering betrachtet werden. Dies gelte insbesondere fir
das Ruhrgebiet mit seinen schwierigen raumstrukturellen und administrativen Rahmenbedingungen,
aber auch fur andere Regionen. Vereinzelt wurde Kritik am Land NRW geéduliert, die derzeit die Bil-
dung stadtregionaler Zusammenschlisse mit eigenen Planungs- und Entscheidungsbefugnissen nicht
ausreichend unterstitze.

Aussage 4: »Die Aussage musste lauten:
Schlagkraftige regionale Kooperationen in der Institutinalisients reg_i.onale EEREERIET
Siedlungs- und Verkehrsplanung bleiben aufgrund L SiErgeT gememdeubergreﬁend_gn
dministrati d politischer H - d it auf Regionalplanungskompetenzen miissten
Ei:;glt)sezgp:g;%résc?ﬁréﬁft er iemmnisse derzeit au vermehrt eingerichtet werden."

»Die Planungshoheit liegt bei den

n=43,8=53 Kommunen, da gehort sie hin und da muss
30 sie auch bleiben. Regionale Kooperationen

sind sinnvoll und meist auch sehr hilfreich,
25 4 sie mussen aber inhaltlich begriindet sein.”
201 (Anmerkungen aus der zweiten Runde der

Delphi-Befragung)

15

10

Im Unterschied zur informellen Koope-
ration wird die grundlegende Wirksamkeit

lehne lehne lehne stimme stimme stimme insbesondere m|tte|' Und Iangfristig als
vollstandig groftenteils eher eher groftenteils vollstandig . .
ab ab ab 2u zu 2 hoch eingeschatzt und der Grundlagen-
(€] @) ®) (©) ®) (6)

charakter dieses Ansatzes als notwendige
DELPHI-BEFRAGUNG 2. RUNDE St Rahmenbedingung einer nachhaltigen

Entwicklung betont. Dennoch gibt es auch
gegenlaufige Positionen, die sich klar fur die Beibehaltung der kommunalen Planungshoheit aus-
sprechen und regionale Kooperation nur fallbezogen fiir sinnvoll erachten.

Regionale Kooperation: keine Gewéhr fir nachhaltige Planung

Trotz der hohen und grundlegenden Bedeutung bieten regionale Kooperationen keine Gewabhr fiir eine
nachhaltige Planung. So spielt nach Einschatzung einiger Experten die Verbesserung der Vertraglich-
keit des Verkehrs insbesondere bei informellen regionalen Planungsansatzen oft nur eine unterge-
ordnete Rolle. Im Wettbewerb der Regionen dominieren vielmehr Themen wie die Struktur- und Wirt-
schaftsforderung und Bevdlkerungsentwicklung. In diesem Zusammenhang kénnen regionale Koope-
rationen anstelle einer verstarkten Orientierung auf integrierte Lagen auch zu einer verstarkten De-
zentralisierung fuhren.
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Handlungsansatz: Staatliche Unterstiitzung und Férderung

Aussage 7:

Durch eine Verbesserung der landesplanerischen
Rahmenbedingungen und einer entsprechenden Aus-
richtung der Férderinstrumente des Landes muss
regionale Kooperation sichergestellt werden, um abge-
stimmte Konzepte und Planungen fiir den Verkehr, den
Wohnungsbau sowie den Einzelhandel auf regionaler
Ebene zu gewahrleisten.

n=41; weild nicht =2; @=5,1
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ab ab ab zu zu zu
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»Regionale Kooperationen sind wichtig, aber nicht
hinreichend: Hinzu kommen miissen eindeutige,
widerspruchsfreie und verbindliche Zielvorgaben und
direkt kongruente MalBnahmen der Gberregionalen
Landesebene (...).“

(Anmerkung aus der zweiten Runde der Delphi-Befragung)

3.2.5 Bodenmanagement

Kommunales/regionales Bodenmanagement

Dieses, eine Reihe von bodenpolitischen Ein-
zelinstrumenten und Manahmen (kommunaler
Zwischenerwerb, stadtebauliche Vertrage und
Annliches) umfassende strategische Vorgehen
in der Flachennutzung beziehungsweise Bau-
landbereitstellung, dient, neben der finanziellen
Entlastung 6ffentlicher Haushalte, der Steue-
rung der Bautatigkeit auf gewlinschte Standorte
und dem ressourcenschonenden Umgang mit
Flachen (haushalterisches Bodenmanage-

Innerhalb des Expertenaustausches wird die
Forderung nach einer starkeren staatlichen
Unterstlitzung regionaler Kooperation laut.
Dabei werden zum einen die Rahmenbedin-
gungen regionalen Handelns genannt, wie sie
durch die Landes- und Regionalplanung ge-
setzt werden. Gefordert wird mehrheitlich die
Schaffung starker regionaler Planungsebenen,
die ihre Planungshoheit auch gegenuber ein-
flussreichen Gemeinden in der Region durch-
setzen kdonnen. Daflr missten bestehende
Strukturen der Regionalebene in Frage gestellt
und Kompetenzen verlagert werden. Dies
lieRe sich allerdings nur im Konsens mit den
betroffenen Stadten und Gemeinden durchset-
zen. Das Land miisse dabei eine starkere
Vermittlerrolle Gbernehmen. Um die Hand-
lungsnotwendigkeit zur Zusammenarbeit zu
erhohen, wird eine Verknipfung von Forder-
mitteln der Lander an die Existenz regionaler
Kooperation mehrfach gefordert. Die Regio-
nalisierung der Wohnungsbauforderung, wie
im Modellversuch Bonn/Rhein-Sieg umge-
setzt, wird hier als Schritt in die richtige Rich-
tung gewertet.

Eine sparsame und auf dem Prinzip der Verkehrsvermei-
dung beruhende Flacheninanspruchnahme durch kom-
pakte und nutzungsgemischte Siedlungsweisen gehort un-
bestritten zu den KernmaRnahmen nachhaltiger Raum-
und Verkehrsentwicklung. Die kommunale Planungshoheit
macht die Kommunen zu wichtigen Akteuren in der Fla-
chenbereitstellung. Die Bundelung verschiedener Instru-
mente der Bodenordnung und Bebauungsplanung zu
— Strategien des Bodenmanagements kann in diesem Zu-

sammenhang einen nachhaltigen Umgang mit den Fla-
chenressourcen unterstitzen. Bestandteile eines solchen Bodenmanagements sind Ansatze mit eher
hoheitlichem Charakter (Angebotsplanung, staddtebauliche Entwicklungsmaflnahme) aber auch eher
kooperativ gepragte Instrumente (Flachenerwerb und -entwicklung durch die Gemeinde oder eine
beauftragte Gesellschaft, stadtebaulicher Vertrag, Vorhaben- und ErschlieSungsplan).

Neben lokalen Strategien gewinnen regionale Ansatze, insbesondere im Umfeld der Verdichtungs-
kerne, zunehmend an Bedeutung. Mit ihnen sollen unerwiinschte Effekte der stadtregionalen Raum-
entwicklung, wie sie durch ins Umland ausweichende Nachfrage einerseits, Leerstande, Segregation
und Einnahmeausfallen in den Kernstadten andererseits, skizziert werden kdnnen, verhindert bzw.
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gemindert werden. Regionales Bodenmanagement ist Bestandteil oder Ausgangspunkt interkommu-
naler Kooperation, deren Instrumente und Vorgehensweise sich je nach Form der Zusammenarbeit
unterscheiden (vgl. Kapitel 3.2.4: Formelle und informelle regionale Kooperation). Neben
formalisierten Instrumenten (regionaler Flachennutzungsplan, regionaler Verkehrsentwicklungsplan
u. a.) gehdren regionale Wohnungsmarktbeobachtungen sowie freiwillige Zielvereinbarungen tber
Qualitats- bzw. Standortkriterien der Siedlungsentwicklung zu den praktizierten Vorgehensweisen
eines regionalen Bodenmanagements.

Bodenmanagement vor allem in Kernstadten bedeutsam

Kommunales/regionales Bodenmanagement , Setzt kommunale Ziele voraus (u. a.
Beitrag zur Vertraglichkeit des Verkehrs ressourcenschonend, verkehrsvermeidend) und
n =57, =4,0; weils nicht = 6 hat dann dementsprechende Durchsetzungskraft.*

30

»,Bodenmanagement wirkt eher langfristig, aber
25 dann am Umfassendsten.”

207 (Anmerkungen aus der ersten Runde der Delphi-

15 Befragung)
10
5 4
04
sehr ziemlich eher eher ziemlich sehr
gering gering gering hoch hoch hoch
1) @) 3 “4) ) 6)
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Mit dem regionalen und kommunalen Bodenmanagement wurde ein sehr umfassender Ansatz in die
Delphi-Befragung einbezogen, dessen Gesamtbeurteilung von vielen Experten augenscheinlich als
schwierig angesehen wurde. In den Anmerkungen finden sich vielfaltige erlauternde Hinweise, die auf
die jeweilige Bewertungsgrundlage hinweisen oder die Urteile in Bezug auf einzelne Instrumente diffe-
renzieren. Betont wird — entsprechende Zielsetzungen der Kommunen vorausgesetzt — die langfristige
und weit reichende Bedeutung des Bodenmanagements fiir eine nachhaltige Raum- und Verkehrs-
entwicklung. Diese Effekte des Bodenmanagements werden aber im Wesentlichen begrenzt auf die
Ballungskerne und deren engeres Umland gesehen.

Bodenpolitik derzeit kaum finanzierbar

Unter den Instrumenten des Bodenmanagements wird der Flachenerwerb bzw. die Bodenbevorratung
durch die Offentliche Hand am haufigsten angesprochen und als eine Schliisselmainahme bezeich-
net. Gleichzeitig wird ein Erwerb von Flachen angesichts der finanziellen Situation der Stadte als der-
zeit kaum umsetzbar eingeschatzt.

»Aufgrund der desolaten Haushaltslage der Kommunen gibt es derzeit einen negativen Steuerungseffekt: Alle fur
Wohnbebauung geeigneten Flachen werden — unabhéngig von der (OV-) ErschlieBungsqualitat — veraufert.(...).
Hieran andert sich nichts, solange die finanzielle Auszehrung der Kommunen nicht beseitigt wird."

(Anmerkung aus der ersten Runde der Delphi-Befragung)

Vor allem von Seiten der kommunalen Praxis wurde diese Einschatzung abgegeben, die sich in der
zweiten Runde der Delphi-Befragung bestatigte (vgl. Abbildung zu Aussage 10). Von dieser Seite
wurde auch der negative Effekt beklagt, dass die Stadte angesichts akuter Finanznot lageungiinstige
Flachen verkaufen und so u. U. negative Entwicklungstrends wie die Entdichtung férdern.
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Aussage 10: »Die Aussage ist die aktuelle Praxis betreffend

Die 6konomischen Rahmenbedingungen, die sich sicherlich richtig, so allgemein aber nicht zwingend.*
insbesondere in einer desolaten Finanzsituation der

Kommunen niederschlagen, verschlechtern die M6g- »Diese Aussage kénnte dazu verwendet werden,
lichkeit des Einsatzes vorhandener bodenpolitischer kommunale Bodenpolitik als wichtige Strategie zur
Instrumente. Erzielung einer nachhaltigen Stadtentwicklung

abzuschreiben. Es wére aber notwendig, deutlich zu
machen, dass die Gemeinden in die Lage versetzt
30 werden mussen, eine langfristige kommunale

n = 39; weild nicht = 3; keine Angabe = 1; @ =5,0

Bodenpolitik zu betreiben.*
25
20 (Anmerkungen aus der zweiten Runde der Delphi-
Befragung)
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@ @ ) @ ® © Vorleistungen® auch im Bereich der Planungs-
DELPHI-BEFRAGUNG 2. RUNDE =H und Verwaltungskosten konstatiert werden

(vgl. Tabelle 1, S. 27). Zwar stehe der hohe
Aufwand in ,gutem Verhaltnis zu den erzielbaren Wirkungen®; die Umsetzungschancen eines
gezielten Bodenmanagements werden aber — aufgrund der fehlenden personellen und finanziellen
Ressourcen der Kommunen — kurz- und mittelfristig sehr negativ eingeschatzt. Die Aussage der
zweiten Runde der Delphi-Befragung fasst die genannten Einschatzungen zusammen und wurde von
den Experten bestatigt. Hingewiesen wurde aber auf den sehr negativen Tenor des Statements, das
die kommunale Bodenpolitik als Strategie praktisch verwerfe und damit der Bedeutung des In-
strumentariums nicht gerecht wiirde.

Bauleitplanung als kostenginstiger Weg des Bodenmanagements

Das bestehende Instrumentarium des Bodenmanagements wird von den beteiligten Experten als aus-
reichend angesehen. Vereinzelt wird auch die Einschatzung abgegeben, dass gerade bei knappen
Kassen die ,klassischen® Instrumente der Bauleitplanung in den Vordergrund gertickt werden mussten
und bereits hierdurch Effekte erzielbar seien. Auch im Bereich des Bodenmanagements wird eine
stadtregionale Kooperation gewiinscht, aber ohne entsprechenden formellen Rahmen als nur schwer
durchsetzbar bezeichnet (vgl. Kapitel 3.2.4: Formelle und informelle regionale Kooperation).

Die Region Bonn wird in diesem Zusammenhang wiederum als positive Ausnahme fur freiwillige regi-

onale Zusammenarbeit genannt.

»Steuerung der Bautétigkeit auf gewiinschte Standorte und ressourcenschonende Flacheninanspruchnahme ist
mit den klassischen bauleitplanerischen Instrumentarien moéglich, auch ohne Strategien mit kommunalem
Zwischenerwerb etc. In den Ballungsraumen sind interkommunale Strategien unerlasslich.

(Anmerkung aus der ersten Runde der Delphi-Befragung)
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3.2.6 Verkehrsentwicklungsplan und Nahverkehrsplan

Verkehrsentwicklungsplan

Freiwillige konzeptionelle Grundlage der loka-
len, selten auch regionalen Verkehrsentwick-
lung, die insbesondere in NRW in den 1980er
und 1990er Jahren vom Land geférdert wurde.
Werden heute seltener, teilweise unter anderen
Bezeichnungen (Masterplan und Ahnliches)
aufgestellt. Bestandteile sind in der Regel
verkehrsmittellbergreifende Bestandsauf-
nahmen, Szenarien und umsetzungsbezogene
(Teil)Konzepte.

Nahverkehrsplan

Uber die OPNV-Gesetze der Lander geregelte
planerische Grundlage des OPNV-Angebotes.
Beispielsweise in NRW ist diese - im Zuge der
Verlagerung der Verantwortung auf die unteren
Ebenen Uber die Regionalisierung - auf Kreis-
ebene beziehungsweise Zwecksverbands-
ebene angesiedelt. Die Plane werden derzeit
fortgeschrieben und besitzen im Zuge der
Deregulierung und des verstarkten Wettbe-
werbs eine hohe Bedeutung zur Qualitatssiche-
rung im Nahverkehr.

Der Begriff Verkehrsentwicklungsplanung markiert einen
Mitte der 1980er Jahre erfolgten Richtungswechsel in
der kommunalen Verkehrspolitik mit dem
Ubergeordneten Ziel eines sozial- und umwelt-
vertraglichen Stadtverkehrs. Die Aufstellung von
Verkehrsentwicklungsplanen wurde gegentiber der
frGheren Generalverkehrsplanung auf eine breitere Basis
gestellt, indem einerseits stadtebauliche und
stadtstrukturelle Belange einbezogen wurden und
andererseits eine angebotsorientierte Verzahnung aller
Verkehrsarten, insbesondere der Verkehrsmittel des
Umweltverbundes, angestrebt wurde. Eine Hauptaufgabe
der Verkehrsentwicklungsplane ist der Entwurf verschie-
dener, alternativer Handlungskonzepte mittels Szenarien
oder Vertraglichkeitsanalysen, die in einem Diskussions-
prozess zwischen Verwaltung und Politik unter Einbe-
ziehung der Burgerinnen und Burger bewertet werden
sollen. Der Verkehrsentwicklungsplan soll den langfristi-

gen strategischen Rahmen der verkehrlichen Entwicklung
definieren und hieriiber MalRnahmenbiindel ableiten, die in einem iberschaubaren Zeitraum von 5-10
Jahren realisierbar sind. Unterstitzt und finanziell geférdert durch die Landesregierung verfugen heute
etwa 40 % der Kommunen, vor allem Stadte mittlerer Grofke, in Nordrhein-Westfalen ber dieses frei-
willige Planungsinstrument. Allerdings ist die inhaltliche und methodische Qualitat der Plane sehr un-
terschiedlich. Nach Ende der Férderung wurden Verkehrsentwicklungsplane seit Mitte der 1990er
Jahre nur noch vereinzelt aufgestellt bzw. fortgeschrieben.

Der Nahverkehrsplan als vergleichsweise junges Instrument wurde 1996 durch die Regionalisierungs-
gesetze der Lander eingefiihrt und setzt den Rahmen fir die Ausgestaltung des 6ffentlichen Perso-
nennahverkehrs (OPNV). Dessen Aufgabentrager, in NRW die Zweckverbande, Kreise und kreisfreien
Stadte, sind in der Mehrzahl der Bundeslander zur Aufstellung von Nahverkehrsplanen verpflichtet.
Das Instrument soll eine ausreichende Verkehrsbedienung im Sinne der Daseinsvorsorge sicherstel-
len und Zielvorstellungen und MaRnahmen fiir das OPNV-Angebot darlegen. Nahverkehrsplane sind
insofern verbindlich, als die Genehmigung einer Linie versagt werden kann, wenn diese nicht im Ein-
klang mit seinen Inhalten steht. Die Nahverkehrsgesetze der Lander enthalten unterschiedliche
Empfehlungen und Vorgaben (ber inhaltliche Schwerpunkte und die Verfahrensweise bei der Auf-
stellung der Nahverkehrsplane. In Nordrhein-Westfalen sind Ziele und Rahmenvorgaben fiir das be-
triebliche Leistungsangebot und seine Finanzierung sowie die Investitionsplanung festzulegen. Dabei
sind die Vorgaben des OPNV-Bedarfsplanes und des OPNV-Ausbauplanes des Landes zu beriick-
sichtigen. Um Fordermdglichkeiten in Anspruch nehmen zu kdnnen, mussten Nahverkehrsplane bis
zum Ende des Jahres 1997 erstmals aufgestellt sein. Heute liegen viele Plane bereits in fortgeschrie-
bener Form vor. Grundsatzlich konnen die Aufgabentrager Giber das Instrument Nahverkehrsplan
starker als bisher Einfluss auf Umfang, Qualitat und Kosten des OPNV in ihrem Bedienungsgebiet
ausliben. Die im Nahverkehrsplan beschlossenen qualitativen und quantitativen Ziele flieRen dabei in
Form von Leistungsbeschreibungen in das Ausschreibungsverfahren ein. Damit gewinnt der Nahver-
kehrsplan kiinftig weiter an Bedeutung und riickt insbesondere als Grundlage fiir die Ausschreibung
und Vergabe von Verkehrsleistungen in den Vordergrund.
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Vergleichsweise schwache Bewertungen fir NVP und VEP

Zwischen den einbezogenen verkehrsplanerischen Instrumenten Verkehrsentwicklungsplan und Nah-
verkehrsplan sind innerhalb des Expertenaustausches vielfache Bezuige hergestellt worden.

Hervorzuheben ist, dass beide Plantypen in der Delphi-Befragung vergleichsweise schwache Ergeb-
nisse in der Beurteilung der Wirksamkeit auf die Vertraglichkeit des Verkehrs erzielen. Insbesondere
beim VEP wird auch der zeitliche Aufwand eher als hoch eingeschatzt (vgl. Tabelle 1, S. 27).

Lob fur den integrativen Charakter der Verkehrsentwicklungsplanung

In der Delphi-Befragung zeigen sich tendenziell gegenlaufige Bewertungen des NVP und VEP, die
sich vor allem auf den grundlegenden Charakter dieser beiden Planarten beziehen. Grundlegende
Vorteile des Verkehrsentwicklungsplans sind danach seine verkehrsmittellibergreifende Betrach-
tungsweise und die Bezugnahme auf die Siedlungsstruktur und Flachennutzung, d. h. der integrative
Charakter. Allerdings wird gleichzeitig darauf hingewiesen, dass die Verknipfung mit der Siedlungs-
entwicklung in der Praxis oftmals nicht ausreiche bzw. eher nachrichtlich erfolge.

Verkehrsentwicklungsplan
Beitrag zur Vertraglichkeit des Verkehrs
n=59; &= 3,8; weill nicht =4
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Beim Nahverkehrsplan wird dagegen die geringe Verknipfung mit der Siedlungsplanung als ,system-
immanent* bezeichnet und vielfach stark kritisiert. Auch die mangelhafte verkehrsmittelibergreifende
Betrachtung und Koordination mit den Planungen fiir den Individualverkehr wird mit der sektoralen
Ausrichtung des NVP in Zusammenhang gebracht.

Diskussion alternativer Verkehrsstrategien nur im VEP

Die strategische Ausrichtung des VEP wird von vielen
Experten ebenfalls positiv bewertet und als wichtige
Grundlage kommunaler Verkehrspolitik genannt.

Das Gegentiberstellen verschiedener Alternativen sowie
der zugrunde liegende Zielfindungsprozess, der

— ausreichende Szenarien oder Modellierungen voraus-
gesetzt — fur Entscheider wie Burger Trendentwicklungen
im Verkehr begreifbar mache, wird dabei hervorgehoben.
Die notwendigen Abstimmungen und politischen Aushandlungsprozesse verursachen nach Aussagen
der Fachleute auf der anderen Seite einen hohen (zeitlichen) Aufwand. Mehrmals verwiesen wird auf
die groleren Effekte in Ballungsraumen gegentiber landlich strukturierten Gebieten.

»Durch verkehrsmitteliibergreifende Be-
standsaufnahmen/Szenarien ist eine Wei-
chenstellung zum Umweltverbund bzw. zu
weniger motorisiertem Verkehr als kommu-
nalpolitischer Willensbildungsprozel3 mog-
lich.*

(Anmerkung aus der ersten Runde der Delphi-
Befragung)
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Nicht ausreichende Diskussions- und Beteiligungsprozesse werden am Verfahren der Nahverkehrs-
planung beanstandet. Die Aufstellung sei ,zu wenig burgerorientiert” sowie intransparent und lieRe
kleineren Gemeinden kaum Mdglichkeiten zur Mitsprache.

»Nahverkehrsplane sind mir insofern suspekt, als wir einmal angetreten sind, um integriert zu planen.”
»Sektorale Plane fordern sektorale Interessengruppen, nicht aber die notwenige Nutzen/Kosten/Lastenabwéagung.”

(Anmerkungen aus der ersten Runde der Delphi-Befragung)

Status Quo-Sicherung im OPNV als Schwerpunkt des Nahverkehrsplanes

Von vielen Experten wird Kritik im Hinblick auf die fehlende Angebotsorientierung des NVP gedulert.
Dieser Umstand wird auch daflir verantwortlich gemacht, dass die Nahverkehrsplane den erhofften
,Schub fir den OPNV* nicht erbracht hatten. Dies wird von einigen Experten auch als Erwartung an
die derzeit laufende Fortschreibung formuliert, in Zuge dessen die Nahverkehrsplane haufig ,nur mo-
netar angepasst‘ wirden. Anerkannt wird allerdings mehrfach der Beitrag des NVP zur Qualitats-
sicherung des OPNV. Fiir Nordrhein-Westfalen wird der Zuschnitt der Planungsrdume, der sich nicht
an relevanten Verkehrsraumen sondern an Gebietskdrperschaften bzw. Verkehrsverbundgrenzen
orientiert, als ungiinstig angefiihrt. Auch die Trennung zwischen dem SPNV und dem (ibrigen OPNV
durch die unterschiedlichen Nahverkehrsplane wird als problematisch angesehen.

»In der Regel nur Adaption der ex-post Nachfrage. Keine Angebotsausweitung*“

»Sektoraler Fachplan, der dem Wirtschaftlichkeitsprinzip unterliegt; kann weder Angebotsoffensive umsetzen
(kein Geld) noch entsprechende Modal-Split-Veranderungen bewirken.”

(Anmerkungen aus der ersten Runde der Delphi-Befragung)

Klarer MaBRhahmenbezug als Starke des Nahverkehrsplanes

In den Anmerkungen zum Verkehrsentwicklungsplan wurde bereits in der ersten Runde der Delphi-
Befragung teilweise Kritik an der unzureichenden Umsetzungsorientierung bzw. dem fehlenden Voll-
zug der beschlossenen MalRnahmen gedufiert. Dennoch wurde im Vergleich zum NVP insgesamt eine
positive Einschatzung zu dieser Planart deutlich und stellenweise eine ,Renaissance” dieser derzeit
wenig angewandten Planart gewinscht.

Diese anfangliche Tendenz im Meinungsbild musste im Laufe der zweiten Runde und insbesondere
als Folge der vertiefenden Experteninterviews in den Kommunen relativiert werden. Viele Experten
riickten nunmehr nicht mehr den grundlegenden Charakter dieser Planart, sondern die dartiber er-
reichten Veranderungen in der Praxis, in den Vordergrund der Diskussion. Deutlich wurde dabei, dass
die Diskrepanz zwischen den formulierten Zielen und den abgeleiteten, vor allem aber den letztlich
umgesetzten Mallnahmen beim VEP, von vielen als aulRerordentlich stark empfunden wird. Die man-
gelnde Verknlpfung des Verkehrsentwicklungsplans mit entsprechenden Finanzierungsstrategien,
fehlenden Umsetzungsfristen sowie die oftmals nicht erfolgende Aktualisierung der Plane sind dabei
einige der genannten Griinde, warum der Plan oftmals letztlich ,in der Schublade verschwindet®.

) Der Nahverkehrsplan kann in der Frage der Umsetzungs-
»Der Nahverkehrsplan sagt viel starker (als

der VEP (Anm. d. Verf.)), was sich eine orientierung dagegen deutliche Pluspunkte verbuchen.
IKQTmUkne in”(ef?aD'P ?(ef fllécthSt?:f;? Jahf% Vor allem in den Experteninterviews wurde betont, dass
elsten Kkann. (... e Konkreten Plane sin .. . . . . .
letztlich die wichtigsten.* durch die inhaltliche und formale Verbindlichkeit die Nah-

verkehrsplane eine deutlich hohere Praxisrelevanz besit-

(Zitat aus den vertiefenden Experteninterviews) . . .
zen als die Verkehrsentwicklungsplane.
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Der Nahverkehrsplan wirde seiner Zielsetzung als malnahmenbezogene Umsetzungsplanung, die
konkrete Vorgaben fiir die Leistungsbestellung formuliert, vollauf gerecht. Der Beitrag des NVP zur
Qualitatssicherung im OPNV wird damit anerkannt und als wichtig bewertet.

Dennoch kann der Nahverkehrsplan auf Grund seines Charakters als isolierter, sektoraler Fachplan in
keiner Phase des Expertenaustausches ganzlich Giberzeugen. Dies gilt vor allem fir die beteiligten

Fachleute aus der Wissenschaft.

Uberprifung der planerischen Instrumente ergibt kein einheitliches Bild

Die Bewertungen der in der zweiten Runde der Delphi-Befragung formulierten Aussagen zum NVP
und VEP zeigen insgesamt kein eindeutiges Meinungsbild.

»Der VEP ist in der Praxis fallweise sehr unterschiedlich. Es gibt sinnvolle, sehr konkrete, politisch verbindliche,
Prioritaten setzende, umsetzungsorientierte und es gibt voluminése, in sich widerspruchliche, kaum politisch
durchschaubare, mit einem Sammelsurium von Vorhaben, Entwicklungszielen usw. ohne Chance auf zeitnahe

Umsetzung.”

(Anmerkung aus der zweiten Runde der Delphi-Befragung)

Die Anmerkungen zeigen, dass dies auch als Ausdruck der sehr unterschiedlichen Ausgestaltung in
der Praxis gewertet werden kann. Wie die Ergebnisse aktueller Untersuchungen bestatigen, sind in

der Verkehrsentwicklungsplanung und der Nahverkehrsplanung aufgrund landesspezifischer Vorga-
ben als auch lokal und regional differierender Prioritdtensetzung erhebliche Variationen der Plane

feststellbar (vgl. Derichs 2002; Korte 2003).°

Aussage 3:

Nahverkehrsplane konzentrieren sich vielfach auf die
Analyse und Festschreibung des Status-Quo und
leisten nur einen begrenzten Beitrag zur notwendigen
Qualitatssteigerung im OPNV.
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Aussage 2:

Die Verkehrsentwicklungsplanung hat sich als uber-
greifende und integrative Fachplanung bewahrt und ist
insbesondere in Ballungsrdaumen wichtige Grundlage
verkehrsplanerischen Handelns.
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Dieser Umstand erschwert auch die Ableitung von verallgemeinerbaren Handlungsansatzen. In der
zweiten Stufe der Delphi-Befragung wurden hierzu Aussagen formuliert, die die Hauptkritikpunkte an
den beiden Instrumenten aufgreifen. Diese vorgeschlagenen Weiterentwicklungsmdglichkeiten fanden

insgesamt Zustimmung.

6 Vgl. auch Ergebnisse des Forschungsprojektes HANNAH unter www.nahverkehrsplaene.de.
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Aussage 8: Aussage 9:
Ein sinnvoller Weg zur Institutionalisierung der Ver- Nahverkehrspléne missen in ihrer Funktion als ange-
kehrsentwicklungsplanung als Standardinstrument botsorientierte OPNV-Planung mit dem Ziel der Quali-
verkehrsplanerischen Handelns in Stadt und Region ist tatssteigerung im Nahverkehr gestarkt und tber Betei-
seine Verknlpfung mit Fordertatbestanden. ligungs- und Abstimmungsverfahren ausreichend mit
der ortlichen und regionalen Siedlungsplanung sowie
der Verkehrsentwicklungsplanung verzahnt werden.
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Die vorgeschlagene Verknipfung der Verkehrsentwicklungsplanung mit Férdertatbestanden wurde
aus den Reihen der Planungspraktiker aber auch kritisch kommentiert. Ein derartiges Vorgehen sei
nur sinnvoll, wenn forderfahige MalRnahmen aufgrund des langen Planungshorizonts regelmafig
Uberprift wiirden, so wie dies beim Nahverkehrsplan der Fall sei. Das korrespondiert mit Anregungen,
die eine konkretere MaRnahmenplanung sowie die Fortschreibung und Erfolgskontrolle bzw. Monito-
ring fur die Praxis der Verkehrsentwicklungsplanung fordern.

Betont wird wiederum die Bedeutung der Verkehrsentwicklungsplanung als strategische Rahmenset-
zung kommunaler und regionaler Verkehrspolitik, was auch bei engerem Umsetzungsbezug nicht
grundsatzlich infrage gestellt werden duirfe.

»Eine zu enge Verzahnung von Planungsinstrumenten mit Fordertatbestanden ist nur auf den ersten Blick hilfreich
und verhindert unter Umstanden die Férderung einer neuen MaRnahme. Sinnvoll ist die Verknipfung also nur bei
einer gleichzeitigen Pflicht zur regelmaRigen Fortschreibung bzw. Neuaufstellung.”

»Wenn Ziele bei der Entwicklung des Modal-Splits und zur Erreichung von Umweltqualitatszielen definiert wirden,
bestiinde eine groRere Motivation, den Nahverkehrsplan zur Weiterentwicklung der OPNV-Qualitat einzusetzen.”

(Anmerkungen aus der zweiten Runde der Delphi-Befragung)

Beim Nahverkehrsplan werden angebotsorientierte Vorgehensweisen gewlnscht und entsprechende
Zieldefinitionen gefordert. Dennoch warnen gerade die Vertreter der Planungspraxis vor der Gefahr
einer Uberfrachtung und einer damit verbundenen Schwachung des Nahverkehrsplans. Zur Umset-
zung von Malinahmen einzelner Verkehrstrager habe sich aus den Erfahrungen der Verkehrsent-
wicklungsplanung ein zu starker Integrationsanspruch als zu sperrig erwiesen. Hier sei dagegen die
sektorale Konzentration auf einen Bereich, wie beim Nahverkehrsplan, deutlich handhabbarer.
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Handlungsansatz: Aufgabenteilung und bessere Verzahnung von VEP und NVP

Insgesamt kristallisiert sich an dieser Stelle eine Arbeitsteilung zwischen den Instrumenten heraus, in
deren Folge der Nahverkehrsplan als Umsetzungsplan aus dem verkehrsmitteliibergreifenden VEP
abgeleitet werden sollte. Dies verlangt eine enge und fir alle Beteiligten transparente Abstimmung
zwischen den Instrumenten, die am ehesten flr die Ebene des Ballungsraums mdoglich scheint. Die
Verknipfung mit der Siedlungsplanung obliegt nach dieser Aufgabensplittung stérker der Verkehrs-
entwicklungsplanung, die vor allem mit der kommunalen Bauleitplanung der Kommunen verzahnt
werden muss.

Ob die Inhalte und Verfahren der Verkehrsentwicklungsplanung fir diese Aufgaben in der bisherigen
Form ausreichen, blieb im Expertenaustausch offen. Als moéglicher Ansatz einer Weiterentwicklung
wurde aber der "Masterplan Mobilitat" der Stadt Dortmund angefihrt, der im direkten Zusammenhang
mit der Aufstellung eines neuen Flachennutzungsplanes erstellt wurde. Als informelles Planwerk kon-
zipiert, hat der Masterplan eine breite 6ffentliche Debatte Uber Ziele und Perspektiven der kommuna-
len Verkehrspolitik entfacht. Er enthalt eine breite Palette von Handlungsansatzen, in denen auch
innovative Ansatze wie das Mobilitatsmanagement enthalten sind. Im Gegensatz zur bisherigen Praxis
der Verkehrsentwicklungsplanung bleiben die Mallnahmenansatze hier aber bewusst auf strategi-
scher Ebene.

Der Nahverkehrsplan muss mit den Zielen und Handlungsansatzen der Verkehrsentwicklungsplane
bzw. vergleichbarer Ubergeordneter Planungen eng abgestimmt werden. Durch die umsetzungs-
scharfe Festlegung der heutigen wie der kiinftigen OPNV-Qualitat sollte er aber umgekehrt in sied-
lungsplanerische Entscheidungsprozesse einflieRen und dabei beispielsweise Neubaugebieten, die
durch den OPNV nur unzureichend erschlossen werden kénnen, entgegenwirken.

Auch wenn eine generelle Verpflichtung der Kommunen im Expertenaustausch nicht direkt themati-
siert wurde, ergibt sich aus den Aussagen zumindest indirekt die Notwendigkeit zur Aufstellung und
regelmaRigen Fortschreibung von Verkehrsentwicklungsplanen. Dies gilt vor allem fir die Gro3- und
Mittelstadte. Fir die Ebene der kleinen Gemeinden wurde betont, dass eine durchschlagende Wirkung
nur von einem Verkehrsentwicklungsplan im regionalen Mafstab erwartet werden kénne. Der Her-
stellung einer ausreichenden Verzahnung von regionalem VEP und der Nahverkehrsplanung stehe
allerdings der moglicherweise unterschiedliche Bezugsraum beider Instrumente entgegen.
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3.2.7 Zusammenfassung und Schlussfolgerungen zu Planungsinstrumenten
und -verfahren

Der Bereich der Planungsinstrumente und -verfahren stellt eine sehr umfassende Kategorie des Ex-
pertenaustausches dar, in der sehr unterschiedliche Ansatze Eingang gefunden haben.

In einer Gesamtbetrachtung der Urteile zeigt sich dementsprechend ein differenziertes Bild, bei dem
aber eine gewisse Skepsis gegenuber der Durchsetzungsfahigkeit von Belangen der Vertraglichkeit
im Rahmen bestehender Verfahren Gberwiegt. Aber auch die Gestaltung und Schlagkréaftigkeit der
genannten Instrumente und Ansatze an sich wird z. T. kritisch gesehen. Dabei wird der Wunsch nach
einer Starkung der Planung sowie einer verbesserten Abstimmung zwischen einzelnen Instrumenten
deutlich.

Moglichkeiten und Grenzen der Integration von Siedlungsentwicklung und Verkehr durch
siedlungsplanerische Instrumente

Die Bauleitplanung nimmt als das zentrale Instrument fir die Flachensteuerung in den Kommunen in
der Diskussion eine besondere Rolle ein. Sie beriihrt zudem das Grundverstandnis des Planungs- und
Rechtssystems in Deutschland, das den Kommunen weitgehende Eigenverantwortung zuweist.

Ausdruck dieses Verstandnisses ist die Abwagung von Belangen in der Siedlungsplanung, die in der
Konsequenz zu einem einzelfallbezogenen Ergebnis fihrt. Uber die konkrete Nennung von Belangen
der Verkehrsvertraglichkeit 0. A. kann der Bund als Gesetzgeber zwar einen gewissen Einfluss neh-
men, eine Gewahr fur die Berlcksichtigung besteht nicht. Den Experten ist diese Funktionsweise der
Planung bewusst. Sie wird im Grundsatz bejaht, auch wenn hier und da eine gewisse Ernlichterung
sichtbar wird.

Wie aber dann die gewilinschte Integration von Siedlungs- und Verkehrsentwicklung férdern? Die im
Grundsatz alte Forderung nach einer OPNV-ErschlieRungspflicht von Baugebieten scheint fiir viele
Experten immer noch der greifbarste Vorschlag zu sein. Dabei geht es nicht nur um die Méglichkeit,
Busse und Bahnen zu nutzen. Vielmehr ist die OPNV-ErschlieRungspflicht als Platzhalter fiir ein ge-
wiinschtes Vorgehen in der Siedlungsplanung zu sehen, das mit den Schlagworten Nutzungs-
mischung oder Integration in den Bestand sicherlich korrekter bzw. umfassender beschrieben ware.

Derartige Forderungen erweisen sich aber in der Umsetzung als duf3erst schwierig. Die Vertreter der
Praxis fungieren dabei im Expertenaustausch als gewisses Korrektiv zu den teilweise sehr pauschal
formulierten Vorstellungen Gber die verbindlichen Vorgaben von Standortqualitaten fiir Baugebiete.
Sie stellen die Moglichkeit infrage, quer Uber alle Raum- und Siedlungstypen zu sinnvollen Standards
zu gelangen und problematisieren die Finanzierbarkeit der damit verbindlichen OPNV-Anbindung.

Als Beispiel fir die Probleme der Umsetzung derartiger Standards kann die Wohnungsbauférderung
NRW angefihrt werden. Nach vielen Diskussionen sind hier letztlich verkehrliche Vorgaben aufge-
nommen worden, die in der Praxis nicht viel bewirken. Zudem ist nur ein duBerst schmales Woh-
nungssegment von den Regelungen betroffen, was die Auswirkungen zusatzlich mindert. Dennoch
sind die Bestimmungen mehr als nur ,gut gemeint® und sollten in ihrer Signalwirkung fur die Integ-
ration von Siedlungsentwicklung und Verkehr durchaus wertgeschatzt werden.

In diesem Sinne werden die nordrhein-westfalischen Bestimmungen in der Fachwelt vor allem auler-
halb der Landesgrenzen gerne zitiert und vielfach gelobt. Dies birgt naturlich die Gefahr, die Breiten-
wirkung der Bestimmungen und damit die Effekte zu Uberschatzen.
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Derartig Uberhdhte Erwartungen sind beim Einzelhandelserlass sicherlich ein Grund, warum bei
einer Reihe von Fachleuten Enttauschung tiber die Wirkung deutlich wird. Ubersehen wird méglicher-
weise, dass diese Vorschrift primar zur Konkretisierung der bestehenden gesetzlichen Bestimmungen
zur Zulassigkeit von grofflachigen Einzelhandelsvorhaben dient. Damit wird der Wunsch nach einer
gewissen planerischen Lenkung verbunden, nicht aber beabsichtigt, in den wirtschaftlichen Wettbe-
werb einzugreifen. Die Wirkung des Erlasses ist mit dem Wort des ,Disziplinierungsinstruments® gut
umschrieben. Er nimmt die kommunalen und regionalen Planungs- und Entscheidungstrager in die
Verantwortung fur eine Auseinandersetzung mit der Ansiedlung von Einzelhandelsvorhaben, ersetzt
aber die Abwagung im Einzelfall nicht. Dabei ist zu beachten, dass unter den derzeitigen 6konomi-
schen Rahmenbedingungen, insbesondere im Hinblick auf bestehende Konzentrationstendenzen im
Einzelhandel, selbst bei Verhinderung einzelner GroRvorhaben die Erhaltung der lokalen Versor-
gungsstrukturen keinesfalls gesichert ist.

Dies unterstreicht die Notwendigkeit, mit der Aufstellung von Einzelhandelskonzepten in den Stadten
und Regionen die Entwicklung in diesem Bereich umfassender zu behandeln. Die vom Land NRW
angekindigte Kopplung von Férdermitteln an das Vorhandensein derartiger Planungen ist hier ein
begrilRenswerter Schritt zur Férderung eines solchen Vorgehens.

Auch im Bodenmanagement ist durchdachtes und aktives Vorgehen der Kommunen notwendig. Die
Instrumente dazu sind, von der klassischen Bauleitplanung Uber die Flachenvermarktung bis zur Ein-
bindung privater Akteure, im Prinzip vorhanden. Der Spielraum ist angesichts der Finanzknappheit der
Offentlichen Hand sicher begrenzt. Wichtiger fir den Erfolg diirfte aber die Formulierung klarer Ziele
des Handelns, etwa in Form eines Vorrangs der Innenentwicklung vor der Auflenentwicklung, sein.
Zudem ist eine Abstimmung auf regionaler Ebene, die Uber das Ubliche regionalplanerische Verfahren
hinausgeht, von hoher Bedeutung fiir die erzielbaren Effekte.

Integration von Siedlungs- und Verkehrsentwicklung tUber regionale Kooperation fordern

Im Bodenmanagement, im Einzelhandel wie auch in vielen weiteren Feldern ist die Notwendigkeit
regionaler Kooperation unumstritten. Der Expertenaustausch bestatigt insgesamt, dass eine umfas-
sende formelle regionale Kooperation — wie im Vorzeigebeispiel Hannover — hier die glnstigsten
Voraussetzungen fur die Umsetzung einer integrierten Verkehrs- und Siedlungsentwicklung schafft.
Derartige Formen der Zusammenarbeit zeichnen sich in Nordrhein-Westfalen derzeit nicht ab. Hierzu
tragen historische Gegebenheiten, insbesondere aber bestehende kommunale Vorbehalte bei, die
erst langsam von der Einsicht in die Notwendigkeit regionalen Handelns abgeldst wird. Als wenig
glinstige Rahmenbedienungen missen dabei die bestehenden administrativen Strukturen in den Re-
gionen Nordrhein-Westfalens beurteilt werden. Verkehrsverbiinde, Zweckverbande oder Regierungs-
bezirke Uberlappen sich, sind vielfach nicht an tatsachlichen regionalen Beziligen orientiert und er-
schweren insgesamt die Bildung von Zusammenschlissen in der Region.

Solange verbindliche regionale Planungsstrukturen auf sich warten lassen, sollten die Chancen in-
formeller regionaler Kooperationen fur die Beeinflussung des Verkehrs- und Siedlungsgeschehens
genutzt werden. Wie das Beispiel Hannover zeigt, sind sie auch eine wichtige Vorbereitung flir mogli-
che verbindlichere Strukturen. Allerdings existieren auch informelle Kooperationen in Nordrhein-
Westfalen i. d. R. nur als themenbezogene Zusammenschllsse, auch wenn sich hier sicherlich ein-
zelne Erfolge zeigen. Bezogen auf den hier formulierten Anspruch einer umfassenden Kooperation
I&sst sich allein die Region Bonn als Beispiel anfiihren. Die Experten formulieren in diesem Zusam-
menhang die wichtige Forderung nach einer starkeren Vermittlerrolle des Landes. Dartber hinaus ist
auch hier eine gezielte Ausrichtung der Férderpolitik der Offentlichen Hand ein wichtiger und effektiver
Schritt, Kooperationsbereitschaft einzufordern bzw. zu forcieren.
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Verkehrsplanerische Instrumente weiterentwickeln und verzahnen

Die Rolle integrativer Planungsinstrumente kristallisierte sich innerhalb der Expertenbefragung als ein
wichtiger Diskussionspunkt heraus. Dabei wird die hohe Bedeutung einer verkehrsmitteliibergreifen-
den Betrachtung deutlich und eine enge Verzahnung von Verkehrs- und Siedlungsplanung betont.
Dies gilt insbesondere fir die Ebene des Ballungsraums. Eine derartige Funktion kann vor allem dem
Verkehrsentwicklungsplan (VEP) zugesprochen werden. Er sollte auf gesamtstadtischer Ebene
nicht nur Siedlungs- und Verkehrsplanung verzahnen, sondern kinftig auch starker mit umweltbezo-
genen Planungen der Luftreinhaltung und Larmminderung verknipft werden. Zentrale Aufgabe des
VEP sollte sein, jetzige und kinftige Strategien und Malhahmenansétze in der Verkehrsplanung in
Politik, Verwaltung und Offentlichkeit zu diskutieren und den Rahmen kommunalen oder regionalen
Handelns langfristig abzustecken. Ein derartiges Vorgehen verursacht allerdings einen zeitlichen und
finanziellen Aufwand in den Kommunen. Dies wird einer der Griinde sein, warum die Anwendung die-
ses freiwilligen Instrumentes inzwischen stark abgenommen hat. Die notwendige Diskussion um die
Moglichkeiten einer verbindlichen Einfliihrung wird derzeit von den Planen der EU Uberlagert, zur Ver-
besserung der stadtischen Umweltsituation, integrative ,Plane fir einen nachhaltigen Verkehr” in allen
Mitgliedsstaaten fur Kommunen Uber 100.000 Einwohner einzufthren.

Der sehr breite Ansatz von Planungen, wie der VEP, macht die malihahmenbezogene Konkre-
tisierung in fachplanerischen Instrumenten notwendig. Bezogen auf den OPNV wurde diese Rolle im
Expertenaustausch dem Nahverkehrsplan zuteil. Die enthaltenen konkreten Festlegungen zur Qua-
litat des Nahverkehrs sollten in Zukunft in der Siedlungsplanung starkere Beachtung finden und die
Standortwahl von Baugebieten beeinflussen. Wie Forschungsergebnisse zeigen, ist der Erfolg der
Nahverkehrsplane in der Sicherung und Entwicklung des OPNV insbesondere von einer sorgféltigen
Aufstellung abhangig. Dies schlief3t ausreichende Beteiligungs- und Diskussionsprozesse unter Be-
achtung gesamtverkehrlicher und siedlungsstruktureller Erfordernisse ein. Darauf sollten die Lander in
ihren Empfehlungen und Vorgaben deutlich hinweisen und eine ausreichende finanzielle Ausstattung
der Planverfahren aus OPNV-Mitteln sicherstellen.
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3.3 Kommunale Konzepte und Strategien

Die in diesem Bereich einbezogenen Instrumente konzentrieren sich auf lokale Ansatze zur Steuerung
und Lenkung des Verkehrs. Die Malinahmen der Verkehrsberuhigung, die Regelungen zum ruhenden
Verkehr (Parkraumbewirtschaftung sowie die Regelungen zu privaten Stellplatzen) sowie die ord-
nungsrechtliche Starkung des Radverkehrs sind dabei eng miteinander verkniipft. Auf der instrumen-
tellen Ebene kommt der Strallenverkehrsordnung besonderes Gewicht zu, die im Expertenaustausch
Uber die so genannte ,1. Radfahrnovelle“ von 1997 hinaus thematisiert wurde. Die Richtlinien und
Empfehlungen zur StraRenraumgestaltung haben Einfluss auf die Gestaltung von Stralen und Wegen
und wurden insbesondere im Zusammenhang mit der Verkehrsberuhigung erdrtert.

3.3.1 Parkraumbewirtschaftung

Parkraumkonzepte dienen der Ordnung des ruhenden Kfz-Verkehrs insbesondere in verkehrlich stark
belasteten Innenstadtquartieren. Sie sollen durch die Anordnung und Bewirtschaftung 6ffentlicher
Parkplatze zu einem Interessenausgleich zwischen konkurrierenden Flachenanspriichen im Strallen-
raum beitragen und die Emissionen des Verkehrs durch Lenkung der Verkehrsstrome (Begrenzung
des Parksuchverkehrs durch Parkleitsysteme u. &.) mindern. Das Parkraumangebot wird neben der
Anzahl der Parkstéande im offentlichen Strallenraum und in 6ffentlich zuganglichen Parkierungsan-
lagen auch durch die privaten Stellplatze bestimmt (vgl. Kapitel 3.3.2: Moéglichkeiten des Stellplatz-
verzichts fir Kraftfahrzeuge).

N R Die Parkraumbewirtschaftung im engeren Sinne umfasst
Kommunales Instrumentarium zur Steuerung Regelungen zur Mehrfachnutzung von Parkraum, der

der Verkehrsnachfrage, wird im Wesentlichen Parkdauerbegrenzung, der Sonderparkberechtigungen
Uber die StralBenverkehrsordnung geregelt. . ..

Wesentliche Bestandteile: Anwohnerparken, sowie der Erhebung von Parkgebihren. Sonderparkbe-
Parkverbote beziehungsweise Parkdauerbe- rechtigungen in der Form des Anwohnerparkens spielten
grenzungen sowie Parkgebiihren. Beispiel fir . . . .

eine weitgehende Anwendung der Parkraum- dabei in der jingsten Diskussion eine besondere Rolle, da
bewirtschaftung sind Wien oder Manchen. durch eine StVO-Anderung von 2002 die Einsatzméglich-

keiten dieser Parkregelungen deutlich einschrankt wurde.’
Parkraumbewirtschaftung und weitergehende Parkraumkonzepte werden in nahezu allen deutschen
Grolistadten eingesetzt, allerdings schwanken Zielsetzung und das eingesetzte Mallnahmenrepertoire
erheblich.

Derzeit geringe Wirkung auf das Verkehrsaufkommen im MIV

Die Anmerkungen in der Delphi-Befragung zur Parkraumbewirtschaftung heben als positiven Effekt
die effizientere Nutzung des Parkraums, die Reduzierung des Parksuchverkehrs und damit eine Ent-
lastung der Innenstadte hervor. Betont wird in vielen Kommentaren die Bedeutung einer konsequen-
ten Uberwachung, ohne die die Bewirtschaftung jeglicher Art ,sinnlos® sei.

Gleichzeitig wird von vielen Experten sehr deutlich betont, dass Parkraumbewirtschaftung nicht primar
als verkehrsvermindernde Mal3nahme eingeschatzt wird und in der Summe der Kraftfahrzeugverkehr
oftmals sogar erhéht werde. Diese Einschatzung deckt sich mit aktuellen Forschungsergebnissen, die

" Durch die StVO-Novelle vom 1. Januar 2002 wurde die Anwendung des Anwohnerparkens im Wesentlichen auf die
Anwendung des Mischprinzips reduziert (flachenhafte Parkgebihrenpflicht oder Parkdauerbeschrankung sowie Befreiung von
Anwohnern mit Parkausweis). Gleichzeitig sind nun Lizenzgebiete mit einem Durchmesser von bis zu 1.000 Metern mdglich.
Die Hohe von Parkgebiihren wurde damit zum zentralen Planungsinstrument zur Steuerung der Parkraumnachfrage, da eine
raumliche Differenzierung der Nachfrage weitgehend entfiel (z. B. ausschliel3lich Bewohnerparken nach dem
Trennungsprinzip).
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das Instrumentarium hinsichtlich der Beeinflussung des Verkehrsmittelwahlverhaltens und des Kfz-
Verkehrsaufkommens nur als sehr eingeschrankt wirkungsvoll einstufen (vgl. bast 2000).

» Verkehrsaufkommen (MIV) wird definitiv erhoht wie verschiedene Gutachten beweisen. Also eigentlich kont-
raproduktiv. Erfolge bei Berufspendlern, die OV nutzen, dafir mehr Kundenverkehr.“

»Die Parkraumbewirtschaftung ist durchaus zweischneidig, da die Umwandlung unbewirtschafteter Stellplatze
in bewirtschaftete Stellplatze zunachst zu mehr Pkw-Verkehr fiihren kann. Entscheidend ist das verfolgte
Mengengerust.*

(Anmerkungen aus der ersten Runde der Delphi-Befragung)

Bestehende Potenziale im Rahmen von umfassenden Parkraumkonzepten

Trotz dieser Aussagen betont eine Reihe von Experten das grundsatzliche Potenzial der Regelungen.
So lielden sich durch die Reduzierung des Parkraums Flachengewinne flr andere Nutzungsmaglich-
keiten realisieren und damit die Lebens- und Aufenthaltsqualitat von Innenstadten erhéhen. Dabei
wird deutlich, dass nicht die Parkraumbewirtschaftung in engeren Sinne, sondern umfassende Park-
raumkonzepte Gegenstand dieser Einschatzungen sind.

Parkraumbewirtschaftung Eckpunkte eines derartigen Vorgehens, das u. a.

Beitrag zur Vertraglichkeit des Verkehrs auf dem Expertenworkshop angesprochen wurde,

n-0% 044 sind die Ausdehnung der Parkraumbewirtschaf-

% tung Uber die Innenstadtrandgebiete hinaus, die

» Einbeziehung der Bereiche fir Anwohnerparken

201 in das Parkgebihrensystem, die Errichtung von

151 Sammelgaragen bzw. Quartiersgaragen sowie der

10 Abbau des Gehwegparkens (vgl. Beitrag von

51 Dieter Apel in: ILS NRW 2005). Eine wichtige

0 A e emich | senr grgénzende Bedeutung kommt einer engagierten
ge(rli)ng ge(rzi)ng ge(r3i)ng h&c)h hfsc)h h?ec)h Offentlichkeitsarbeit zu, die GUber Gesamtstrategie

und Einzelmalinahme informiert und aufklart.
DELPHI-BEFRAGUNG 1. RUNDE St

Die vermuteten Potenziale eines solchen Vor-

Zur Zeit sehr gering, weil eher die Kommunen in gehens konnten ein Grund flr die gute Bewertung

Richtung Deregulierung gehen, Beitrag kénnte der Parkraumbewirtschaftung in der ersten Runde
clllER S SE e SR der Delphi-Befragung sein. Der Beitrag zur Ver-
(Anmerkung aus der ersten Runde der Delphi- traglichkeit des Verkehrs wird hier mehrheitlich

Befragung) mit ,eher hoch® und ,ziemlich hoch* bewertet.

Allerdings werden gleichzeitig Zweifel an der Um-
» Patentiell sehr wirksam, aber nur wenn private setzbarkeit umfassender Konzepte deutlich. Ne-
Stellflachen einbezogen.

ben mangelnder politischer Akzeptanz wird der
hohe zeitliche bzw. monetare Aufwand (Abstim-
mungsbedarf vor Ort, Verwaltungsaufwand,
Uberwachung) angefiihrt. Derartige Einschatzungen veranlassten die beteiligten Experten, den
Aufwand der Parkraumbewirtschaftung trotz der méglichen Einnahmen tGberwiegend als hoch zu
bewerten (vgl. Tabelle 1, S. 27).

(Anmerkung aus der ersten Runde der Delphi-
Befragung)
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Umgang mit Parkraum in der kommunalen Praxis

Anhand der Interviews mit kommunalen Planungsexperten lassen sich einige praktische Erfahrungen
mit Instrumenten der Parkraumbewirtschaftung bzw. Parkraumkonzepten aus den fiinf Kommunen?® in
die Auswertung einbeziehen. Insgesamt stellt sich die Parkraumbewirtschaftung dabei als wichtiges
flankierendes Instrumentarium zur Steuerung bestehender Verkehrsstrome dar. Trotz der jiingsten
Einschréankung des Anwohnerparkens (s. 0.) werden die derzeitigen Regelungen dabei Uberwiegend
als ausreichend betrachtet.

Im Vordergrund der ergriffenen MafRnahmen steht die effiziente Nutzung des Parkraumes, wobei die
Sicherung von Parkmdglichkeiten fir Anwohner sowie die Optimierung des Wirtschafts- und Einkaufs-
verkehr besonders hervorgehoben werden. Daraus resultieren auch gewisse Verlagerungseffekte
zugunsten des OPNV.

»Parkraumbewirtschaftung ist kein Beschrankungsinstrument, sondern ein Instrument, mit dem sich der
offentliche Parkraum entsprechend der Nutzungsstruktur verniinftig nutzen lasst.”

»Die Regelungen sind ausreichend. Es ist in den Stadten wie bei vielen Themen eine politische Frage, wie damit
umzugehen ist.”

(Anmerkungen aus den vertiefenden Experteninterviews)

Die konkrete Beeinflussung des Verkehrsaufkommens durch eine Parkraumverknappung bzw. eine
deutliche Verteuerung wird von den Kommunen kaum verfolgt. Hierflr werden politische Griinde so-
wie der starke Konkurrenzdruck der Stadte gegentiber dem Umland angefiihrt. Beklagt wurde dabei
die emotionale Belastung des Themenbereich Parkens. Sie fliihre zur ,subjektiven Wahrnehmung,
dass stets zu wenig Parkraum vorhanden ist®. Dies liel3e sich durch Untersuchungen haufig nicht
bestatigen. Die Stadt KéIn versucht z. B. im Rahmen ihres Parkraumkonzeptes, mit dem Bau von
Quartiersgaragen zu einer Verbesserung der Situation in den innerstadtischen Wohnbereichen beizu-
tragen. Trotz gewisser Erfolge des Konzeptes lieRen sich damit allerdings nur geringe Effekte auf die
stadtebauliche Qualitat erzielen, da der Abbau von Stellflachen im Stralenraum nur selten durchsetz-
bar ist.

Ein nicht ausgeschdpftes Potenzial wird in der verstarkten Mehrfachnutzung etwa von Firmen- oder
Schulparkplatzen gesehen. Bestehende organisatorische Probleme oder mangelnde Akzeptanz fir
diese Nutzungsform koénnten durch Anséatze des betrieblichen Mobilitatsmanagements moglicherweise
gemindert werden. Die Erfahrungen mit diesen Konzepten sind aber in den Kommunen noch sehr
sparlich (vgl. Kapitel 3.6.1: Mobilitdtsmanagement und Mobilitatszentralen).

% In der Kleinstadt Hemer hat dieses Instrument nur sehr geringe Relevanz und wurde nicht thematisiert.
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3.3.2 Mdoglichkeiten des Stellplatzverzichts fir Kraftfahrzeuge

Die Bauordnungen der Lander regeln die Pflicht zur Her-

Moglichkeiten des Stellplatzverzichts fur Kfz .. .. .

o } stellung von Stellplatzen auf dem Baugrundstiick oder in
Die Uber die Landesbauordnungen geregelte . .
Pflicht zur Errichtung von Stellplétzen ist in den dessen naherer Umgebung als bauordnungsrechtliche
Iete JEl e o e (B sekiE g er Anforderung an bauliche Anlagen. Demnach kénnen etwa
ckert worden; in Berlin ist erstmals eine weitge- i . .
hende Befreiung von der Stellplatzpflicht Wohnungen nur errichtet werden, wenn Stellplatze fir
Kraftfahrzeuge in ausreichender Zahl und Grof3e bereit-
gestellt und zu diesem Zweck 6ffentlich-rechtlich gesichert werden.® Fiir deren Bemessung lassen sich
die Richt- und Orientierungswerte der Verwaltungsvorschriften heranziehen. Die Flexibilisierung der
Regelungen zur Stellplatzpflicht ist bereits lange in der Diskussion und hat in den 1990er Jahren mit
den Konzepten zum autofreien bzw. autoarmen Wohnen Auftrieb erhalten.” Gegen die Stellplatzpflicht
wird u. a. angefihrt, dass aufgrund hoher Bodenwerte innerstadtische Nachverdichtungen damit
unrentabel gemacht wiirden. Unter den inzwischen erfolgten Anderungen der Landesbauordnungen
hat Berlin eine Vorreiterrolle eingenommen und die Verpflichtung zur Stellplatzherstellung bei Neubau
mit wenigen Ausnahmen abgeschafft. Auch die Bauordnung in Nordrhein-Westfalen wurde mehrfach
geandert, allerdings muss hier eine Minderung der Stellplatzzahl durch entsprechende Satzungen
eingeflhrt oder mit besonderen Bedingungen (u. a. Qualitat des offentlichen Personennahverkehrs)
begrindet werden.

Kann aus rechtlichen oder tatsachlichen Grinden der Herstellungspflicht nur unter gro3en Schwierig-
keiten nachgekommen werden, kann diese durch die Zahlung eines Geldbetrages an die Kommune
abgeldst werden. Die Gemeinde hat die Ablosemittel zweckgebunden zur Schaffung 6ffentlichen Park-
raums, zur Verbesserung des o6ffentlichen Personennahverkehrs oder des Fahrradverkehrs zu ver-
wenden. Eine einschrankende Neuregelung bestimmt, dass die Verwendung des Geldbetrages fir die
Erreichbarkeit des Bauvorhabens einen unmittelbaren Vorteil bewirken muss. Dadurch missen Par-
kierungsanlagen, Fahrradwege oder eine verbesserte OPNV-Anbindung, die aus Ablésemitteln finan-
ziert werden, in der Nahe des Bauvorhabens lokalisiert sein.

° So etwa § 51 der Bauordnung fiir das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Marz 2000,
zuletzt gedndert durch das Gesetz vom 4. Mai 2004. Nachfolgend stehen die Regelungen in Nordrhein-Westfalen im
Vordergrund. Die gesetzlichen Vorschriften zur Stellplatzpflicht in anderen Bundeslandern weichen hiervon zum Teil deutlich
ab.

1% Zu diesem Thema sowie den wohnungsbezogenen Mobilitatskonzepten vgl. die Internetseiten des Informationsnetzwerkes
+~Wohnen plus Mobilitat“ des ILS NRW (http://www.wohnen-plus-mobilitaet.nrw.de).
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Uneinheitliche Bewertung der Effekte eines Stellplatzverzichts

Die Ergebnisse der ersten Runde der Delphi-Be

Mdéglichkeiten des Stellplatzverzichts fur Kfz . . . -
I P fragung zeigen eine sehr uneinheitliche Tendenz

Beitrag zur Vertraglichkeit des Verkehrs

n=159;@=37; wei nicht = 4 und breite Streuung. Im Vergleich mit anderen

30 Instrumenten ist die Bewertung unterdurch-

25 schnittlich, auch wenn insgesamt noch eine po-
20 sitive Tendenz feststellbar ist. In den Anmerkun-
15 gen melden die Experten merkbare Zweifel am
104 Beitrag des Instruments zu einem vertraglichen
5 Verkehr an. So wird u. a. ein Einfluss auf Besitz
ol oder die Nutzung des Kraftfahrzeugs oder den

sehr  ziemlich  eher eher  ziemlich  sehr Modal-Split skeptisch gesehen oder schlicht ver-
gering gering gering hoch hoch hoch
) [6) @ @ ® ® neint.
DELPHI-BEFRAGUNG 1. RUNDE st . . . .
Angeflihrt wurden die moéglichen negativen Effekte
des Stellplatzverzichts, die den Druck auf den
,Halt niemanden vom Besitz ab, noch weniger von offentlichen Parkraum verstarken kénnten.
elEr UG, Notwendig sei auf jeden Fall ein flankierendes
(Anmerkung aus der ersten Runde der Delphi- kommunales Parkraummanagement (vgl. Kapitel
Befragung)

3.3.1: Parkraumbewirtschaftung). Der mit dem
L ) ) - Stellplatzverzicht verbundene Wegfall der Abl6-
»Die stadtebauliche und stadtsoziale Qualitat des

offentlichen Raumes darf durch Verdrangung des sebetrége wird ebenfalls kritisch gesehen.

ruhenden Verkehrs nicht leiden!* . ) .
Allerdings lassen sich auch Gegenpositionen dazu

ausmachen, die positive Effekte der Regelung
vermuten und die Forderung von flachen-, umwelt-
und kostensparendem Bauen sowie ein Umdenken
bei Eigentiimern, Vermietern und Mietern
anfihren.

»Sinnvoll nur bei gleichzeitiger Reglementierung
des Parkens im StraRenraum!“

(Anmerkungen aus der ersten Runde der Delphi-
Befragung)

Einzelfallbezogene Festsetzung von Stellplatzzahlen gefordert

Die vertiefenden Interviews mit kommunalen Planungsexperten greifen das Thema sehr differenziert
auf. Dabei Uberwiegt die Position, dass der Bau privater Stellplatze auch in stadtischen Lagen nicht
ganzlich verzichtbar sei. Dies wird vor allem auf die Wohnnutzung bezogen. Spatestens bei einem
Generationenwechsel wachse ansonsten der Druck auf den 6ffentlichen Parkraum und belaste damit
die stéadtebauliche Qualitat von Wohnquartieren erheblich. Die Auswirkungen eines Verzichts seien
zudem nicht klar, da Investoren bereits aus Vermarktungsgrinden private Stellplatze anbieten wollen.

Insgesamt biete die Landesbauordnung bereits heute ei-

»Wenn ein Bautrager eine Siedlung plant, nen Gestaltungsspielraum. Allerdings wird deutlich, dass

wird er aufgrund der Wirtschaftlichkeit nicht

selbst auf Grundstiicke fur Parkplatze ver- eine differenzierte Festsetzung nach lokalen Erforder-
ich M . - . .

zichten nissen notwendig ist, die den Gebietscharakter (Innen-
(Anmerkung aus den vertiefenden Expertenin- stadt/Randlage), die OPNV-Qualitat und die Nutzungsart

terviews)

(Stellplatze fur Wohnungen oder Gewerbe) berlcksichtig-
ten. Die heutigen Richtzahlen und Mdglichkeiten der Stellplatzregelungen wurden in diesem Zusam-
menhang als zu pauschal und schematisch bezeichnet. Dieser Umstand war fir die Stadt Kéin An-
lass, ein differenziertes Bewertungsschema fir die Bemessung von Stellplatzen zu erarbeiten, die bei
Baugenehmigungen als Planungs- und Entscheidungsgrundlage verwendet wird. Sie erdffnet je nach
Standort die Option zur Stellplatzreduzierung, belasst aber die Moglichkeit fir Investoren, tiber diese
Werte hinauszugehen. Diese Vorgehensweise habe in der Verwaltung und bei Bauherren zu einer
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veranderten Wahrnehmung von Motorisierungsgraden und Pkw-Besitz gefiihrt und die Diskussion
versachlicht.

Handlungsansatz: Weitere Flexibilisierung der Regelungen

Die dargestellten Positionen der kommunalen
Vertreter in den vertiefenden Experteninter-

Aussage 12: . Ly L .
Um den Beitrag der Parkraumpolitik zur Vertraglichkeit views bestatigen sich in der zweiten Befra-
zu stérken, sollten die landes- bzw. bundesrechtlichen gungsrunde. So findet eine Flexibilisierung

Regelungen zu den privaten Stellplatzen in Richtung

einer groReren Flexibilitat und Zugriffsmoglichkeit der entsprechender Regelungen uber\Nlegend die
Kommunen verbessert werden. Zustimmung der beteiligten Experten. Mehr
n = 42: keine Angabe = 1: @ = 4,8 Spielraum fir die Kommunen wird auch fur die
30 Verwendung der Ablsebetrédge gewunscht.

25

Wie bei der Parkraumbewirtschaftung erfolgt
auch bei diesem Instrument ein Hinweis auf
MaRnahmen des Mobilitatsmanagements, die
bei gewerblichen Einrichtungen zu einer trag-

20

15

10

s fahigen Konzeption des Baus und der Nutzung
01 der Stellplatze beitragen kdnnten (vgl. Kapitel
lehne lehne lehne stimme stimme stimme
vollstandig gréRtenteils eher eher groRtenteils vollstandig 3 6 1 Mobllltatsmanagement und Mobllltats_
ab ab ab zu zu zu I
(1) () 3) 4) ®) (6) zentralen ) .
DELPHI-BEFRAGUNG 2. RUNDE [\SH

3.3.3 Flachenhafte Verkehrsberuhigung und Empfehlungen zur StralRenraum-

gestaltung

Flachenhafte Verkehrsberuhigung Die Idee der Verl.(ehrsberuhlg.gng wurde Ende der 197Qer
Seit Anfang der 1980er Jahre in die StraRen- Jahre von den Niederlanden Gbernommen und setzte sich
verkehrsordnung eingefiihrte und vielfach in den 1980er Jahren in Deutschland zunehmend durch.
angewandte Regelungen zur Einflihrung von . . .
Geschwindigkeitsbegrenzungen (Tempo 30) Mit der Umgestaltung einzelner Strafien, insbesondere
rS]QWie bauliche Mainahmen zur Verkehrsberu- aber mit einem gebietsumfassenden, flachenhaften An-

lgung. .

gung satz soll der Durchfahrverkehr aus den Wohngebieten

ferngehalten und die Situation fir Fulganger und Radfahrer sowie die Wohn- oder Geschéafts- und
Aufenthaltsfunktion verbessert werden. Dadurch sinken auch die Umweltbelastungen aus dem Kraft-
fahrzeugverkehr. Ausfuhrliche Begleitforschungen bestatigten diese Wirkungen (vgl. BMV 1992).
Erwartungen an eine Verringerung der Autonutzung durch die Erhéhung der Attraktivitat des nicht-
motorisierten Verkehrs haben sich jedoch insgesamt nicht erfilllt.

Grundsatzlich lassen sich drei Ansatze zur Verkehrsberuhigung unterscheiden: Der Verkehrsberuhigte
Bereich, die Verkehrsberuhigung als Tempo-30-Zone und die Verkehrsberuhigung an Hauptverkehrs-
strallen. Malinahmen der Verkehrsberuhigung kdnnen baulicher Art (niveaugleicher Ausbau der
Stralte, Aufpflasterungen, Engstellen und Mittelinsel), verkehrslenkend (z. B. Durchfahrsperren und
Einbahnstraen) oder verkehrsregelnd sein (z. B. Geschwindigkeitsregelung, Parkordnung und Vor-
fahrtsregelung). Mit der Aufnahme der Verkehrsberuhigten Bereiche und der Tempo-30-Zonen in die
StralBenverkehrsordnung hat der Gesetzgeber Voraussetzungen fir die Kennzeichnung definiert, die
mehrfach Uberarbeitet wurden und bis heute umstritten sind. Insbesondere der rdumliche Zuschnitt
der Tempo-30-Gebiete sowie die Anforderungen an die Ausbaustandards der mit Zeichen 325 und
326 gekennzeichneten Verkehrsberuhigten Bereiche werden immer wieder als Erschwerung der An-
wendung des Instrumentariums angegeben.
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Empfehlungen zur StraBenraumgestaltung

Im Zuge der starkeren Durchsetzung des Ge-
dankens der Verkehrsberuhigung wurden in
den 1980er Jahren - insbesondere mit den
Empfehlungen fir die Anlage von Erschlie-
Rungsstrallen sowie den Hauptverkehrsstrallen
(EAE 85/ EAHV 93) — neue Planungsgrund-
lagen fiir die Gestaltung von Verkehrsanlagen
geschaffen. Diese haben den Charakter von
Empfehlungen, die auf eine Abwagung aller
Nutzungsanspriiche zielen und den nicht-
motorisierten Verkehr starker beriicksichtigen.

Einen Einfluss auf die Gestaltung von Strafen und Wegen
kann den Richtlinien und Empfehlungen des Bundes zu-
gesprochen werden, die vor allem Uber die Forschungs-
gesellschaft fur Stralen- und Verkehrswesen (FGSV)
erarbeitet werden. Sie reprasentieren den allgemein aner-
kannten Stand der Technik und finden in der Planungs-
praxis verbreitet Anwendung. Seit den 1980er Jahren und
in unmittelbarem Zusammenhang mit der Diskussion zur
Verkehrsberuhigung wurde mit der Begriffsumwandlung
von ,Richtlinien® zu ,Empfehlungen® auch eine inhaltliche
Weiterentwicklung vollzogen. So unterstreichen die 1993 herausgegebenen Empfehlungen fir die
Anlage von Hauptverkehrsstrallen (EAHV 93) starker die angestrebte Vertraglichkeit der Nutzungs-
anspruche untereinander. Dies schlief3t auch eine mdgliche Begrenzung des motorisierten Individual-
verkehrs zugunsten der Forderung des Umweltverbundes ein. Daneben wird der Einzelfallcharakter
von Planungen betont und die Entwurfsvorschlage in Form von Bausteinen prasentiert, die nach ortli-
chen Bedingungen zu spezifischen Lésungen fuhren sollen. Weitere Empfehlungen mit diesem Cha-
rakter sind die Empfehlungen fiir die Anlage von Erschlielungsstralen (EAE 85/95) sowie die Emp-
fehlungen fir Radverkehrsanlagen (ERA 95) und FuRgéngerverkehrsanlagen (EFA 2002).

Flachenhafte Verkehrsberuhigung
Beitrag zur Vertraglichkeit des Verkehrs
n=63;0=47
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»Das Instrumentarium ist weitgehend ein- und umgesetzt.”

Konzepte der Verkehrsberuhigung lokal sehr
erfolgreich

Die Delphi-Befragung zeigt insgesamt, dass Kon-
zepte der Verkehrsberuhigung als Erfolgsmodelle
fur die lokale Verbesserung der Vertraglichkeit
des Verkehrs gelten. Die nachweisbar hohe Wirk-
samkeit des Ansatzes unterstreichen viele Kom-
mentare, insbesondere aus der Planungspraxis.
Die Verbesserung der Verkehrssicherheit und die
deutlich gestiegene Lebensqualitat in innerstadti-
schen Wohngebieten werden dabei am haufigsten
genannt. Entsprechende MalRnahmen gehoéren
mittlerweile zum Standardrepertoire der Pla-
nungspraxis fur das ErschlieBungsstralennetz.
Zur Durchsetzung des Gedankens der Verkehrs-
beruhigung héatten auch die 6ffentlichkeitswirksa-
men Aktionen und die Blrgerbeteiligung in den
1980er Jahren entscheidend beigetragen.

»Eine der wichtigsten MaBnahmen; sie sollte weiterhin eingesetzt (und iberwacht) werden!*

(Anmerkung aus der ersten Runde der Delphi-Befragung)
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Aussage 11:

Die bessere Nutzbarkeit von Stralenraumen flir den
nichtmotorisierten Verkehr, wie sie insbesondere durch
das Instrumentarium der flachenhaften Verkehrsberu-
higung sowie durch Geschwindigkeitsreduzierungen
gefordert werden, ist eine der bedeutsamsten und
erfolgreichsten Ma3nahmen fur mehr Vertraglichkeit im
Verkehr auf der lokalen Ebene.

n =42; keine Angabe =1; 3 =53
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vollstandig  groRtenteils eher eher groRtenteils  vollstandig
ab ab ab zu zu zu
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Die positive Bewertung von MaRnahmen zur
Verkehrsberuhigung bestatigt sich in der
zweiten Runde, wo eine entsprechende Aus-
sage hohe Zustimmung erhalt. Dies unterstrei-
chen auch Beitrage auf dem Expertenwork-
shop. Allerdings gab es dort auch kritische
Stimmen, die in den letzten zehn Jahren u. a.
mit Blick auf die Finanzknappheit der Kommu-
nen einen gewissen Stillstand in der Umset-
zung konstatieren (vgl. Beitrag von Dieter Apel
in: ILS NRW 2005).

»Der Beitrag war oft lokal sehr hoch — muss aber
fur weitreichende Auswirkungen durch andere
Konzepte unterstutzt werden.

(Anmerkung aus der ersten Runde der Delphi-
Befragung)

Eine Reihe von Experten weist auf die hohen Ausbaustandards hin, die als ibertrieben oder hinderlich
bezeichnet werden. Gleichzeitig wird mehrfach die lokale Begrenzung der Effekte betont. Zwar werde
ein Umdenken auf nichtmotorisierte Verkehrstrager geférdert, dennoch blieben Maltnahmen der Ver-
kehrsberuhigung ohne Einfluss auf die allgemeine Verkehrsentwicklung. Fir eine Veranderung des
Modal-Splits und eine Starkung des OV sei die Einbettung in weitere Konzepte nétig.

Unterstiitzende Wirkung der Regelwerke

Empfehlungen zur StraBenraumgestaltung
Beitrag zur Vertraglichkeit des Verkehrs
n =57; @ =4,1; weild nicht = 4; keine Angabe = 2
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»Gehort zum Handwerkszeug jedes Ingenieurs.”

(Anmerkung aus der ersten Runde der Delphi-
Befragung)

Den Empfehlungen und Richtlinien wird in der
Durchsetzung von Ansatzen der Verkehrsbe-
ruhigung eine unterstitzende Funktion zuge-
ordnet. Innerhalb der ersten Befragungsrunde
wurden dementsprechend gute Bewertungen
erzielt. Die vollzogene Veranderung des Cha-
rakters der Regelwerke unterstiitze den Bewusst-
seinswandel bei Planern und vermeide lieblose,
technisch Uiberzogene Gestaltungen. Allerdings
kam auch hier der Hinweis auf die zu hohen Aus-
baustandards, die im Zusammenspiel mit den
Anforderungen der StVO die Umsetzung von
verkehrsberuhigten Malinahmen erschwerten.

Insgesamt duirfe die Rolle der Richtlinien und
Empfehlungen nicht Gberschatzt werden, da die
Qualitat der Planung weniger von der Anwendung
der Regelwerke als vielmehr von dem Entschei-
dungswillen in Politik und Verwaltung abhange.
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Einbeziehung des HauptverkehrsstraBennetzes und Geschwindigkeitskontrollen angemahnt

Im Verlauf des Expertenaustausches riickte die Rolle der Hauptverkehrsstralien zunehmend in den

Mittelpunkt der Betrachtungen. Dies zum einen, da hier nach wie vor grof3e Defizite bezlglich der

Sicherheit und Attraktivitat nichtmotorisierter Verkehrsteilnehmer sowie der stadtebaulichen Gestal-

tung bestehen. Auf dem Workshop und insbesondere in den Experteninterviews wurde aber vor allem

der mangelnde Handlungs- und Gestaltungsspielraum fur diese Stra3en thematisiert. So berichteten
die Vertreter der Kommunen in den Interviews, dass

.Wichtig ist die Starkung der Handlungsfa- Tempo 30 und verkehrsberuhigende Elemente im

higkeit der kleineren Kommunen in Bezug Grundsatz flachendeckende ErschlieRungsstandards
auf ihre Hauptsraen, die in der Regel aus ; ; ; ;

Bundes-, Landes. und KreisstraRen beste. darstellten. Die Empezehung einer Stralle aus dem
hen.” Vorbehaltsnetz in eine Tempo-30-Zone oder der
AT AL S e FLnde der Bl verkehrsberuhigte Umbau von Hauptverkehrsstralen
Befragung) seien in der Umsetzung jedoch mit z. T. mit erheblichen

Schwierigkeiten verbunden.

Als Kritikpunkt am derzeitigen Stand der Umsetzung in den Kommunen wird die mangelnde Uber-
wachung der Geschwindigkeit von einer Reihe von Experten in der Befragung angesprochen. Dies
gefahrde den Erfolg von Ansatzen der Verkehrsberuhigung massiv. Die Nichtbeachtung von Tempo-
begrenzungen nadhme nicht nur aufgrund der kaum leistbaren flachenhaften Kontrollen sondern auch
aufgrund fehlender erganzender Offentlichkeitsarbeit zu: ,Nur Schilder aufzustellen reicht nicht, um
Akzeptanz bei Autofahrern zu erzeugen®, so ein Kommentar aus der zweiten Runde der Delphi-Befra-

gung.

Handlungsbedarf: Absenken der Standards und Tempo 30 als Regelgeschwindigkeit innerorts

In der zweiten Befragungsrunde wurde eine

Aussage 13: Aussage zum Fortentwicklungsbedarf des In-
Die Anwendung der Verkehrsberuhigung muss unter strumentariums der Verkehrsberuhigung zur

Einbeziehung des Hauptverkehrsnetzes durch die . LT

weitere Reduzierung der rechtlichen Anforderungen Bewertung gestellt, dass die drei miteinander
sowie die Aktualisierung bestehender Regelwerke verknuipften Aspekte der starkeren Einbezie-

weiter gestarkt werden.
hung des Hauptverkehrsstralennetzes, der

Reduzierung rechtlicher Anforderungen und
der Aktualisierung bestehender Regelwerke
enthalt. Diesen Vorschlagen stimmen die Ex-
perten ebenfalls grofitenteils zu.

n = 40; weil nicht = 1; keine Angabe = 2; @ = 5,1
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Die Reduzierung rechtlicher Anforderungen in
der Straflenverkehrsordnung sollte ermég-

lichen, Uberall dort tatig zu werden, wo Misch-
lehne lehne lehne  stimme  stimme  stimme verkehr oder eine deutliche Geschwindigkeits-

vollstandig groBtenteils eher eher groBtenteils vollstandig

ab ab ab zu zu zu i (] i
o P o o o o reduzierung von den Kommunen far notwendig

DELPHI-BEFRAGUNG 2. RUNDE St gehalten wird.
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Angepasst werden mussten in diesem Zusammenhang die Regelwerke, die kostengtinstigere Maf3-
nahmen in den Vordergrund riicken sollten. Kritik kam an der schleppenden Aktualisierung von Emp-
fehlungen innerhalb der Gremien der FGSV, so dass die Aktualitat vielfach nicht mehr gegeben sei.
Die Veroffentlichung von Beispielsammlungen neuer Konzepte und Entwirfe als Anregung fur die
kommunale Praxis wird dartber hinaus als winschenswert bezeichnet.

Ausgehend von den heutigen finanziellen und rechtlichen Problemen in den Kommunen mit der Um-
setzung flachenhafter Konzepte wird die Forderung nach Tempo 30 als innerdrtliche Regelgeschwin-
digkeit im Expertenaustausch mehrfach aufgegriffen. Tempo 50 gelte dann nur noch ausnahmsweise
fur einige wenige Durchfahrtsstra3en. Dies sei eine lange Uberfallige Mallhahme, mit der in den
Kommunen viel Zeit und Geld gespart werden kdnne. Einzelne Beitrage brachten wiederum elektro-
nische Geschwindigkeitsbegrenzer ins Spiel, die grundsatzlich auch beim PKW im Innerortsverkehr
nutzbar waren (vgl. Kapitel 3.4: Technische Weiterentwicklung von Kraftfahrzeugen).

»Das Potential schéatze ich noch héher ein, z. B. beim generellen Limit von 30 km/h innerorts und konsequenterer
Durchsetzung.”

(Anmerkung aus der ersten Runde der Delphi-Befragung)

» Tempo 30 als Regelgeschwindigkeit innerorts wiirde vieles erleichtern (und billiger machen).”

(Anmerkung aus der zweiten Runde der Delphi-Befragung)

3.3.4 Ordnungsrechtliche Starkung des Radverkehrs und StraRenverkehrs-
ordnung

Die StraRenverkehrsordnung, das ,Grundgesetz des Strallenverkehrs®, stellt fir die kommunale Ver-
kehrsentwicklung eine wichtige Rahmenbedingung dar. Zwar zielt dieses Gesetz im Kern auf die Re-
gelung des Verhaltens des einzelnen Verkehrsteilnehmers, allerdings sind fast alle ordnungsrecht-
lichen MaRnahmen der Kommunen, aber auch viele infrastrukturellen MaRnahmen (z. B. durch die
Angabe zur Gestaltung von Verkehrsanlagen) davon abhangig. Die von einer Bund-Lander-Kommis-
sion erarbeitete und vom Bund erlassene StVO sowie die damit zusammenhangende Verwaltungsvor-
schrift (VWV-StVO) haben damit erheblichen Einfluss auf die Entwicklungsmadglichkeiten einer nach-
haltigen Verkehrspolitik in den Kommunen.

Die Straflenverkehrsordnung ist seit ihrer Einflhrung 1934 einem standigen Entwicklungsprozess
unterworfen, der in jungster Zeit auch eine Reihe von Verbesserungen, z. B. flr den nichtmotorisierten
Verkehr, gebracht hat (vgl. auch Kapitel 3.3.3: Flachenhafte Verkehrsberuhigung und Empfehlungen
zur Strallenraumgestaltung). Dennoch stehen die Regelungen dieses Gesetzes immer wieder in der
Kritik und sind Gegenstand zahlreicher Initiativen von Bund und Landern sowie von Seiten der
Interessenverbande (vgl. Uni Dortmund 2004).
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Ordnungsrechtliche Starkung des Radver- In die Expertenbefragung wurde die StralRenverkehrs-
kehrs . . .
N _ } ordnung zunachst beschrankt auf die so genannte 1.
Uber die so genannte ,Radfahrnovelle” der . . . .
StraRenverkehrsordnung von 1997 wurde eine Radfahrnovelle einbezogen. Diese 1997 eingefuhrten
Reihe von Verbesserungen fiir den Radverkehr | \/granderungen werden in der Fachwelt (iberwiegend als
erzielt (Lockerung der Benutzungspflicht, Ein- .
filhrung neuer Fithrungselemente und Mindest- Verbesserung der Bedingungen von Radfahrern bewertet.
bereiten von Radwegen). Eine wichtige Neuerung dieser Novelle ist die Lockerung
der Benutzungspflicht, die nur noch fir solche Radwege
gilt, die den in der Verwaltungsvorschrift zur StralRenverkehrsordnung definierten Standards™ (Zumut-
barkeit, Linienfiihrung, Mindestbreiten) entsprechen und beschildert sind. Ansonsten wird dem Rad-
fahrer die Moglichkeit der Fahrbahnnutzung eréffnet und die Anlage von Schutzstreifen u. &. Fih-
rungen auf der Fahrbahn angeregt. Die Verkehrsbehorden erhielten darliber hinaus die Méglichkeit,
FahrradstralRen auszuschildern und Busspuren fur den Radverkehr freizugeben. Schlie8lich kénnen
EinbahnstralRen in Gegenrichtung flr den Radverkehr freigegeben werden. Damit sollte einerseits die
Sicherheit des Radfahrens erhoht werden, andererseits die Nutzung des Fahrrades attraktiver
werden.

Gunstigere Bewertung der Radfahrnovelle der StVO durch die Planungspraktiker

, Die Bewertung der fahrradbezogenen Neuerun-
Ordnungsrechtliche Starkung des Radverkehrs

Beitrag zur Vertréglichkeit des Verkehrs gen in der StVO™ ist deutlich zweigeteilt. So

n =60; @ =4,1; weils nicht = 3 vergeben Vertreter aus Kommunen und Pla-

30 nungsbiros fir die Wirksamkeit wie den Aufwand
25 1 des Instruments auffallend glinstigere Bewer-

20 | tungen als die beteiligten Wissenschaftler.™

In der Zusammenschau mit den Anmerkungen
und den vertiefenden Interviews halten gerade die
Praxisvertreter aus Kommunen und freien Buros
die Regelungen der Straenverkehrsordnung zum

sehr ziemlich eher eher ziemlich sehr . ) .
ge(rli)ng ge(rzi)ng ge(g)ng h&c)h hfSC)“ hfg)h Radverkehr fir im Wesentlichen ausreichend.
. Dementsprechend ergeben sich nur wenige Vor-
DELPHI-BEFRAGUNG 1. RUNDE St

schlage zur Veranderung der Regelungen. Statt-
dessen wird mehrmals darauf hingewiesen, dass
die Anwendung und Ausschdpfung des ordnungs-
rechtlichen Rahmens zur Starkung des Radver-
kehrs letztlich in der lokalen Verantwortung der
Gemeinden lagen.

»Die Regelungen der StVO in Sachen Radverkehr
sind ausreichend.”

(Anmerkung aus der zweiten Runde der Delphi
Befragung)

" Derzeit wird durch den Bund-Lander-Fachausschuss eine erneute Uberarbeitung der Vorschriften fiir Radverkehrsanlagen in
der StVO vorbereitet. Damit soll in Zukunft u. A. auf die detaillierte Angabe von Mindestmafien verzichtet werden und fiir die
konkrete Ausgestaltung auf die Regelwerke, insbesondere die Empfehlungen zur Anlage von Radverkehrsanlagen (ERA),
verwiesen werden. Im Expertenaustausch wurde dieser Vorschlag nicht thematisiert.

2 Bej Betrachtung der Werte ist zu beachten, dass die Befragung den Beurteilungsgegenstand zunachst weiter fasste und die
Baupflicht fir Radverkehrsanlagen in der Landesbauordnung NRW einbezog. Da in den Kommentaren lediglich die StVO-
Novelle aufgegriffen wurde, konzentriert sich die Darstellung auf diesen Bereich.

3 Mann-Withney-Test bezogen auf die Stichprobe Wissenschaft (n = 28) und Praxis (n = 25) der ersten Runde der Delphi-
Befragung (Signifikanzniveau (< 0,05)). Zur Haufigkeitsverteilung vgl. Tabelle 1, S. 27.
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Zur Umsetzung radfahrbezogener Regelungen pladierten die interviewten Planungspraktiker fir Pilot-
und Modellprojekte, die neue Ansatze der Verkehrsgestaltung und -regelung erproben und die als
Best-Practice-Beispiele einen nicht zu unterschatzenden Einfluss entfalten kdnnen. In diesem Zu-
sammenhang wurde die nordrhein-westfalische Arbeitsgemeinschaft ,Fahrradfreundliche Stadte und
Gemeinden® als positive Initiative genannt (vgl. Kapitel 3.6.4: Kommunale Netzwerke zur
Radverkehrsférderung).

Ein negativeres Bild zeichnen die beteiligten Vertreter aus

»Das Potential schatze ich hoher ein: der Wissenschaft. Sehr allgemein gehaltene Anmer-

unzureichende Umsetzung der

Radfahrnovelle durch die Kommunen.* kungen aus diesen Reihen bezweifeln die Verlagerungs-
e NS L e e T e BT wirkung und damit insgesamt den Beitrag der Regelungen
Befragung) zur Vertraglichkeit des Verkehrs. Konkreter wird die Kritik

in Bezug auf den Stand der Umsetzung in den Kommu-
nen, der vielfach als unzureichend oder mangelhaft bezeichnet wird. So werde oftmals an der Benut-
zungspflicht auch ungeeigneter Radwege festgehalten, um die Leistungsfahigkeit des Verkehrsnetzes
flr den MIV nicht zu gefahrden.

Grundsatzlicher Bedarf zur Weiterentwicklung der Stralenverkehrsordnung

Einige Experten thematisieren einen grundle-

Aussage 14: .. . )
Die StralRenverkehrsordnung als zentrale verkehrs- gende'n, Uber die radfahrb.ezogen?n Regelun
rechtliche Grundlage muss weiter in Richtung Stérkung gen hinausgehenden, Weiterentwicklungsbe-
der Belange des nichtmotorisierten Verkehrs verandert ; ;
werden. darf.der Strallenverkehrsordnung. Eine in der
zweiten Runde zur Bewertung gestellte Aus-
n =42; keine Angabe = 1, @ = 5,5 sage erhalt hier sehr einhellige Zustimmung.

30

Allerdings ist die gewahlte Formulierung sehr
allgemein gehalten, was auch kritisiert wird
(,richtige Aussage, aber viel zu allgemein und
nichtssagend®). Innerhalb des Expertenaus-
tausches wurden einige Weiterentwicklungs-
bedarfe im Zusammenhang mit anderen In-
strumenten deutlich. So etwa bei der Ver-
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Vol e GORSEle S S eene vl kehrsberuhigung (Lockerung der Anforderun-
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gen an die Gestaltung von verkehrsberuhigten
i 3 . I .
DELPHI-BEFRAGUNG 2. RUNDE ISt StraRen, Einfiihrung Tempo 30 innerorts), der

Parkraumbewirtschaftung (generelles Verbot
des Gehwegparkens) oder in Bezug auf die Umsetzung von MaRnahmen des Mobilitdtsmanagements
(Verankerung von Car-Sharing-Platzen). Als eine ibergreifende Tendenz kann eine Entschlackung
der StVO, insbesondere der VwV-StVO, genannt werden, die die Beseitigung bzw. Entscharfung star-
rer Grenzen und detaillierter Ausfihrungsbestimmungen zum Ziel haben sollte. Ein klares Meinungs-
bild lasst sich aber nicht verdichten. Da sich der Expertenaustausch im weiteren Verlauf auf andere
Themenbereiche konzentrierte, kbnnen Forderungen nach einer ,Stralennutzungsordnung® an dieser
Stelle deshalb nicht ndher konkretisiert werden.
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3.3.5 Zusammenfassung und Schlussfolgerungen zu kommunalen Konzepten
und Strategien

Die Ergebnisse verdeutlichen die Bedeutung lokaler Ansatze fiur tatsachlich erreichte Verbesserungen
der Vertraglichkeit des Verkehrs. Vor allem durch die Kombination von baulichen und ordnungsrechtli-
chen MalRnahmen im Rahmen der Flachenhaften Verkehrsberuhigung konnten die Bedingungen
fur nichtmotorisierte Verkehrsteilnehmer positiv verandert und Wohnumfelder attraktiviert werden.

Die Einrichtung Verkehrsberuhigter Bereiche und Tempo 30-Zonen wurde im Expertenaustausch mit
hoher Ubereinstimmung als klarer Erfolg der Verkehrsplanung der letzten Jahrzehnte gewertet. Der-
artige Ansatze gehdren inzwischen zum Standardrepertoire der kommunalen Verkehrsplanung, be-
dirfen aber der stetigen Weiterentwicklung. Dazu gehdrt die Ausdehnung auf das bislang nur ansatz-
weise einbezogene HauptstraRennetz und — angesichts dauerhaft knapper offentlicher Mittel — vor al-
lem die Anwendung kostengtinstiger Lésungen. Die Vorschriften und Regelwerke, zu denen auch die
Richtlinien und Empfehlungen zur Stralenraumgestaltung zahlen, missen dahingehend ange-
passt und aktualisiert werden. Der geduRerte Bedarf, neue Formen und Losungen der Verkehrsbe-
ruhigung im Rahmen von Modellbeispielen umzusetzen und Gber best-practice-Sammlungen Anre-
gungen fir die kommunale Praxis zu geben, sollte von staatlicher Seite und von den entsprechenden
Fachgremien aufgegriffen werden.

Die Parkraumbewirtschaftung stellt ein wichtiges Instrumentarium fiir die kleinrdumige Lenkung des
Verkehrs dar und leistet dartber einen Beitrag zur Vertraglichkeit des Verkehrs. Dieser Einschatzung
folgte auch die Mehrheit der beteiligten Experten in ihrer Einstufung der Parkraumbewirtschaftung. Sie
betonen allerdings die Notwendigkeit einer Uberwachung dieser wie weiterer ordnungsrechtlicher
Regelungen.

Angeflihrt wurden die bestehenden Potenziale weitergehender Parkraumkonzepte, die auch in einer
Einbeziehung der privaten Stellplatze fur Kraftfahrzeuge liegen.

In der Praxis bestatigt sich die Begrenzung des 6&ffentlichen und privaten Parkraums als ein schwie-
riges Thema, das die Stadte bereits aus kommunalpolitischen Griinden meiden. Bei bestehenden
oder drohenden Schrumpfungstendenzen wird dies auch von der verstandlichen Sorge getragen, zur
sinkenden Attraktivitadt der Stadte als Wohn- und Einkaufsort beizutragen.

Eine Maximierung von Parkflachen scheint aber insgesamt nicht das geeignete Instrument, stadtische
Qualitaten zu férdern, sondern bewirkt méglicherweise das Gegenteil. Vielmehr muss die Frage des
Parkens im Zusammenhang mit der kleinrdumigen Standortqualitat betrachtet werden. Hier kann die
Stadt KoIn als Beispiel herangezogen werden. Durch eine Zonierung von Stellplatzforderungen nach
Lage und Qualitat des OPNV sowie der vorsichtigen Verlagerung von Parkstanden aus sensiblen
Bereichen heraus, wird hier der Kompromiss zwischen hoher (MIV-)Erreichbarkeit und Verkehrsver-
traglichkeit gesucht. Unterstiitzend konnten hier Ansatze des betrieblichen Mobilitatsmanagements
oder aber wohnungsbezogene Mobilitatskonzepte wirken, die von den Kommunen in Kooperation mit
Wohnungsunternehmen und Betrieben verstarkt geférdert werden sollten. Dabei bietet die Landes-
bauordnung in NRW wie in vielen anderen Bundeslandern bereits heute Moglichkeiten, im Bereich
des Neubaus auf Stellplatze zu verzichten. Allerdings kdnnte die Aufhebung von pauschalen Richt-
zahlen ein differenziertes lokales Vorgehen weitergehend unterstitzen.

Die genannten Ansatze der Verkehrsberuhigung und der Parkraumbewirtschaftung sind wie die
meisten anderen ordnungsrechtlichen MalRnahmen der Kommunen tber die StralRenverkehrsord-
nung geregelt, der eine hohe Bedeutung im kommunalen Verkehrsgeschehen zukommt. Jedoch nicht
nur im positiven Sinne. Wie bei der Verkehrsberuhigung deutlich geworden ist, kdnnen sinnvolle ver-
kehrsplanerische und stadtebauliche Vorhaben der Kommunen durch die Verwaltungsvorschriften zur
StVO bzw. das Veto der StralRenverkehrsbehorden erschwert oder verhindert werden. In der notwen-
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digen Diskussion zum Anderungsbedarf sollte deshalb insgesamt darauf hingewirkt werden, die stra-
Renverkehrsrechtlichen Vorschriften zu vereinfachen und im Sinne einzelfallbezogener Losungen auf
starre Einsatzgrenzen weitgehend zu verzichten.
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3.4 Technische Weiterentwicklung von Kraftfahrzeugen

Die Festlegung und Uberwachung von Emissionsbegrenzungen fir Fahrzeuge ist das einzige Instru-
ment, das in diesem Bereich innerhalb der ersten Runde der Delphi-Befragung enthalten war. Den-
noch wurde die technische Weiterentwicklung von Kraftfahrzeugen als eigenstandige Kategorie in die
zweite Runde aufgenommen. Hintergrund ist die hohe Bedeutung, die ihr zur Verbesserung der Ver-
traglichkeit des Verkehrs zugesprochen wurde. Allerdings wurde die Beschrankung auf die Regelun-
gen zu den Abgasemissionen in der Delphi-Befragung kritisiert und in den Anmerkungen vielfach dar-
Uber hinausgegangen. In den vertiefenden Experteninterviews wurde das Hauptgewicht auf die Dis-
kussion lokaler Immissionssituationen gelegt; ein Bereich, der durch die Verordnungen der EU zur
Luftreinhaltung und Larmminderung (Verbesserung der stadtischen Umweltqualitat) aktuell hohe Be-
deutung besitzt.

3.4.1 Festlegung und Uberwachung von Emissionsbegrenzungen fir

Fahrzeuge
Festlegung und Uberwachung von Emissi- Die Festlegung Yon Abgasnormen .und Regelungen zur
onsbegrenzungen fiir Fahrzeuge Kontrolle liegen im Regelungsbereich der EU, deren Ver-

Seit den 1990er Jahren sind in verschiedenen ordnungen von den Mitgliedsstaaten in nationales Recht
Stufen (Euro 1 bis 4, D3 bis 4) erhebliche Ver-

scharfungen der Grenzwertregelungen fiir den umgesetzt werden. Anfang der 1990er Jahre wurde in
Schadstoffaussto von Kraftfahrzeugen und Anlehnung an entsprechende Regelungen der USA die
dessen Uberwachung von der EU verabschie- . .. L .
ol s i GBS G Rl B (aememmmen so genannten Euro-Normen eingefiihrt, die in bislang vier
und erganzt worden. Stufen (Euro | bis IV) eine drastische Verscharfung der

Emissionsstandards fiir Neufahrzeuge sowie eine Ande-
rung der Prifverfahren beinhalten. Auch der Geltungsbereich wurde gegenuber friheren Regelungen
ausgedehnt.

Wahrend die Werte bei den benzinbetriebenen Fahrzeugen bereits in den ersten Stufen den Einsatz
abgasmindernder Systeme (Katalysator) notwendig machten, konnten die meisten Diesel-Pkw die
Anforderungen bislang ohne den obligatorischen Einbau von Rufifiltern erreichen. Erwartet werden
kann, dass dieser Schritt erst nach Inkrafttreten der vorgesehenen Euro V-Stufe vollzogen wird, die
voraussichtlich ab dem Jahr 2010 fur alle Neufahrzeuge giltig wird.

Die Einflihrung der Emissionsbegrenzungen wird in Deutschland durch die Ausgestaltung der Kraft-
fahrzeugsteuer unterstiitzt, die eine Spreizung nach Schadstoffausstol® bzw. Abgasgrenzwerten vor-
nimmt. Derzeit wird die Unterstitzung der Ruffiltertechnologie diskutiert, gestaltet sich aber vornehm-
lich aus finanzpolitischen Uberlegungen schwierig. Der Vorschlag einer zeitlich befristeten Férderung
der Nachrlstung von Altfahrzeugen scheint derzeit die stérkste Durchsetzungskraft zu besitzen.™

" Dieser Vorschlag wurde im Mai 2005 vom Bundesrat empfohlen. Er widerspricht allerdings den Vorstellungen der derzeitigen
Bundesregierung, die auch die Férderung von Neufahrzeugen durchsetzen will.
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Grole Erfolge der Fahrzeugtechnik in der Verbesserung der Vertraglichkeit des Verkehrs
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In der Delphi-Befragung der ersten Runde fanden
die staatlichen Regelungen zur
Emissionsbegrenzung ein dulRerst positives Echo
der Experten. Die abgegebenen Bewertungen
sind dabei bemerkenswert einheitlich. In den
Anmerkungen wurde der Erfolg der
Emissionsbegrenzungen unterstrichen und
vielfach die Erwartung gedufert, dass durch die
Regelungen der EU auch in Zukunft eine weitere
Senkung der Emissionen von Luftschadstoffen
durch Kraftfahrzeuge vollzogen werde. Positiv
hervorgehoben wurde die Unterstiitzung
schadstoffgeminderter Fahrzeuge durch die Kfz-
Steuer, die allerdings als ,ausbaufahig"
bezeichnet wurde.

Vereinzelt wurde Kritik an der Ausgestaltung der EU-Normen gelbt. So wurde betont, dass die
Grenzwerte in Europa im Vergleich zu den USA hinter den technischen Mdglichkeiten hinterherhinken
und damit keine Initialzindung zur Weiterentwicklung der Technik erreicht wirde.

»Ich denke, das Thema Schadstoffe wird bald vom Tisch sein.“

»Die Einstufung erfolgt aufgrund der vorgegebenen Stufen. Ansonsten waren sie héher!”

(Anmerkungen aus der ersten Runde der Delphi-Befragung)

Wirkung technischer Anséatze ist begrenzt
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Aussage 15:

Die Entwicklung der Fahrzeugtechnologie ist ein
zentrales Element in der Verbesserung der
Vertraglichkeit des Verkehrs.
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DELPHI-BEFRAGUNG 2. RUNDE

Trotz hoher Zustimmung betonten einige Ex-
perten bereits in der ersten Runde die grund-
legende Begrenztheit technischer Ansatze. So
wurden Erfahrungen in der Vergangenheit
angeflhrt, nach denen Fahrleistungszu-
wachse zumindest ein Teil der Erfolge kom-
pensierten. Eine zu starke Konzentration auf
die Technikentwicklung wird in diesem Zu-
sammenhang als kritisch eingeschatzt. Prob-
leme wie der Flachenbedarf oder Konflikte mit
anderen Verkehrsteilnehmern bestiinden trotz
der Erfolge der Emissionsminderung weiter.
Derartige Einschatzungen haufen sich in der
zweiten Runde der Delphi-Befragung und
finden u. a. in der Bewertung der Aussage 15
ihren Niederschlag.
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So wird die Rolle der Fahrzeugtechnologie als ein zentrales Element in der Verbesserung der Ver-
traglichkeit hier zwar bestatigt, die Zustimmung fallt aber im Vergleich zum Votum der ersten
Befragungsrunde weniger deutlich aus.

» Vertraglichkeit ist mehr als Reduzierung der Schadstoffbelastung. Flachenproblematik, Sicherheitsproblematik
und Raumaufteilung werden dadurch in den Hintergrund gertickt. (...)"

(Anmerkung aus der zweiten Runde der Delphi-Befragung)

Emissionen von RufR3partikeln und Larm als vordringlicher Regelungsbedarf

Aus den Anmerkungen der ersten Runde las-

Aussage 16: sen sich zwei Ansatzpunkte zur Verbesserung
In der Nachbesserung und Ausdehnung der Vorschrif-

ten zur Emissionsminderung an Kraftfahrzeugen, der Emissionsvorschriften als besonders rele-
insbesondere in den Bereichen Larm und DieselruR, vant ableiten. So besitzt die Minderung der
liegt furr die Zukunft ein erhebliches Potential zur weite- . . .

ren Emissionsminderung im Verkehr. Rufpartikelemissionen von Dieselfahrzeugen

nach Einschatzung vieler Experten hohe Dring-
lichkeit und sollte Gber ein Vorziehen ent-
sprechender Emissionsstandards (Euro V)
und/oder einer finanziellen Forderung forciert
werden. Daneben wurde die Begrenzung des
Verkehrslarms als ein zentraler Regelungsbe-
reich genannt. Die zulassigen Gerauschwerte
fur Fahrzeugtypen, so ein Vorschlag, kénnten
verscharft und Hersteller damit zur Ausschop-
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torkapselung, Reifenoptimierung) veranlasst
werden. Der automatische
Geschwindigkeitsbegrenzer wird als eine tber die bestehenden Emissionsstandards hinausgehende
Neuregelung angesprochen. Seine Effekte werden neben einer Reduktion des Verkehrslarms
insbesondere auch mit einer Erhéhung der Verkehrsicherheit verbunden.
»Kinftig sollen alle Fahrzeuge mit Tempo-Mastern ausgeristet sein, die (...) die Geschwindigkeit automatisch
abregeln und nach oben begrenzen. Hierdurch kann das Unfallgeschehen ahnlich positiv wie bei der Gurt-

pflicht beeinflusst werden. Die hiermit verbundenen Einschrankung der persénlichen Freiheit ist vor allem zum
Schutz von Leben und Unversehrtheit des Menschen hinzunehmen.*

(Anmerkung aus der zweiten Runde der Delphi-Befragung)
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Forderung alternativer Antriebe und Kraftstoffe und Verbrauchsbegrenzungen

Als zusatzlicher Regelungsbedarf wurden aus

Aussage 17: .
Verbrauchsgrenzwerte sowie gesetzliche Vorschriften den Anmerkungen der ersten Runde die Rege'
zur Weiterentwicklung alternativer Antriebe und lungen zum Kraftstoffverbrauch sowie zu den
Kraftstoffe sind zentrale Optionen fiir die weitere .

Technikentwicklung an Kraftfahrzeugen. alternativen Kraftstoffen zur Bewertung gestellt.

Die Zustimmung ist auch hier sehr deutlich,
allerdings wurden einige Einschréankungen zur
Gliltigkeit der entsprechenden Aussage ge-
macht.
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,Bei alternativen Antrieben z. B. Rapsél ist vor Forderung und Einfihrung zu prifen, ob sie die Umwelt und die
CO,-Emissionen wirklich entlasten. Dabei ist die Gesamtkette von der Produktion (einschlielich Pestiziden) bis
zum Verbrauch im Verkehr zu betrachten.”

»Ist ein Schliisselthema fiir die 6kologische Vertraglichkeit des Verkehrs! Da es die Basisinnovation fir alterna-
tive Antriebe schon gibt, misste die Politik an der Nachfrageseite ansetzen. Wir brauchen eine Nachfrage nach
den Alternativen, damit sich ein Markt entwickeln kann und die neuen Technologien preiswerter und konkurrenz-
fahig werden.“

(Anmerkungen aus der zweiten Runde der Delphi-Befragung)

Auswirkungen der Emissionsminderung auf die lokale Umweltqualitat

Der Expertenaustausch fand unmittelbar vor dem Inkrafttreten der neuen Grenzwerte der EU zur
Feinstaubbelastung' statt. Trotz des noch lickenhaften Messnetzes zeichnete sich bereits zu diesem
Zeitpunkt in vielen Stadten eine Uberschreitung der Messwerte fiir Partikel (PM10) (iber die zulassi-
gen 35 Falle im Jahr hinaus ab.™ Unstrittig ist, dass der Verkehr und hier insbesondere Dieselfahr-
zeuge, einen erheblichen Teil zu den Immissionen beitragen. Wie hoch der konkrete Anteil der Emis-
sionen aus dem Kraftfahrzeugverkehr ist, wird allerdings unterschiedlich angegeben. Die Werte, die
sich auf die direkten Emissionen in der Umgebung der Messstelle sowie die stadtische Hintergrund-
belastung verteilen, schwanken in etwa zwischen 25 % und 65 % (vgl. Lahl/Steven 2005).

In der Delphi-Befragung wurde von den beteiligten Experten kein direkter Zusammenhang zwischen
den Emissionsgrenzwerten und der lokalen Belastungssituation hergestellt. Allerdings kam der Hin-
weis, dass die Erfolge technischer MalRnahmen der Emissionsminderung nicht pauschal betrachtet

werden kdnnen, sondern die ortliche Immissionssituation einbezogen werden muss.

' Richtlinie 1999/39/EG, ibernommen in deutsches Recht (iber die 22. Verordnung zum Bundesimmissionsschutzgesetz im
Jahr 2002.

S0 gab das Umweltbundesamt fur das Jahr eine Grenzwertliberschreitung an mehr als 35 Tagen an insgesamt 140 Stationen
(40 % des Messnetzes) an; vgl. UBA 2005.
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Dies war Anlass, die lokale Luftqualitat in den vertiefenden Experteninterviews zu thematisieren. Deut-
lich wurde dabei zunachst die Einschatzung, dass das Thema Luftschadstoffe mit der bevorstehenden
verbindlichen Umsetzung der EU-Richtlinie in nationales Recht insgesamt an Bedeutung gewinnen
werde. Die genauen Konsequenzen wurden unterschiedlich beurteilt bzw. konnten noch nicht voll-
standig abgeschatzt werden. Dazu trug auch bei, dass nicht in allen Stadten zum Zeitpunkt der Inter-
views verldssliche Messwerte fur Belastungsschwerpunkte vorlagen. Insbesondere in den Ballungs-
zentren im Rhein-Ruhr-Raum zeichneten sich aber zum Zeitpunkt des Expertenaustausches bereits
deutliche Probleme in der Einhaltung der Grenzwerte ab, wie die lokalen Vertreter dieser Stadte be-
richteten. Als ein Hauptverursacher wurde der innerortliche Lkw-Verkehr angefiihrt, der u. a. durch die
im Ort ansassigen Logistikunternehmen verursacht werde. Aber auch die Hintergrundbelastung durch
die vielen, die Stadtgebiete tangierenden Uberértlichen Hauptverkehrsadern wurde als sehr proble-
matisch eingeschéatzt.

Die Entwicklung der Fahrzeugtechnik wird dabei aus der kommunalen Sicht nur in einer sehr langfris-
tigen Perspektive fliir wirksam gehalten. Die Verscharfung der EU-Normen fir Diesel-Pkw kame zu
spat und werde aufgrund der Wirkungsverzégerung in der aktuellen Situation nicht weiterhelfen.

»Der RuBaussto wird weiter ansteigen, weil der Dieselanteil an den Pkw noch zunimmt. Ich bin nicht sehr
optimistisch, was die derzeitigen Rahmenvorgaben der EU fir die Abgasreinigung angeht. Autos, die heute auf
den Markt kommen, werden noch 10 Jahre genutzt. Und ich sehe auch nicht, dass die Fahrzeugmodelle der
kommenden Jahre nach der derzeitigen Situation zur Lésung beitragen.”

(Zitat aus den vertiefenden Experteninterviews)

Kein fertiges MallBhahmenkonzept zur Minderung der Emissionen im stadtischen Verkehr

Die Grenzwerte zur Feinstaubbelastung machen MaRnahmenkonzepte in den meisten Grof3stadten in
Nordrhein-Westfalen notwendig. Diese Pflicht der Kommunen ist im Bundesimmissionsschutz festge-
legt und wurde inzwischen Uber erste Urteile der Rechtssprechung in Deutschland nachdriicklich
bestatigt (vgl. Lahl/Stevens 2005).

Wahrend im Bereich Larm nach Einschatzung der Exper-
»Beim Larmschutz haben gebundelte Ver- . . . .
kehrsbelastungen einen groRen Vorteil ten die Wirkungen von Minderungsmafinahmen bereits

wahrend bei der Minderung von Luftschad- abschatzbar seien, lagen im Bereich der Feinstaubreduk-
stoffen sie den Verkehr am besten gleich-

maRig verteilen. Das sind zwei widerstrei- tion noch keine konkreten Erfahrungen vor. Die bereits
tende Aspekte. Je mehr Verkehr man bun- ergriffenen oder konkret vorgesehenen MalRnahmen be-
delt, desto schwieriger wird das Luftschad- . . . ..
stoffproblem.* schrénken sich auf einzelne punktuelle Sperrungen fiir

den Lkw-Verkehr bzw. Leitsysteme fur den Schwerlast-
verkehr. Bei gegebenen und z. T. ungunstigen Stadt-
strukturen sind diesen MaRnahmen aber Grenzen gesetzt. Darliber hinausgehende Handlungskon-
zepte lagen in den beteiligten Stadten zum Zeitpunkt der Expertenbefragungen nicht vor.

(Zitat aus den Experteninterviews)

In der Diskussion von MaRnahmen wurde auch auf einen bestehenden Widerspruch zwischen Luft-
reinhaltung und La&rmminderung hingewiesen. Wahrend aus Larmschutzgriinden eine Konzentration
auf einzelne Strecken gewunscht wird, ist in der Luftreinhaltung die Biindelung ein Problem.
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Einbettung der Verbesserung der Luftqualitat in verkehrsplanerische Instrumente

Im Bereich der Planungsinstrumente und -verfahren wurde eine Verknlpfung der enthaltenen Plane
mit konkreten Zielen und MafRnahmen der Emissionsminderung in der Delphi-Befragung nicht direkt
thematisiert, aber an verschiedenen Stellen angeregt bzw. angemahnt. Dies gilt insbesondere im Zu-
sammenhang mit der Verkehrsentwicklungsplanung (vgl. Kapitel 3.2.6: Verkehrsentwicklungsplan und
Nahverkehrsplan).

Riickenwind fiir derartige Uberlegungen kommt hier von Seiten der EU. So sind die Uberlegungen zur
»thematischen Strategie fir die stadtische Umwelt* bereits weit fortgeschritten. Ausgehend von der
notwendigen Emissionsbegrenzung in den europaischen Stadten sieht diese Strategie vor, dass die
Hauptstadte der Mitgliedstaaten sowie alle Stadte mit mehr als 100.000 Einwohnern einen Plan flr
nachhaltigen stadtischen Verkehr erstellen, annehmen und durchfiihren sollen. Dieser Plan soll das
ganze Stadtgebiet abdecken, den negativen Auswirkungen des Verkehrs entgegenwirken und in regi-
onale und nationale Plane und Strategien eingebunden sein. Er soll verkehrsarteniibergreifend sein,
eine Verlagerung vom motorisierten Individualverkehr auf die Verkehrsmittel des Umweltverbundes
(FuR, Rad, OPNV) bewirken und Verkehr und Siedlungsplanung integrieren.

Ob und wann die Kommunen mit derart umfassenden Planungen beginnen missen, ist allerdings
noch offen. Unmittelbar sind die Stadte von der im Bundesimmissionsschutzgesetz enthaltenen Ver-
pflichtung zur Aufstellung von Luftreinhalte- und Aktionsplanen betroffen. In diesem Zusammenhang
wird sich klaren, auf welches MalRnahmenrepertoire die Kommunen zurtickgreifen und welche Erfolge
oder Misserfolge damit verbunden sind. Dies wird auch den Rahmen fir kiinftige, moglicherweise
weitergehende Strategien klaren.
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3.4.2 Zusammenfassung und Schlussfolgerungen zur Festlegung und
Uberwachung von Emissionsbegrenzungen fur Fahrzeuge

Die technischen Moglichkeiten zur Emissionsminderung an Kraftfahrzeugen wurden in den letzten
Jahrzehnten deutlich weiterentwickelt. Uber die Festlegung und Uberwachung von Emissionsbegren-
zungen fur Fahrzeuge konnte so ein Beitrag zur Verbesserung der Vertraglichkeit des Verkehrs ge-
leistet werden. Dies wird sich in Zukunft fortsetzen, wozu auch Veranderungen in der Verkehrsnach-
frage aufgrund gesamtgesellschaftlicher Entwicklungen beitragen werden. Die vielen Anmerkungen
aus dem Expertenaustausch bestatigen aber, dass erzielte und erwartete Erfolge nicht ausreichen.
Dies zum einen, weil die Fahrzeugtechnik bei einigen problematischen Folgewirkungen des Autover-
kehrs, wie dem Flachenverbrauch, keine ausreichenden Lésungen anbietet. Zum anderen werden
Hinweise deutlich, dass bestehende technische Mdglichkeiten starker ausgeschopft und lber staat-
liche Eingriffe deutliche Anreize fir Innovationen gesetzt werden miissen. Neben Verbrauchsbe-
grenzungen, die — von einer zeitweiligen Férderung des 3-Liter-Autos Uber die Kraftfahrzeugsteuer
einmal abgesehen — noch keinen Eingang in die Fahrzeugstandards gefunden haben, sind hier auch
die alternativen Antriebe zu nennen.

"Grenzwerte schmerzen niemanden, solange sie hinter den Mdglichkeiten hinterherhinken." Dieser
Kommentar aus der Befragung ist vor dem Hintergrund der seit langer Zeit Gberfalligen Verpflichtung
der Industrie zum Einbau von Ruf¥filtern sicherlich teilweise berechtigt.

Die frihzeitige Begrenzung der Partikelemissionen von Dieselfahrzeugen hatte mdglicherweise zu
einer Entscharfung der kommunalen Immissionssituation bei den Feinstauben fiihren konnen. Dabei
sind bei den verkehrsbezogenen Verursachern die Nutzfahrzeuge hervorzuheben, die vor allem im
Ballungsraum Rhein-Ruhr deutliche Relevanz fir die innerstadtische Luftqualitat besitzen.

Fachleute haben bereits friihzeitig auf die Probleme hingewiesen, die in fast allen Stadten in
Nordrhein-Westfalen bezlglich der Einhaltung der EU-Grenzwerte bestehen. Die geringe Aktivitat, die
die Kommunen in Bezug auf die Konzeption und Umsetzung verkehrslenkender und -beschréankender
MaRnahmen bislang gezeigt haben, ist vor diesem Hintergrund nicht ganz nachzuvollziehen.

Als eine Ursache hierfiir kann die nicht ausreichende Verzahnung der Luftreinhaltung mit bestehen-
den verkehrsplanerischen Instrumenten der Kommunen angefihrt werden. Dass dieser Bezug in Zu-
kunft verstarkt hergestellt werden sollte, lasst sich als ein Ergebnis des Expertenaustausches ableiten.
Die dargestellten aktuellen Aktivitdten der EU zur Verscharfung der Grenzwerte sowie zur Einfiihrung
entsprechender Planungsinstrumente in den Kommunen werden hierzu sicherlich beitragen.
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3.5 Preispolitische und fiskalische Instrumente

Die preispolitischen und fiskalischen Instrumente stellten die umfangreichste Kategorie im Rahmen
des Expertenaustausches dar, dessen Umfang durch eine Vorauswahl reduziert werden musste. Das
Fehlen einiger relevanter Instrumente, wie der Grundsteuer oder des kommunalen Finanzausgleichs,
wurde dabei von einer Reihe von Experten kritisch angemerkt.

Die in die Analyse einbezogenen bzw. in diese Kategorie eingeordneten behandelten Instrumente
lassen sich in zwei grundlegende, miteinander verkniipfte Handlungsbereiche der Offentlichen Hand
einteilen:

Dem Bereich der Verkehrskosten des Einzelnen sind die Mineraldlsteuer und das Road Pricing, die
Kfz-Steuer sowie die Eigenheimzulage und Entfernungspauschale zuzuordnen. Der Expertenaus-
tausch thematisierte dabei insbesondere die grundlegenden Fragestellungen, welche Rolle den
Transportpreisen in den verkehrlichen Entscheidungen der Menschen zukommt und von welchen In-
strumenten in diesem Zusammenhang ein nennenswerter Effekt ausgeht oder — in Bezug auf die
Weiterentwicklung — ausgehen kdnnte.

Die genannten Instrumente stellen gleichzeitig eine wichtige Finanzierungsgrundlage des zweiten
Bereiches dar, der sich als Steuerung des Verkehrsangebotes durch den Ausbau, Erhalt und Betrieb
der Verkehrsinfrastruktur zusammenfassen lasst. Behandelt wurden hier die Regionalisierungsmittel
und der Integrale Taktfahrplan NRW, das Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz sowie die Bundes-
verkehrswegeplanung. Die Diskussion stand hier unter dem Vorzeichen der Finanzknappheit der Of-
fentlichen Hand. Im Vordergrund stand die Frage, wie der derzeitige Einsatz der Mittel unter der Pra-
misse einer Verbesserung der Vertraglichkeit des Verkehrs zu beurteilen ist und welche Prioritaten in
der Zukunft gesetzt werden missten.

Die Erhohung der Verkehrskosten des Einzelnen sowie die Bereitstellung der Verkehrsinfrastruktur
wurden zusatzlich im Rahmen einer modellbasierten Untersuchung behandelt. Das innerhalb des Ex-
pertenaustausches gewonnene Meinungsbild Uber die preislichen und fiskalischen Instrumente kann
damit um die Darstellung der Auswirkungen einzelner staatlicher Eingriffe erganzt werden (vgl. im
Einzelnen Kapitel 4: Wirkungsabschatzung verkehrspolitischer Ansatze durch Modellrechnungen).

3.5.1 Oko-Steuer und Road Pricing

OKo-Steuer Die so genannte Oko-Steuer wurde 1999 von der Bundes-
Bl (O B el (TR G (el sl regierung in Form einer stufenweisen Erhdhung der
Einstieg in die Skologische Steuerreform* 1999 Mineraldlsteuer von jahrlich 3 Cent je Liter Benzin/Diesel
;CliEggr;::;:jrtlz;egvgﬁt'sjgnl_:f:%Zunl?ncljsiresel bis 2003 beschlossen. An der deutlichen Steigerung der
bis 2003) beschlossen. Treibstoffpreise der letzten Jahre hat diese Besteuerung

durch ihr moderates Niveau aber nur einen geringen An-
teil; vielmehr sind hier marktwirtschaftliche Prozesse ausschlaggebend. Trotzdem rief diese Maf3-
nahme sehr heftige Kontroversen hervor, die die grundsatzlich vorhandene hohe Sensibilitat des
Themas in Deutschland zeigen. Die Verteuerung der Treibstoffpreise tber die Erhéhung der Mineral-
Olsteuer, der aufkommensstarksten verkehrsbezogenen Abgabe in Deutschland, ist in der Diskussion
um Steuerungsméglichkeiten der Offentlichen Hand insgesamt eine haufig diskutierte MaRnahme. Ihr
Vorteil liegt u. a. in der klaren Wirkungsrichtung, die unmittelbar an den Verbrauch und damit an die
CO,-Emissionen gekoppelt ist und einen unmittelbaren Einfluss auf die Verkehrskosten des Einzelnen
hat. DarUber hinaus stellen die Einnahmen aus der Mineraldlsteuer die zentrale Finanzierungsquelle
fir den Bau und die Unterhaltung von StraRen und den Offentlichen Personennahverkehr (z. B. Re-
gionalisierungsmittel) dar.
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Auch das Road Pricing, verstanden als Sammelbegriff fur alle Arten von Stral3enbenutzungsgebihren,
nimmt in der Diskussion um die preispolitischen Instrumente im Verkehrsbereich bereits seit langem
eine besondere Stellung ein. Wie die Mineraldlsteuer gehdrt auch das Road Pricing zu den nutzungs-
bezogenen Ansatzen mit direktem Einfluss auf die Transportpreise. In Deutschland wurden in der
Vergangenheit erst wenige konkrete Erfahrungen mit dem preispolitischen Instrument Road Pricing
gemacht. Nach der im Verbund mit vier weiteren europaischen Landern eingefiihrten ,Euro-Vignette®
fur schwere Lkw ist erst seit Beginn 2005 mit der Lkw-Maut ein erstes fahrleistungsabhangiges Road
Pricing-System eingeflihrt worden. Die dabei verwendete Technik ist, trotz der vielen Schwierigkeiten
und Verzogerungen bei der EinfGhrung, prinzipiell fir eine weitere Ausdehnung auf den Pkw-Bereich
verwendbar. Wahrend von Seiten der EU die Einfiihrung von Road Pricing-Systemen beflirwortet wird,
wird von Seiten der Bundesregierung die Umsetzung eines solchen Ansatzes fir den Pkw-Bereich
derzeit ausgeschlossen, was vornehmlich auf politische Erwagungen zurlckzufihren ist.

Geringe Wirkung der Oko-Steuer bei isolierter Betrachtung

In der Delphi-Befragung wurde in der ersten

Oko-Steuer o ) Runde zunéchst die Oko-Steuer isoliert ange-
Beitrag zur Vertraglichkeit des Verkehrs . .
n=630=37 sprochen. Die erfolgten Bewertungen zeigen,

30 dass dieser MaBnahme allein kaum direkte Aus-
2 | wirkungen auf die Vertraglichkeit des Verkehrs

. zugesprochen werden.

15 Diese Einschatzung wurde in der zweiten Runde
10 1 sowie im weiteren Verlauf des Expertenaus-
5 tausches bestatigt. Wie die ersten Auswertungen
0l der Befragung zeigen, werden in der konkreten
sehr  ziemlich  eher eher  ziemlich  sehr Bewertung der Oko-Steuer allerdings auch sehr
gering gering gering hoch hoch hoch . .
@ @ ® @ ® ® positive Urteile abgegeben.
DELPHI-BEFRAGUNG 1. RUNDE [=H

Aus den vielfaltigen Anmerkungen dazu kann geschlossen werden, dass in diese Bewertungen die
Einschatzungen zur mdglichen Wirksamkeit der Mineraldlsteuer und damit der Treibstoffkosten ins-
gesamt eingeflossen sind. Dies wird in einigen Fallen auch explizit angeflihrt. Die derzeitige Stagna-
tion des Pkw-Verkehrs wurde in diesem Zusammenhang mehrfach ursachlich mit dem starken Anstieg
der Treibstoffpreise der letzten Jahre in Verbindung gebracht und als Indiz fur die potenzielle Wirk-
samkeit von staatlichen Eingriffen in das Preisgeflige von Kraftstoffen gewertet. Allerdings wird ver-
einzelt auch die grundlegende Begrenztheit der Wirkung dieses Handlungsansatzes angesprochen,
der der eigentlich relevanten Entscheidung des Autokaufs nachgelagert sei und damit allenfalls se-
kundar wirksam werden kénne.
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Mittelverwendung fir nachhaltige Mobilitat gefordert

Kritik wurde an der Zielrichtung der Einfiihrung der Oko-Steuer gelibt, deren Aufkommen von Beginn
an fur die Finanzierung der Sozialversicherungssysteme vorgesehen war. Dieser Umstand — auch
plakativ als ,Rasen fir die Rente” bezeichnet — sei ein falsches Signal, das der Akzeptanz des An-
satzes deutlich abtraglich sei. Eine Reihe von Anmerkungen thematisierte in diesem Zusammenhang
eine starkere Verwendung der staatlichen Einnahmen aus

»(..) Die Politik ist mutlos. Die typische der Kraftstoffbesteuerung zur Forderung nachhaltiger

Formulierung , Einstieg in die 6kologische

Steuerreform* zeigt, dass man im Mobilitat. So misse bei einer Erhéhung der Mineral-
Wesentlichen symbolisch handelt. dlsteuer bzw. einer Fortfilhrung der Oko-Steuer eine ent-
(Anmerkung aus der ersten Runde der Delphi- sprechend klare Festlegung bzw. Bindung der Mittel vor-

Befragun
gung) genommen werden.

Erhéhung der Treibstoffkosten durch staatliche Eingriffe politisch kaum durchsetzbar

Eine gezielte Anhebung der Treibstoffkosten Uber eine starkere Besteuerung wird von vielen Experten
als grundlegende und wirksame MalRnahme zur Verbesserung der Vertraglichkeit des Verkehrs ange-
geben. Dabei wird auf der einen Seite ein fir die Autofahrer deutlich spirbarer Anstieg gefordert,
gleichzeitig aber die Umsetzbarkeit eines derartigen Schrittes als wenig realistisch betrachtet.

Grolte Skepsis bezlglich der politischen Durchsetzungsfahigkeit, aber auch vereinzelt Zweifel gegen-
Uber Gberzogenen Erwartungen an die Wirksamkeit der Erhdhung der Treibstoffpreise wurden vor
allem auch auf dem Expertenworkshop deutlich. Gerade die erwlnschte Starkung verkehrssparsamer
Siedlungsstrukturen ist danach allenfalls in einer sehr langfristigen Perspektive zu erwarten. Dabei
wurde die Begrenztheit des Wissens Uber die konkreten Wirkungsmechanismen einer Mineral-
Olsteuererhdhung bzw. der Erhéhung der Verkehrskosten allgemein betont.

Spekulationsgegenstand Road Pricing

Auch im Bereich der StralRennutzungsgebiihren werden die Kenntnisse vielfach als unzureichend
angesehen. Bereits in der ersten Runde der Delphi-Befragung gehoérte Road Pricing dennoch zu den
im Zusammenhang mit der Preis- und Fiskalpolitik der Offentlichen Hand des Bundes am haufigsten
angesprochenen Instrumenten. Die Diskussion wurde innerhalb der Delphi-Befragung von der Gruppe
der Wissenschaftler getragen und fand auf dem Workshop seine Fortsetzung."”

Im Meinungsbild ist zunachst einmal die Feststellung hervorzuheben, dass die Einfiihrung von Road
Pricing Modellen im Pkw-Bereich — insbesondere von fahrleistungsabhangigen Systemen — auch in
Deutschland zumindest mittel- und langfristig erwartet wird. Die Einfihrung wird in den Zusammen-
hang mit der Frage der verstarkten Nutzerfinanzierung bzw. der Kostenzurechnung von Verkehrs-
kosten gestellt. Allerdings werden sehr unterschiedliche Einschatzungen zu den Berechnungsgrund-
lagen und einzubeziehenden Kostenelementen deutlich. Insgesamt verbleibt die Diskussion auf einer
eher allgemeinen Ebene, in der Strallenbenutzungsgebiihren sehr grundsatzlich als marktwirtschaftli-
cher Ansatzpunkt diskutiert werden, mit dem ,das Gemeinschaftseigentum Stral3e nicht mehr gegen
jede wirtschaftliche Vernunft den Autofahrern geschenkt® wirde bzw. mit dem notwendige Finanz-
mittel fir den Erhalt und den Ausbau der Infrastruktur gewonnen werden kénnten. Eine nachhaltige
Verkehrs- und Siedlungsentwicklung als explizites Ziel eines Road Pricings wird nicht thematisiert.

' vgl. ILS NRW 2005
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Viele ungeldste Probleme des Road Pricings

Angesichts der breiten Diskussion zu den
Aussage 22: Strallennutzungsgebihren wurde die Aussage

Im Rahmen preislicher Ansatze sollten marktwirt- . .
schaftliche Elemente, die faire und effiziente Preise der zweiten Runde aIIgemeln gehalten —was

ermoglichen, in den Vordergrund geriickt werden, von einigen Experten kritisiert wurde.
wobei fir das Road Pricing im Pkw-Bereich der
starkste Handlungsbedarf besteht. Das zur Bewertung gestellte Statement rief
n = 40; weift nicht = 2; keine Angabe = 1; @ = 4,7 zwar insgesamt Zustimmung hervor, gegen
30 das Road Pricing wurden aber gravierende
2 Einwande geduliert. Diese betreffen vor allem
20 datenschutzrechtliche Probleme sowie mog-

liche Verdrangungs- und Verlagerungseffekte.
Deutlich wird, dass in der konkreten Aus-
gestaltung dieses Ansatzes viele Probleme als
ungeldst oder gar unlésbar betrachtet werden.
Die Mineraldlsteuer wird in diesem Zusam-

15

10

lehne » .Iehne . lehne stimme §timme. stimﬂme.
volls;zndlg gror&taebntells er;Er el;jr groIZ!Zeuntells volls;indlg menhang mehrfach aIS dle unaufwéndigere
1 2 3 4, 5 6 . .
v © © @ © @ _,| und einfachere Alternative benannt.
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»(...) Ein Road Pricing fur den Pkw-Verkehr halte ich hingegen allein schon aus datenschutzrechtlichen Grinden fir
vollkommen indiskutabel.”

»(...) Road Pricing ist nur eine der moglichen Alternativen zur Erzielung einer nachhaltigen Mobilitat.
Strallenbenutzungsgebihren nur auf bestimmten StraBentypen oder nur in bestimmten Stadtbezirken haben
schwerwiegende negative Folgen in Form raumlicher Verdrangungs- und Verlagerungsprozesse. Energieverbrauch
und Treibhausgasemissionen sind tberall schadlich.”

.(...) Ilch wére da erst mal altmodisch: Mit einer langfristigen Fortfiihrung der Okosteuererhéhung gibt es ein
einfaches Instrument, um auf Verkehrs- und Standortentscheidungen Einfluss zu nehmen und gleichzeitig eine
vertragliche Kfz-Technik zu unterstutzen.”

(Anmerkungen aus der zweiten Runde der Delphi-Befragung)

Strallennutzungsgebiihren auf der Ebene der Kommunen nicht diskussionsfahig

Die konkreten Umsetzungsmaoglichkeiten bzw. der Diskussionsstand wurden in den Experteninter-
views mit den Vertretern der Stadte erértert. Das Ergebnis ist sehr deutlich: In allen befragten Kom-
munen wird Road Pricing nicht ernsthaft angedacht oder diskutiert. Zwar wird in der personlichen Ein-
schatzung der Beteiligten z. T. eine gewisse Hoffnung auf die Schaffung von dringend benétigten
Infrastrukturmitteln Gber StraRennutzungsgebuihren deutlich, was auch im Zusammenhang mit den
GVFG-Mitteln deutlich wurde (vgl. Kapitel 3.5.5: Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz), aber der An-
satz wird weder politisch fur durchsetzbar noch fiir organisatorisch machbar angesehen. Zudem wer-
den bestehende Schwierigkeiten in der mdglichen Abgrenzung des bepreisten Raumes angefihrt und
die verkehrsvertragliche Wirksamkeit der Steuerung des Verkehrs lber dieses Instrument angezwei-
felt. Hier seien andere Instrumente gezielter einsetzbar. In diesem Zusammenhang wird mehrfach auf
die Parkraumbewirtschaftung als ,kleine Schwester des Road Pricings verwiesen, die zwar ebenfalls
Probleme in der Akzeptanz aufweise, insgesamt aber eine glinstigere Kombination aus planerischem
Handeln und fiskalischen Uberlegungen darstelle (vgl. Kap. 3.3.1 Parkraumbewirtschaftung).
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3.5.2 Kraftfahrzeugsteuer

Die Kraftfahrzeugsteuer, deren Aufkommen allein den
Landerhaushalten zuflie3t, ist hinter der Mineraldlsteuer
die zweitwichtigste Abgabe im Verkehrsbereich. Die Aus-
gestaltung ist heute durch eine im Wesentlichen umwelt-
politisch intendierte Spreizung gekennzeichnet, die nicht
schadstoffgeminderte bzw. altere Fahrzeuge i. d. R. deut-
lich héher besteuert und Befreiungen fiir einzelne Neufahrzeuge vorsieht. CO, als rein verbrauchsab-
hangige Emission wurde bislang nicht direkt bericksichtigt; allerdings wurde eine partielle Steuerbe-
freiung von verbrauchsarmen Fahrzeugen (3-Liter-Auto) aufgenommen.

Staffelung der Kraftfahrzeugsteuer nach
Schadstoffklassen

Insbesondere seit der Anderung im Jahr 1997
erfolgt die Besteuerung von Kraftfahrzeugen
Uber eine Spreizung nach Schadstoffausstof’
beziehungsweise Abgasgrenzwerten.

Die Ausgestaltung der Kraftfahrzeugsteuer wird in Deutschland im Zusammenhang mit anderen ver-
kehrskostenrelevanten Abgaben immer wieder diskutiert. Derzeit ist die Férderung von Rufifiltern in
der parlamentarischen Beratung. Eine Einigung wurde aber bislang von den Bundeslandern aufgrund
befiirchteter Einnahmenausfalle blockiert (vgl. Kapitel 3.4: Technische Weiterentwicklung von
Kraftfahrzeugen).

Ergénzende Effekte auf den Bestand an schadstoffarmeren Fahrzeugen

Die Kraftfahrzeugsteuer stellt sich im Expertenaustausch insgesamt als ein Instrument mit nur mafi-
ger Wirksamkeit dar. Dies gilt insbesondere im vielfach hergestellten Vergleich mit nutzungsab-
hangigen Verkehrskostenerh6hungen, wie auch den herstellerbezogenen Emissionsbegrenzungen an
Kraftfahrzeugen (vgl. Kapitel 3.4: Technische Weiterentwicklung von Kraftfahrzeugen).

Die entsprechende Formulierung in der

AT o zweiten Runde der Befragung spiegelt diese

Die bestehenden Regelungen der Oko-Steuer sowie

der Kfz-Steuer haben, bei grundsatzlich begriiRens-
werter Ausrichtung der Ansatze, in der heutigen Ge-
staltung nur sehr begrenzte Wirkung auf die Mobilitats-
entscheidungen der Menschen.

n = 42; keine Angabe = 1; @ = 5,1
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St

Einschatzung wider. Als Manko wird vor allem
die unzureichende Beriicksichtigung des
Benzinverbrauchs und damit die Unter-
stitzung des andauernden ,Upsizing von
Motorenleistungen® beurteilt.

Dennoch wird dem Instrument der Kfz-Steuer
eine erganzende Wirkung auf die Durch-
setzung schadstoffarmerer Neufahrzeuge
zugesprochen und die Signalwirkung betont.
Durch den Wegfall dieser Steuer wiirde ein
gewisser Abgleich der Grundbelastungen
durch das Halten von Pkw (u. a. in puncto
Flachenverbrauch) wegfallen.

»Die Kfz-Steuer hat die Diskussion tGber die Umweltproblematik bei Autonutzern nicht ganzlich einschlafen lassen.”

(Anmerkung aus der ersten Runde der Delphi Befragung)
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Starkere Spreizung und Berlicksichtigung von Verbrauchsgesichtspunkten gefordert

Als Ansatzpunkt zur Veranderung der Kraftfahrzeugsteuer wird zum einen die starkere Spreizung ge-
nannt, wobei eine héhere Belastung von Dieselfahrzeugen ohne Rulf¥filter als vordringlich eingeschéatzt
wird. Darlber hinaus wird die Beriicksichtigung von Verbrauchsgesichtspunkten und damit die Abkehr
von der derzeitigen Bemessungsgrenze ,Hubraum® gefordert. Insgesamt zeigt das hergestellte Mei-
nungsbild, dass ein Wegfall dieses Steuerungsinstrumentes der Offentlichen Hand von den befragten
Experten insgesamt nicht unterstitzt wird. Vielmehr sollte die ergadnzende Wirkung der Kfz-Steuer
Uber eine gezielte Weiterentwicklung unterstutzt werden.

3.5.3 Eigenheimzulage und Entfernungspauschale

. . Unter den fiskalischen Instrumenten kam der Eigenheim-
Eigenheimzulage .
Seit dem Jahr 1998 wird dieses Instrument der zulage und der Entfernungspauschale in der jingeren
Eigentumsf6rderung in Form einer pauschali- Vergangenheit besondere Aufmerksamkeit zu. Hinter-
sierten Forderung mit reduzierter Hohe bei . . Lo " "
bestehenden Gebauden eingesetzt. grund sind in erster Linie finanzpolitische Erwagungen,

da mit beiden Instrumenten ein erheblicher Einsatz

offentlicher Mittel verbunden ist. Beide Verglinstigungen
sind in ihrer Entstehung und der heutigen Ausgestaltung

Entfernungspauschale
Die 2001 in Kraft getretene Regelung gewahrt

sowohl fiir den nichtmotorisierten Verkehr als nicht direkt auf die Steuerung der Raum- und

auch fiir den OPNV und den privaten Verkehrsentwicklung ausgerichtet, werden jedoch in der
Autoverkehr gleich hohe, kilometerbezogene . . . s . .
Abziige vom zu versteuernden Einkommen fir politischen Diskussion auch bezuglich ihrer rdumlichen
Fahrten zum Arbeitsplatz. sowie verkehrlichen Wirkung betrachtet.

In der Delphi-Befragung hatten diese Instrumente eine besondere Stellung. Da aufgrund der Zielset-
zung und Ausrichtung der Instrumente eine Beurteilung nach dem Kriterium ,Beitrag zur Vertraglich-
keit des Verkehrs* nicht sinnvoll schien, wurde hier um eine Bewertung der ,Unvertraglichkeit“ gebe-
ten.

In der Interpretation der Ergebnisse ist zu berticksichtigen, dass sich die abgegebenen Einschatzun-
gen auf das Jahr 2003 beziehen. Die kiirzlich erfolgten Anderungen der Regelungen, die neben einer
Kirzung der Forderung auch eine gewisse Veranderung der Ausrichtung bewirken, sind nicht einbe-
zogen.™

'® Die Eigenheimzulage wurde mit Wirkung zum 1. Januar 2004 um rund 30 % gekiirzt und in Richtung einer Gleichbehandlung
von Neu- und Gebrauchtimmobilien modifiziert. Bei der Pendlerpauschale ist es zuletzt mit dem Vorziehen der Steuerreform
zum 1. Januar 2004 zu einer Absenkung der Pendlerpauschale auf einen einheitlichen Satz von 30 Cent pro Kilometer
gekommen. Damit wurde die héhere Vergltung weiter Wege abgeschafft.
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Negative Bewertung der Eigenheimfdérderung und Fahrtkostenverginstigung

In der Befragung wird erwartungsgemalf eine Ablehnung der bestehenden Regelungen deutlich, wo-
bei die Entfernungspauschale leicht negativer bewertet und entsprechend deutlicher kommentiert
wird. Diese Vergunstigung wird auch unmittelbarer mit der verkehrlichen Entwicklung in Zusammen-
hang gebracht.

Eigenheimzulage Entfernungspauschale
Beitrag zur Unvertraglichkeit des Verkehrs Beitrag zur Unvertraglichkeit des Verkehrs
n =59; @ = 4,3; weild nicht = 4 n=62; @ =4,4; weil’ nicht =1
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25 25 4
20 20 4
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10
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hoch hoch hoch gering gering gering sehr hoch ziemlich eherhoch  eher ziemlich sehr
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Das Meinungsbild ist dabei aber nicht einheitlich. So wird in den Anmerkungen auf der einen Seite
hervorgehoben, dass die Eigenheimzulage und die Entfernungspauschale bestehende Ungleichge-
wichte der regionalen Boden- und Wohnungsmaérkte verstarken und die Standortwahl der Haushalte
zugunsten dinner besiedelter Rdume beeinflussen — mit entsprechend ungunstigen Folgen fir eine
nachhaltige Siedlungs- und Verkehrsentwicklung. Dass derartige Wirkungen in nennenswertem Um-
fang bestehen, wird auf der anderen Seite stark bezweifelt und es wird auf Mithahmeeffekte verwie-
sen, letzteres insbesondere bei der Eigenheimzulage. Fir die Pendlerpauschale wurde die grundle-
gende Verbesserung, die seit 2001 durch die erfolgte Gleichbehandlung der Verkehrmittel des Um-
weltverbundes erzielt wurde, positiv hervorgehoben. Einig ist man sich aber insgesamt, dass diese
Verglnstigungen eine nachhaltige Siedlungs- und Verkehrsentwicklung zumindest nicht unterstitzen.

Streichung oder Umgestaltung?

Die im Fragebogen der zweiten Runde der Delphi-Befragung

- ErElie BUEle @12 FEElqgU ikl el aufgenommene sehr grundsatzliche Erwagung, Standortwahl
angetastet: Wenn ich ins , billigere

Umland ziehe, dann muss ich fur die und Mobilitatsverhalten des Einzelnen generell nicht mehr staat-

Mobilitdt mehr Geld ausgeben. (...) . .. : s ..

D St el it mileTie A s “C..h zu unters:(utzen, wird mehrheitlich beflirwortet. Dennoch

des Staates.” ware es verkurzt, die Ergebnisse des Expertenaustausches zur
(Anmerkung aus der ersten Runde der Eigenheimzulage und Entfernungspauschale auf diese Aussage
Delphi-Befragung) zu reduzieren. Vielmehr wird eine Reihe von Stellungnahmen

abgegeben, die sich mit dem (ersatzlosen) Wegfall beider In-
strumente kritisch auseinandersetzen. Konkret genannt werden maogliche Entleerungsprozesse land-
licher Rdume, der problematische Wegfall der Férderung von Wohnbedirfnissen junger Familien so-
wie negative volkswirtschaftliche Effekte.
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Zudem gibt es zahlreiche Hinweise zur Wei-
Aussage 23: ) o terentwicklung. Eine Konzentration der Ei-
Als eine MaRnahme fir mehr Nachhaltigkeit in der .
Verkehrs- und Siedlungsentwicklung sollten beste- genheimzulage auf den Bestand und/oder
hende steuerliche Vergunstigungen bzw. staatliche den Ballungsraum sowie eine mégliche
Zuschusse fiir das Mobilitdtsverhalten und die Stand- )
ortentscheidungen des Einzelnen ersatzlos gestrichen Kopplung an verkehrliche Anforderungen
werden. (OPNV-Kriterien) sind dabei die wichtigsten
n = 40; weid nicht = 2; keine Angabe = 1; @ = 4,9 Ansatzpunkte fur die Umgestaltung der Ei-
* genheimzulage. Bei der Entfernungspau-
21 schale wird vor allem eine Korrektur der For-
20 derung weiter Arbeitswege in Form einer
15 | veranderten Staffelung oder Kappungsgrenze
10 gefordert.
s Diese Vorschlage folgen damit der grund-
ol satzlichen Richtung der Aussagen zu den
lehne lehne lehne  stimme  stimme  stimme preispolitischen und fiskalischen MalRnah-
vollstandig groBtenteils eher eher groRtenteils vollstandig
ab ab ab zu zu zu i 1 al i -
o s s b © ® . men, die bei einer gezielteren Nutzung staat
DELPHI-BEFRAGUNG 2. RUNDE S licher Einflussmdglichkeiten der Deregulie-

rung den Vorzug geben.

»Finanzielle Anreize fur das ‘richtige” Verhalten gekoppelt mit finanziellen “Sanktionen” fur “falsche” Entscheidun-
gen wéaren sicherlich erfolgreicher als eine ersatzlose Streichung dieser Instrumente.”

(Anmerkung aus der zweiten Runde der Delphi-Befragung)

Stadtische Wohnstandorte starken

Vor allem in den Experteninterviews wurden im Zusammenhang mit der Eigenheimzulage und Ent-
fernungspauschale die Motive der Wohnstandortwahl von Haushalten thematisiert und dabei betont,
dass ein groRRer Anteil der ,Stadtfliichtigen® nicht der Grof3stadt an sich den Riicken kehre, sondern
mangels (wahrgenommener) Alternativen ins Umland z6ge. Aus Sicht der einbezogenen Vertreter der
Stadte ist die Vorhaltung eines entsprechenden Wohnangebotes und geeigneter Baugrundsticke in
den Stadten ein entscheidender Schlussel zur Starkung einer nachhaltigen Siedlungsentwicklung.
Einzelne Stadte verbuchten mit derartigen Strategien bereits messbare Erfolge. Die Erfolgsaussichten
lieRen sich Uber die Streichung oder Umgestaltung der Eigenheimzulage und Pendlerpauschale noch
erhéhen.

In diesem Zusammenhang wurde auch auf die Méglichkeit einer gezielten Beratung von Bauwilligen
und Wohnungssuchenden verwiesen, die Uber die Vereinfachung von Verfahren und Vermittlung von
Angeboten auch eine Bewusstmachung der anfallenden Kosten bzw. Folgen der Wohnstandortwahl
beinhalten sollte. Bislang wiirden die mittel- und langfristigen (Verkehrs-)Kosten in der Wohnstandort-
entscheidung vielfach kaum bertcksichtigt, ein Umstand, der die Steuerungswirkung von ékonomi-
schen Ansatzen grundsatzlich mindere.
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3.5.4 Regionalisierungsmittel und Integraler Taktfahrplan

Mittelzuweisungen fur den
schienengebundenen Personennahverkehr
(SPNV) uber Regionalisierungsgesetze

Die Verantwortung fiir die Verwendung der
Finanzzuweisungen des Bundes fiir den SPNV
wurde im Verlauf von Bahnreform und Regio-
nalisierung in die Hoheit der Lander uberfiihrt,
die damit in unterschiedlicher Weise verfahren.
Nordrhein-Westfalen leitet, wie eine Reihe
weitere Bundeslander auch, die Mittel direkt an
die unteren Ebenen (Kommunen, Zweckver-
bande) weiter.

Einfuhrung des Integralen Taktfahrplans
(ITF)

In NRW verkehren seit 1998 landesweit alle
Nahverkehrsziige im ITF. An den Knotenbahn-
héfen bestehen direkte Anschlussbeziehungen
zwischen den Zigen. Die zweite Stufe wurde
im Dezember 2002 umgesetzt. Der ITF stellt
nicht nur eine bloRe Verknulpfung der Linie im
Nahverkehr dar. Mit dieser Ausweitung des
Angebots wird landesweit auch eine bestimmte

In der Folge des Regionalisierungsgesetzes des Bundes
sind den Landern erhebliche Transfermittel zur Planung,
Organisation und Finanzierung des OPNV-Angebotes zur
Verfligung gestellt worden. Der Schwerpunkt der Mittel
flieRt in den SPNV, dessen Belange in Nordrhein-West-
falen von den neun Zweckverbanden der (kommunalen)
Aufgabentrager eigenverantwortlich geregelt werden.

Der Integrale Taktfahrplan NRW ist mit der Finanzierung

des betrieblichen Angebotes im OPNV iiber die Regiona-
lisierungsmittel verknipft. So ist seine Einhaltung nach
dem OPNV-Gesetz Nordrhein-Westfalen als Grundlage
der Fahrplangestaltung und des Leistungsangebotes in
allen Ausschreibungen verbindlich zu berlcksichtigen.
Grundgedanke des Integralen Taktfahrplans ist die Opti-
mierung des Leistungsangebotes des OPNV durch Ver-
besserung der Vertaktung und Abstimmung von Fahrpla-

Mindestbedienqualitat im Nahverkehr erreicht.

nen. Diese Verbesserungen umfassen auch eine Veran-
derung der Infrastruktur (Netz, Bahnhofe und Fahrzeuge). Von den Regionalisierungsmitteln und den
Malnahmen des ITF profitiert bislang vor allem der Raum auferhalb der Ballungszentren.
Insbesondere von der Stilllegung betroffene oder bedrohte Strecken konnten aufgewertet und im
Leistungsangebot verbessert werden. Die ab 2005 schrittweise geplanten weiteren Verbesserungen
konzentrieren sich neben der Tarifgestaltung nunmehr auf die Einfihrung eines landesweiten
Schnellverkehrsnetzes und die Einbeziehung der S-Bahn in den ITF. Es ist jedoch bereits abzusehen,
dass die dabei beabsichtigten Taktausweitungen und -verdichtungen insbesondere auf den dicht
befahrenen Strecken in und um die Ballungszentren an die Kapazitatsgrenzen des Netzes stol3en.

Finanzierung des Nahverkehrs auf wackeligem Boden

In der aktuellen politischen Diskussion zur Regionalisierung und zum ITF steht vor allem die geplante
erhebliche Kiirzung der Mittel fir den OPNV im Vordergrund. Zum Zeitpunkt der Befragung im Jahr
2003 sorgte hier vor allem der Vorschlag der Minister-
prasidenten Koch und Steinbriick, der eine drastische
Klrzung der Regionalisierungsmittel vorsah, fiir Aufsehen.
Die méglichen Folgen derartiger Schritte fir den Nahver-
kehr wurden in den Anmerkungen und Beitragen der Ex-
perten vielfach thematisiert.

»Wenn der Vorschlag von Koch/Steinbriick
realisiert wird, ist der ITF NRW obsolet.*

(Anmerkung aus der zweiten Runde der Delphi-
Befragung)

Dabei iberwiegt die Einschatzung, dass sich die Offentliche Hand mittel- und langfristig aus der For-
derung des Nahverkehrs zuriickziehen wird. Hauptleidtragender sei der SPNV in der Flache, der auch
nach den AufwertungsmaRnahmen der letzten Jahre ohne Offentliche Gelder auf Dauer nicht tiberle-
bensfahig sei. Auch die Umsetzung des ITF ist damit konkret geféahrdet. Kritisiert werden an den aktu-
ellen Kirzungsplanen insbesondere die fehlende mittelfristige Kalkulierbarkeit des Mittelumfangs so-
wie der mangels tragfahiger Gbergeordneter Konzepte auf Ebene der Lander und des Bundes nicht
zielgerichtete Einsatz der Gelder. Als vordringlich wird dementsprechend die Schaffung einer langer-
fristig kalkulierbaren Basis flr die Finanzierung des SPNV gesehen.
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ITF — Umsetzungserfolge mit hohem Aufwand

Aussage 21:

Der Integrale Taktfahrplan ist ein erfolgreiches Beispiel
fur den Einsatz von 6ffentlichen Finanzmitteln fur
gezielte Angebotsverbesserungen im OPNV.
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Einfuihrung des Integralen Taktfahrplans (ITF)
Aufwand
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In der Delphi-Befragung wird dem Integralen
Taktfahrplan (ITF) deutliche Anerkennung ge-
zollt. Dabei wird die angebotsorientierte Aus-
richtung des Integralen Taktfahrplans im Sinne
eines ,level of service” hervorgehoben, dem als
grundlegende Strategie im Expertenaustausch
Bedeutung zugemessen wird. Dieser Grundge-
danke des ITF misse besser vermarktet bzw.
bekannt gemacht werden (,Viele Autofahrer
wissen nicht, wie gut ,ihr OPNV ist“). Allerdings
wird im Detail Verbesserungsbedarf am ITF
deutlich, der vor allem die Gestaltung der Ver-
kniipfungsbeziehungen im OPNV betrifft.

Auch wenn die beteiligten Experten das bishe-
rige finanzielle Engagement des Landes NRW
fur die Optimierung des Nahverkehrs grund-
satzlich honorieren, wird der notwendige Auf-
wand fir den ITF als hoch bewertet und kritisch
hinterfragt. Dies gilt insbesondere im Zusam-
menhang mit der Schwerpunktsetzung der
Forderung auf den landlichen Raum (s. u.). Die
Mittel seien insgesamt zu stark auf den “Um-
land-Umland-Verkehr* beschrankt.

»Der ITF fuhrt in den Regionen auch zu Problemen,
weil Buslinien auf die Haltestellen des SPNV ausge-
richtet werden mussen, obwohl sie im Wesentlichen
intraregionale Nachfrage bedienen.”

(Anmerkung aus der ersten Runde der Delphi-Befra-
gung)
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Ergebnis des Regionalisierungsprozesses in NRW bleibt offen

Mit der Umsetzung der Regionalisierung in NRW wurde eine sehr weitgehende Regelung in den Ex-
pertenaustausch aufgenommen, deren Beurteilung von einigen Fachleuten als problematisch kom-
mentiert wurde. Auch fehle der direkte Bezug zu Fragen der Nachhaltigkeit, da im Grunde die Libera-
lisierung des Schienenverkehrsmarktes im Vordergrund stehe. Zudem kdnnten die Ergebnisse der
damit verbundenen Prozesse und Mallnahmen zum heutigen Zeitpunkt noch nicht abschlieRend be-
urteilt werden.

) . . - Insgesamt Iasst sich keine deutliche Tendenz im
Mittelzuweisungen fir den SPNV (ber

Regionalisierungsgesetze Meinungsbild zum Regionalisierungsprozess in
Beitrag zur Vertraglichkeit des Verkehrs NRW zusammenfassen. So wird die Verlagerung
n=61; @ =4,0; weil’ nicht =2 . . . ) .

30 der Verantwortung fur die Finanzierung auf die

2 | untere Ebene als grundlegende Ausrichtung des
2 Regionalisierungsprozesses zum einen positiv

15 beurteilt. Die Zersplitterung der Zustandigkeiten in

NRW durch die Schaffung einer weiteren Pla-
nungsebene bei den Zweckverbanden wird auf
der anderen Seite kritisch gesehen. Hier wird

ser  ziemlich  eher  eher  ziemlich  sehr auch die stérkere Gestaltungsméglichkeit anderer
gering gering gering hoch hoch hoch . i i .
@) @ @ @ ®) ©) Bundeslander, die die Planungskompetenzen im
DELPHI-BEFRAGUNG 1. RUNDE 54 SPNV weiter auf Ebene des Landes biindeln,

hervorgehoben. Als ungiinstig wird auch die
Trennung des schienengebundenen und straRengebundenen OPNV genannt, fiir die unterschiedliche
Zustandigkeiten bestehen bzw. die in getrennten Planungsgrundlagen behandelt werden (vgl. Kapitel
3.2.6: Verkehrsentwicklungsplan und Nahverkehrsplan).

,Durch die Ubertragung wesentlicher Kompetenzen des Landes an die Zweckverbande hat das Land ein wesentli-
ches Element der Landesstruktur- und Landesentwicklungspolitik aus der Hand gegeben.”

(Anmerkung aus der ersten Runde der Delphi-Befragung)

Umstritten: Forderung des Bahnverkehrs in der Flache

Die Diskussion um die Praxis der SPNV-Foérderung in Nordrhein-Westfalen entzlindet sich im Exper-
tenaustausch vor allem an der Forderung des Schienennahverkehrs in der Flache. Die Auffassungen
sind in diesem Punkt kontrar und im Wesentlichen unversohnlich. So werden sehr kritische Tone laut,
die den Umfang der Férderung in weniger dicht besiedelten Gebieten hinterfragen. Die ungunstige
Kosten-Nutzen-Relation des SPNV in der Flache und der demzufolge ineffiziente Einsatz der Mittel
stellt sich hier zusammengefasst als Hauptkritikpunkt dar. In 6konomisch schwierigen Zeiten wird die
starkere Konzentration der Mittel auf Strecken mit hoher Nachfrage gefordert. Der derzeit rdumlich
undifferenzierte Mitteleinsatz fordere disperse Siedlungsweisen. Dabei wird mehrfach ein Zusammen-
hang mit der generellen Ausrichtung der Fiskalpolitik der Offentlichen Hand hergestellt, die die Ver-
kehrskosten des Einzelnen als Folge seiner Standortwahl ,heruntersubventioniere®.

Auf der anderen Seite wird ein weiteres oder sogar verstarktes angebotsorientiertes Vorgehen in der
Forderung des SPNV gefordert und zur weiteren Attraktivierung des Schienennahverkehrs in der Fla-
che u. a. die Ausdehnung des ITF in die Abend- und Nachtstunden gefordert. Die Begrenztheit der
bisherigen Verlagerungserfolge in dinner besiedelten Rdumen wird dabei insbesondere auf fehlende
Restriktionen im MIV (z. B. in Bezug auf die Parkraumpolitik der Stadte) zurtickgefiihrt und es wird die
Notwendigkeit kombinierter ,push-and-pull-Strategien“ hervorgehoben.
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3.5.5 Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz (GVFG)

) 2 Das Gesetz Uiber Finanzhilfen des Bundes zur Verbesse-
Forderung von Anlagen des OPNV und o ] )
Rad- / FuRverkehrs iiber das Gemeinde- rung der Verkehrsverhaltnisse der Gemeinden (Gemein-
Ve T E A EIMESEsET (GVAE) deverkehrsfinanzierungsgesetz — GVFG) gewahrt den

In den Finanzhilfen des Bundes werden derzeit . . . .. .
etwa je zur Hilfte der kommunale StraRenbau Kommunen oder Kreisen Finanzhilfen fur Investitionen

beziehungsweise der Rad- / Fulwegebau und zum Ausbau von Verkehrsinfrastruktur, Fahrzeugférde-
der OPNV gefordert. Das GVFG ist ein maf- . . . >
nahmenbezogenes Instrument, das heilt: rung sowie weitere Ma3nahmen zur Férderung des OPNV

Voraussetzung fiir die Forderung ist, dass das (Zuwendungsumfang i. d. R. 75 %). Das GVFG ist ein
Vorhaben im Gesetz beziehungsweise den

erganzenden Verwaltungsvorschriften der malnahmenbezogenes Instrument, d. h. Voraussetzung
Lander als férderungswiirdig aufgefihrt wird. fur die Forderung ist, dass das Vorhaben im Gesetz bzw.
Dabei sind die Regelungen in NRW durch die . . .
Ausweitung der Fordertatbestande (u. a. fiir den erganzenden Verwaltungsvorschriften der Lander als
Mobilitatszentralen, Fahrradférderung) als forderungswiirdig aufgefiihrt wird. Die Ausgestaltung des

weitgehend zu betrachten.

GVFG variiert in den einzelnen Landern z. B. im Hinblick
auf die Férdervoraussetzungen, die Bagatellgrenzen und die Férderrichtlinien selbst.

Das GVFG ist eindeutig auf den Neu- und Umbau von StraRen- und OPNV-Infrastruktur und damit auf
Netzerweiterungen ausgerichtet. Dies ist ein Hauptkritikpunkt in der wissenschaftlichen und planeri-
schen Diskussion, die in den letzten Jahren zu diesem Instrument verstarkt gefiihrt wird. Allerdings
werden — mit Unterschieden zwischen den einzelnen Bundeslandern — auch Malinahmen wie die
OPNV-Beschleunigung und der Radwegebau (allerdings beschrankt auf straRenbegleitende Wege)
Uber Mittel des GVFG realisiert. Nordrhein-Westfalen ist eines der Lander, in denen die Belange des
integrierten Stadtverkehrs merklich in das GVFG eingeflossen sind. Dies wird u. a. an den genannten
Forderkriterien deutlich, nach denen Vorhaben im kommunalen Straldenbau keine Verschlechterungen
fur den Umweltverbund ergeben diirfen. Zudem wurde eine Priorisierung des Strallenumbaus vor dem
StraBenneubau festgeschrieben. Allerdings sind auch in NRW nichtinvestive Malnahmen (z. B. Mobi-
litdtsmanagement) oder direkte Rickbaumalnahmen bislang von einer Forderung ausgeschlossen.
Die GVFG-Mittel wurden im Zuge der Regionalisierung deutlich gekiirzt und in der OPNV-Férderung
weitgehend durch die Regionalisierungsmittel abgeldst.

Hohe Bedeutung des GVFG fir die kommunale Praxis

Das GVFG wurde im Verlauf des Expertenaustausches sehr stark diskutiert. Dabei wurde insgesamt
die hohe Bedeutung dieser Fordermdoglichkeit fiir die kommunale Ebene deutlich, die in direkten Zu-
sammenhang mit der angespannten Situation der kommunalen Haushalte gestellt werden muss.

Die Anmerkungen und Stellungnahmen lassen dabei die Vermutung zu, dass die Einstufung des
GVFG in der ersten Runde durch die Vertreter der

» Vielleicht ein wichtiger Beitrag, weil es die kommunalen Praxis der Stadte und Gemeinden zunachst
einzigen finanziellen Méglichkeiten sind. . “
Grundsatzlich tberwiegen aber die struktu- einmal unabhangig von der konkreten Ausgestaltung bzw.

rellen Probleme, so dass ich dieser Aussage  Ausrichtung auf die Verbesserung der Vertraglichkeit des
nicht zustimmen kann. (...) Férdertatbe-

stande missten grundsétzlich tiberdacht Verkehrs erfolgt ist. Das GVFG stellt sich vielmehr geman
werden.” den Aussagen haufig als einzige Mdglichkeit dar,
(Anmerkung aus der zweiten Runde der Delphi-  Investitionen in die Verkehrsinfrastruktur vorzunehmen
Befragung) und dafiir zu sorgen, dass ,sich Uberhaupt etwas bewegt".

Von den beteiligten Stadten wurde in diesem
Zusammenhang mehrfach darauf hingewiesen, dass bereits der geforderte Eigenanteil die
Méglichkeiten der Kommunen in vielen Fallen Ubersteige.
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Auch auf dem Workshop wurden die zu geringen Eigenmittel der Stadte im Zusammenhang mit dem
GVFG diskutiert. Wie Tilman Bracher in seinem Referat darlegte, fungieren die verschiedenen For-
dermdglichkeiten daher oftmals eigentlich als Ersatz fur die unzureichende Finanzausstattung, die
auch als Folge des heutigen Finanzausgleichssystems gesehen werden muss (vgl. ILS NRW 2005).

Forderung von Anlagen des OPNV u. Rad-/
FuBverkehrs tber das GVFG

Beitrag zur Vertréglichkeit des Verkehrs
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Aussage 19:

Trotz einzelner struktureller und verfahrenstechnischer
Defizite leisten die Uber das Gemeindeverkehrsfinan-
zierungsgesetz eingesetzten staatlichen Finanzmittel
einen wichtigen Beitrag zur Férderung einer vertragli-
chen Verkehrsentwicklung auf der lokalen Ebene.
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Heutige Ausgestaltung in der Kritik

Die hohe Bedeutung des GVFG wird auch in
der Bewertung der ersten Runde der Delphi-
Befragung deutlich, die maf3geblich von den
positiven Urteilen der kommunalen Vertreter
getragen wird. Von Seiten der Wissenschaft
werden dagegen deutlich negativere Ein-
schatzungen abgegeben und u. a. auf den, im
Verhaltnis zu den Regionalisierungsmitteln,
insbesondere aber zum Bundes-
verkehrswegeplan, geringen Umfang der
Mittel verwiesen (GVFG-Mittel als ,Anhangsel
der BVWP-Milliarden®). Die Ein-
schatzungsunterschiede zwischen Praxis und
Wissenschaft sind statistisch als hoch
signifikant zu bewerten."™

Die Aussage der zweiten Runde, die sich
explizit auf den Beitrag des GVFG zur Férde-
rung der Vertraglichkeit des Verkehrs bezog,
fand in der zweiten Runde die geringste Zu-
stimmung aller 32 zur Bewertung gestellten
Statements. An dieser Stelle wurden auch von
den Experten aus der Praxis schwerwiegende
Bedenken gegenuber der heutigen Aus-
gestaltung dieses Instruments deutlich. Unter-
schiede zwischen den Vertretern von Wissen-
schaft und Kommunen sind an dieser Stelle
nicht mehr nachweisbar.

Unter den Kritikpunkten kommt der grundlegenden Ausrichtung des GVFG auf den Bereich der Neu-
bauinvestitionen ein besonderer Stellenwert zu. Sie wird in vielen Stellungnahmen thematisiert und
dabei durchweg problematisiert. Das GVFG hatte hier in der Vergangenheit zu "exorbitant teuren L6-
sungen" gefiihrt und den Kommunen die Entscheidung zwischen einzelnen MalRnahmen zugunsten
von infrastrukturellen Grol3projekten abgenommen. Der schlechte Zustand der Infrastruktur, der drin-
gend ErhaltungsmaRnahmen erfordere, aber auch die derzeitige oder zumindest absehbare Entspan-
nung in der Verkehrsnachfrage wurden als Hauptkritik an der derzeitigen Ausgestaltung angefihrt.

9 Mann-Withney-U-Test bezogen auf die Stichprobe Wissenschaft (n=28) und Praxis (n=25) der ersten Runde der Delphi-

Befragung (Signifikanzniveau < 0,001).
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Die Forderkataloge des GVFG werden von den beteiligten Experten als zu statisch empfunden und
die stark ,selektive Férderung durch den Zuschussgeber® beklagt. Zu enge Spielrdume wurden bei-
spielsweise in der Radverkehrsférderung angefuhrt, wo die Mittelverteilung an das Vorhandensein von
forderfahigen StralRen gekoppelt ist. Auch die Nichtférderfahigkeit von StraRenbahnen in Mittellage
sowie von betrieblichen Ausgaben wurden angefiihrt. Die Kritik gilt auch fir Nordrhein-Westfalen,

»In Zukunft geht es nicht primar um einen weiteren
Ausbau der Verkehrsinfrastruktur, sondern um
Bestandserhaltung und Effizienzverbesserung der
bestehenden Infrastruktur. Da bieten die klammen
offentlichen Haushalte durchaus Chancen.”

(Anmerkung aus der zweiten Runde der Delphi-
Befragung)

wenn auch die hiesigen Forderbestimmungen im
Vergleich zu anderen Bundeslandern als
bedeutend flexibler bewertet wurden. Trotzdem
wirden auch hier bis heute ,Ersatzinvestitionen fiir
groRe und teure Infrastrukturen (z. B. Briicken)
Prioritat vor kleineren Maflnahmen, z. B. im
Radwegebau®, geniefden.

Beibehaltung mit deutlicher Schwerpunktverschiebung in den Bestand gefordert

Das GVFG ist auch bei deutlicher Reduzierung des Férderumfangs durch den Bund ein wichtiges
Instrumentarium, das — so das zusammengefasste Meinungsbild — erhalten bleiben und in der
Ausrichtung deutlich verandert werden sollte. Die Zustimmung zu einer entsprechenden Aussage der
zweiten Runde fallt Gberaus deutlich aus. Im Vergleich zur einbezogenen Bundesverkehrswe-
geplanung sind es beim GVFG eher die ,kleinen® MalRnahmen, die als Schwerpunktsetzung in einem
ausgeweiteten Forderkatalog gefordert werden. Zur starkeren Bertiicksichtigung der Vertraglichkeit
des Verkehrs ist dabei die Umorientierung der Bestimmungen auf Erhaltungsmafinahmen vordringlich.

Die Notwendigkeit des Erhalts des GVFG steht

Aussage 24:

Die investiven Mittel des Bundes (im Rahmen des
GVFG sowie der BVYWP) miissen durch eine
Umgestaltung der Verfahren sowie eine veranderte
Schwerpunktsetzung im Mitteleinsatz, starker auf die
Belange des vertraglichen Verkehrs ausgerichtet wer-
den.
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in engem Zusammenhang mit der Finanzkrise
der Stadte. Hier wurde in den kommunalen
Experteninterviews vereinzelt auch daraufhin
gewiesen, dass der ma3nahmenbezogene
Charakter dieses Instrumentes nicht generell in
Frage gestellt werden sollte, da die Mittel bei
einer alternativen pauschalisierten Zuwendung
schnell ,versanden wirden®. Die gewunschte
Umorientierung auf BestandsmalRhahmen sei
zwar aus der jetzigen Situation heraus erfor-
derlich und winschenswert, stelle aber eigent-
lich eine Notlésung dar. Insbesondere die Be-
standserhaltung der stral3enseitigen Ver-
kehrsinfrastruktur miisse auf Dauer starker
nutzerfinanziert werden.

»Das GVFG wirkt derzeit noch sehr kontraproduktiv,
kdnnte aber als zentrales Finanzierungsinstrument
einen groRen Beitrag zur vertraglichen Abwicklung des
Verkehrs auf der kommunalen Ebene leisten.”

(Anmerkung aus der zweiten Runde der Delphi-Befragung)

Dazu missen geeignete Instrumente eingefihrt
werden bzw. die Verteilung der Mittel starker
auf die Ebene der Kommunen verlagert
werden. Investitionen in den Neu- bzw. Umbau
von Verkehrsinfrastruktur sei immer auch ein
notwendiger Bestandteil kommunaler Politik,
die nicht ganzlich vernachlassigt werde durfe.
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3.5.6 Bundesverkehrswegeplanung

Der Bundesverkehrswegeplan (BVWP) als zentrales In-
Umwelt- / raumbezogene Bewertungsverfah-

ren in der Bundesverkehrswegeplanung strument der Fernverkehrsinfrastrukturplanung des Bun-
Die Bewertungsverfahren in dieser zentralen des wurde im Jahr 2003 neu aufgestellt.

Infrastrukturplanung des Bundes sind im Zuge

der aktuell abgeschlossenen Neuaufstellung Eine Neuerung gegenuber den bisherigen Planen ist u. a.
verandert worden. Ziel der Umweltrisikopriifung . . . . "

(URE) sowie der Raumwirksamkeitsanalyse eine starkere Konzentration auf Erhaltungsinvestitionen
(RWA) ist die bessere Abschatzung von um- sowie eine weitgehende Angleichung der geplanten In-
weltrelevanten Folgen und die . . . . .

Beriicksichtigung raumordnerischer Belange. vestitionen in die Schienenwege und die Bundesfernstra-

Ren. Verandert wurde auch die Beurteilungsgrundlage
von Projekten, womit den umweltbezogenen Zielsetzungen der Verkehrswegeplanung — genannt wird
u. a. die Férderung nachhaltiger Raum- und Siedlungsstrukturen — starkere Bedeutung zugemessen
wird. So erganzt die weiterentwickelte Umweltrisikoeinschatzung (URE) das Bewertungsverfahren um
die qualitative Beurteilung raumbezogener Umweltrisiken und -konflikte, die nicht im Rahmen der Nut-
zen-Kosten-Analyse berticksichtigt werden. Die neu geschaffene Raumwirksamkeitsanalyse (RWA)
soll deutlichere Bezuige zwischen Verkehrsprojekten und deren raumordnerische Folgen — insbe-
sondere in Bezug auf ErschlieBungs- oder Entlastungswirkungen — herstellen.

Skeptische Einschéatzung der Schlagkraft der verédnderten Bewertungsverfahren

Im Meinungsbild Giberwiegt deutliche Skepsis
Umwelt- / raumbezogene Bewertungsverfahren . . i .
in der Bundesverkehrswegeplanung beziglich der Schlagkraftigkeit der verédnderten
Beitrag zur Vertraglichkeit des Verkehrs Bewertungsverfahren. So weisen die Beurtei-
n =52; @ = 3,3; weild nicht = 10; keine Angabe = 1 . .

lungen in der ersten Runde der Delphi-Befragung
einen nur geringen Beitrag der Verfahren zur
Vertraglichkeit des Verkehrs aus. Aus den An-
merkungen wird deutlich, dass sich die Kritik im
Wesentlichen auf die Durchsetzungskraft der

" neuen Bewertungsansatze bezieht. So bezweifeln
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»Wo sind die tausende Kilometer StralRenneubau, die auf Grund des Verfahrens aus dem Plan gestrichen
wurden?*

»Am gegenwartigen BVWP kann abgelesen werden, das URE und RWA zwar einige Verbesserungen gebracht
haben im Vergleich zu vergangenen BVWPs — aber die Planung ist noch immer MIV-orientiert.”

» Theoretischer Ansatz mag gut gemeint sein, aber in der Praxis werden Bedarfsmeldungen fortgeschrieben,
grundlegend erfolgt keine - nachhaltige - Weichenstellung (Wirkung allenfalls bei Einzelvorhaben) i. S. einer
integrierten Verkehrsentwicklung.”

(Anmerkungen aus der zweiten Runde der Delphi-Befragung)
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Bezlglich der Ausgestaltung der Bewertungsverfahren wird von den Experten eine Verbesserung
anerkannt. Dies gilt insbesondere fiir die neu geschaffene RWA, die erstmals raumordnerischen
Belangen Gewicht verleiht und in einem Fall sogar als ,methodischer Meilenstein® betitelt wird. Kriti-
siert wird auf der anderen Seite die weiterhin lickenhafte Berticksichtigung von Folgen der Infra-
struktur auf das Siedlungsgeschehen. Auch die fehlenden verkehrstrageriibergreifenden Entschei-
dungen bei der Aufnahme von Projekten werden als Defizit angefuhrt.

Trendwende im BVWP angemahnt

Die Verfahrensanderungen haben an der grundlegenden Ausrichtung in der Bundesverkehrs-
wegeplanung nichts gedndert. Vielmehr ist die Ausrichtung der hieriber vorgenommenen Infra-
strukturinvestitionen weiterhin kritisch zu beurteilen. Auf diese grundsatzliche Aussage lasst sich das
Meinungsbild insgesamt verdichten. Als Einzelkritik stehen auch hier die nach wie vor hohen Bedarfe
fur Neubauinvestitionen im Vordergrund, wobei die Sinnhaftigkeit von Neubauprojekten bzw.
Kapazitatsausweitungen der Fernstraleninfrastruktur z. T. sehr generell in Frage gestellt wird. Als
wichtiger Ansatzpunkt zur Verbesserung des Beitrages zur Vertraglichkeit des Verkehrs durch den
BVWP lasst sich wie beim GVFG die Konzentration der Mittel auf den Bestand ableiten. Thematisiert
wird auch die starke Unterfinanzierung der Planungen, die vor allem fir die Schienenprojekte als

problematisch beurteilt wird.

Aussage 24:

Die investiven Mittel des Bundes (im Rahmen des
GVFG sowie der BVWP) missen durch eine
Umgestaltung der Verfahren sowie eine veranderte
Schwerpunktsetzung im Mitteleinsatz, starker auf die
Belange des vertraglichen Verkehrs ausgerichtet wer-
den.
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Aussage 20:

Bei deutlichen methodischen Fortschritten in der Bun-
desverkehrswegeplanung ist die Ausrichtung der hier-
Uber vorgenommenen Infrastrukturinvestitionen, im
Sinne einer vertraglichen Verkehrsentwicklung, weiter-
hin kritisch zu beurteilen.
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3.5.7 Zusammenfassung und Schlussfolgerungen zu preispolitischen und
fiskalischen Mal3hahmen

Unter den im Fragebogen angesprochenen Themenbereichen kommt den preispolitischen und fiskali-
schen Instrumenten eine besondere Bedeutung zu. So werden zu keinem anderen Bereich so zahl-
reiche und gleichzeitig vielfach kontrare Anmerkungen und Meinungen geadufert.

Innerhalb der beiden Runden der Delphi-Befragung konnten die Urteile der Experten validiert und
Ansatzpunkte zur Weiterentwicklung gewonnen werden. Die Experteninterviews und die Diskussion
im Workshop haben sich in diesem Zusammenhang wiederum als wertvolle methodische Erganzun-
gen zur Befragung bewéahrt, mit denen eine Reihe von vertiefenden und weiterfiihrenden Aspekten
herauskristallisiert werden konnten.

Als grundlegende Tendenz in der Beurteilung der angesprochenen fiskalischen und preispolitischen
Instrumente &8sst sich insgesamt die starke Unzufriedenheit mit der derzeitigen Ausrichtung und
Gestaltung festhalten. Dementsprechend hoch ist der geaulierte Handlungsbedarf.

Ansatzpunkt Erhéhung der Verkehrskosten des Einzelnen

Dies gilt in Bezug auf die Instrumente, die eine unmittelbare Wirkung auf die Verkehrskosten privater
Haushalte austben. Die Beeinflussung der Aufwendungen des Einzelnen fur die Raumuberwindung
ist hier insgesamt als ein Schliisselbereich in der Verbesserung der Vertraglichkeit des Verkehrs zu
sehen.

Die Eigenheimzulage und vor allem die Entfernungspauschale sind in diesem Zusammenhang als
bestehende finanzielle Entlastungen der Haushalte im Grundsatz kritisch zu sehen. Zur Umgestaltung
dieser Vergunstigungen liegt eine Reihe von Vorschlagen vor, die im Ergebnis eine Kopplung der
Férderung an ein verkehrssparsames Standort- bzw. Verkehrsverhalten vorsehen. Derartige Anderun-
gen sind zwar im Kern plausibel, in der konkreten Umsetzung aber aus mehreren Griinden problema-
tisch. Zum einen ist die heutige Ausgestaltung nicht auf eine raumliche und verkehrliche Steuerung
ausgerichtet, sondern verfolgt vornehmlich volkswirtschaftliche und soziale Zielsetzungen, die einer
Anderung, auch im Hinblick auf die politische Durchsetzungsfahigkeit, entgegenstehen diirften. Zu-
dem kann erwartet werden, dass sich der birokratische Aufwand mit einer Umgestaltung deutlich
erhéht. In Beziehung dazu mussen die erzielbaren Effekte auf die Vertraglichkeit des Verkehrs gesetzt
werden, die nach dem heutigen Kenntnisstand zumindest als unsicher gelten kénnen.

Annliches gilt auch fir das Road Pricing, das im Expertenaustausch zu Recht mit vielen Frage-
zeichen und Bedenken versehen wird. Zwar ist Road Pricing keinesfalls per se abzulehnen; allerdings
sind bei vielen Organisationsmodellen mdgliche problematische Folgewirkungen zu bedenken. So ist
eine Bepreisung von Innenstadten nach dem Londoner Vorbild in Nordrhein-Westfalen kaum denkbar.
In der starken Konkurrenz der Nutzungen in einem weitgehend polyzentrischen Raum wurden die
Kernstadte weiter an Attraktivitat verlieren und im Ergebnis bestehende Tendenzen der Entdichtung
und Dezentralisierung gestarkt.

Fur die Wirksamkeit von Strallennutzungsgebtihren auf die Vertraglichkeit des Verkehrs durfte insge-
samt ausschlaggebend sein, mit welcher Zielsetzung ein solcher Ansatz letztlich eingesetzt wird. Der-
zeit wird die Umsetzung mit dem vorrangigen Ziel diskutiert, dem Stralenbau aus seinen Finanzie-
rungsengpassen zu verhelfen. Eine Ausgestaltung gemal dieser Zielsetzung kdnnte in der Summe —
u. a. durch eine gewollte Erhéhung der Sattigungsgrenze bzw. Durchflussmenge der Strafl3eninfra-
struktur — einen weiteren Anstieg des Autoverkehrs zur Folge haben.
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Als Instrument, dessen Zielrichtung bereits deutlich auf eine vertraglichere Verkehrsgestaltung ge-
richtet ist, kann dagegen die Kfz-Steuer genannt werden. Sie leistet in der heutigen Ausgestaltung
bereits einen konkreten, wenn auch eher ergdnzenden Beitrag zur Verbreitung verbesserter Kraftfahr-
zeugtechnik. Ein Wegfall des Instrumentariums ist aus diesem Grund nicht zu beflrworten. Neben der
weiterhin notwendigen Einbeziehung von Abgasminderungstechniken wie dem Ruffilter liegen hier in
der Berucksichtigung von Verbrauchsgesichtspunkten sowie der starkeren Spreizung der Steuersatze
viel mehr Weiterentwicklungspotenziale, die mit verhaltnismaRig geringem Aufwand genutzt werden
konnten.

Der Expertenaustausch bestatigt, dass die Mineraldlsteuer ein wichtiger unmittelbarer Ansatzpunkt
zur Erhéhung der Kosten der Raumiberwindung darstellt. Auch wenn die heftigen Diskussionen um
die Oko-Steuer verdeutlichen, wie schwierig sich die Durchsetzung einer derartigen Erhéhung der
Verkehrskosten in Deutschland darstellt, gibt es zu einem solchen Schritt derzeit augenscheinlich
keine Alternative. Dabei ist davon auszugehen, dass ein schrittweise erfolgender und fir den Einzel-
nen langfristig kalkulierbarer Anstieg der Treibstoffkosten die grofite Chance bietet, Standortwahl und
Verkehrsverhalten im Sinne der Nachhaltigkeit zu verandern. Die zu erwartenden Mehreinnahmen
kénnten zudem fiir flankierende Konzepte — u. a. eine gezielte Anpassung des Offentlichen Verkehrs
— verwandt werden und damit mogliche soziale Harten abmindern.

Die Effekte preispolitischer und fiskalischer Ansatze sollten aber insgesamt nicht iberschatzt werden.
Der Expertenaustausch zeigt in diesem Zusammenhang, dass bezlglich der genauen Wirkungsweise
der Verkehrskosten auf das Verhalten des Einzelnen noch ein erhebliches Wissensdefizit gesehen
wird. Dieser Umstand birgt auch die Gefahr, Gber die Schaffung monokausaler Wirkungszusammen-
hange mdglicherweise zu Uberzogenen Erwartungen und Fehleinschatzungen zu gelangen.”

Anpassung des Mitteleinsatzes in der Infrastrukturfinanzierung notwendig

Im Bereich der Infrastrukturfinanzierung wird die Diskussion innerhalb des Expertenaustausches von
der Finanzknappheit der Offentlichen Hand gepragt. Vor diesem Hintergrund sowie in Anbetracht der
sich im Zuge des demographischen Wandels wahrscheinlich abschwachenden Verkehrsnachfrage
mussen die Schwerpunkte des Mitteleinsatzes angepasst werden.

Dies gilt fur die Bundesverkehrswegeplanung (BVWP), deren Investitionen trotz einzelner
Verbesserungen weiterhin einer grundlegenden Uberpriifung bediirfen. Dass die veranderten
Verfahren der Projektbeurteilung nach Meinung der Experten bislang keine gro3e Durchschlagskraft
entfalten konnten, kann zum einen als weiteres Indiz fur die geringe Durchsetzungskraft von Belangen
des vertraglichen Verkehrs im Rahmen der planerischen und politischen Abwagung gewertet werden.
Allerdings setzt sich ein grof3er Teil der im vordringlichen Bedarf befindlichen Projekte aus
Uberhéngen des alten BVWP sowie weiterer Investitionsprogramme zusammen, die nicht nach den
veranderten Verfahren gepruft wurden. Zu fordern ist hier eine konsequente Durchfiihrung von
Prifungen zur Umwelt- und Raumrelevanz bei allen Infrastrukturvorhaben des
Bundesverkehrswegeplans sowie eine transparente Einbeziehung der Ergebnisse in die Einstufung
von Vorhaben. Der Schwerpunkt der Mittelverwendung muss dabei noch starker auf die Erhaltung der
Infrastruktur ausgerichtet werden, eine Forderung, die inzwischen von vielen Fachleuten angefihrt
wird.

2 Vgl. hierzu auch die Ergebnisse der Modellrechnung von Spiekermann & Wegener in Kapitel 4: Steuerung von
Raumentwicklung und Verkehrsnachfrage als Gegenstand modellbasierter Szenarien.
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Die Notwendigkeit der Uberpriifung der eingesetzten Finanzmittel gilt auch fiir den Schienenverkehr.
Hier wird im Expertenaustausch im Zusammenhang mit den Regionalisierungsmitteln und dem ITF
NRW die Forderung nach einer Uberpriifung der derzeit massiven Férderung des SPNV im landlichen
Raum laut.

Allerdings ist die vielfach vorgenommene pauschalisierte Betrachtung, die eine ,sinnvolle Férderung*
des Ballungsraumes den ,schadlichen Subventionen® in dlinner besiedelten Rdumen gegenuberstellt,
wenig zweckmalig. Vielmehr ist eine detailliertere Analyse der Effizienz einzelner Relationen und
Netze des SPNV notwendig. In die Bewertung einzubeziehen sind dabei auch gesellschaftliche Ziele,
wie eine angemessene Versorgung der Bevélkerung mit dem OPNV. Oberstes Ziel sollte nicht der
pauschale Abbau von Leistungen bzw. Férdermitteln, sondern eine einzelfallbezogene Entscheidung
fur das bestmdgliche Verkehrsangebot im OPNV sein. Starker als bislang missen in Siedlungs-
gebieten aulerhalb der Ballungskerne dabei leistungsfahige Bussysteme in die Betrachtungen einbe-
zogen werden.

Als Einzelinstrument im Rahmen der preislichen und fiskalischen Ansatze lasst sich schliellich das
Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz (GVFG) hervorheben, das innerhalb des Expertenaus-
tausches sehr stark diskutiert wurde. Die Kritikpunkte, die dazu vielfach gedufRRert werden, sind im
Grundsatz bekannt. Auf die begrenzten Fordertatbestande und schwierigen Verfahrenswege haben
die Lander bereits teilweise reagiert. Wenn auch eine weitere Verbesserung sicherlich Not tut, kann
die vielfach geforderte Umstellung der Férderung auf den Bestand aber auch kritisch gesehen wer-
den. Dies zum einen, da der inzwischen aufierst schmale Umfang der Mittel fiir die notwendigen Er-
haltungsmafnahmen in den Kommunen keinesfalls ausreicht und hierfiir grundlegend andere Finan-
zierungswege gefunden werden missen. Zum anderen sind die Hinweise von kommunaler Seite ernst
zu nehmen, dass Verkehrsinfrastruktur auch kiinftig nicht nur im Status Quo gehalten wird, sondern im
Zuge notwendiger Anpassung an den Stand der Technik oder gednderter gesellschaftlicher Anforde-
rungen immer auch der Neuinvestition bedarf.

Die Einzelbetrachtung der Instrumente macht insgesamt deutlich, dass die geduRRerte Notwendigkeit
zur Umgestaltung bestehender fiskalischer und preispolitischer Instrumente ein komplexes Unterfan-
gen ist. Zu berlicksichtigen ist hier u. a. die Uberlagerung von teilweise konfligierenden Zielen und die
damit zusammenhangende Gefahr, Instrumente zu iberladen sowie hohen birokratischen Aufwand
zu verursachen. Wahrend bei Instrumenten wie der Entfernungspauschale und der Eigenheimzulage
aus diesen angefuhrten Griinden eine Abschaffung die zweckmafigste Alternative darstellt, stellen
sich die Handlungsoptionen bei anderen Instrumenten wie der Mineraldlsteuer als deutlich klarer dar.
Hier wie auch im Bereich der Instrumente zur Infrastrukturfinanzierung stehen derzeit vor allem politi-
sche Hemmnisse einer Umsetzung entgegen.
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3.6 Informatorische und organisatorische Malinahmen

Der Bereich Information und Organisation umfasst ein weites Feld von MalRnahmen, die in der Fach-
welt vor allem unter dem Begriff ,soft policies” diskutiert werden. Im Gegensatz zu den so genannten
»hard policies”, also den konventionellen MalRnahmen der Verkehrssystemgestaltung, wie Bau und
Betrieb von Verkehrsanlagen, betonen die ,soft policies” die Organisation und das Management von
bestehenden Verkehrsangeboten sowie die Verbesserung von Politik- und Planungsprozessen.

Als umfassender Ansatz in diesem Bereich wurde das Mobilitdtsmanagement in den Expertenaus-
tausch einbezogen. Die Einrichtung von Mobilitdtszentralen ist dabei als EinzelmaRnahme aus diesem
Ansatz gesondert hervorgehoben worden. Auch der Einsatz moderner Marketingmalinahmen fiir den
Umweltverbund (z. B. Uber so genanntes Direkt- bzw. Dialogmarketing oder das Individualisierte Mar-
keting), wurde in der Delphi-Befragung als eine eigene MalRnahme betrachtet. Als spezifische Re-
gelungen aus Nordrhein-Westfalen haben die bestehenden Vermittlungs- und Moderationsverfahren
zur Férderung des SPNV sowie die Arbeitsgemeinschaft ,Fahrradfreundliche Stadte und Gemeinden®
als kommunales Netzwerk zur Radverkehrsférderung Eingang in die Befragung gefunden.

3.6.1 Mobilitatsmanagement und Mobilitatszentralen

. Mobilitdtsmanagement stellt einen nachfrageorientierten
Mobilitatsmanagement ) o .
Nachfrageorientierter Ansatz, der in professio- Ansatz dar, der neue Kooperationen initiiert und Dienst-
neller Weise Mobilitatsdienstleistungen organi- leistungen mit dem Ziel bereitstellt, eine effiziente, um-
siert, indem neue Kooperationen initiiert und It d ialvertragliche Mobilitit ford 2 Dj
MaRBnahmenpakete im Wesentlichen aus den well- und sozialvertragliche Mobilitat zu fordern. e
Handlungsfeldern Information, Kommunikation, Ansatze zielen insbesondere auf die situationsangepasste

3;?32:?_3“” el e e ST G Nutzung und Kombination verschiedener Verkehrsmittel
und damit auf die Erleichterung eines inter- und
multimodalen Mobilitatsverhaltens. Neben Malinahmen, die auf einzelne Standorte von Unternehmen,
Schulen oder Wohnquartieren zugeschnitten sind (z. B. Car-Sharing-Nutzung, Fahrradférderung)
setzen andere Beispiele, wie Mobilitdtszentralen oder die Durchfihrung von Kampagnen, auf der
stadtischen bzw. regionalen Ebene an. Hinsichtlich der Bereitstellung von Verkehrsinformationen wird
der Einsatz von Informations- und Kommunikationstechniken in Pilotprojekten erprobt. AngestoRen
werden Mallnahmen des Mobilitdtsmanagements meist von Kommunen, wobei Kooperationsprozesse

mit weiteren Partnern, gerade auch mit privaten Akteuren, eine hohe Bedeutung besitzen.

Die Wurzeln des Ansatzes liegen im amerikanischen "Transportation Demand Management", das aber
vor allem Arbeitswege betrachtet. Der inzwischen sehr breite Ansatz in Europa hat in den letzten zehn
Jahren deutlich an Bekanntheit sowie an politischer und planerischer Akzeptanz gewonnen. Wahrend
in einigen Landern, wie z. B. England oder Italien, Mobilitdtsmanagement bereits institutionalisiert
wurde (z. B. Uber die Verpflichtung zu betrieblichen Mobilitdtsplanen), sind die Ansatze in Deutschland
derzeit noch allein vom Engagement einzelner Unternehmen oder Kommunen abhangig. Staatliche Fi-
nanzierungs- und Férderangebote liegen fir Manahmen des Mobilititsmanagements insgesamt nur
vereinzelt vor.

' Zur Definition und dem Stand der Umsetzung von Malnahmen des Mobilitatsmanagements bieten die vom ILS NRW
eingerichteten Internetseiten der ,Transferstelle Mobilitditsmanagement® einen umfassenden Uberblick (vgl.
http://www.mobilitaetsmanagement.nrw.de).
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Mobilitdtszentralen wurden als eine wichtige MaRnahme
des Mobilitatsmanagements seit Anfang der 1990er Jahre
vermehrt eingerichtet. Derzeit gibt es ca. 50 Einrichtungen
in Deutschland. Ziel ist es vor allem, durch umfangreiche
Informationen und Ticketverkauf Kunden an den Offent-
lichen Verkehr zu binden bzw. hinzuzugewinnen. Die Be-
ratung erstreckt sich auf weitere Verkehrsmittel und wird
vielerorts durch Angebote, wie Verleihe oder Car-Sharing-
Vermittlung, erganzt. Die Einrichtungen bieten hinsichtlich Tragerschaft und Angebot insgesamt ein
sehr heterogenes Bild. Gezielte Evaluationen liegen bislang nur sehr vereinzelt vor, ziehen aber ins-
gesamt eine positive Bilanz bezlglich der Kundenzufriedenheit und liefern erste Hinweise flir Ver-
lagerungseffekte (vgl. u. a. Stadt Miinster 2000).

Mobilitatszentralen

Serviceeinrichtungen, die im Rahmen des
Mobilitdtsmanagements Informationen und
Dienstleistungen rund um die Mobilitat anbieten
und verkehrsmitteltibergreifend biindeln. NRW
bildet mit Mobilitatszentralen in Wuppertal,
Miinster, Bonn, Hamm und Bielefeld bzw.
Servicecentern im Miinsterland und Ost-
Westfalen einen Schwerpunkt.

Allerdings sind Mobilitdtszentralen in der Regel unter den derzeitigen Bedingungen kaum kosten-
deckend zu betreiben. Die direkten Einnahmen aus Beratung, Verkauf, Provisionen oder Werbung
decken bislang nur in wenigen Fallen die laufenden Ausgaben (insbesondere Personalausgaben).
Dies hat in der jungsten Entwicklung auch dazu gefluhrt, dass das Angebot in einigen Mobilitats-
zentralen zurlickgefahren oder Einrichtungen auf eine rein telefonische Beratung umgestellt wurden.
Zur Finanzierung der Investitionen kann allerdings auf einzelne Férderprogramme zuriickgegriffen
werden. So stellt das Land NRW Uber die Regionalisierungsmittel bzw. die darlber finanzierten For-
derprogramme (,Sicherheit und Service im Offentlichen Personennahverkehr) eine finanzielle Unter-
stlitzung zur Einrichtung von Mobilitatszentralen zur Verfiigung (vgl. auch Kapitel 3.5.5: Gemeindever-
kehrsfinanzierungsgesetz; Kapitel 3.5.4 Regionalisierungsmittel und Integraler Taktfahrplan).

Ergénzende Rolle des Mobilitdtsmanagements betont

Das Mobilitatsmanagement erreicht innerhalb der ersten Runde der Delphi-Befragung einen Platz im
guten Mittelfeld. Dabei weisen einige Experten auf Schwierigkeiten in der Bewertung hin, die im We-
sentlichen auf die groRe Spannweite von MaRnahmen unter dem Begriff Mobilitdtsmanagement zu-
rickzufiihren sind. In den erganzenden Anmerkungen wird zunachst die grundsatzliche Zustimmung
zu dem Ansatz unterstrichen und das Mobilitdtsmanagement Uberwiegend mit Attributen wie richtig,
wichtig und sinnvoll belegt. Dies gilt mit Einschrankungen auch flr die Mobilitatszentrale, der als Ein-
zelmalBnahme allerdings eine deutlich geringere Wirkung auf die Vertraglichkeit des Verkehrs zuge-
sprochen wird.

Mobilitdtsmanagement Mobilitatszentralen

Beitrag zur Vertraglichkeit des Verkehrs
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In den Anmerkungen wie auch in den spéateren Diskussionen im Rahmen des Workshops und der
Experteninterviews wird insgesamt die erganzende Rolle dieses Bereiches betont, der nur im Zusam-
menspiel mit anderen MaRnhahmen spurbare Effekte erziele. Eine entsprechende Aussage in der
zweiten Runde der Delphi-Befragung fand die Zustimmung der beteiligten Experten.

Mobilitdtsmanagement kann nur in einer integrierten Kateaorien notwendia: stehen sie allein. sind sie
Anwendung, zusammen mit anderen Malnahmen (vor Wenig erfolavers rec?]’end « ’
allem im Bereich Infrastruktur und Ordnungsrecht), 9 9 p :
dauerhaft erfolgreich sein. .
o (Anmerkung aus der ersten Runde der Delphi- Befra-
n = 42; keine Angabe = 1; @ = 5,0 gung)
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Praktiker betonen die Potenziale, Wissenschaftler die Grenzen des Mobilitdtsmanagements

Auffallig sind die unterschiedlichen Bewertungen aus den Gruppen der Wissenschaft und Praxis in der
ersten Runde der Delphi-Befragung. So gaben die Vertreter der Planungspraxis deutlich giinstigere
Einschatzungen zur Wirkung auf die Vertraglichkeit des Verkehrs ab. Die Differenzen erwiesen sich
sowohl beim Mobilititsmanagement als auch bei den Mobilitatszentralen statistisch als signifikant.

In den Kommentaren werden aus den Reihen der Hochschulen und Forschungseinrichtungen die
schwachen Effekte durch fehlende Breitenwirkung sowie grundsatzlich entgegenstehende Wettbe-
werbsbedingungen zwischen MIV und OPNV angefiihrt. Nutzer solcher Angebote seien im Wesent-
lichen diejenigen, die bereits heute nachhaltige Mobilitat praktizierten. Die Hauptzielgruppe der MIV-
Nutzer werde nicht erreicht.

Planungspraktiker verweisen eher auf die Potenziale des Mobilititsmanagements, indem sie starkere
Effekte bei nach Zielgruppen und Mobilitatsbedurfnissen differenzierten Angeboten vermuten.

»,Diese MaRnahmen sind gut, kdnnen aber ohne eine grundsatzliche Anderung der Rahmenbedingungen des
Verkehrs (Wettbewerb zwischen Auto und OPNV) nur wenig bewirken.*

» Viele dieser Dienstleistungen erreichen vermehrt diejenigen, die ,sowieso“ schon relativ bewusste Mobilitat
praktizieren. Generell sind solch integrierte Anséatze aber wichtig und sollten weiterentwickelt werden. Im Zuge
einer weiteren Verteuerung des MIV durch fiskalische Instrumente sollten diese Dienste erhéhte Bedeutung
erlangen.”

(Anmerkungen aus der ersten Runde der Delphi-Befragung)

z Mann-Withney-U-Test bezogen auf die Stichprobe Wissenschaft (n = 28) und Praxis (n = 25) der ersten Runde der Delphi-
Befragung (Signifikanzniveau < 0,01).
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Aufwand als Hemmnis flir das Engagement der Kommunen

Obwohl Mobilitdtsmanagement und Mobilitédtszentralen als Bestandteil der ,soft policies” fur die Ab-
kehr von baulichen bzw. infrastrukturellen Konzepten stehen, werden diese Mal3hahmen in den Be-
wertungen als eher aufwandig eingeordnet.

Mobilitatsmanagement Mobilitatszentralen
Aufwand Aufwand
n =59; @ = 3,2; weil} nicht = 4 n =61; @ = 3,0; weil} nicht = 2
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Diese Einschatzung wird vor allem von den Planungspraktikern abgegeben. In den Experteninterviews
bestatigt sich dies als ein wichtiges Hemmnis fiir die Verbreitung der Ansatze in der Praxis. Die Ein-
richtung von Mobilitdtszentralen oder die Durchfiihrung von Kampagnen seien als freiwillige Aufgaben
der Kommunen derzeit kaum finanzierbar. In diesem Zusammenhang sei die ldee eines kommunalen
Mobilitatsmanagers, der als Ansprechpartner fiir Vorhabentrager und Verwaltung auftritt, zwar durch-
aus sinnvoll, mit den bestehenden personellen Kapazitaten aber nicht zu leisten.

Konkrete Erfahrungen mit der Einrichtung von Mobilitdtszentralen wurden im Expertenaustausch aus
Munster und Duisburg berichtet. Wahrend sich in Duisburg eine entsprechende stadtteilbezogene
Einrichtung nach Auslaufen einer Férderung der EU als finanziell nicht weiter tragbar erwies, konnte in
Munster eine Mobilitdtszentrale ohne externe Férderung eingerichtet und bis heute aufrechterhalten
werden. Ein Grund sei die organisatorische und institutionelle Verankerung bei den Verkehrsbetrie-
ben. Die inhaltliche Ausgestaltung in Bezug auf Zielgruppen und Angebotsspektrum sei hinsichtlich
Bedarf, Tragfahigkeit und Entwicklungsmdglichkeiten genau Uberdacht und mit entsprechender Vor-
sicht eingerichtet worden.

Entwicklung des Mobilitdtsmanagements vom Experimentierfeld zur Handlungsstrategie

- Aus den Berichten der kommunalen Vertreter wurde deut-
»Mobilitdtsmanagement muss fester Be-

standteil der Stadtentwicklung und bei lich, dass Mobilitatsmanagement zwar in Form einzelner
jeglicher Art von Planung bertcksichtigt MaRnahmen Eingang in die Praxis gefunden hat, ein
werden. Das heifst auch, verschiedene . . .
Fachplanungen an einen Tisch zu bringen breiter Einsatz aber weder bislang erfolgt noch unter den
und Mobilitat nicht als dienendes, sondern heutigen Bedingungen zu erwarten sei. Das notwendige
steuerndes Element zu betrachten.* . . ]

finanzielle Engagement der Kommunen wirke auch des-
(i 2 el B D) halb als Hemmnis, da die Akzeptanz des Ansatzes insge-

samt nicht ausreichend sei und in Politik und Verwaltung gro3e Vorbehalte gegen einen breiteren
Einsatz von entsprechenden Maflinahmen bestiinden. Dabei fehle es auch am Verstandnis von Mobi-
litdtsmanagement als strategisches Handlungsfeld in der kommunalen Planung, das die Kooperation
und die Kommunikation nach innen und auf3en verbessert und die am Planungs- und Umsetzungs-
prozess Beteiligten zusammenfiihrt. Dass diese Rolle von den beteiligten Experten beflrwortet wird,
zeigt die Zustimmung zu einer entsprechenden Aussage in der zweiten Runde.
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Aussage 29: »Mobilitatsmanagement kann sehr kosten-
Mobilitdtsmanagement sollte gezielter als strategisches gunstig zu einer nachhaltigen Verkehrsent-
Element in der Bildung von Kooperationen und der wicklung beitragen, vor allem wenn Koope-
Einbindung neuer Akteure (Betriebe, Schulen, Woh- rationen geschmiedet werden.
nungsunternehmen) in das verkehrsplanerische Han-

deln der Kommunen und Verkehrsunternehmen ge- (Anmerkung aus der ersten Runde der Delphi-
nutzt werden. Befragung)

n =42; keine Angabe =1; 3 =5,5
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Unzureichende Evaluation als Manko des Mobilitdtsmanagements

Die starkere Etablierung des Mobilitdtsmanagements in den Kommunen wie auch bei Verkehrsunter-
nehmen und Betrieben wird nach Ansicht vieler Experten durch die mangelnde Evaluation von Mal}-
nahmen in diesem Bereich erschwert. So beklagen die Praxisvertreter, dass es bisher nicht hin-
reichend gelungen sei, einen Zusammenhang zwischen Ansatzen des Mobilitatsmanagements und
tatsachlichen Wirkungen auf die Verkehrsnachfrage zu belegen. Dies schwache einerseits die Argu-
mentation fiir solche MaRnahmen, zum anderen blieben planungsbegleitende Mobilitdtskonzepte
zwangsweise vage, weil wichtige quantitative Kennwerte wie Stellplatzbedarfe ma3hahmenbezogen
nicht abschatzbar seien. Fehlende Evaluation und mangelnde Verbreitung bedingten sich letztlich
gegenseitig.

»Das Problem ist, dass Mobilitdtsmanagement noch nirgendwo wirklich breit und systematisch, institutionali-

siert, zeitlich dauerhaft und mit relevantem Ressourcenaufwand betrieben wurde. (...). So gesehen kann es

noch gar keine "tollen" Ergebnisse geben. Daher vielleicht die Skepsis der Forscher. Es gibt sozusagen noch
gar kein Experiment, also auch keine empirische Erfahrung.“

(Anmerkung im Delphi-Fragebogen der zweiten Runde)

Zielgruppenorientierung und Integration in bestehende Planungs- und Finanzierungsin-
strumente als Handlungsansatze

Viele Anmerkungen der Experten in der ersten Runde der Delphi-Befragung beklagen die mangelnde
Reichweite bisheriger Ansatze in Bezug auf einzelne Zielgruppen. Eine starkere Zielgruppen-
orientierung innerhalb der Angebote und der Offentlichkeitsarbeit ist deshalb eine der am haufigsten
genannten Weiterentwicklungsmdglichkeiten. Potenziale bestehen nach Ansicht der beteiligten
Experten, zusatzlich zu den in der zweiten Runde aufgegriffenen Ansatzen (Jugendliche, Bewohner
einzelner Quartiere), vor allem im betrieblichen und schulischen Mobilitatsmanagement. Auch bei
vermehrter Konzentration auf neue bzw. spezielle Zielgruppen wird die Bindung von vorhandenen
Kunden des OPNV als Standbein des Mobilititsmanagements bestatigt.
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Aussage 30:

Uber eine starkere Orientierung von Mobilitatsmana-
gementmalnahmen auf die spezifischen Bedirfnisse
einzelner Gruppen in ihrem sozialen und raumlichen
Umfeld (z. B. Jugendliche, Bewohner einzelner Quar-
tiere) kdnnen neue Zielgruppen fir ein vertragliches
Verkehrsverhalten gewonnen werden.
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Aussage 31:

Die Bindung von Kunden an die OV-Unternehmen
bzw. Verkehrsdienstleister sollte starker als Standbein
des Mobilitditsmanagements wahrgenommen werden.
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Als Ansatzpunkt zur Férderung wird eine starkere Institutionalisierung von MalRnahmen des Mobili-
tatsmanagements befiirwortet. Im Vordergrund steht die Forderung nach einer Integration in be-
stehende Verfahren und Instrumente, wobei das GVFG und die Nahverkehrsplanung konkret ange-
sprochen wurden. Von kommunaler Seite wurde angeregt, die Erarbeitung von Mobilitatskonzepten ab
einem bestimmten Bauvolumen (Bruttogeschossflache bzw. Anzahl an Wohneinheiten), vergleichbar
mit den Regelungen der Landesbauordnung zu Stellplatzen, verbindlich einzufiihren.

Aussage 32:

Zur Forderung der Durchsetzung des Mobilitdtsmana-
gement muss die Integration entsprechender Mal3-
nahmen in bestehende Foérderinstrumente (u. a.
GVFG) und Planungsverfahren (z. B. Nahverkehrspla-
nung) sichergestellt sein.
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3.6.2 Marketing fir den Umweltverbund

T Durch eine Veranderung der Wahrnehmung alternativer
Marketing fir den Umweltverbund . . o
Vermehrt werden moderne MarketingmafRnah- Verkehrsmittel kdnnen far den Umweltverbund, ohne Ver-
men eingesetzt, um den Anteil der Verkehrs- anderungen des Verkehrssystems, bedeutende Nach-
mittel des Umweltverbundes am Modal Split zu . . .
i, NEEm Bl A E s fragepotenziale erschlossen werden. Diese Erwartung ist
Kampagnen gewinnt hier die gezielte Ausgangspunkt des Einsatzes spezieller Marketingmal3-
Ansprache von bestimmten Nutzergruppen . . . .
iber das Direktmarketing, insbesondere in nahmen, die im Gegensatz zu herkémmlichen Public-
Form des auf schriftlichen und personlichen Awareness-Kampagnen auf die unmittelbare, haufig dia-
Kommunikationstechniken basierenden . . . .
Dialogmarketings, zunehmend an Bedeutung. logisch orientierte Ansprache des einzelnen Kunden ab-

zZielen (so genanntes Direkt- bzw. Dialogmarketing oder
auch Individualisiertes Marketing). Hintergrund ist u. a. die Erkenntnis, dass Informationen Uber das
OPNV-Angebot grundsatzlich verfiigbar sind, die Adressaten jedoch zu wenig erreicht. Hilfe-
stellungen, wie Kunden- und Mobilitédtszentralen (vgl. Kapitel 3.6.1: Mobilitdtsmanagement und Mobili-
tatszentralen) konnen dies zwar abmildern; der Weg Uber zielgruppenspezifisch aufgebaute, direkte
personliche Motivation verspricht dennoch gréRere Erfolge.

Pilotprojekte derartiger Ansatze erzielten eine hohe Wirkung, die auch noch Jahre spater anhielt.
Kosten-Nutzen-Betrachtungen zeigten in diesem Zusammenhang, dass dem Aufwand fiir diese Mal3-
nahmen auch monetare Effekte durch zusatzliche Einnahmen gegeniibergestellt werden kénnen (vgl.
Brog/Schadler 1997). Diese messbaren Wirkungen, die weit Gber die Effekte konventioneller Marke-
tingansatze hinausgehen, legten die Einbeziehung in den Expertenaustausch nahe.

Marketing als ergédnzende MaRnahme

. In der Kategorie der informatorischen und organi-
Marketing fur den Umweltverbund

Beitrag zur Vertraglichkeit des Verkehrs satorischen MaRnahmen wurde das Marketing in
n = 60; @ = 4,1; weilt nicht = 3 Bezug auf den Beitrag zur Vertraglichkeit des Ver-
30 kehrs am besten bewertet und konnte sich knapp
25 vor dem Mobilitatsmanagement und den kommu-
20 nalen Netzwerken zur Radverkehrsférderung plat-
15 Zieren.

Wiederum zeichnet sich zwischen Wissenschaft
und Planungspraxis ein divergierendes Meinungs-

0 o o bild ab. So werten die Vertreter der Praxis die Wir-
sehr Z|em_I|ch eh_er eher ziemlich sehr . ) .
e e 9y “gf)h “f;)“ “fg)“ kung der MaRnahme hoher, vergeben jedoch fiir

iyl den Aufwand deutlich schlechtere Noten.” Die bei-

gefligten Anmerkungen und Erldauterungen lassen
erkennen, dass die MalRnahmenansatze Mobilitatsmanagement und Marketing von den Experten be-
grifflich schwer zu unterscheiden waren. Die zweite Befragungsrunde konzentrierte sich daher auf den
umfassenderen Ansatz Mobilitdtsmanagement und entwickelte hierzu differenzierte Aussagen (vgl.
Kapitel 3.6.1: Mobilitdtsmanagement und Mobilitdtszentralen).

DELPHI-BEFRAGUNG 1. RUNDE

Trotz der bestehenden Zielgruppenorientierung der behandelten Marketingansatze bezweifelten ei-
nige Experten, dass es damit mdglich sei, Neukunden zum Umstieg auf den 6ffentlichen Verkehr bzw.
den Umweltverbund zu bewegen. Begriindet wird diese Skepsis u. a. mit den bestehenden gulnstige-
ren Rahmenbedingungen fir den MIV, der auch im Bereich Marketing iber grofere Ressourcen ver-

z Mann-Withney-U-Test bezogen auf die Stichprobe Wissenschaft (n = 28) und Praxis (n = 25) der ersten Runde der Delphi-
Befragung (Signifikanzniveau < 0,01). Zur Haufigkeitsverteilung in der Beurteilung des Aufwandes vgl. Tabelle 1, S. 27).
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fuge. Eine Veranderung dieser Rahmenbedingungen hin zu mehr Nachhaltigkeit in der Raum- und
Verkehrsentwicklung miisse von anderen MaRRnahmebereichen getragen werden. Damit sehen Ex-
perten, Uberwiegend aus Wissenschaft und Forschung, auch die MalRnahme Marketing flr den Um-
weltverbund wie die Ubrigen MalRnahmen aus dem Bereich Information und Organisation, als Ergan-
zung insbesondere zu preispolitischen und infrastrukturellen Ansatzen. Gefordert wird auch hier eine
verstarkte Evaluation.

»Das ware wirklich einmal zu evaluieren! Hier wird mit viel zu viel persénlichen MutmalRungen gearbeitet!*
»Werbung, auch wenn sie erfolgreich waére, ist nur sinnvoll, wenn sie gute Produkte bewirbt.“

»Marketing ist natirlich sinnvoll und kann auch im Verkehrsbereich zu Verhaltensanderung fiihren. Allerdings
hat die Konkurrenz wesentlich groRere Ressourcen und zu oft wird (unter anderem wegen der Kosten) fr den
OPNV hauptséachlich im OPNV geworben.*

(Anmerkungen aus der ersten Runde der Delphi-Befragung)

Imageaufwertung des Offentlichen Verkehrs als Ausgangspunkt

Bereits durchgeflihrte Marketingprojekte benennen stets die subjektive Wahrnehmung als Basis fur
individuelle Entscheidungen auch beim Verkehrsverhalten. Diese flr erwiinschte Verlagerungseffekte
zentrale Erkenntnis wird mehrfach im Expertenworkshop und in den vertiefenden Interviews themati-
siert. So wird geradezu dazu aufgerufen, die planerische Sichtweise, die eher durch rationales Kalkiil
gepragt ist, zu verlassen und das personliche Beduirfnis nach Identifikationsmaoglichkeit, Emotionen
und den symbolischen Gehalt von Lebens- und Mobilitatsstilen im Zusammenhang mit Mobilitatsan-
geboten zu beachten. Der Umstand, dass Mobilitdts- und Dienstleistungsmarketing gerade in solche
Bereiche vordringen kénne, die anderen Ansatzen nicht zuganglich seien, ermutige zu einer Weiter-
verbreitung und -entwicklung.

In diesem Zusammenhang wird es als Manko bezeichnet, dass im Rahmen der Regionalisierung des
SPNV die Verbesserungen der OV-Qualitat nicht genligend kommuniziert wiirden und die ,verhal-
tenswirksame Briicke zum taglichen Kfz-Verkehr fehle". Auch das Land wird in die Pflicht genommen:
Die erfolgreichen Beispiele flr den Radverkehr zeigen, wie man durch spezielle Programme mit ver-
haltnismaRig geringem Aufwand erfolgreiche Imageaufwertung betreiben kann (vgl. Kapitel 3.6.3:
Kommunale Netzwerke zur Radverkehrsférderung).
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3.6.3 Kommunale Netzwerke zur Radverkehrsforderung

Die 1993 aus einem Modellprogramm des Landes hervor-
gegangene Arbeitsgemeinschaft ,Fahrradfreundliche
Stadte und Gemeinden in NRW* (AGFS) unterstutzt
Kommunen, die in freiwilliger Selbstverpflichtung dem
Radverkehr als umweltvertraglichem Verkehrsmittel mit
beachtlichem Aktionsradius und groRem Verlagerungs-
potential eine generelle Prioritatensetzung fur die lokale
Verkehrspolitik einrdumen moéchten. Mit diesem Beispiel
eines Netzwerkes zur Radverkehrsforderung wird ein
Ansatz in den Expertenaustausch einbezogen, der Leistungen der Arbeitsgemeinschaft als
Dachkampagne und Informationsschnittstelle mit lokaler Projekt- und Offentlichkeitsarbeit zum
Radverkehr verknipft.

Kommunale Netzwerke zur Radverkehrsfor-
derung

Vorreiter fir den Zusammenschluss einzelner
Kommunen zur Radverkehrsforderung ist
NRW, wo die Arbeitsgemeinschaft
,Fahrradfreundliche Stadte und Gemeinden*
mit finanzieller und administrativer
Unterstitzung des Landes systematische
Radverkehrsférderung in den beteiligten
Kommunen (Infrastruktur, Offentlichkeitsarbeit,
Serviceleistungen) betreibt.

So unterstreicht die Arbeitsgemeinschaft ,Fahrradfreundliche Stadte und Gemeinden*, der inzwischen
36 Mitglieder angehdren, in ihrem Leitbild ihr Selbstverstandnis als Ansprechpartner, Experte und
Ideengeber fir eine moderne Verkehrspolitik, in der MaRnahmen aus den Bereichen Infrastruktur,
Service und Kommunikation gleichberechtigt in einem Gesamtsystem miteinander verzahnt sind. Als
quantitative Messlatte wollen die Mitgliedskommunen einen Radverkehrsanteil von 25 % erreichen
und den Modal-Split-Anteil des gesamten nichtmotorisierten Individualverkehrs, im Sinne der ange-
strebten Nahmobilitat, auf Gber 60 % steigern. Untersuchungen bei langjahrigen Mitgliedskommunen
zeigen fur den Modal-Split-Anteil des Radverkehrs, aber auch fir das Unfallrisiko der Radfahrer
messbare Erfolge. Ein effektiver Beitrag des Netzwerkes wird insbesondere aufgrund professionell
geleisteter Kommunikation bzw. Offentlichkeitsarbeit gesehen.

Positive Einschatzung der Wirksamkeit durch die Planungspraxis

Kommunale Netzwerke zur Radverkehrsférderung Kommunale Netzwerke zur Radverkehrsférderung
Beitrag zur Vertraglichkeit des Verkehrs Aufwand
n =60; g =4,0; weild nicht =3 n=>54; @ = 3,8; weild nicht =9
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20 20
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DELPHI-BEFRAGUNG 1. RUNDE iS? DELPHI-BEFRAGUNG 1. RUNDE iSY

Eine positive Einschatzung erfahrt der Ansatz auch in der ersten Runde der Delphi-Befragung, in der
die Experten dem Netzwerk mehrheitlich einen hohen bis ziemlich hohen Beitrag zur Vertraglichkeit
des Verkehrs bescheinigten. Auch das Verhaltnis Wirksamkeit zu Aufwand fiel glinstig aus.

Vereinzelt werden allerdings auch kritische Anmerkungen angebracht. So etwa der Hinweis, dass
stets so genannte ,Kimmerer* vorhanden sein mussten, oder dass die gut gemeinte Initiative bei un-
veranderten Rahmenbedingungen wenig ausrichten kénne. Vertreter der Planungspraxis votieren
dabei wiederum auffallend besser als Vertreter aus der Wissenschaft. Damit sind vor allem diejenigen
Experten von der Wirksamkeit Gberzeugt, die durch die Beteiligung an Planungsprozessen und Pro-
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jekten mit Bedeutung und Chancen des Ansatzes enger vertraut sind. Demgegenuber sind Vertreter

aus der Wissenschaft skeptisch eingestellt.

Aussage 28:

Die Arbeitsgemeinschaft der ,Fahrradfreundlichen
Stadte und Gemeinden NRW* hat Gber die beteiligten
Kommunen hinaus positive Wirkungen auf die
Forderung des Radverkehrs in Nordrhein-Westfalen
gezeigt.

n = 32; weild nicht = 10; keine Angabe = 1; @ =5,2
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DELPHI-BEFRAGUNG 2. RUNDE

"Das Netzwerk hat vielféaltige Innovationen, politischen
Schub sowie eine positive Wirkung auf Radverkehrsan-
teile am ortlichen Gesamtverkehr der Stadte
unterstatzt.”

"Wichtiger Erfahrungsaustausch; Ansporn durch
benchmarking.”

(Anmerkungen aus der ersten Runde der Delphi-Befragung)

Die Aussage der zweiten Befragungsrunde
greift die Einschatzung der Experten auf und
fokussiert die Fragestellung auf die positive
Breitenwirkung des Ansatzes fur die Radver-
kehrsférderung in ganz Nordrhein-Westfalen.
Mit hoher bis sehr hoher Zustimmung besta-
tigen dies die befragten Personen, bei nur
noch geringfugig deutlicherer Zustimmung der
Planungspraktiker. Ungewdhnlich viele Ex-
perten wahlen jedoch die Antwortmdglichkeit
»weild nicht’, was die bestehenden Grenzen in
der Beurteilungsmoglichkeit dieses NRW-
spezifischen Ansatzes zeigt.

Im Ergebnis bestatigen die abgegebenen
Expertenurteile, dass der vorgestellte Ansatz
sich gemessen an seiner Zielsetzung bewahrt
hat und insofern auch uneingeschrankt po-
sitive Wirkungen zeigt. Die in der ersten
Runde festzustellende Diskrepanz betrifft
eher den Stellenwert des Ansatzes zur
Steuerung von Verkehrsentwicklung und -ver-
halten. Hier gehéren aus der Sicht von
Hochschul- und Forschungsvertretern auch
Netzwerke zur Radverkehrsforderung zur
Gruppe der informatorischen und organisato-
rischen Malinahmen, die ergénzend sinnvoll,

vielleicht sogar nétig sind, isoliert betrachtet jedoch kaum eine Bedeutung besitzen. Experten mit
starkeren lokalen Beziigen sehen dies offensichtlich etwas anders.

3.6.4 Moderations- und Vermittlungsverfahren zur Férderung des Schienen-

personennahverkehrs
Moderations- und Vermittlungsverfahren zur Die Modernisierung und Entwicklung von Bahnhofsge-
Forderung des OPNV bauden, deren Umfeld sowie weiterer Bahnflachen stellt
Unterstiitzt durch sine finanzielle Forderung besondere Anforderungen an das Planungsverfahren.

des SPNV hat das Land Nordrhein-Westfalen

der Bahnflachenentwicklungsgesellschaft

Unterstitzung der Entwicklung des Schienen-

iiber verschiedene Vermittiungsanséatze (Forum Insbesondere die zielgerichtete Kooperation des umfang-
Bahnflachen, Bahnhofsprogramm, Grindung reichen Akteursgeflechts (Deutsche Bahn AG, Kommune,
(BEG)) einen stark dialogisierten Weg in der Verkehrsbetriebe u. a.) ist hier ein zentraler Erfolgsfaktor.

verkehrs eingeschlagen. Hierzu hat das Ministerium fur Stadtebau und Wohnen,
Kultur und Sport des Landes Nordrhein-Westfalen

(MSWKS) unter dem Dach der Initiative ,Bahnflachen und Bahnhdéfe zur Stadt machen® mehrere Pro-
grammbausteine geblndelt. Zentrales Anliegen ist stets die Aufwertung und Wiedernutzung von
bahnbezogenen Liegenschaften durch ein von allen Projektbeteiligten getragenes Konzept innerhalb

eines zlgig durchgefiihrten Planungsverfahrens.

Die von der Deutschen Bahn AG und dem Land Nordrhein-Westfalen gegriindete Bahnflachenent-
wicklungsgesellschaft (BEG) ist hier eine wichtige Unterstitzung. Sie hat die Aufgabe, die Entwicklung
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von Bahnbrachen in Gber 100 Klein- und Mittelstadten (Bahnflachenpool NRW) vorzubereiten und zu
begleiten. Unterstiitzt werden die Aktivitaten durch das Forum Bahnflachen NRW als Diskussions-
forum und Transferstelle rund um das Thema Bahnflachenentwicklung. Das Bahnhofsprogramm zielt
dagegen auf die bauliche und verkehrliche Entwicklung der Bahnhéfe und deren Umgebung und for-
dert hier einzelne MaRnahmen aus Mitteln der Stadterneuerung.

Insgesamt hat das Land Nordrhein-Westfalen damit ein bundesweit einmaliges Kooperationskonzept
in die Wege geleitet. Die dadurch méglichen Qualitétsverbesserungen fiir den Offentlichen Verkehr
sowie den Rad- und FulRverkehr als Zubringerverkehre veranlassten deren Aufnahme in den Bereich
Information und Organisation der ersten Befragungsrunde.

Einschatzung der Wirkung gestaltet sich schwierig

) . Im Expertenaustausch spielte der vorgestellte

Moderations- und Vermittlungsverfahren zur .
Forderung des OPNV Malnahmenansatz nur eine untergeordnete Rolle
Beitrag zur Vertréaglichkeit des Verkehrs und wurde nach der ersten Runde der Delphi-Be-
n=54; @ =3,7; weil’ nicht =9 . . .

fragung nicht mehr aufgegriffen. Die hohe Anzahl
der Antworten in der Kategorie ,weil} nicht* sowie
einige Anmerkungen zeigen, dass sich die konkrete
Einschatzung im Rahmen der Befragung schwierig
gestaltete. Unter den ,Kennern" der Moderations-
und Vermittlungsverfahren wurde den nordrhein-
westfalischen Initiativen allerdings Anerkennung

30
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sehr ziemlich eher eher ziemlich sehr geZO”t-
gering gering gering hoch hoch hoch
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DELPHI-BEFRAGUNG 1. RUNDE iSt

»Sehr hoher Beitrag zur Vertraglichkeit, wenn langer Atem und keine kontraproduktiven Parallelpolitiken
stattfinden. Der Weg scheint vorbildlich fur das Knacken der harten Nuss: Bahnflachen-Brachen und
Siedlungsentwicklung am Bahnhof.”

(Anmerkung aus der ersten Runde der Delphi-Befragung)

Deutsche Bahn AG als schwieriger Partner

Die wenigen inhaltlichen Anmerkungen beschaftigen sich vor allem mit der Rolle der Deutschen Bahn
AG, die trotz des Engagements in den Initiativen in Nordrhein-Westfalen als ,schwerfalliger" oder so-
gar ,arroganter" Partner bezeichnet wurde. Insgesamt kdme der notwendige Dialog zwischen den
Verantwortlichen nur sehr langsam voran, was auch auf die schwierigen Zustandigkeiten in der
OPNV-Planung in NRW insgesamt zuriickzufiihren sei (vgl. Kapitel 3.5.4: Regionalisierungsmittel und
Integraler Taktfahrplan).

Insgesamt bestatigt sich, dass Mallnahmen aus dem Be-
"Tatsache ist, dass die DB AG mit all ihren . . L i L
POE A diGerIERSner e eI Ch Wietiner reich Information und Organisation haufig nur indirekt auf
Partner ist (wenig Kooperationsbereit- die Verkehrsnachfrage wirken und in ihren Effekten durch

haft)." . D . . ,

schaft) vielschichtige Bedingungen und Abhangigkeiten gefiltert
"Das Problem im Schienenverkehr heif3t DB werden. Flr Kooperationsprozesse, die durch Mode-
AG." . . .

rations- und Vermittlungsverfahren die Aufwertung von
(Anmerkungen aus der ersten Runde der Del- Bahnliegenschaften unterstiitzen und dabei die unter-
phi-Befragung) o . . . .

schiedlichsten Interessen einbeziehen missen, scheint

dies in besonderem Mal3e zu gelten.
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3.6.5 Zusammenfassung und Schlussfolgerungen zu informatorischen und
organisatorischen Mal3Bhahmen

Dem Bereich Information und Organisation wurde im Expertenaustausch Uberwiegend eine ergén-
zende Rolle in der Verbesserung der Vertraglichkeit des Verkehrs zugewiesen. Die Bewertungen der
genannten EinzelmafRnahmen blieben insgesamt etwas hinter den ibrigen Bereichen zuriick. Aller-
dings muss dies auch vor dem Hintergrund interpretiert werden, dass z. T. sehr spezifische MalRnah-
men, wie die Mobilitdtszentrale oder aber sehr spezielle Regelungen aus Nordrhein-Westfalen, ange-
sprochen wurden.

So sind die auf Initiative des Landes Nordrhein-Westfalen begonnenen Moderations- und
Vermittlungsverfahren im SPNV einer Reihe von Experten nicht oder nicht ausreichend bekannt.
Die Bewertung scheint hier vor allem vom negativen Image der Deutschen Bahn AG als Kooperations-
bzw. Verhandlungspartner gepragt zu werden. Die vielerorts schlechten Erfahrungen hemmen die
Erwartungen in den Erfolg trotz des grundsatzlich vorhandenen Engagements der Bahn. Die
konkreten Verbesserungen, die tber die Verfahren in Nordrhein-Westfalen bereits erreicht werden
konnten, missen demnach in Zukunft besser kommuniziert werden.

Eine gunstigere Wahrnehmung in der Fachoffentlichkeit scheint die Arbeitsgemeinschaft ,Fahrrad-
freundliche Stadte und Gemeinden in NRW* (AGFS), dem NRW-spezifischen Netzwerk zur kommu-
nalen Radverkehrsférderung, zu besitzen, dessen Vorgehensweise (z. B. bezogen auf
benchmarking-Ansatze) und Erfolge im Expertenaustausch als beispielhaft hervorgehoben werden.
Allerdings wird hier wiederum die ,nur" erganzende Rolle des Ansatzes betont, der flr eine grund-
legende Richtungsanderung hin zu einer nachhaltigeren Verkehrsentwicklung nur geringe Bedeutung
besitze.

Diese Einwande kommen aber deutlich starker aus der ibergeordneten Perspektive der Wissenschaft
und wurden fir jedes der betrachteten Instrumente und MalRnahmenansatze angefihrt. Kommunale
Praktiker scheinen eher die konkrete lokale Ebene im Blick zu haben, auf der derartige Férderungs-
malnahmen sehr wohl eine greifbare Wirkung entfalten konnen.

Dies gilt auch fir den Uibergeordneten Ansatz des Mobilitdtsmanagements. So kommentieren die Wis-
senschaftler mit Verweis auf die Bedeutung infrastruktureller Instrumente, dass Mobilitatsmanagement
nur wirken kénne, wenn das Angebot im Umweltverbund von entsprechender Qualitat sei. Dem ist
sicherlich zuzustimmen. Allerdings besitzt Nordrhein-Westfalen so wie Deutschland allgemein, im
europaischen Vergleich einen hohen Ausbaustandard bei den Verkehrsmittelalternativen und damit
grundsatzlich gute Voraussetzungen fiir MaBnahmen in diesem Bereich. Auch der generelle
Fingerzeig auf derzeit unglinstige Rahmenbedingungen, die den Einsatz von MaRnahmen des
Mobilitdtsmanagements erschweren, ist nur auf den ersten Blick Uberzeugend. Vielmehr scheint die
umgekehrte Sichtweise angebracht. Gerade weil die Bedingungen vielfach nicht glinstig sind, sind
weiche MaRRnahmen von hoher Wichtigkeit. Die im Expertenaustausch vielfach erwahnte ,erganzende
Bedeutung" kann in diesem Zusammenhang bedeuten, mit Offentlichkeitsarbeit, verbesserter
Kommunikation und guten Serviceleistungen das entscheidende Quantchen zur Verbesserung der
Wirksamkeit von verkehrsplanerischen MaRnahmen beizutragen ("software to make hardware go").

Die Potenziale des Mobilitditsmanagements gehen aber Uber die Begleitung von Malhahmen aus
anderen Bereichen deutlich hinaus. Im Sinne einer integrierten Planung sollte der Ansatz als Chance
zur besseren Vernetzung von Planungs- und Entscheidungstrédgern und der Bildung neuer Kooperati-
onen strategisch definiert und angewandt werden. Dies wird von den beteiligten Experten, insbeson-
dere aus den Kommunen, unterstutzt.

Skepsis wird im Expertenaustausch auch von Seiten der Planungspraxis geaulert. Sie bezieht sich
aber weniger auf die begrenzte Reichweite von Mobilitdtsmanagement, sondern in erster Linie auf die
konkrete Umsetzbarkeit von MalRnahmen, wie den Mobilitatszentralen. Vor allem erforderliche per-
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sonelle Ressourcen stellen vor dem Hintergrund klammer 6ffentlicher Kassen ein grof3es Problem dar,
da Finanzierungsmdglichkeiten hierflr nicht zur Verfligung stehen. Kooperationen mit Verkehrsunter-
nehmen und anderen Verkehrsdienstleistern ist hier eine Mdglichkeit, den 6ffentlichen Finanzierungs-
bedarf zu senken. Insgesamt sind kooperative Elemente im Sinne des Public-Private-Partnership im
Mobilitatsmanagement noch ausbaufahig. Gerade im Bereich Marketing kann hier auf einem gegen-
seitigen Interesse an der Zusammenarbeit aufgebaut werden. Malinahmen, wie etwa das Direkt- oder
Dialogmarketing im OPNV, sind ohnehin eher den unternehmensbezogenen Strategien zuzuordnen,
die sich durchaus betriebswirtschaftlich rechnen kénnen und grundsétzlich nicht von der Offentlichen
Hand unterstiitzt werden missen. Allerdings kann (iber derartige Anséatze auch die kommunale Offent-
lichkeitsarbeit effektiver werden, wenn verkehrsmittelibergreifend fir mehr Vertraglichkeit im Verkehr
geworben werden soll.

Insgesamt besteht deutlicher Handlungsbedarf in der Finanzierung des Mobilitdtsmanagements, das
in Deutschland bislang als eigensténdiger oder gleichberechtigter Ansatz in Forderprogrammen nicht
verankert wurde. In anderen europaischen Landern, insbesondere in Grof3britannien, gibt es dagegen
spezielle Forderprogramme fiir kommunale Mobilitdtsmanager sowie weitere finanzielle Unterstitzung
fur private Unternehmen oder Schulen. Auch wenn neue Tépfe hierzulande derzeit kaum durchsetzbar
scheinen, lielRe sich eine gezielte Anschubfinanzierung mit vertretbarem ékonomischen Aufwand
realisieren, wenn bestehende Foérderinstrumente wie das GVFG flexibler gestaltet wiirden oder die
Lander — wie in Nordrhein-Westfalen immerhin teilweise umgesetzt — Regionalisierungsmittel fiir diese
Ansatze bereitstellen wirden. Problematisch ist allerdings derzeit noch die Beschrankung der
Regionalisierungsmittel auf den Offentlichen Verkehr, die dem Ubergreifenden Charakter vieler
MafRnahmen des Mobilititsmanagements zuwider lauft und einschréankend wirkt.

Die Institutionalisierung kommunaler Mobilitatsmanager ist in GroRbritannien, aber auch in ltalien, eine
MaRnahme zur Initiierung und Begleitung der vielfaltigen Aktivitaten, insbesondere im betrieblichen
Mobilitdtsmanagement. So sind italienische Unternehmer verpflichtet, ab einer gewissen Firmengrofie
Mobilitatsplane zu erstellen. In GroRbritannien ist dies — vergleichbar mit der Forderung nach
Stellplatzen — planungsrechtlich fiir Neubauvorhaben verankert worden. Der im Rahmen des Exper-
tenaustausches gemachte Vorschlag fur Deutschland scheint von daher zumindest diskussionswiir-
dig.

Die starkere Verbreitung von Mobilitdtsmanagement wiirde auch die Durchfiihrung von aussage-
kraftigen Evaluationen erleichtern, deren weitgehendes Fehlen derzeit noch als groRes Manko ge-
sehen wird.

Insgesamt bleibt festzuhalten, dass in Deutschland Mobilititsmanagement zwar aus den verkehrs-
politischen Diskussionen nicht mehr wegzudenken ist, in der Praxis aber (noch) keinen Standard dar-
stellt.
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4. Steuerung von Raumentwicklung und Verkehrsnachfrage als
Gegenstand modellbasierter Szenarien

Im Anschluss an den Expertenaustausch wurden in einem weiteren Baustein die Wirkungen ausge-
wahlter MaRnahmen und Strategien durch Modellrechnungen abgeschatzt. Hierfiir kam das am Insti-
tut fir Raumplanung der Universitat Dortmund entwickelte Simulationsmodell intraregionaler
Standortwahl- und Mobilitdtsentscheidungen (IRPUD-Modell) in modifizierter Form zum Einsatz (vgl.
Kapitel 2.4: Wirkungsabschéatzung von Steuerungsanséatzen der Offentlichen Hand durch Modell-
rechnungen).

Die Analysen wurden dabei auf Ubergeordnete Strategien und grundlegende Steuerungsansatze der
Offentlichen Hand im Bereich der Verkehrs- und Siedlungsflachenpolitik begrenzt. Daraus resultiert
auch, dass die in den vorhergehenden Kapiteln angesprochenen Instrumente und MaRnahmen viel-
fach nicht oder nur indirekt, etwa in Form der grundlegenden Wirkungsrichtung, behandelt werden.

Im Folgenden werden die Inhalte und Ergebnisse der betrachteten Szenarien iberblicksweise darge-
stellt. Eine Publikation aller Resultate und Darstellungen des Abschlussberichts im Rahmen einer
Sonderveréffentlichung des ILS NRW ist fir Ende 2005 vorgesehen (vgl. Spiekermann/Wegener
2005).

4.1 Referenzszenario

Das Referenzszenario bildet die Grundlage flir den Vergleich der Ergebnisse aus den MalRnahmen-
szenarien. Es stellt die wahrscheinlichste Entwicklung dar, also jene Entwicklung, die eintreten wirde,
wenn alle heute beobachteten technischen, sozialen, 6konomischen und politischen Trends auch in
Zukunft weiter wirken wirden und alle bereits heute begonnenen und beschlossenen Verkehrspro-
jekte realisiert werden wirden.

Danach zeigt die raumliche Entwicklung der Einwohner, der Haushalte, der Beschaftigten und der

Wohnungen den vorherrschenden Trend zu Dispersion und Entdichtung in der Region, der sich bis
2030 weiter fortsetzen wird. Dies schlagt sich neben steigenden Flachenverbrauchen auch in einer
Anderung des Verkehrsverhaltens nieder. Der Anteil der mit dem &ffentlichen Personennahverkehr
zurlickgelegten Wege sinkt, wahrend der Anteil der Kfz-Fahrten sich im Vergleich zum Stand 1970
mehr als verdreifacht.

Abbildung 10 zeigt die Ergebnisse des Referenzszenarios am Beispiel des Indikators ,,Pkw-Fahrzeug-
kilometer je Einwohner je Tag". Die Differenzierung nach einzelnen Teilregionen® verdeutlicht dabei,
dass bei insgesamt steigender Tendenz vor allem von den Bewohnern der Innenstadt deutlich gerin-
gere Entfernungen mit dem Pkw zurlickgelegt werden. Bereits in der Dortmunder Auf3enstadt und
damit noch innerhalb der Stadtgrenzen steigt die Autonutzung drastisch an und liegt hier sogar noch
Uber den Werten der Gesamtregion. Bezogen auf das weitere Umland werden insbesondere im 0Ostli-
chen Rand der Stadtregion (Hamm-Bdnen) weite Wege mit dem Pkw zurlickgelegt. Bezogen auf den
Vergleichswert der Gesamtregion stellen sich dagegen die westlichen Regionen leicht unterdurch-
schnittlich dar. Hier wirkt sich u. a. die Einbeziehung weiterer Kernstadte wie Bochum und Hagen aus.
Im Referenzszenario blieben alle Teilregionen im Verhaltnis untereinander sowie bezogen auf die
genannten Ubergeordneten Entwicklungstrends stabil.

2 Zur Einteilung der Stadtregion vgl. Kapitel 2.4: Wirkungsabschatzung von Steuerungsansatzen der Offentlichen Hand durch
Modellrechnungen, Abb. 7
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Abb. 11: Ergebnisse des Referenzszenarios: Pkw-Fahrzeugkilometer je Einwohner je Tag
(Quelle: Spiekermann/Wegener 2005)

4.2 Verkehrskostenszenarien

Eine Gruppe von 15 MalRnahmenszenarien betrachtet die Wirkungen geanderter Preise flr den moto-
risierten Individualverkehr und den 6ffentlichen Personennahverkehr. Die Szenarien beinhalten eine
Veranderung® bzw. pauschale Verteuerung oder Verbilligung der OPNV-Fahrpreise sowie die Erho-
hung der km-Kosten der Autonutzung. Als zusétzliche EinzelmaRnahme wurde die Abschaffung der

Pendlerpauschale aufgenommen. Die MaRnahmen ,Erhéhung der City-Parkkosten® sowie ,Innen-

stadt-Maut” erschweren den Pkw-Zugang in die Zentren der Kernstadte. In sechs

Kombinationsszenarien werden die einzelnen Ansatze und MalRnahmen schlie3lich im Verbund

betrachtet (vgl. Tabelle 2).

% Die Szenarien zur Veranderung der Tarifstrukturen im VRR wurden als Ergédnzung des betrachteten Manahmenspektrums

durch das Verkehrsministerium des Landes Nordrhein-Westfalen angeregt. Sie beinhalten im Kern eine Verteuerung von
langeren Wegen im OPNV, indem Fahrpreise erhéht oder entsprechende neue Preisstufen eingefihrt wurden.
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Szenario

Szenariobeschreibung

OPNV-Fahrpreise

P01 Aufteilung Preisstufe C

OPNV-Tarifstufen D und E im VRR

P02 P01 + Linearisierung

P01: OPNV-Tarifstufen D und E im VRR (P01)
Linearisierung der OPNV-Fahrpreise im VRR

P03 P02 +
OPNV-Fahrpreise +100%

P02: OPNV-Tarifstufen D und E im VRR (P01)
Linearisierung der OPNV-Fahrpreise im VRR (P02)

OPNV-Fahrpreise Berufsfahrten +100%

OPNV-Fahrten sonstige Fahrten +50%

P04 OPNV-Fahrpreise -50%

OPNV-Fahrpreise -50%

Benzinpreis

P11 Pkw-km-Kosten +100%

Benzinpreis +100%

P12 Pkw-km-Kosten +200%

Benzinpreis +200%

Innenstadtzugang

P21 City-Parkkosten +100%

City-Parkkosten Bochum, Dortmund, Hagen +100%

P22 Innenstadt-Maut 6 €

Innenstadt-Maut Bochum, Dortmund, Hagen 6 €

Pendlerpauschale

P31 Pendlerpauschale

Abschaffung der Pendlerpauschale

OPNV-Fahrpreise + Pendlerpauschale

P41 P03 + P31

P03: OPNV-Tarifstufen D und E im VRR (P01)
Linearisierung der OPNV-Fahrpreise im VRR (P02)
OPNV-Fahrpreise Berufsfahrten +100%
OPNV-Fahrten sonstige Fahrten +50%

P31: Abschaffung der Pendlerpauschale

P42 P03 + P11 + P31

P03: OPNV-Tarifstufen D und E im VRR (P01)
Linearisierung der OPNV-Fahrpreise im VRR (P02)
OPNV-Fahrpreise Berufsfahrten +100%
OPNV-Fahrten sonstige Fahrten +50%

P11: Benzinpreis +100%

P31: Abschaffung der Pendlerpauschale

Innenstadtzugang + Benzinpreis

P51 P21 + P22

P21: City-Parkkosten Bochum, Dortmund, Hagen +100%
P22: Innenstadt-Maut Bochum, Dortmund, Hagen 6 €

P52 P11+ P21 + P22

P11: Benzinpreis +100
P21: City-Parkkosten Bochum, Dortmund, Hagen +100%
P22: Innenstadt-Maut Bochum, Dortmund, Hagen 6 €

OPNV-Fahrpreise + Benzinpreis

P61 P04 + P11

P04: OPNV-Fahrpreise -50%
P11: Benzinpreis +100%

P62 P04 + P12

P04: OPNV-Fahrpreise -50%
P12: Benzinpreis +200%

Tab. 2: Definition der Verkehrskostenszenarien (Quelle: Spiekermann/Wegener 2005)
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Erhéhung der Verkehrskosten wirksam

Die Ergebnisse konnen in ihrer Tendenz als erwartungsgeman bezeichnet werden. So fiihrt eine Er-
héhung der Kosten der Autonutzung zu einem Ruckgang der Pkw-Nutzung. Eine Verteuerung des
Offentlichen Verkehrs bewirkt einen Nachfrageriickgang, eine Verbilligung einen Zuwachs an Fahr-

gasten (vgl. Abbildungen 12 und 13).
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Abb. 12: Ergebnisse der Verkehrskostenszenarien: Anteil der Wege mit dem Auto

(Quelle: Spiekermann/Wegener 2005)
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In der ndheren Betrachtung der Verkehrskostenszenarien zeigt sich, dass die einzelnen Ansatze und
MaRnahmen in sehr unterschiedlichem MaR wirksam sind. Wie die vergleichende Darstellung in Ab-
bildung 14 verdeutlicht, werden Effekte auf die mit dem Pkw zuriickgelegten Entfernungen nur bei den
Szenarien erkennbar, die eine allgemeine Steigerung der km-Kosten der Pkw beinhalten (P11, P12).
Dies gilt auch fur die kombinierten Verkehrskostenszenarien (P42, P52, P61, P62).

+20 4 Entfernung mit dem Pkw je Einwohner je Tag

0
=20 -
-40 -

-60 -

P03 P02+OPNV +100%

P04 OPNV -50%
S02 Dez. Konzentration

P01 Preisstufen D+E
P02 PO1+Linearisierung
P11 Pkw-Kosten +100%
P12 Pkw-Kosten +200%
P21 City-Parken +100%
P22 Innenstadt-Maut
P31 Pendlerpauschale
P41 P0O3+P31

P52 P11+P21+P22
V01 Autobahnen

P61 P04+P11
P62 P04+P12
V04 Schienenverkehr
K01 S01+V01
K02 S01+V02

K03 S01+V03
K11 S01+V03+P42

P42 P03+P11+P31
P51 P21+P22
V02 R-R-Express
K12 S01+V03+P61
K13 S01+V03+P62
K21 S02+V04

K31 S02+V04+P42
K32 S02+V04+P61
K33 S02+V04+P62

S01 Oberzentren
V03 V01+V02

Abb. 14: Ergebnisse der Verkehrskostenszenarien: Pkw-Fahrzeugkilometer je Einwohner/Tag im Vergleich
zum Referenzszenario in % (Quelle: Spiekermann/Wegener 2005)

Alle weiteren einbezogenen preislichen MalRnahmen, wie die Abschaffung der Pendlerpauschale, die
EinfGhrung der Innenstadt-Maut oder die Erhéhung der City-Parkgebuhren, zeigen auf der Ebene der
Gesamtregion nach den Ergebnissen der Modellrechnung keine nennenswerte Wirkung auf die zu-
rickgelegten Entfernungen mit dem Pkw.

OPNV-Nachfragezuwéchse, wie sie in Abbildung 13 als Folge der preislichen MaRnahmen dargestellt
sind, wirken sich nach den Ergebnissen nicht oder nur marginal auf die Pkw-Nutzung aus. Diesen
Umstand fiihren Spiekermann & Wegener darauf zurlick, dass die Veranderungen der Nachfrage vor
allem durch Verlagerungen von nichtmotorisiertem Verkehr oder aber durch die Unterlassung von
Wegen entstehen.

Trendwende setzt drastische Eingriffe voraus

Die Verkehrskostenszenarien bestatigen im Grundsatz die Wirksamkeit einer allgemeinen Erhéhung
der Kosten der Pkw-Nutzung auf das Verkehrsverhalten. Allerdings sind hierzu nach den Modellrech-
nungen aullerst drastische Eingriffe erforderlich. In der Praxis dirften die angesetzten Steigerungen
der Pkw-Kosten von 100 % bis 200 % kaum durchsetzungsfahig sein. Die Ergebnisse missen des-
halb bei realistischer Betrachtung gleichzeitig als Dampfer flir hohe Wirkungserwartungen staatlicher
Eingriffe in die Verkehrskostenstruktur gewertet werden.

Dabei wirkt sich vor allem der Umstand aus, dass die Verkehrskosten insbesondere im Verhaltnis zu
den Wohnkosten derzeit eine deutlich geringere Bedeutung besitzen. Dieses Verhaltnis andert sich
auch nach den modellierten Steigerungen nicht grundsatzlich. Folgerichtig fallen die direkten
Wirkungen der Verkehrskostenszenarien auf die Siedlungstatigkeit bzw. die Inanspruchnahme von



Steuerung von Raumentwicklung und Verkehrsnachfrage 110
Kapitel 4: Steuerung von Raumentwicklung und Verkehrsnachfrage als Gegenstand modellbasierter Szenarien

Wohnbauflachen im Modell gering aus. Rickgange in den zuriickgelegten Entfernungen gegentiber
dem Trendszenario entstehen vielmehr durch die Unterlassung disponibler Fahrten oder der Nutzung
von Reorganisationsmaoglichkeiten der vorhandenen Siedlungsstruktur.

Kleinraumige Effekte von Verkehrskostenerhéhungen

Die gewahlte Darstellungsebene der verkehrlichen Effekte in der Gesamtregion riickt Instrumente mit
hoher Breitenwirkung in den Mittelpunkt. Lokale MaRnahmen oder aber Ansatze, die nur auf Teilgrup-
pen der Bevolkerung wirken, sind in dieser Betrachtungsweise kaum darstellbar.

Ein interessantes Einzelergebnis liefert in diesem Zusammenhang die isolierte Betrachtung der Aus-
wirkungen der Innenstadt-Maut und der Erhéhung der City-Parkkosten auf den Bereich der Dortmun-
der Innenstadt (P 51). So zeigt die Kombination aus beiden Ansatzen Effekte in der Reduzierung der
Pkw-Verkehrsbelastung. Spiekermann & Wegener geben an, dass als Folge der MalRnahmen taglich
ca. 60.000 Besucher weniger mit dem Pkw die Innenstadt aufsuchen.

Nach den Ergebnissen der Modellrechnung weicht der Gberwiegende Teil dieser Personen allerdings
auf andere Ziele aus. Dies hat negative Auswirkungen auf die Umsatze der in der Innenstadt ansassi-
gen Einzelhandelsunternehmen. Fir die Dortmunder Innenstadt betragt der Kaufkraftverlust im Ver-
gleich zum Referenzszenario etwa 7 %.

3 1 L} 1 ] 1 [} 1 [}
(]
®

Abb. 15: Szenario P51: Differenz Einzelhandelskaufkraft im Vergleich zum Referenzszenario
(Quelle: Spiekermann/Wegener 2005)
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4.3  Siedlungs- und Verkehrsinfrastrukturszenarien

Innerhalb der Siedlungsszenarien werden die Auswirkungen einer Konzentration der Bautatigkeit in
den Oberzentren Bochum, Dortmund und Hagen bzw. an festgelegten Siedlungsschwerpunkten in
integrierter Lage® berechnet und dargestellt. Durch die Begrenzung der Bauflachen und eine starkere
Ausnutzung der Grundstiicke (Erhdhung der Geschossflachenzahl) wird im Modell eine erhebliche
Einsparung von etwa 2/3 der im Referenzszenario bebauten Wohnbauflachen realisiert und als
Grundlage der Berechnungen zu den verkehrlichen Auswirkungen verwendet.

Die Verkehrsinfrastrukturszenarien unterstellen einen Ausbau bzw. die Optimierung der Strafen- bzw.
Schieneninfrastruktur fur die Gesamtregion oder aber in einzelnen Teilbereichen (vgl. Tabelle 3).

Szenario Szenariobeschreibung

Siedlungsstruktur

S01 Oberzentren Konzentration der Siedlungsentwicklung auf die Oberzentren
Dortmund, Bochum, Hagen und Flachenrestriktionen im Umland
S02 Dezentrale Konzentration Konzentration der Siedlungsentwicklung auf Siedlungsschwer-

punkte an Bahnhofen und Flachenrestriktionen im Umland

Verkehrsinfrastruktur

V01 Ausbau Autobahnen Ausbau der Autobahnen auf drei Fahrspuren bis 2010

V02 Rhein-Ruhr-Express Realisierung des Rhein-Ruhr-Express Kdln-Dortmund
Beschleunigung der S-Bahn S1 auf 100 km/h

V03 V01 +V02 VO01: Ausbau der Autobahnen auf drei Fahrspuren bis 2010

V02: Realisierung des Rhein-Ruhr-Express Kdln-Dortmund
Beschleunigung der S-Bahn S1 auf 100 km/h

V04 Ausbau Schienenverkehr Beschleunigung aller Schienenstrecken um 20 %
Verbesserung aller Zugfrequenzen um 20 %

Tab. 3: Definition der Siedlungs- und Verkehrsinfrastrukturszenarien (Quelle: Spiekermann/Wegener 2005)

Geringe Wirkung der Siedlungs- und Verkehrsinfrastrukturszenarien auf die Trendentwicklung

Die MaRnahmen in den Siedlungsszenarien zeigen insgesamt nur sehr begrenzte Effekte auf die Ver-
kehrsmittelwahl, indem der Status Quo gegentiber der Trendentwicklung stabilisiert wird. Noch gerin-
ger sind die Wirkungen des Verkehrsinfrastrukturausbaus, die bezogen auf den Anteil der Wege mit
dem Auto, auf der Ebene der Gesamtregion bereits nicht mehr darstellbar sind (vgl. Abbildungen 16
und 17).

In der Interpretation dieser Ergebnisse sind allerdings die unterschiedlichen Reaktionszeiten von Fla-
chennutzung und Verkehr zu beachten. Wahrend das Mobilitdtsverhalten sich schneller anpassen
kann, reagiert die Siedlungsentwicklung aufgrund der langen Planungs-, Bau- und Nutzungszeiten nur
sehr langsam auf Veranderungen.

% Die Konzentration wird unter der MaRgabe des Vorhandenseins eines qualifizierten Schienenanschlusses vorgenommen.
Unterstellt wird dabei, dass in diesen Bereichen auch weitere Infrastruktur (z. B. Einkaufsmoglichkeiten) vorhanden ist.
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Abb. 16: Ergebnisse der Siedlungs- und Verkehrsinfrastrukturszenarien: Anteil der Wege mit
dem Auto (Quelle: Spiekermann/Wegener 2005)

= anprssssaen e FRR e * o
: i :

i i i i i i i
H i :

H B - od

i :

i i

i :

i i i

H . Sfian "

L V02 e S07 e 502 e S02
-.i ------ “.. Dm

Anteil Wege im OPNV (%)

- i.. S01-S02 Siedlungsstruktur ...}
: V01-V04 WVerkehrsinfrastruktur -

1970 1980 1890 2000 2010 2020 2030

Gesamtregion (GR)

Abb. 17: Ergebnisse der Siedlungs- und Verkehrsinfrastrukturszenarien: Anteil der Wege mit
dem OPNV (Quelle: Spiekermann/Wegener 2005)



Steuerung von Raumentwicklung und Verkehrsnachfrage 113
Kapitel 4: Steuerung von Raumentwicklung und Verkehrsnachfrage als Gegenstand modellbasierter Szenarien

Hohes Niveau der Erreichbarkeiten, insbesondere im MIV

Die Aussagen der Verkehrsinfrastrukturszenarien missen vor dem Hintergrund der bestehenden Ver-
kehrsverhaltnisse in der betrachteten Region interpretiert werden. Die Erreichbarkeitsverhaltnisse in
der Rhein-Ruhr-Region befinden sich im europaischen Mal3stab bereits auf sehr hohem Niveau, im
intraregionalen MaRstab sind insbesondere die Erreichbarkeiten im Straflenverkehr relativ
ausgeglichen.” Veranderungen im Verkehrsverhalten durch die Optimierung der Infrastruktur sind vor
diesem Hintergrund kaum zu erwarten. Dies gilt nach den Ergebnissen der Modellrechnungen
insbesondere in Bezug auf die StraReninfrastruktur. Im OPNV sind mit der Realisierung einer opti-
mierten Verbindung Uber den so genannten Rhein-Ruhr-Express (V 02) dagegen gewisse Nachfrage-
steigerungen in der stadtregionalen Betrachtung erkennbar (vgl. Abbildung 17). Diese wirken sich
allerdings nicht auf den Anteil der Autonutzung aus. Die Berechnungen zeigen, dass der
Infrastrukturausbau insgesamt vor allem eine Erhéhung der Wegeldngen verursacht. Wie Tabelle 4
verdeutlicht, gilt dies vor allem fiir weite Wege im OPNV.

Prognosewerte und Differenz
gegenuber Referenzszenario 2030 (%)

Anteil Berufswege Anteil aller Wege
Uber 45 km (%) Uber 45 km (%)
OPNV Pkw OPNV Pkw
Szenarien 2030 A%| 2030 A%| 2030 A% | 2030 A%
000 Referenzszenario 150 0,00/ 3,88 0,00 588 0,00 1,72 0,00
PO1 Aufteilung Preisstufe C 150 -0,20| 3,88 +0,07| 541 -7,99| 1,72 +0,01
P02 P01 + Linearisierung 14,4 -4,02| 3,90 +0,53| 4,81 -18,2| 1,72 -0,07

P03 P02 + OPNV-Fahrpreise +100% | 12,3 -18,0| 4,39 +133| 512 -13,0| 1,68 -2,24

P04 OPNV-Fahrpreise —-50% 143 -4,42| 389 +039| 682 +158| 1,72 +0,41
P11 Pkw-km-Kosten +100% 205 +365| 2,25 -419| 564 -4,10| 0,67 -61,1
P12 Pkw-km-Kosten +200% 20,3 +356| 1,80 -535| 5,16 -124| 042 -755
P21 City-Parkkosten +100% 15,0 +0,29| 3,88 -0,05| 590 +0,19| 1,72 +0,02
P22 Innenstadt-Maut 6 € 14,4 -3.85| 4,00 +3,03| 573 -258| 1,80 +5,04

P31 Abschaffung Pendlerpauschale 13,8 -7,71| 4,08 +5,13| 6,0 +3,61| 1,69 -1,59

P41 P03 + P31 9,8 —-345| 4,75 +224| 534 -932| 1,64 —443
P42 P03 + P11 + P31 16,3 +8,92| 3,35 -13,5| 516 -12,3| 066 —61,8
P51 P21 + P22 144 —-4,03| 403 +396| 571 -290| 1,80 +4,81
P52 P11+ P21 + P22 19,0 +26,7| 2,35 -39,3| 5,38 -8,49| 0,70 -59,1

Tab. 4: Wege Uber 45 km — Prognosewerte und Differenz gegeniiber dem Referenzszenario 2030 in %
(Quelle: Spiekermann/Wegener 2005)

7 Die Erreichbarkeitsverhaltnisse in der Region Rhein-Ruhr wurden im Projekt ,Verkehrssystem in der Region Rhein-Ruhr” des
ILS NRW detailliert untersucht (vgl. Heilemann/Kemming/Nordwig 2005). Dazu wurden vom Buro Spiekermann & Wegener
weitere Modellberechnungen in Form von Erreichbarkeitsszenarien vorgenommen (vgl. Spiekermann 2005).
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Prognosewerte und Differenz
gegenilber Referenzszenario 2030 (%)

Anteil Berufswege
Uber 45 km (%)

Anteil aller Wege
Uber 45 km (%)

OPNV Pkw OPNV Pkw
Szenarien 2030 A% | 2030 A%| 2030 A%| 2030 A%
000 Referenzszenario 150 0,00 3,88 0,00 588 0,00 1,72 0,00
P61 P04 + P11 19,4 +29,4| 227 -41,4| 665 +13,1| 0,67 -608
P62 P04 + P12 19,5 +30,1| 1,82 -53,1| 6,18 +4,98| 042 -757
S01 Oberzentren 142 -513| 366 -561| 527 -105| 1,60 —6,97
S02 Dezentrale Konzentration 13,5 -10,1| 3,70 -4,68| 524 -109| 1,69 -1,71
V01 Ausbau Autobahnen 14,9 -0,77| 3,92 +1,03| 591 +0,51| 1,79 +4,40
V02 Rhein-Ruhr-Express 16,9 +12,8| 3,62 -6,56| 8,44 +43,5| 1,71 -0,62
V03 V01 + V02 16,7 +11,6| 3,65 -584| 844 +435| 1,78 +3,58
V04 Ausbau Schienenverkehr 151 +0,63| 3,85 -0,77| 5,93 +0,87| 1,72 -0,02
K01 S01 + V01 14,2 -558| 3,69 -4,80| 528 -10,3| 1,67 -2,87
K02 S01 + V02 15,9 +6,31| 3,41 -122| 7,59 +289| 1,59 -7,66
K03 S01 + V03 15,8 +524| 3,43 -115| 7,59 +29.0| 1,66 -3,51
K11 S01+V03 + P42 16,5 +9,78| 3,15 -18,8| 6,04 +2,67| 067 —61,0
K12 S01 + V03 + P61 19,2 +27,9| 2,03 -47,7| 9,36 +59,1| 0,68 -60,4
K13 S01 + V03 + P62 18,8 +253| 1,60 -58,7| 8,67 +47,4| 0,44 -745
K21 S02 + V04 13,4 -104| 3,65 -592| 526 -105| 1,68 —2,07
K31 S02 + V04 + P42 149 -0,87| 3,28 -155| 4,79 -185| 0,68 —60,6
K32 S02 + V04 + P61 17,8 +18,8| 211 -456| 6,28 +6,65| 0,69 -59,7
K33 S02 + V04 + P62 17,9 +19,7| 1,68 -56,8| 593 +0,74| 0,45 -73,9

Tab. 4 (Fortsetzung): Wege liber 45 km — Prognosewerte und Differenz gegenliber dem Referenzszenario 2030 in %
(Quelle: Spiekermann/Wegener 2005)
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Lokale Auswirkungen einer Konzentration der Siedlungsentwicklung

Auch die Auswirkungen der Siedlungsszenarien auf das Verkehrsgeschehen sind in ihrer lokalen
Auspragung unterschiedlich. Wie Abbildung 18 am Beispiel des Szenarios S01 im Vergleich zum Re-
ferenzszenario zeigt, werden durch die Konzentration der Siedlungsentwicklung in den betroffenen
Teilbereichen der Region durchaus Veranderungen im Verkehrsverhalten bewirkt. Allerdings bleibt
das Verhalten der Ubrigen Bewohner der Region unverandert, was aufgrund der unglnstigen allge-
meinen Trendentwicklung zu einer insgesamt nur geringen Wirksamkeit der Siedlungsmaflinahmen
auf das Verkehrsgeschehen fiihrt (vgl. im Einzelnen Tabelle 6).
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Abb. 18: Szenario S01: Differenz Wegelange je Einwohner je Tag im Vergleich zum Referenzszenario
(Quelle: Spiekermann/Wegener 2005)

4.4 Kombinationsszenarien

Eine letzte Gruppe von Szenarien bindelt einzelne MalRnahmen oder Strategien aus den Bereichen
Verkehrskosten, Siedlungsstruktur und Verkehrsinfrastruktur zu zehn Kombinationsszenarien. Dabei
beziehen sich sechs Kombinationen auf das Ziel, durch Stérkung der drei Oberzentren, die wirtschaft-
liche Leistungsfahigkeit der Region zu erhdhen. Vier weitere Szenarien verfolgen mit dem Leitbild der
dezentralen Konzentration eine am schienengebundenen OPNV orientierte, ausgewogene Siedlungs-
entwicklung. Ziel ist es insgesamt, das Zusammenwirken unterschiedlicher MalRnahmen zu beleuch-
ten.
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Szenario

Szenariobeschreibung

Oberzentren: Siedlungsstruktur und Verkehrsinfrastruktur

K01 S01 + V01 S01:
V01:

Konzentration der Siedlungsentwicklung auf die Oberzentren
Ausbau der Autobahnen auf drei Fahrspuren bis 2010

K02 S01 + V02 S01:
V02:

Konzentration der Siedlungsentwicklung auf die Oberzentren
Realisierung des Rhein-Ruhr-Express KéIn-Dortmund bis 2010
Beschleunigung der S-Bahn S1 auf 100 km/h

K03 S01 + V03 SO01:
VO03:

Konzentration der Siedlungsentwicklung auf die Oberzentren
Ausbau der Autobahnen auf drei Fahrspuren bis 2010 (V01)
Realisierung des Rhein-Ruhr-Express Kéln-Dortmund bis 2010 (V02)
Beschleunigung der S-Bahn S1 auf 100 km/h (V02)

Oberzentren: Siedlungsstruktur + Verkehrinfrastruktur + Verkehrskosten

K11 S01 + V03 + P42 S01
V03

P42:

Konzentration der Siedlungsentwicklung auf die Oberzentren
Ausbau der Autobahnen auf drei Fahrspuren bis 2010 (V01)
Realisierung des Rhein-Ruhr-Express Kéln-Dortmund bis 2010 (V02)
Beschleunigung der S-Bahn S1 auf 100 km/h (V02)
OPNV-Tarifstufen D und E im VRR (P01)

Linearisierung der OPNV-Fahrpreise im VRR (P02)
OPNV-Fahrpreise Berufsfahrten +100% (P03)

OPNV-Fahrten sonstige Fahrten +50% (P03)

Benzinpreis +100% (P11)

Abschaffung der Pendlerpauschale (P31)

K12 S01 + V03 + P61 S01:
VO03:

P61:

Konzentration der Siedlungsentwicklung auf die Oberzentren
Ausbau der Autobahnen auf drei Fahrspuren bis 2010 (V01)
Realisierung des Rhein-Ruhr-Express Kéln-Dortmund bis 2010 (V02)
Beschleunigung der S-Bahn S1 auf 100 km/h (V02)
OPNV-Fahrpreise —-50% (P04)

Benzinpreis +100% (P11)

K13 S01 + V03 + P62 S01:
VO03:

P62:

Konzentration der Siedlungsentwicklung auf die Oberzentren
Ausbau der Autobahnen auf drei Fahrspuren bis 2010 (V01)
Realisierung des Rhein-Ruhr-Express Kéln-Dortmund bis 2010 (V02)
Beschleunigung der S-Bahn S1 auf 100 km/h (V02)
OPNV-Fahrpreise —-50% (P04)

Benzinpreis +200% (P12)

Tab. 5: Definition der Kombinationsszenarien (Quelle: Spiekermann/Wegener 2005)
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Dezentrale Konzentration: Siedlungsstruktur + Verkehrsinfrastruktur

K21 S02 + V04 S02: Konzentration der Siedlungsentwicklung auf Siedlungsschwerpunkte
V04: Beschleunigung aller Schienenstrecken um 20%
Verbesserung aller Zugfrequenzen um 20%
Dezentrale Konzentration: Siedlungsstruktur + Verkehrsinfrastruktur + Verkehrskosten
K31 S02 +V04 + P42 S02: Konzentration der Siedlungsentwicklung auf Siedlungsschwerpunkte
V04: Beschleunigung aller Schienenstrecken um 20%
Verbesserung aller Zugfrequenzen um 20%
P42: OPNV-Tarifstufen D und E im VRR (P01)
Linearisierung der OPNV-Fahrpreise im VRR (P02)
OPNV-Fahrpreise Berufsfahrten +100% (P03)
OPNV-Fahrten sonstige Fahrten +50% (P03)
Benzinpreis +100% (P11)
Abschaffung der Pendlerpauschale (P31)
K32 S02 + V04 + P61 S02: Konzentration der Siedlungsentwicklung auf Siedlungsschwerpunkte
V04: Beschleunigung aller Schienenstrecken um 20%
Verbesserung aller Zugfrequenzen um 20%
P61: OPNV-Fahrpreise -50% (P04)
Benzinpreis +100% (P11)

Tab. 5 (Fortsetzung): Definition der Kombinationsszenarien (Quelle: Spiekermann/Wegener 2005)

Starker Effekt der Verkehrskostenerhdhungen in den Kombinationsszenarien

Die starksten Zuwéachse im Anteil des OPNV ergeben sich im Szenario K13, in dem das Siedlungs-
strukturszenario ,,Oberzentren" (S01) mit dem Ausbau der Autobahnen und dem Rhein-Ruhr-Express
(V03) sowie der Halbierung der OPNV-Fahrpreise und Verdoppelung des Benzinpreises (K62) kombi-
niert wird. Hier wie im Szenario K33, das eine ahnlich hohe Wirksamkeit aufweist, wird wiederum die
Bedeutung der Erhdhung der km-Kosten fur Pkw deutlich. So zeigen diejenigen Szenarien, die eine
geringere Steigerung dieser Kosten beinhalten (K12, K32) auch deutlich geringere Auswirkungen auf
den Anteil der Wege im OPNV. Beim Anteil der Pkw-Fahrten an allen Wegen zeigt sich das umge-
kehrte Bild.
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Prognosewerte und Differenz
gegeniber Referenzszenario 2030 (%)

Anzahl Anteil FuB-/ | Anteil Wege | Anteil Wege
Wege / Einw. Radwege im OPNV Pkw

je Tag (%) (%) (%)
Szenarien 2030 A% | 2030 A%| 2030 A%| 2030 A%
000 Referenzszenario 2,32 0,00/ 238 000 999 000 663 000
PO1 Aufteilung Preisstufe C 2,32 -0,02| 23,8 +0,12| 9,95 -0,38| 66,3 +0,01
P02 P01 + Linearisierung 2,31 -0,12| 23,8 +0,28| 9,90 -0,90| 66,3 +0,03
P03 P02 + OPNV-Fahrpreise +100% | 231 -049| 250 +511| 8,26 -17,3| 66,8 +0,77
P04 OPNV-Fahrpreise ~50% 2,34 +0,80| 22,7 -4,39| 11,6 +16,3| 657 -0,88
P11 Pkw-km-Kosten +100% 227 -1,92| 281 +18,3| 11,9 +19,1| 60,0 -9,42
P12 Pkw-km-Kosten +200% 2,26 —2,62| 329 +385| 145 +453| 52,6 -20,6
P21 City-Parkkosten +100% 2,32 -0,01| 23,8 +0,36| 10,0 +0,11| 66,2 -0,15
P22 Innenstadt-Maut 6 € 2,32 +0,08| 24,7 +3.89| 10,3 +328| 650 -1,89
P31 Abschaffung Pendlerpauschale 231 -0,45| 24,2 +2,09| 9,72 -2,73| 66,0 -0,34
P41 P03 + P31 2,30 -0,82| 255 +7,28| 7,89 -21,0/ 66,6 +0,55
P42 P03 + P11 + P31 2,25 -2,89| 30,1 +26,8| 9,03 -9,57| 60,9 -8,17
P51 P21 + P22 2,32 -0,08| 24,7 +4,09| 104 +360| 64,9 -2,01
P52 P11+ P21 + P22 2,28 -1,88| 291 +22,7| 12,6 +256| 58,3 -12,0
P61 P04 + P11 2,30 -0,96| 26,7 +12,5| 139 +39,4| 594 -10,4
P62 P04 + P12 228 -146| 31,1 +31,1| 16,9 +68,8| 52,0 -21,5
S01 Oberzentren 226 -2,64| 260 +936| 11,0 +10,5| 63,0 —494
S02 Dezentrale Konzentration 226 -247| 258 +874| 11,5 +153| 62,7 -544
V01 Ausbau Autobahnen 2,32 0,00| 237 -025| 997 -017| 66,3 +0,12
V02 Rhein-Ruhr-Express 2,32 -0,03| 234 -1,33| 10,4 +3,96| 66,2 0,12
VO3 V01 + V02 2,32 -0,09| 234 -169| 104 +3,70| 66,3 +0,05
V04 Ausbau Schienenverkehr 2,32 +0,01 23,7 -0,31 10,1 +1,41 66,2 -0,10
K01 S01 + V01 2,26 —2,67| 259 +9,06| 11,0 +10,3| 63,1 —4,79
K02 S01 + V02 2,26 -2,69| 257 +8,01| 11,5 +14,8| 629 -510
K03 S01 + V03 2,25 —2,73| 256 +7,71| 11,4 +146| 63,0 —4,96
K11 SO01 + V03 + P42 2,20 -5,02| 33,1 +39,3| 10,1 +0,81| 56,8 —14,2
K12 S01 +V03 + P61 224 -322| 291 +224| 158 +579| 552 -167

Tab. 6:

Wege nach Verkehrsart — Prognosewerte und Differenz gegentber dem Referenzszenario 2030 in %
(Quelle: Spiekermann/Wegener 2005)



Steuerung von Raumentwicklung und Verkehrsnachfrage

Kapitel 4: Steuerung von Raumentwicklung und Verkehrsnachfrage als Gegenstand modellbasierter Szenarien

119

Prognosewerte und Differenz
gegenuber Referenzszenario 2030 (%)
Anzahl Anteil Anteil Anteil
Wege je Ful3- und Wege im Wege mit
Einwohner Radwege OPNV dem Auto
je Tag (%) (%) (%)
Szenarien 2030 A% | 2030 A%| 2030 A% | 2030 A%
000 Referenzszenario 2,32 0,00 238 0,00 999 0,00 663 0,00
K13 S01+ V03 + P62 2,23 -356| 33,8 +42,1| 189 +89,5| 47,3 -28,6
K21 S02 +V04 226 -2,54| 257 +823| 11,7 +17,1| 62,6 -5,50
K31 S02 + V04 + P42 220 -4,86| 330 +39,1| 10,1 +0,66| 56,9 -14,1
K32 S02 + V04 + P61 2,25 -3,04| 29,1 +22,7| 156 +56,6| 552 -16,7
K33 S02 + V04 + P62 224 -3,32| 338 +42,2| 185 +856| 47,7 -28,0

Tab. 6 (Fortsetzung): Wege nach Verkehrsart — Prognosewerte und Differenz gegeniiber dem Referenzszenario 2030 in
(Quelle: Spiekermann/Wegener 2005)

Synergien zwischen einzelnen MalBhahmen erkennbar

Die Ergebnisse zeigen Synergien zwischen den einzelnen Ma3nahmen und Ansatzen. So erzielen die
Kombinationsszenarien in der Regel glinstigere Ergebnisse als die ihnen zugrunde liegenden

EinzelmafRnahmen.

Die Kombination von MaRnahmen in integrierten Strategien hat nach Ansicht von Spiekermann &
Wegener nicht nur vorteilhafte Synergieeffekte. Integrierte Strategien sind auch leichter politisch
durchsetzbar, da sie gleichzeitig attraktive Alternativen zur umweltvertraglicheren Mobilitat fordern.
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5. Gesamtfazit zum Expertenaustausch

Ziel des hier vorgestellten Projektes war es, die Wirksamkeit von bestehenden Instrumenten und
MaRnahmen im Verkehrsbereich sowie ergdnzend im Bereich der Siedlungsentwicklung zu unter-
suchen.

Voraussetzung fir eine strukturierte Analyse innerhalb dieses komplexen Themenfeldes war die Kon-
zentration auf einzelne Instrumente und MaRnahmenansétze der Offentlichen Hand, von denen letzt-
lich 27 ausgewahlt und in unterschiedlichen Vertiefungsstufen behandelt wurden (vgl. Kapitel 2).

Die Arbeiten bestanden aus mehreren, ineinander greifenden Bausteinen. Kernstlick war ein mehr-
stufiger Austausch mit zahlreichen Experten aus Forschung und Praxis. Gemeinsam mit diesen
Fachleuten wurde der Frage nachgegangen, welchen Beitrag die Offentliche Hand (iber diese Instru-
mente zu einer nachhaltigen Verkehrs- und Siedlungsentwicklung und damit zu mehr Vertraglichkeit
im Verkehr leistet.

Die Delphi-Methode sowie die vertiefenden Experteninterviews und Diskussionsrunden haben sich
ruckblickend als sehr geeignet erwiesen, eine Fachauseinandersetzung zu fiihren und Anhaltspunkte
Uber die Beurteilung des heutigen Instrumentariums und dessen mdgliche Weiterentwicklung zu ge-
winnen. Insgesamt wurde damit ein stark qualitativ gepragtes Vorgehen gewahlt. Dieses mindete in
einem darstellbaren Meinungsbild, wenngleich Briiche und Unterscheide in den Expertenmeinungen
bis zum Schluss bestehen blieben.

Nachfolgend werden ibergeordnete Schlussfolgerungen abgeleitet. Die vielfaltigen Anregungen der
Experten wurden in den Einzelkapiteln ausfihrlich dargestellt und in den jeweiligen Zwischenfazits
zusammengefasst und bewertet, auf die an dieser Stelle verwiesen wird (vgl. Kapitel 3: Ergebnisse
des Expertenaustausches).

Einzelwirkungen von Instrumenten mit begrenztem Einfluss auf die Gesamtentwicklung

Die Gesamtschau der Bewertungen macht deutlich, dass den meisten ausgewahlten Instrumenten in
ihrer heutigen Ausgestaltung eine positive Wirkung auf die Vertraglichkeit des Verkehrs beigemessen
wird. Zwar wurden zum Teil recht grundlegende Kritikpunkte gedulRert sowie vielfaltige Anregungen
zur Weiterentwicklung gegeben, allerdings wurden nur wenige Instrumente grundsatzlich infrage ge-
stellt. Gleichzeitig kommt die Mehrheit der einbezogenen Experten zu einer negativen Beurteilung der
Durchsetzungsfahigkeit einer nachhaltiger Verkehrs- und Siedlungsentwicklung. Dies gilt fiir die heu-
tige Situation wie auch flr die zuklnftige Entwicklung.

Wichtiger Hintergrund dieser gegenlaufigen Tendenzen sind die derzeitigen gesellschaftlichen, politi-
schen und 6konomischen Verhaltnisse und damit die Rahmenbedingungen der Verkehrs- und Sied-
lungsentwicklung. Sie werden von der tiberwiegenden Mehrheit als wenig férderlich flir das Gelingen
einer vertraglichen Verkehrsentwicklung eingeschatzt und beschranken dementsprechend die Ein-
flussméglichkeiten der Offentlichen Hand bzw. die Wirkung der genannten Instrumente. Zu den meist-
genannten Einzelfaktoren zahlt hier die allgemeine Finanzkrise, die sich voraussichtlich weiter ver-
scharfen wird und die Handlungsspielraume der Offentlichen Hand langfristig deutlich schmaélert. Aber
auch die Akzeptanz — bezogen auf die Bereitschaft des Einzelnen wie der Planungs- und Entschei-
dungstrager zu vertraglichen Verhaltens- und Handlungsweisen — wird derzeit als starker hemmender
Faktor betrachtet.
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Hohe Breitenwirkung der technischen Weiterentwicklung von Kraftfahrzeugen

Der Reduzierung des Schadstoffausstof3es von Kraftfahrzeugen durch die Verscharfung entsprechen-
der Standards wird eine hohe Bedeutung in der Verbesserung der Vertraglichkeit des Verkehrs bei-
gemessen. Die starke Breitenwirkung dieses Mallnahmenansatzes sollte — so der Konsens der Ex-
perten — in Zukunft fiir weitere Verbesserungen genutzt werden. Hierauf sollten Land und Bund deutli-
cher als bisher hinwirken. Die insbesondere in den Ballungsrdumen weiterhin vorhandene Belastung
der Menschen mit Luft- und Larmemissionen unterstreicht den Regelungsbedarf und weist gleichzeitig
auf bestehende Grenzen der technischen Entwicklung hin. Als Handlungserfordernis wird deshalb
auch eine Kombination mit anderen Ma3hahmenbereichen gefordert, wobei insbesondere im Bereich
der Planungsinstrumente und -verfahren Defizite gesehen werden.

Unterstitzung fur lokale Ansatze notwendig

Der Expertenaustausch verdeutlicht die hohe Bedeutung lokaler Strategien und Konzepte fur tatsach-
lich erreichte bzw. erreichbare Veranderungen in der Verkehrsentwicklung. Dabei wird baulichen An-
satzen ein besonderer Stellenwert zugemessen und in diesem Zusammenhang u. a. die Flachenhafte
Verkehrsberuhigung als ein groRer Erfolg der Verkehrsplanung der letzten Jahrzehnte hervorgehoben.

Das Instrumentarium der Kommunen zur Einflussnahme auf das drtliche Verkehrsgeschehen kann
nach den Ergebnissen grundsatzlich als ausreichend beurteilt werden. Allerdings wird fortlaufender
Anpassungsbedarf deutlich, in dessen Zuge insgesamt eine Vereinfachung der Regelwerke bei
gleichzeitiger Fortentwicklung zugunsten vertraglicher Verkehrsmittel und Verhaltensweisen ange-
strebt werden sollte. Uber die Initierung von Netzwerken oder die Férderung von Pilotvorhaben kann
das Land dazu beitragen, Umsetzungsdefizite in der Anwendung des entsprechenden Instrumentari-
ums abzubauen. Angesichts der finanziellen Lage der Kommunen sind staatliche Unterstitzungen fir
verkehrliche MaRnahmen — wie iber das Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz — weiterhin unerlass-
lich. Dabei missen die Kriterien fir den Mitteleinsatz und die Schwerpunktsetzung im Sinne der Ver-
kehrsvertraglichkeit kritisch hinterfragt werden.

Verbesserung der Abstimmung und Arbeitsteilung zwischen den Planungsinstrumenten

In der Expertendiskussion wird der Planung als originare Aufgabe der Offentlichen Hand erheblicher —
wenn auch vielfach indirekter — Einfluss auf die Verkehrs- und Siedlungsentwicklung zugemessen.
Die vorhandenen Instrumente und -verfahren sollten hier starker zur Unterstiitzung eines vertraglichen
Verkehrs genutzt werden.

Im Zuge der Diskussion wird dabei die entscheidende Rolle eines verkehrsmittel- bzw. fachplanungs-
Ubergreifenden Vorgehens sowie ausreichender Zielfindungs- und Beteiligungsprozesse deutlich.
Beispiele aus dem Expertenaustausch zeigen, dass ein solcher Anspruch nicht nur tGber formale Pla-
nungsverfahren — wie dem Verkehrsentwicklungsplan — sondern auch Uber informelle Planwerke er-
fullt werden kann. Derartige Ansatze sollten unterstiitzt und verbreitet werden.

Sektorale Ansatze Uber entsprechende Fachplanungsinstrumente sind weiterhin notwendig und bieten
Raum fiir Konkretisierungen — etwa bezlglich der OPNV-ErschlieRungsqualitét. In diesem Zusam-
menhang ist daraufhin zu wirken, dass ma3nahmenbezogene Plane wie der Nahverkehrsplan in der
Siedlungsplanung bereits als Kriterium der Standortwahl Beachtung finden.

Handlungsebene Region

Unterschiedliche Zustandigkeiten und damit Bezugsebenen in der Siedlungs- und Verkehrsplanung
stehen derzeit — etwa im Beispiel Verkehrsentwicklungsplan und Nahverkehrsplan — einer sinnvollen
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Verzahnung von Planungsinstrumenten entgegen. Als sinnvolle Planungsebene muss hier starker als
bisher die Region in den Vordergrund gerlckt werden. Eine damit verbundene Veranderung bzw.
mogliche Neuorganisation der Regionen in Nordrhein-Westfalen ist ein langwieriger wenn auch not-
wendiger Schritt zur Starkung der Belange der Verkehrsvertraglichkeit. Zur Vorbereitung und Ergan-
zung haben sich Ansatze der Regionalisierung von Fordermitteln und informellen Kooperationsformen
als hilfreich erwiesen.

Einsatz fiskalischer und preispolitischer Instrumente zur Starkung der Verkehrsvertraglichkeit

Insgesamt stellt sich dieser Bereich als Schliisselelement fiir mégliche Veranderungen im Verkehrs-
bereich dar, in dem grundsatzlich hoher Handlungsbedarf deutlich wird. Die vielfach kontroversen
Diskussionen im Expertenaustausch spiegeln hier gleichzeitig die Schwierigkeiten wider, die durch
konfligierende Ziele und komplexe Wirkungsmechanismen im Einsatz der diskutierten MalRnahmen
bestehen.

Weitgehend konsensfahig ist die Forderung nach einer verstarkten Konzentration von Mitteln auf den
Bereich der Erhaltungsinvestitionen, insbesondere im Fernverkehrsnetz der Straleninfrastruktur.

Angesichts notwendiger Mittelkiirzungen wird zudem eine Uberpriifung des Einsatzes staatlicher Fi-
nanzmittel fir den OPNV insbesondere im landlichen Raum als unumganglich erachtet. Das Land ist
in diesem Zusammenhang aufgefordert, die Sicherung bzw. Schaffung leistungsfahiger Netze im Of-
fentlichen Nahverkehr und nicht das Ergebnis isolierter Priifungen von Teilstiicken des Schienennet-
zes zum Malstab der Mittelverteilung zu machen.

Die Erhdhung der Verkehrskosten privater Haushalte ist ein Handlungsbereich, der nach dem heuti-
gen Erkenntnisstand zumindest mittel- und langfristig spiirbare Auswirkung auf die Verkehrsnachfrage
hat. Dies bestatigen auch die im Rahmen des Projektes vorgenommenen Modellierungen. Allerdings
ist davon auszugehen, dass nur sehr deutliche und langfristig kalkulierbare Einschnitte in das Ver-
kehrsbudget von Haushalten merkliche Veranderungen im Siedlungs- und Verkehrsgeschehen bewir-
ken. Dieser Umstand bestatigte sich auch im Zuge der jingsten Steigerungen der Kraftstoffpreise, die
ohne groéRere Wirkung auf die Verkehrsnachfrage blieben.

Die Durchsetzungschancen einer Strategie, die eine gezielte und schrittweise erfolgende Verteuerung
des Verkehrs in den Mittelpunkt stellt, sind derzeit als duf3erst gering zu werten. Vielmehr steht in der
aktuellen Diskussion die kurzfristige Beschaffung von Finanzmitteln im Vordergrund, was maéglicher-
weise zu kontraproduktiven Wirkungen fiihrt. Vor diesem Hintergrund ist das Land aufgefordert, in den
Diskussionen um fiskalische und preispolitische Instrumente die Auswirkungen auf die Vertraglichkeit
des Verkehrs ausreichend zu berticksichtigen bzw. deren Beachtung einzufordern.

Strategische Potenziale des Mobilitditsmanagement nutzen

Mobilitdtsmanagement hat in Deutschland inzwischen vielfach Einzug in die verkehrspolitische Dis-
kussion gehalten. Zwar gibt es in den unterschiedlichen Bereichen des Mobilitatsmanagements
inzwischen erste Praxiserfahrungen, im Vergleich zum europaischen Ausland ist die Umsetzung in
Deutschland u. a. aufgrund mangelnder Institutionalisierung und unklarer Finanzierungsstrukturen
aber bislang gering. Unterschatzt wird vielfach die strategische Bedeutung des Mobilitatsmanage-
ments als Moglichkeit der Vernetzung von Akteuren und der Bildung bzw. Unterstitzung neuer Koope-
rationen. In der derzeitigen Etablierungsphase dieses Ansatzes kdnnte das Land tber die modellhafte
Erprobung oder die Forderung des Erfahrensaustausches eine wichtige unterstiitzende Funktion ein-
nehmen.
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Verknipfung und Einbettung in umfassende Strategien

An vielen Stellen der Expertendiskussion wurde deutlich, dass isolierte EinzelmaRnahmen keinen
ausreichenden Erfolg in Bezug auf die Gesamtentwicklung versprechen. Wie dargelegt, wurden in
jeder der angesprochenen Kategorien Abstimmungsbedarfe zwischen einzelnen Instrumenten sowie
Erganzungsnotwendigkeiten aus anderen MaRnahmenbereichen deutlich.

Grundsatzlich besitzen nach Meinung der Experten preisliche und fiskalische Instrumente in Kombi-
nation mit einer Verscharfung und Erweiterung technischer Normen die starksten Potenziale fir eine
Erhdhung der Vertraglichkeit des Verkehrs. Sehr viel indirekter ist der Effekt der Siedlungsplanung
einzuschatzen, deren Uberwiegend rahmensetzender Charakter sich innerhalb des Projektes wie-
derum bestétigte. Uber die Schaffung von ékonomisch und dkologisch effizienten Siedlungs- und Ver-
kehrsstrukturen und der Gewahrleistung von Erreichbarkeiten werden damit allerdings zentrale
Voraussetzungen fir eine vertraglichere Entwicklung geschaffen.

Dieser bekannte Zusammenhang bestatigt sich auch in den durchgespielten Szenarien, die in der
Kombination von siedlungsstrukturellen und preislichen MaRnahmen eine deutliche Wirkung errei-
chen, die Uber die Effekte der EinzelmafRnahmen hinausgeht. Nicht in die Modellbetrachtungen einbe-
zogen wurde hier der Bereich organisatorischer und informatorischer Ma3nahmen. Aus den vorlie-
genden Erfahrungen lasst sich allerdings ableiten, dass entsprechenden Ansatzen eine wichtige flan-
kierende Rolle zukommt.

Auch bei der Verknlpfung von MalRnahmen im Rahmen von ubergreifenden Strategien ist insgesamt
vor Uberzogenen Wirkungserwartungen zu warnen. Die bereits seit langem bestehende Dynamik in
der Verkehrs- und Siedlungsentwicklung ist schwer und oftmals nur in mihsamen Einzelschritten auf-
zubrechen. In diesem Sinne gilt es aber, bestehende Steuerungsmdglichkeiten auszuschdpfen.

Wissenstand erweitern

Der Expertenaustausch in dem hier vorgestellten Projekt zielte auf die Nutzbarmachung vorhandenen
Wissens in der Wirkungsweise von Instrumenten der Verkehrs- und Siedlungsentwicklung. Das
Projekt und die in diesem Kontext durchgefiihrten Befragungen ersetzen dennoch keinesfalls die
notwendige vertiefte wissenschaftliche Auseinandersetzung mit dem Themengebiet der Raum- und
Verkehrentwicklung. So ist an vielen Stellen sehr deutlich geworden, dass belastbare Aussagen zur
Wirkung der angesprochenen Instrumente fehlen. Dies gilt wie angesprochen im Bereich des Mobili-
tatsmanagements aber beispielsweise auch in Bezug auf die Wirkungsweise der Erhéhung der Ver-
kehrskosten. Uber Evaluationen aber auch Grundlagenforschung und der Férderung der wissen-
schaftlichen Vernetzung ist das Land in diesem Zusammenhang aufgefordert, sich an der Erweiterung
des vorhandenen Kenntnisstandes zu beteiligen.
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Expertenbefragung
Instrumente zur Steuerung von Raumentwicklung und Verkehrsnachfrage

Zur Vorgehensweise

Auf den nachfolgenden Seiten ist eine Reihe von Instrumenten und Mallnahmen angegeben, die direkt oder indirekt auf die Raumentwicklung und Verkehrsnachfrage wirken.
Zur Beantwortung jeder Frage markieren Sie bitte jeweils denjenigen der sechs Kreise auf der Skala von "sehr gering" bis "sehr hoch", der Threr Bewertung am ehesten ent-
spricht. Fiir Erlduterungen und Anmerkungen zu Threr Einschdtzung wurde im Anschluss an jede Frage Platz gelassen; zusétzlich haben Sie am Ende des Abschnitts zusétz-
lich noch Gelegenheit fiir ausfiihrlichere Aussagen.

Zur Auswahl der MaBnahmen und Instrumente

Die im Folgenden zur Bewertung gestellten 27 MaBBnahmen und Instrumente sind den Kategorien ”Planung und Infrastruktur®, ,,Ordnungsrecht, ,,Preise und Finanzen* sowie
,»Organisation und Information zugeordnet. Sie orientieren sich geméf dem Forschungsauftrag an weitgehend klar umrissenen, bestehenden Regelungen beziehungsweise an
bereits existierenden und erprobten Ansdtzen. Ihr Urteil sollte sich vor diesem Hintergrund auf die derzeitigen Effekte und nicht auf das mogliche Potenzial der Maf3-
nahmen und Instrumente beziehen, wie es beispielsweise unter verinderten Rahmenbedingungen denkbar wire. I[hre Meinung zur grundsitzlichen Wirksamkeit sowie
den bestehenden wirkungsbezogenen Zusammenhéngen einzelner Ansétze ist aber dennoch fiir uns von hohem Interesse. Diesbeziigliche Anregungen, wie sie beispielsweise
in den Anmerkungen stichpunktartig angefiihrt werden kdnnen, werden wir im weiteren Verlauf der Befragung aufgreifen und zur Diskussion stellen.

In der Auswahl sind zum Teil einzelne MaBnahmen und Instrumente zu iibergeordneten Biindeln zusammengefasst. In diesen Féllen sind die darunter gefassten Bestandteile
aufgefiihrt. Bedingt durch den Auftraggeber dieser Untersuchung, das Verkehrsministerium des Landes Nordrhein-Westfalen (MVEL), wurden einzelne spezielle Regelungen
des Landes aufgenommen sowie die angegebenen Beispiele - wenn mdglich und sinnvoll - auf Nordrhein-Westfalen bezogen.

Beantwortung des Fragebogens
Der auf den ersten Blick deutliche Umfang des Fragebogens ist in erster Linie der komplexen Materie geschuldet. Allerdings ist die Bearbeitung weniger aufwindig als es
zunéchst scheinen mag. Bitte senden Sie uns den ausgefiillten Fragebogen bis spitestens 15. August 2003 zuriick. Vielen Dank.

Zum Datenschutz

Die strikte Einhaltung der Datenschutzgesetze der Bundesrepublik Deutschland und des Landes Nordrhein-Westfalen wird hiermit ausdriicklich zugesichert. Alle Thre Angaben
werden ausschlieBlich im ILS gespeichert und vor einer Auswertung anonymisiert, ausschlie8lich zu dem hier angegebenen Zweck ausgewertet und nicht an Dritte weitergege-
ben.
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Drei Fragen vorneweg ...

1. Frage

Welche Rolle spielt Threr Ansicht nach eine nachhaltige Verkehrs- und Siedlungs-
entwicklung in der Politik und Planung in Deutschland derzeit?

O

eine sehr grolie
Bedeutung

O O O o |

eine sehr kleine | eine eher klei- eine eher gro-
Bedeutung ne weder noch Re
Bedeutung Bedeutung

2. Frage

Wie beurteilen Sie unter den derzeitigen Bedingungen die Chancen fiir eine Ent-
wicklung zu mehr Nachhaltigkeit in der Verkehrs- und Siedlungsentwicklung in
Deutschland insgesamt?

| sehr schlecht

@) O

| eher schlecht |

O

weder noch

O

eher gut

O

sehr gut

3. Frage

Bitte stellen Sie sich vor, Sie sollten alle Thnen bekannten Fachleute zu einer Kon-
ferenz tiber "Mehr Nachhaltigkeit in der Verkehrs- und Siedlungsentwicklung"
einladen. Welche Themen wiirden Sie auf die Tagesordnung setzen?
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Kategorie A: Planung und Infrastruktur

In der Kategorie Planung und Infrastruktur sind Handlungsansétze zusammengefasst, die in Form von planungsrechtlichen Vorgaben Einfluss auf die Siedlungs- und Ver-
kehrsentwicklung haben oder den Bau bezichungsweise die Ausgestaltung von (Verkehrs-)Infrastruktur regeln.

Als mogliche Wirkungsrichtungen beziehungsweise Ziele der MaBinahmen und Instrumente dieser Kategorie konnen beispielsweise die Schaffung von verkehrssparsamen
Siedlungsstrukturen, die Mobilisierung nicht genutzten Baulandes, die Verbesserung der Schieneninfrastruktur oder die StraBenraumgestaltung zugunsten des Umweltverbun-
des genannt werden.

Die gesetzlichen Grundlagen oder Rahmenvorgaben fiir die genannten Ansétze finden sich beispielsweise im BauGB beziehungsweise der BauNVO, in der Bundesverkehrs-
wegeplanung, in den Landesplanungsgesetzen oder in den Regionalisierungsgesetzen.

Die Kriterien fuir lhre Bewertung

Kriterium 2:

Kriterium 1:

Beitrag zur Vertraglichkeit des Verkehrs (Reduzierung des MIV, Minde- Aufwand (zeitlich und monetar)

rung der kfz-bedingten Emissionen, ...) Mit diesem Kriterium sollen die notwendigen Aufwindungen bewertet werden,

In der Bewertung des Beitrages, den eine MaBnahme beziehungsweise ein In-
strument zur Verbesserung der Vertriglichkeit des Verkehrs leistet, steht die
Reduzierung des motorisierten Individualverkehrs (MIV) iiber Verlagerungen
und Vermeidung von Fahrten sowie die Minderung der Belastungen durch den
Autoverkehr (Schadstoffe, Lirm und Ahnliches) im Vordergrund.

Ist der Beitrag, den die jeweilige Mafinahme beziehungsweise das jeweilige
Instrument in diesem Sinne zur Vertrdglichkeit des Verkehrs insgesamt leistet,
sehr gering oder sehr hoch oder dazwischen?

die eine MafBnahme beziehungsweise ein Instrument in der Vorbereitung und
wiahrend der Umsetzung verursacht. Dies beinhaltet sowohl den zeitlichen Auf-
wand durch gesetzliche, planerische und politische Verfahren beziehungsweise
Prozesse als auch die monetiren Aufwiandungen, die in der Planung und bei der
Durchfithrung entstehen (Planungs- und Investitionskosten, laufende Unterhal-
tungskosten und Ahnliches).

Ist der Aufwand, den die jeweilige Mafinahme beziehungsweise das jeweilige In-
strument in diesem Sinne verursacht, sehr gering oder sehr hoch oder dazwi-
schen?




IS

NRW.

Steuerung von Raumentwicklung und Verkehrsnachfrage
Anhang I: Erhebungsunterlagen der Delphi-Befragung

A.1 Nahverkehrsplan

Uber die OPNV-Gesetze der Lander geregelte planeri-
sche Grundlage des OPNV-Angebotes. Beispielsweise
in NRW ist diese - im Zuge der Verlagerung der Ver-
antwortung auf die unteren Ebenen Uber die Regiona-
lisierung - auf Kreisebene beziehungsweise Zweckver-
bandsebene angesiedelt. Die Plane werden derzeit
fortgeschrieben und besitzen im Zuge der Deregulie-
rung und des verstarkten Wettbewerbs eine hohe
Bedeutung zur Qualitatssicherung im Nahverkehr.

A.2 Verkehrsentwicklungsplan

Freiwillige konzeptionelle Grundlage der lokalen, sel-
ten auch regionalen Verkehrsentwicklung, die insbe-
sondere in NRW in den 80er und 90er Jahren vom
Land geférdert wurde. Werden heute seltener, teilwei-
se unter anderen Bezeichnungen (Masterplan und
Ahnliches) aufgestellt. Bestandteile sind in der Regel
verkehrsmittellibergreifende Bestandsaufnahme, Sze-
narien und umsetzungsbezogene (Teil)Konzepte.

A.3 Kommunales / regionales
Bodenmanagement

Dieses eine Reihe von bodenpolitischen Einzelinstru-
menten und MaBnahmen (kommunaler Zwischener-
werb, stadtebauliche Vertrdge und Ahnliches) umfas-
sende strategische Vorgehen in der Flachennutzung
beziehungsweise Baulandbereitstellung dient, neben
der finanziellen Entlastung o6ffentlicher Haushalte, der
Steuerung der Bautatigkeit auf gewlinschte Standorte
und dem ressourcenschonenden Umgang mit Flachen
(haushalterisches Bodenmanagement).

Beitrag zur Vertraglichkeit des Verkehrs

O O O O O 0|0

sehr ziemlich eher eher  ziemlich sehr weil
gering gering gering hoch hoch hoch nicht

Beitrag zur Vertraglichkeit des Verkehrs

O O O O O 0|0

sehr  ziemlich eher eher  ziemlich sehr weil}
gering gering gering hoch hoch hoch nicht

Beitrag zur Vertraglichkeit des Verkehrs

O O O O O 0|0

sehr ziemlich eher eher  ziemlich sehr weil}
gering gering gering hoch hoch hoch nicht

Aufwand (zeitlich und monetar)

O O O O O 0|0

sehr  ziemlich eher eher  ziemlich sehr weifl
gering gering gering hoch hoch hoch nicht

Aufwand (zeitlich und monetar)

O O O O O 0|0

sehr  ziemlich eher eher  ziemlich sehr weifd
gering gering gering hoch hoch hoch nicht

Aufwand (zeitlich und monetar)

O O O O O 0|0

sehr  ziemlich eher eher  ziemlich sehr weily
gering gering gering hoch hoch hoch nicht

Erldauterung/Anmerkung

Erlduterung/Anmerkung

Erlduterung/Anmerkung
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A.4 Umwelt-raumbezogene Bewertungsver-
fahren i. d. Bundesverkehrswegeplanung

Die Bewertungsverfahren in dieser zentralen Infra-
strukturplanung des Bundes sind im Zuge der aktuell
abgeschlossenen Neuaufstellung verandert worden.
Ziel der Umweltrisikoprifung (URE) sowie der Raum-
wirksamkeitsanalyse (RWA) ist die bessere Abschat-
zung von umweltrelevanten Folgen und die Berlck-
sichtigung raumordnerischer Belange.

A.5 Formelle/institutionalisierte
Kooperationen in der Regionalplanung

Unter formellen/institutionalisierten  Kooperationen
werden Formen der regionalen Zusammenarbeit im
Bereich der Siedlungs- und Verkehrsentwicklung ver-
standen, die formal institutionalisiert und mit eigener
politischer Entscheidungsbefugnis ausgestattet sind.
Eines der bekanntesten Beispiele ist die Region
Hannover.

A.6 Empfehlungen zur StraBenraum-
gestaltung

Im Zuge der starkeren Durchsetzung des Gedankens
der Verkehrsberuhigung wurden in den 80er Jahren -
insbesondere mit den Empfehlungen fir die Anlage
von Erschlieungsstraen sowie der Hauptverkehrs-
straflen (EAE 85 / EAHV 93) - neue Planungsgrundla-
gen fiur die Gestaltung von Verkehrsanlagen geschaf-
fen. Diese haben den Charakter von Empfehlungen,
die auf eine Abwagung aller Nutzungsanspriiche zielen
und den nichtmotorisierten Verkehr starker berticksich-
tigen.

Beitrag zur Vertraglichkeit des Verkehrs

O O O O O 0|0

sehr ziemlich eher eher  ziemlich sehr weifly
gering gering gering hoch hoch hoch nicht

Beitrag zur Vertraglichkeit des Verkehrs

O O O O O 0|0

sehr  ziemlich eher eher  ziemlich sehr weil}
gering gering gering hoch hoch hoch nicht

Beitrag zur Vertraglichkeit des Verkehrs

O O O O O 0|0

sehr ziemlich eher eher  ziemlich sehr weil
gering gering gering hoch hoch hoch nicht

Aufwand (zeitlich und monetar)

O O O O O 0|0

sehr  ziemlich  eher eher  ziemlich sehr weil}
gering gering gering hoch hoch hoch nicht

Aufwand (zeitlich und monetar)

O O O O O 0|0

sehr  ziemlich eher eher  ziemlich sehr weill
gering gering gering hoch hoch hoch nicht

Aufwand (zeitlich und monetar)

O O O O O 0|0

sehr  ziemlich  eher eher  ziemlich sehr weil}
gering gering gering hoch hoch hoch nicht

Erlduterung/Anmerkung

Erlduterung/Anmerkung

Erldauterung/Anmerkung
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A.7 Einzelhandelserlass

Im Einzelhandelserlass werden Beurteilungskriterien
fur die planungsrechtliche Zulassigkeit von Einzelhan-
dels-GroRRbetrieben verdeutlicht. Diese sollen dazu
beitragen, funktionsfahige lokale und regionale Ver-
sorgungsstrukturen zu erhalten beziehungsweise zu
schaffen. Hierfir ist eine Integration von Einzelhan-
dels-GroRbetrieben in funktionaler, maRstablicher und
raumlicher Hinsicht Voraussetzung. Die entsprechende
Regelung in Nordrhein-Westfalen hat hier einen hohen
Bekanntheitsgrad erlangt.

A.8 Umweltbezogene Abwéagungsbelange
in der Bauleitplanung

Seit Ende der 80er Jahre wurden Formulierungen in
§ 1 Baugesetzbuch aufgenommen, die dem sparsa-
men Umgang mit Grund und Boden (Bodenschutz-
klausel) beziehungsweise einer nachhaltigen stadte-
baulichen Entwicklung mehr Gewicht in der Abwagung
geben sollen.

Beitrag zur Vertraglichkeit des Verkehrs

O O O O O 0|0

sehr ziemlich eher eher  ziemlich sehr weifly
gering gering gering hoch hoch hoch nicht

Beitrag zur Vertraglichkeit des Verkehrs

O O O O O 0|0

sehr  ziemlich eher eher  ziemlich sehr weil}
gering gering gering hoch hoch hoch nicht

Aufwand (zeitlich und monetar)

O O O O O 0|0

sehr  ziemlich  eher eher  ziemlich sehr weil}
gering gering gering hoch hoch hoch nicht

Aufwand (zeitlich und monetar)

O O O O O 0|0

sehr  ziemlich eher eher  ziemlich sehr weill
gering gering gering hoch hoch hoch nicht

Erlduterung/Anmerkung

Erlduterung/Anmerkung
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Anmerkungen zur Kategorie A

Sollten Sie Anmerkungen machen wollen, die {iber die oben vorgenommenen Bewertungen und Erlduterugen/Anmerkungen hinausgehen, so kénnen Sie dies hier tun. Sollten

Sie beispielsweise feststellen, dass wir Instrumente in dieser Kategorie nicht beriicksichtigt haben oder eine bestimmte Mafnahme nicht in diese Aufstellung gehort, konnen
Sie diese hier angeben.
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Kategorie B: Ordnungsrecht

MaBnahmen und Instrumente in der Kategorie Ordnungsrecht sind gesetzliche Vorgaben und Normen, die auf den Ebenen Européische Union, Bund, Lander und Kommunen

definiert bezichungsweise umgesetzt werden.

Die Bandbreite der von diesen Maflnahmen und Instrumenten ausgehenden Wirkungsrichtung reicht von Einschrankungen fiir den Kfz-Verkehr tiber die Erhohung
des Komforts und der Verkehrssicherheit fiir den nichtmotorisierten Verkehr (NV) und den Offentlichen Nahverkehr (OPNV) bis hin zu Emissionssenkungen im

Bereich Stralenverkehr.

Entsprechende Regelungen sind vorwiegend in den Landesbauordnungen sowie in den Bestimmungen der Straenverkehrsordnung (StVO und VwV-StVO) und der

Stralenverkehrs-Zulassungsordnung (StVZO) zu finden.

Die Kriterien fur lhre Bewertung

Kriterium 1:

Beitrag zur Vertraglichkeit des Verkehrs (Reduzierung des MIV, Minde-
rung der kfz-bedingten Emissionen, ...)

In der Bewertung des Beitrages, den eine Mallnahme bezichungsweise ein In-
strument zur Verbesserung der Vertrdglichkeit des Verkehrs leistet, steht die
Reduzierung des motorisierten Individualverkehrs (MIV) iiber Verlagerungen
und Vermeidung von Fahrten sowie die Minderung der Belastungen durch
den Autoverkehr (Schadstoffe, Lirm und Ahnliches) im Vordergrund.

Ist der Beitrag, den die jeweilige Mafsnahme beziehungsweise das jeweilige
Instrument in diesem Sinne zur Vertrdiglichkeit des Verkehrs insgesamt leistet,
sehr gering oder sehr hoch oder dazwischen?

Kriterium 2:
Aufwand (zeitlich und monetar)

Mit diesem Kriterium sollen die notwendigen Aufwiandungen bewertet wer-
den, die eine MaBinahme beziehungsweise ein Instrument in der Vorbereitung
und wihrend der Umsetzung verursacht. Dies beinhaltet sowohl den zeitli-
chen Aufwand durch gesetzliche, planerische und politische Verfahren bezie-
hungsweise Prozesse als auch die monetiren Aufwéndungen, die in der Pla-
nung und bei der Durchfiihrung entstehen (Planungs- und Investitionskosten,
laufende Unterhaltungskosten und Ahnliches).

Ist der Aufwand, den die jeweilige Mafinahme beziehungsweise das jeweilige
Instrument in diesem Sinne verursacht, sehr gering oder sehr hoch oder da-
zwischen?
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B.1 Méglichkeiten des Stellplatzverzichts
fiir Kfz

Die Uber die Landesbauordnungen geregelte Pflicht
zur Errichtung von Stellplatzen ist in den letzten Jahren
in vielen Bundeslandern gelockert worden; in Berlin ist
erstmals eine weitgehende Befreiung von der Stell-
platzpflicht erfolgt.

B.2 Flachenhafte Verkehrsberuhigung

Seit Anfang der 80er Jahre in die StralRenverkehrsord-
nung eingefihrte und vielfach angewandte Regelun-
gen zur Einfihrung von Geschwindigkeitsreduzierun-
gen (Tempo 30) sowie baulichen Mafllnahmen zur
Verkehrsberuhigung.

B.3 Parkraumbewirtschaftung

Kommunales Instrumentarium zur Steuerung der Ver-
kehrsnachfrage, wird im Wesentlichen Uber die Stra-
Renverkehrsordnung geregelt. Wesentliche Bestand-
teile: Anwohnerparken, Parkverbote beziehungsweise
Parkdauerbegrenzungen sowie Parkgebihren. Bei-
spiel fir eine weitgehende Anwendung der Parkraum-
bewirtschaftung sind Wien oder Miinchen.

Beitrag zur Vertraglichkeit des Verkehrs

O O O O O 0|0

sehr  ziemlich eher eher  ziemlich sehr weil}
gering gering gering hoch hoch hoch nicht

Beitrag zur Vertraglichkeit des Verkehrs

O O O O O 0|0

sehr  ziemlich eher eher  ziemlich sehr weild
gering gering gering hoch hoch hoch nicht

Beitrag zur Vertraglichkeit des Verkehrs

O O O O O 0|0

sehr  ziemlich eher eher  ziemlich sehr weil}
gering gering gering hoch hoch hoch nicht

Aufwand (zeitlich und monetar)

O O O O O OO0

sehr ziemlich eher eher  ziemlich sehr weil}
gering gering gering hoch hoch hoch nicht

Aufwand (zeitlich und monetar)

O O O O O 0|0

sehr  ziemlich eher eher  ziemlich sehr weil}
gering gering gering hoch hoch hoch nicht

Aufwand (zeitlich und monetar)

O O O O O OO0

sehr ziemlich eher eher  ziemlich sehr weil}
gering gering gering hoch hoch hoch nicht

Erlauterung/Anmerkung

Erlauterung/Anmerkung

Erlauterung/Anmerkung
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B.4 Ordnungsrechtliche Starkung des
Radverkehrs

Uber die so genannte ,Radfahrnovelle” der StraRen-
verkehrsordnung von 1997 wurde eine Reihe von
Verbesserungen fir den Radverkehr erzielt (Lockerung
der Benutzungspflicht, Einfiihrung neuer Fihrungs-
elemente und Mindestbreiten von Radwegen). Auch
die Moglichkeit der Baupflicht fur Radverkehrsanlagen,
wie sie in die nordrhein-westfélische Landesbauord-
nung 1992 eingeflossen ist, wird unter dieses Blindel
gefasst.

B.5 Festlegung und Uberwachung von
Emissionsbegrenzungen fiir Fahrzeuge

Seit den 1990er Jahren sind in verschiedenen Stufen
(Euro1 bis 4, D3 bis 4) erhebliche Verscharfungen der
Grenzwertregelungen fir den Schadstoffausstol? von
Kraftfahrzeugen und dessen Uberwachung von der EU
verabschiedet und in das deutsche Recht ibernom-
men und erganzt worden.

Beitrag zur Vertraglichkeit des Verkehrs

O O O O O OO0

sehr ziemlich eher eher  ziemlich sehr weil}
gering gering gering hoch hoch hoch nicht

Beitrag zur Vertraglichkeit des Verkehrs

O O O O O 0|0

sehr  ziemlich eher eher  ziemlich sehr weil}
gering gering gering hoch hoch hoch nicht

Aufwand (zeitlich und monetar)

O O O O O 0|0

sehr ziemlich eher eher  ziemlich sehr weifly
gering gering gering hoch hoch hoch nicht

Aufwand (zeitlich und monetér)

O O O O O O|0

sehr ziemlich eher eher ziemlich sehr weil}
gering  gering  gering hoch hoch hoch nicht

Erlauterung/Anmerkung

Erlauterung/Anmerkung
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Anmerkungen zur Kategorie B

Sollten Sie Anmerkungen machen wollen, die liber die oben vorgenommenen Bewertungen und Erlduterun-
gen/Anmerkungen hinausgehen, so kénnen Sie dies hier tun. Sollten Sie beispiclsweise feststellen, dass wir
Instrumente in dieser Kategorie nicht beriicksichtigt haben oder eine bestimmte Mafinahme nicht in diese Auf-
stellung gehort, konnen Sie diese hier angeben.
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Kategorie C: Preise und Finanzen

Die Kategorie Preise und Finanzen umfasst die Einflussnahme staatlicher Stellen auf die Hohe oder Struktur von Preisen im Zusammenhang mit dem Transport und der Bo-
dennutzung.

Dabei werden auf Seiten der Nachfrager einige zentrale halter- und nutzerbezogene Abgaben des Kfz-Verkehrs (insbesondere iiber Steuern) behandelt. Auf der Angebotsseite
sind einzelne Forderinstrumentarien bzw. investive Maflnahmen der 6ffentlichen Hand aufgenommen worden, die einen direkten oder indirekten Einfluss auf die Verkehrs-
und Siedlungsentwicklung haben.

Die Wirkungsrichtung der Maflnahmen und Instrumente liegt in erster Linie in der Verdnderung der Kostenstruktur einzelner Verkehrstrager, der Erhohung der Wettbewerbs-
fahigkeit bzw. der Forderung verkehrs- und flichensparsamer Strukturen.

Die fiir die Beispiele dieser Kategorie einschlagigen Regelungen finden sich beispielsweise in den Finanzhaushalten des Bundes und der Lander sowie in speziellen Forderbe-
stimmungen dieser Ebenen (beispielsweise Wohnungsbauforderungsbestimmungen der Lander).

Die Kriterien fur lhre Bewertung

Kriterium 1: Kriterium 2:

Beitrag zur Vertraglichkeit des Verkehrs (Reduzierung des MIV, Minde-
rung der kfz-bedingten Emissionen, ...)

Aufwand (zeitlich und monetar)

Mit diesem Kriterium sollen die notwendigen Aufwiandungen bewertet werden,

In der Bewertung des Beitrages, den eine Mallnahme beziehungsweise ein In-
strument zur Verbesserung der Vertrdglichkeit des Verkehrs leistet, steht die
Reduzierung des motorisierten Individualverkehrs (MIV) iiber Verlagerungen und
Vermeidung von Fahrten sowie die Minderung der Belastungen durch den Auto-
verkehr (Schadstoffe, Lirm und Ahnliches) im Vordergrund.

Ist der Beitrag, den die jeweilige Mafinahme beziehungsweise das jeweilige In-
strument in diesem Sinne zur Vertrdglichkeit des Verkehrs insgesamt leistet, sehr
gering oder sehr hoch oder dazwischen?

die eine MaBinahme beziehungsweise ein Instrument in der Vorbereitung und
wiahrend der Umsetzung verursacht. Dies beinhaltet sowohl den zeitlichen
Aufwand durch gesetzliche, planerische und politische Verfahren beziehungs-
weise Prozesse als auch die monetdren Aufwindungen, die in der Planung und
bei der Durchfithrung entstehen (Planungs- und Investitionskosten, laufende
Unterhaltungskosten und Ahnliches).

Ist der Aufwand, den die jeweilige MafsSnahme beziehungsweise das jeweilige
Instrument in diesem Sinne verursacht, sehr gering oder sehr hoch oder dazwi-
schen?
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C.1 Staffelung der Kraftfahrzeugsteuer
nach Schadstoffklassen

Insbesondere seit der Anderung 1997 erfolgt die Be-
steuerung von Kraftfahrzeugen Uber eine Spreizung
nach Schadstoffaussto3 beziehungsweise Abgas-
grenzwerten.

C.2 Konzentration der Wohnungsbau-
féorderung auf OPNV-erschlossene/
zentrale Standorte

Seit 1998 ist in den Wohnungsbauférderungsbestim-
mungen in NRW als bisher einzigem Bundesland ver-
ankert, dass die Férderung von Miet- und Genossen-
schaftswohnungen an das Vorhandensein eines Hal-
tepunktes des schienengebundenen o&ffentlichen Per-
sonennahverkehrs (Einzugsbereich bis 1,5 km Entfer-
nung, ersatzweise auch Busverkehr) gekoppelt wird.

Beitrag zur Vertraglichkeit des Verkehrs

O O O O O 0|0

sehr  ziemlich eher eher  ziemlich sehr weil}
gering gering gering hoch hoch hoch nicht

Beitrag zur Vertraglichkeit des Verkehrs

O O O O O 0|0

sehr  ziemlich eher eher  ziemlich sehr weily
gering gering gering hoch hoch hoch nicht

C.3 Oko-Steuer

Die Okosteuer wurde mit dem ,Gesetz zum Einstieg in
die okologische Steuerreform® 1999 in Form einer
stufenweisen Erhéhung der Mineraldlsteuer (3 Cent je
Liter Benzin/Diesel bis 2003) beschlossen.

Aufwand (zeitlich und monetar)

O O O O O OO0

sehr ziemlich eher eher  ziemlich sehr weil}
gering gering gering hoch hoch hoch nicht

Aufwand (zeitlich und monetar)

O O O O O 0|0

sehr  ziemlich eher eher  ziemlich sehr weild
gering  gering  gering hoch hoch hoch nicht

Beitrag zur Vertraglichkeit des Verkehrs

O O O O O 0|0

sehr  ziemlich eher eher  ziemlich sehr weild
gering  gering  gering hoch hoch hoch nicht

Erlauterung/Anmerkung

Erlauterung/Anmerkung

Aufwand (zeitlich und monetar)

O O O O O 0|0

sehr  ziemlich eher eher  ziemlich sehr weil}
gering gering gering hoch hoch hoch nicht

Erlauterung/Anmerkung
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C.4 Férderung von Anlagen des OPNV und
Rad-/FuBverkehrs iiber das Gemeinde-
verkehrsfinanzierungsgesetz (GVFG)

In den Finanzhilfen des Bundes werden derzeit etwa je
zur Halfte der kommunale Stralenbau beziehungswei-
se der Rad-/FuBwegebau und der OPNV geférdert.
Das GVFG ist ein malRnahmenbezogenes Instrument,
das heilt: Voraussetzung fir die Férderung ist, dass
das Vorhaben im Gesetz beziehungsweise den ergan-
zenden Verwaltungsvorschriften der Lander als férde-
rungswirdig aufgefiihrt wird. Dabei sind die Regelun-
gen in NRW durch die Aufweitung der Foérdertatbe-
stdnde (unter anderem fir Mobilitdtszentralen, Fahr-
radférderung) als weitgehend zu betrachten.

C.5 Mittelzuweisungen fiir den schienen-
gebundenen Personennahverkehr (SPNV)
tiber Regionalisierungsgesetze

Die Verantwortung fir die Verwendung der Finanzzu-
weisungen des Bundes fiir den SPNV wurde im Ver-
lauf von Bahnreform und Regionalisierung in die Ho-
heit der Lander Uberfihrt, die damit in unterschiedli-
cher Weise verfahren. Nordrhein-Westfalen leitet, wie
eine Reihe weiterer Bundeslander auch, die Mittel
direkt an die unteren Ebenen (Kommunen, Zweckver-
bande) weiter.

C.6 Einfiihrung des integrierten
Taktfahrplans (ITF)

In NRW verkehren seit 1998 landesweit alle Nahver-
kehrszlige im ITF. An den Knotenbahnhofen bestehen
direkte Anschlussbeziehungen zwischen den Zigen.
Die zweite Stufe wurde im Dezember 2002 umgesetzt.
Der ITF stellt nicht nur eine bloRe Verknipfung der
Linien im Nahverkehr dar. Mit dieser Ausweitung des
Angebots wird landesweit auch eine bestimmte Min-
destbedienqualitat im Nahverkehr erreicht.

Beitrag zur Vertraglichkeit des Verkehrs

O O O O O 0|0

sehr  ziemlich eher eher  ziemlich sehr weifl
gering gering gering hoch hoch hoch nicht

Beitrag zur Vertraglichkeit des Verkehrs

O O O O O 0|0

sehr  ziemlich eher eher  ziemlich sehr weifd
gering gering gering hoch hoch hoch nicht

Beitrag zur Vertraglichkeit des Verkehrs

O O O O O 0|0

sehr  ziemlich eher eher  ziemlich sehr weifly
gering gering gering hoch hoch hoch nicht

Aufwand (zeitlich und monetar)

O O O O O 0|0

sehr  ziemlich eher eher  ziemlich sehr weil}
gering gering gering hoch hoch hoch nicht

Aufwand (zeitlich und monetér)

O O O O O 0|0

sehr  ziemlich eher eher  ziemlich sehr weil}
gering gering gering hoch hoch hoch nicht

Aufwand (zeitlich und monetar)

O O O O O 0|0

sehr  ziemlich eher eher  ziemlich sehr weil}
gering gering gering hoch hoch hoch nicht

Erldauterung/Anmerkung

Erlduterung/Anmerkung

Erlduterung/Anmerkung
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Die bis hierher verwendeten Bewertungskriterien
konnen fiir die beiden nachfolgenden MaBinahmen
beziehungsweise Instrumente C.7 Eigenheimzula-
ge und

C.8 Entfernungspauschale nicht verwendet wer-
den.

Bitte bewerten Sie diese ausschlieBlich nach dem
Kriterium "Beitrag zur Unvertriglichkeit des Ver-
kehrs". Das zweite Kriterium "Aufwand (zeitlich
und monetér)" entfdllt ersatzlos.

Die Vergleichbarkeit dieser Mafinahmen bezie-
hungsweise Instrumente mit allen anderen ist auf
diese Weise zwar eingeschrinkt, dennoch ist uns
Ihre Bewertung auch in diesen Fallen wichtig.

Fiir alle Mafinahmen beziehungsweise Instrumente
der nichsten Kategorie D: Organisation und Infor-
mation finden wieder die urspriinglich verwendeten
Kategorien "Beitrag zur Vertraglichkeit des Ver-
kehrs" und "Aufwand (zeitlich und monetér)" An-
wendung.

C.7 Eigenheimzulage

Seit 1996 wird dieses Instrument der Eigentumsforde-
rung in Form einer pauschalisierten Férderung mit
reduzierter Hohe bei bestehenden Gebauden einge-

setzt.

C.8 Entfernungspauschale

Die 2001 in Kraft getretene Regelung gewahrt sowohl
fir den nichtmotorisierten Verkehr als auch fur den
OPNV und den privaten Autoverkehr gleich hohe,
kilometerbezogene Abzlige vom zu versteuernden
Einkommen flr Fahrten zum Arbeitsplatz.

Beitrag zur Unvertraglichkeit des Verkehrs

O O O O O O

sehr  ziemlich eher eher  ziemlich sehr
gering  gering  gering hoch hoch hoch

O

weil}
nicht

Beitrag zur Unvertraglichkeit des Verkehrs

O O O O O 0|0

sehr  ziemlich eher eher  ziemlich sehr weil}
gering gering gering hoch hoch hoch nicht

Erlduterung/Anmerkung

Erlduterung/Anmerkung
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Anmerkungen zur Kategorie C

Sollten Sie Anmerkungen machen wollen, die {iber die oben vorgenommenen Bewertungen und Erlduterungen/Anmerkungen hinausgehen, so konnen Sie dies hier tun.

Sollten Sie beispielsweise feststellen, dass wir Instrumente in dieser Kategorie nicht beriicksichtigt haben oder eine bestimmte Maflnahme nicht in diese Aufstellung gehort,
konnen Sie diese hier angeben.
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Kategorie D: Organisation und Information

Die in dieser Kategorie Organisation und Information zuasammengefassten Malnahmen und Instrumente zeichnen sich vor allem dadurch aus, dass sie zunichst nicht oder nur
indirekt auf die technischen Komponenten des Verkehrssystems einwirken. Sie werden daher auch haufig als "weiche" MaBlnahmen oder "soft policies" bezeichnet.
MaBnahmen und Instrumente dieser Kategorie werden in erster Linie zur Férderung regionaler Kooperationen in der Siedlungs- und OPNV-Entwicklung, fiir Marketingmaf-
nahmen, fiir Informationskampagnen und zur Bewusstseinsbildung zugunsten des Umweltverbundes, zur Vernetzung von Leistungsangeboten einzelner Verkehrstridger und
zur Biindelung und Effektivierung von Forderansitzen eingesetzt.

Die Kriterien fuir lhre Bewertung

Kriterium 2:

Kriterium 1:

Beitrag zur Vertraglichkeit des Verkehrs (Reduzierung des MIV, Minde- Aufwand (zeitlich und monetar)

rung der kfz-bedingten Emissionen, ...)

In der Bewertung des Beitrages, den eine MaBBnahme beziehungsweise ein In-
strument zur Verbesserung der Vertrdglichkeit des Verkehrs leistet, steht die
Reduzierung des motorisierten Individualverkehrs (MIV) iiber Verlagerungen
und Vermeidung von Fahrten sowie die Minderung der Belastungen durch den
Autoverkehr (Schadstoffe, Lirm und Ahnliches) im Vordergrund.

Ist der Beitrag, den die jeweilige Mafinahme beziehungsweise das jeweilige
Instrument in diesem Sinne zur Vertrdglichkeit des Verkehrs insgesamt leistet,
sehr gering oder sehr hoch oder dazwischen?

Mit diesem Kriterium sollen die notwendigen Aufwindungen bewertet werden,
die eine MafBnahme beziehungsweise ein Instrument in der Vorbereitung und
wiahrend der Umsetzung verursacht. Dies beinhaltet sowohl den zeitlichen Auf-
wand durch gesetzliche, planerische und politische Verfahren beziehungsweise
Prozesse als auch die monetdren Aufwiandungen, die in der Planung und bei der
Durchfithrung entstehen (Planungs- und Investitionskosten, laufende Unterhal-
tungskosten und Ahnliches).

Ist der Aufwand, den die jeweilige Mafinahme beziehungsweise das jeweilige In-
strument in diesem Sinne verursacht, sehr gering oder sehr hoch oder dazwi-
schen?
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D.1 Informelle regionale Kooperation

Aus der Vielzahl der existierenden Formen regionaler
Zusammenarbeit auf freiwilliger Ebene gibt es einzelne
Beispiele, in denen unter grundsatzlicher Wahrung der
Planungshoheiten der beteiligten Institutionen eine
regionale Koordination der Siedlungs- und Verkehrs-
entwicklung installiert werden konnte. Vor allem der
Ansatz in der Region Bonn / Rhein-Sieg / Ahrweiler hat
hier eine hohe Bekanntheit erlangt.

Beitrag zur Vertraglichkeit des Verkehrs

O O O O O 0|0

sehr ziemlich eher eher  ziemlich sehr weil}
gering gering gering hoch hoch hoch nicht

D.2 Kommunale Netzwerke zur
Radverkehrsforderung

Vorreiter fir den Zusammenschluss einzelner Kom-
munen zur Radverkehrsférderung ist NRW, wo die
»Arbeitsgemeinschaft fahrradfreundlicher Stadte und
Gemeinden® mit finanzieller und administrativer Unter-
stlitzung des Landes systematische Radverkehrsforde-
rung in den beteiligten Kommunen (Infrastruktur, Of-
fentlichkeitsarbeit, Serviceleistungen, Infrastruktur)
betreibt.

D.3 Moderations- und Vermittlungsverfahren
zur Forderung des SPNV

Unterstitzt durch eine finanzielle Férderung des SPNV
hat das Land Nordrhein-Westfalen (iber verschiedene
Vermittlungsansatze (Forum Bahnflachen, Bahnhofs-
programm, Griindung der Bahnflachenentwicklungs-
gesellschaft (BEG)) einen stark dialogorientierten Weg
in der Unterstitzung der Entwicklung des Schienen-
verkehrs eingeschlagen.

Aufwand (zeitlich und monetar)

O O O O O OO0

sehr ziemlich eher eher  ziemlich sehr weil}
gering gering gering hoch hoch hoch nicht

Beitrag zur Vertraglichkeit des Verkehrs

O O O O O 0|0

sehr ziemlich eher eher ziemlich sehr weifl}
gering gering gering hoch hoch hoch nicht

Beitrag zur Vertraglichkeit des Verkehrs

O O O O O 0|0

sehr ziemlich eher eher  ziemlich sehr weily
gering gering gering hoch hoch hoch nicht

Erlauterung/Anmerkung

Aufwand (zeitlich und monetar)

O O O O O 0|0

sehr  ziemlich eher eher  ziemlich sehr weif}
gering gering gering hoch hoch hoch nicht

Aufwand (zeitlich und monetar)

O O O O O OO0

sehr ziemlich eher eher  ziemlich sehr weil}
gering gering gering hoch hoch hoch nicht

Erlauterung/Anmerkung

Erlauterung/Anmerkung
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D.4 Mobilitatsmanagement

Nachfrageorientierter Ansatz, der in professioneller
Weise Mobilitdtsdienstleistungen organisiert, indem
neue Kooperationen initiilert und MalRhahmenpakete im
Wesentlichen aus den Handlungsfeldern Information,
Kommunikation, Organisation und Koordination bereit
gestellt werden.

D.5 Mobilitatszentralen

Serviceeinrichtungen, die im Rahmen des Mobilitats-
managements Informationen und Dienstleistungen
rund um die Mobilitdt anbieten und verkehrsmitteltber-
greifend bindeln. NRW bildet mit Mobilitdtszentralen in
Wuppertal, Minster, Bonn, Hamm und Bielefeld bzw.
Servicecentern im Minsterland und Ost-Westfalen
einen Schwerpunkt.

D.6 Marketing fiir den Umweltverbund

Vermehrt werden moderne Marketingmafinahmen
eingesetzt, um den Anteil der Verkehrsmittel des Um-
weltverbundes am Modal Split zu erhéhen. Neben
Public Awareness-Kampagnen gewinnt hier die geziel-
te Ansprache von bestimmten Nutzergruppen Uber das
Direktmarketing, insbesondere in Form des auf schrift-
lichen und personlichen Kommunikationstechniken
basierenden Dialogmarketings, zunehmend an Bedeu-
tung.

Beitrag zur Vertraglichkeit des Verkehrs

O O O O O 0|0

sehr ziemlich eher eher  ziemlich sehr weil
gering gering gering hoch hoch hoch nicht

Beitrag zur Vertraglichkeit des Verkehrs

O O O O O 0|0

sehr ziemlich eher eher  ziemlich sehr weifly
gering gering gering hoch hoch hoch nicht

Beitrag zur Vertraglichkeit des Verkehrs

O O O O O 0|0

sehr ziemlich eher eher  ziemlich sehr weifly
gering gering gering hoch hoch hoch nicht

Aufwand (zeitlich und monetar)

O O O O O 0|0

sehr  ziemlich eher eher  ziemlich sehr weifl
gering gering gering hoch hoch hoch nicht

Aufwand (zeitlich und monetar)

O O O O O 0|0

sehr  ziemlich  eher eher  ziemlich sehr weil}
gering gering gering hoch hoch hoch nicht

Aufwand (zeitlich und monetar)

O O O O O 0|0

sehr  ziemlich eher eher  ziemlich sehr weifly
gering gering gering hoch hoch hoch nicht

Erldauterung/Anmerkung

Erlduterung/Anmerkung

Erldauterung/Anmerkung
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Anmerkungen zur Kateqgorie D

Sollten Sie Anmerkungen machen wollen, die {iber die oben vorgenommenen Bewertungen und Erlduterungen/Anmerkungen hinausgehen, so kdnnen Sie dies hier tun. Soll-

ten Sie beispielsweise feststellen, dass wir Instrumente in dieser Kategorie nicht beriicksichtigt haben oder eine bestimmte MalBinahme nicht in diese Aufstellung gehort, kon-
nen Sie diese hier angeben.

Herzlichen Dank fuir lhre Mithilfe!
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Expertenbefragung
Instrumente zur Steuerung von
Raumentwicklung und Verkehrsnachfrage

— Teil 2 -

Im Rahmen des Projektes ,,Steuerung von
Raumentwicklung und Verkehrsnachfrage hat
das ILS NRW im Auftrag des Ministeriums fiir
Verkehr, Energie und Landesplanung (MVEL)
im August diesen Jahres 119 Expertinnen und
Experten gebeten, sich an einer mehrstufigen
Befragung zu beteiligen. Unter der Beteiligung
von 63 Fachleuten hat diese erste Befragungs-
runde eine Vielzahl von Ergebnissen und An-
regungen flir die weitere Projektarbeit er-
bracht.

Neben den -eigentlichen Bewertungen der
MafBnahmen waren dabei die vielféltigen Be-
griindungen, Kommentare und Anregungen fiir
die Prézisierung der weiteren Projektschritte
hilfreich.

Sie haben uns bestirkt, fiir die zweite Befra-
gungsrunde einzelne MalBnahmen anders zu
gruppieren, priziser nachzufragen, den Zu-
sammenhang mit anderen Maflnahmen starker
herauszuarbeiten sowie generelle Rahmenbe-
dingungen expliziter zu beriicksichtigen.

Die folgenden kurzen Ausfiihrungen geben
zundchst einige Grundtendenzen der bisher
erzielten Ergebnisse der Befragung wieder. Im
daran anschlieenden Fragebogen werden die

behandelten Instrumente und MaBnahmen
einzelnen Themenbereichen zugeordnet und
die zentralen Aussagen in Form von 33 State-
ments zusammengefasst. Zu dieser Interpreta-
tion mochten wir Sie um Thre Meinung bitten.

Der Schwerpunkt dieser zweiten Runde der
Expertenbefragung liegt in der Ableitung von
Handlungsansétzen zur Weiterentwicklung des
verkehrs- und siedlungsbezogenen Instrumen-
tariums. Die hierfiir zur Diskussion gestellten
Aussagen bauen im Wesentlichen auf den viel-
féltigen Anmerkungen der Beteiligten aus den
vorliegenden Fragebdgen der ersten Runde
auf.

Nach der zweiten Befragungsrunde wird auf
dem Abschlussworkshop Gelegenheit sein, die
Ergebnisse vertiefend zu diskutieren, weiter-
gehende Anregungen zu geben und noch offe-
ne Fragestellungen zu erértern. Zu dieser Dis-
kussionsrunde am 28. Januar 2004 mdchten
wir Sie bereits jetzt herzlich einladen.

Bitte senden Sie uns den ausgefiillten Frage-
bogen bis spétestens 7. November 2003 zu-
riick.

Vielen Dank.

Zusammenfassung der Ergebnisse der ersten Befragungsrunde
(ab Seite 2)

Direkt zum Fragebogen (ab Seite 5)
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Zusammenfassung der Ergebnisse der
ersten Befragungsrunde

e Skeptische Beurteilung der Bedeutung und der Chancen nachhaltiger Verkehrs-
und Siedlungsentwicklung

Die befragten Experten waren im Fragebogen zunichst aufgefordert, eine allgemeine Einschitzung zur
derzeitigen Rolle sowie den zu erwartenden Chancen der Nachhaltigkeit in der Verkehrs- und Sied-
lungsentwicklung abzugeben. Das so ermittelte Stimmungsbild zeigt eine negative Tendenz.

So wird die derzeitige Bedeutung iiberwiegend als ,,cher klein* beurteilt (vgl. Abbildung 1); die Zahl
der positiven Einschitzungen ist gering. Die Aussichten fiir die Zukunft werden leicht besser einge-
schitzt; allerdings sieht die Mehrheit der Experten schlechte Chancen fiir eine Entwicklung zu mehr
Nachhaltigkeit in der Verkehrs- und Siedlungsentwicklung in Deutschland.

Abbildung 1: Einschatzungen zur nachhaltigen Verkehrs- und Siedlungsentwicklung

Derzeitige Rolle einer nachhaltigen Verkehrs- Entwicklungschancen einer nachhaltigen Verkehrs-
und Siedlungsentwicklung und Siedlungsentwicklung
(Haufigkeiten; n = 63) (Haufigkeiten; n = 63)
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e Positive Einschiitzung der Wirkung der Instrumente und Mafinahmen auf die
Vertriiglichkeit des Verkehrs

Trotz der skeptischen Grundhaltung der beteiligten Experten wird den im Fragebogen genannten In-
strumenten und MaBnahmen iiberwiegend ein nennenswerter Beitrag zur Verbesserung der Vertrig-
lichkeit des Verkehrs zugemessen. Die Antworten der Experten sind dabei erwartungsgeméaf nicht
einheitlich (vgl. Einzeldarstellung der Bewertungen im Anhang). Wie das untenstehende Portfolio
darstellt, liegen aber in der Zusammenfassung nur wenige Instrumente und MafBinahmen in der unteren
Halfte der Skala und damit in einem Bewertungsbereich, der einen nur geringen Beitrag zur Vertrag-
lichkeit ausdriickt. Dies ist insbesondere deshalb bemerkenswert, da sich die abgegebenen Einschit-
zungen auf die derzeitige Wirkung der Instrumente und Maflnahmen und nicht etwa auf grundlegende
Potenziale bzw. die mdgliche Wirkung unter anderen Bedingungen beziehen.
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Die Betrachtung einzelner Befragungsgruppen' lisst dabei erkennen, dass die einbezogenen kommu-
nalen Vertreter (15 Experten) den Beitrag zur Vertrdglichkeit fiir eine Reihe von Instrumenten und
MafBnahmen deutlich besser einschétzen als die Vertreter von Hochschulen und Forschungsinstituten
(23 Experten). Aus den Kommunen kam dabei mehrfach der Hinweis, dass die Wirkung bzw. die An-
wendbarkeit einer Reihe von Maflnahmen und Instrumenten differenziert nach rdumlicher Struktur
bzw. GroBe der Kommune betrachtet werden muss. Die gemachten Aussagen lassen dabei vermuten,
dass die erfolgten Bewertungen primér fiir die Ebene der Ballungsrdume vorgenommen wurden.

Bezogen auf die Einschitzung des zeitlichen und monetidren Aufwandes liegen die Antworten aller
Befragten stiarker im linken Bereich, d. h. die notwendigen Aufwendungen werden hier liberwiegend
als hoher eingeschitzt. Dass zu diesem Kriterium haufiger keine Beurteilung abgegeben wurde, deutet
daraufhin, dass die Experten die Beantwortung dieser Fragestellung als problematisch wahrgenommen
haben. Dies wird auch durch eine Reihe von Anmerkungen bestétigt.

Abbildung 2: Portfolio der Bewertung der Instrumente und MaRnahmen®

i hoher Beitrag
zur Vertraglichkeit

+ B2 # B3

Che
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AE":":!..DH =] C3
L
hoher Aufwand nﬂ"m & D1 *®AT Clag -
A
i 2 * A4 4 5 ]
3 geringer Aufwand
& Al

. Erlduterung:
Erreicht ein bestimmtes Instrument eine Platzie-
rung im oberen rechten Quadranten, so I&sst sich
dies als (eher) gutes Verhéltnis des Beitrags zur
Vertraglichkeit des Verkehrs und des Aufwand
interpretieren. Analog hierzu ergibt sich die Bedeu-
tung der weiteren Quadranten.

; Instrumente, die im unteren linken Quadranten

geringer Beitrag platziert sind, haben bei beiden Bewertungskrite-
zur Vertraglichkeit rien (eher) schlechte Einstufungen erzielt.

! Unter die kommunalen Vertreter wurden neben den einbezogenen lokalen Planungs- und Entscheidungstrigern
auch Experten aus den Interessenvertretungen der Kommunen (2 Fille) gefasst. Unter die Kategorie ,,Hochschu-
len und Forschungsinstitute® wurden nur diejenigen Experten eingeordnet, die hauptberuflich an den entspre-
chenden Einrichtungen beschéftigt sind.

? Darstellung nach Mittelwerten (Arithmetisches Mittel); zur Bezeichnung der Instrumente (A.1, A.2, ...) vgl.
Tabelle 1.
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e  Rahmenbedingungen der Verkehrs- und Siedlungsentwicklung wenig forderlich

Auch wenn die libergeordneten Rahmenbedingungen der Siedlungs- und Verkehrsentwicklung nicht
zum direkten Befragungsgegenstand gehorten, wurden sie in vielen Anmerkungen thematisiert. Wie
bereits im allgemeinen Stimmungsbild angedeutet, werden die gegenwértigen gesellschaftlichen, poli-
tischen und 6konomischen Entwicklungen von vielen als wenig forderlich fiir das Gelingen einer ver-
traglichen Verkehrsentwicklung angesehen. Eine hohe Bedeutung wird dabei vor allem der allgemei-
nen Finanzkrise zugemessen, die insbesondere die Handlungsfahigkeit der Kommunen blockiere. Aber
auch die Akzeptanz — bezogen auf die Bereitschaft des Einzelnen wie der Planungs- und Entschei-
dungstrager zu vertraglichen Verhaltens- und Handlungsweisen — wird derzeit fiir sehr begrenzt gehal-
ten. Diese grundlegenden Faktoren konnen innerhalb der Expertenbefragung nur ansatzweise behan-
delt werden. Dennoch sind sie wichtiger Hintergrund der Analyse, die primédr der Frage nachgeht,
welche Maflnahmen und Instrumente unter den heutigen Bedingungen als wirkungsvoll identifiziert
werden konnen und welche Anforderungen vor diesem Hintergrund an eine sinnvolle Weiterentwick-
lung zu stellen sind.

e  Optimierung bestehender und Entwicklung neuer Instrumente

Im Fragebogen der ersten Runde der Expertenbefragung wurden gezielt Instrumente und MaBnahmen-
ansitze ausgewdhlt, die in den letzten Jahrzehnten eingefiihrt bzw. eine wesentliche Weiterentwick-
lung erfahren haben. Die Bewertungen und die Anmerkungen zeigen hier, dass grundsitzlich zu allen
Instrumenten Weiterentwicklungsbedarf gesehen wird, der in vielen Féllen auch konkreter benannt
wird. Dariiber hinaus wird — etwa im Bereich preispolitischer Regelungen — die Notwendigkeit neuer
Regelungen gesehen. Einige dieser Ansétze haben wir bereits in den Fragebogen der zweiten Runde
aufgenommen.

o Verkniipfung und Einbettung in umfassende Strategien

Die Form der Befragung hat zu einer einzelfallbezogenen Darstellung von Instrumenten und MaB-
nahmen gefiihrt, die den vorhandenen Beziigen der Ansétze untereinander nicht hinreichend gerecht
werden konnte. Viele Anmerkungen der Experten beziehen sich dementsprechend auf eine weiterge-
hende Betrachtung — etwa bezogen auf die Zusammenfassung von Mafinahmen im Rahmen von push-
and-pull-Strategien. Die notwendigen Verkniipfungen herzustellen und die Rolle einzelner Malnah-
men vor dem Hintergrund iibergreifender Strategien auszuloten, wird einen Schwerpunkt der weiteren
Projektarbeit darstellen. Dabei muss nicht nur die sinnvolle Abstimmung einzelner Ansitze, sondern
auch die Frage der Prioritdtensetzung einbezogen werden, der gerade unter der Bedingung knapper
Ressourcen hohes Gewicht zukommt.
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Fragebogen

Aufbau des Fragebogens

Der Aufbau des Fragebogens erfolgt auf der Grundlage einzelner Malnahmen- und Instrumentenbe-
reiche, die von der in der ersten Runde gewéhlten Zusammenstellung geringfiigig abweichen (vgl.
Tabelle 1). Dies scheint sinnvoll, um verwandte Ansdtze im Zusammenhang darzustellen und einzel-
nen Themenbereichen gemiB den Ergebnissen der Befragung mehr Gewicht zu verleihen.

Tabelle 1: Gruppierung der Instrumente in der ersten und zweiten Runde im Vergleich

Fragebogen der ersten Befragungsrunde

Fragebogen der zweiten Befragungsrunde

Planung und Infrastruktur

A.1 Nahverkehrsplan Planungsinstrumente und -verfahren

A.2 Verkehrsentwicklungsplan Planungsinstrumente und -verfahren

A.3 Kommunales/regionales Bodenmanagement Kommunale Konzepte und Strategien

A4 !meelt-/raumbezogene Bewertungsverfahren Planungsinstrumente und -verfahren
i. d. Bundesverkehrswegeplanung

A5 FormelIe/institutionalisierte Kooperationen in der Planungsinstrumente und -verfahren
Regionalplanung

A.6 Empfehlungen zur Stralenraumgestaltung Kommunale Konzepte und Strategien

A.7 Einzelhandelserlass Planungsinstrumente und -verfahren

A.8 gmwgltbezogene Abwagungsbelange in der Planungsinstrumente und -verfahren

auleitplanung

Ordnungsrecht

B.1 Madglichkeiten des Stellplatzverzichts fir Kfz Kommunale Konzepte und Strategien

B.2 Flachenhafte Verkehrsberuhigung Kommunale Konzepte und Strategien

B.3 Parkraumbewirtschaftung Kommunale Konzepte und Strategien

B.4 Ordnungsrechtliche Starkung des Radverkehrs Kommunale Konzepte und Strategien

B.5 Festlegung und Uberwachung von Emissionsbe-

grenzungen fir Fahrzeuge

Technische Weiterentwicklung von Kraftfahrzeugen

Preise und Finanzen

C.1 Staffelung der Kraftfahrzeugsteuer nach Schad- Preispolitische und fiskalische Instrumente
stoffklassen

C.2 Konzentration der Wohnungsbauférderung auf . . ) .
APNV-erschlossene/zentrale Standorte Preispolitische und fiskalische Instrumente

C.3 Oko-Steuer Preispolitische und fiskalische Instrumente

C.4 Férderung von Anlagen des OPNV und Rad-/
FuRverkehrs Uber das Gemeindeverkehrsfinan- Preispolitische und fiskalische Instrumente
zierungsgesetz

C.5 Mittelzuweisungen fiir den schienengebundenen
Personennahverkehr uber Regionalisierungsge- | Preispolitische und fiskalische Instrumente
setze

C.6 Einfihrung des integrierten Taktfahrplans Preispolitische und fiskalische Instrumente

Fortsetzung von Tabelle 1 auf der néchsten Seite
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Fortsetzung von Tabelle 1

Fragebogen der ersten Befragungsrunde Fragebogen der zweiten Befragungsrunde

Organisation und Information

D.1 Informelle regionale Kooperation Planungsinstrumente und -verfahren

D.2 Kommunale Netzwerke zur Radverkehrsfoérde- Informatorische und organisatorische MaBnahmen
rung

D.3 Moderations- und Vermittlungsverfahren zur Informatorische und organisatorische Malnahmen
Foérderung des SPNV

D.4 Mobilitatsmanagement Informatorische und organisatorische Mal3nahmen

D.5 Mobilitatszentralen Informatorische und organisatorische Malnahmen

D.6 Marketing fir den Umweltverbund Informatorische und organisatorische MaBnahmen

Im Folgenden sind zu den MafBnahmen- und Instrumentengruppen jeweils nach einer kurzen Einfiih-
rung eine Reihe von Aussagen zur Bewertung angefiihrt. Um den Umfang der Befragungsrunde zu
begrenzen, haben wir uns auf die Verwertung der zentralen Ergebnisse aus der ersten Befragungsrunde
konzentriert und einzelne Instrumente und Mallnahmen zusammengefasst. Angesichts teilweise diver-
gierender Bewertungen sowie des Umfangs des vorliegenden Materials war es dabei nicht mdglich,
alle Anregungen aufzugreifen. Vielmehr geben die angefiihrten Aussagen die grundlegenden Tenden-
zen der Ergebnisse der ersten Befragungsrunde wieder. Mit Thren Einschitzungen tragen Sie dazu bei,
die erfolgten Interpretationen zu bestétigen bzw. zu prézisieren sowie vor allem breiter abgesicherte
Hinweise zur Weiterentwicklung der MaBBnahmen zu erhalten.

In Anschluss an die Statements haben Sie auch in dieser Befragungsrunde die Mdglichkeit, Hinter-
griinde ihrer Bewertung zu benennen bzw. weitergehende Anmerkungen zu formulieren. Entsprechen-
de Hinweise waren in der ersten Runde sehr hilfreich.

Als Hintergrundinformation zu den folgenden Ausfithrungen haben wir eine Aufbereitung des vorlie-
genden Datenmaterials aus der ersten Befragungsrunde im Anhang beigefiigt. Sie gibt die erfolgten
Bewertungen im Uberblick sowie in der Einzeldarstellung fiir jede MaBnahme wieder.



Steuerung von Raumentwicklung und Verkehrsnachfrage =
Anhang I: Erhebungsunterlagen der Delphi-Befragung

NRW.

Planungsinstrumente und -verfahren

Einbezogene Instrumente aus dem vorhergehenden Fragebogen: Nahverkehrsplan (A1), Verkehrsentwicklungsplan (A2),
formelle/institutionalisierte Kooperationen in der Regionalplanung (A5), Einzelhandelserlass (A7), Umweltbezogene Abwa-
gungsbelange in der Bauleitplanung (A8), informelle regionale Kooperation (D1)

In den erfolgten Bewertungen und Anmerkungen zu diesem Bereich wird eine grundsétzliche Skepsis
gegeniiber der Durchsetzungsfahigkeit von Belangen der Vertrdglichkeit im Rahmen bestehender Ver-
fahren deutlich. Auch die Ausgestaltung und damit Schlagkréftigkeit der genannten Instrumente und
Ansitze wird z.T. kritisch gesehen.

Gleichzeitig wird die Bedeutung der Instrumente und Verfahren rdumlicher Planung sowie verkehrli-
cher Fachplanungen anerkannt und in den Anmerkungen vielfach iiber die zur konkreten Bewertung
vorgelegten Instrumente hinausgegangen. Dies gilt insbesondere fiir die Bauleitplanung, deren grund-
legende Bedeutung als zentrale Einflussmoglichkeit der 6ffentlichen Hand auf eine vertrdgliche Fla-
chennutzung und Bautitigkeit betont wird. Entsprechend wurden hierzu Weiterentwicklungsmoglich-
keiten benannt.

Die Abstimmung und Kooperation auf regionaler Ebene wird in den abgegebenen Kommentaren als
zentrale Grundanforderung fiir die vertrdgliche Verkehrs- und Siedlungsentwicklung angesehen. Im
Fragebogen wurden mit Hannover und Bonn/Rhein-Sieg zwei der bekanntesten Beispiele regionaler
Kooperation in Deutschland angefiihrt und es wurde gebeten, die Einschitzung auf dieser Grundlage
abzugeben. Dass diese Beispiele augenscheinlich als 16bliche Ausnahme gesehen werden, zeigen die
Anmerkungen. Deutlich wird hier eine iiberwiegend pessimistische Haltung zu den Chancen und
Moglichkeiten regionaler Kooperation auBerhalb derartiger Einzelfélle. In den Bewertungen und
Kommentaren kommt tendenziell eine stirkere Zustimmung zu formellen Regelungen zur Kooperati-
on zum Ausdruck, wenngleich auf der anderen Seite informelle, fachspezifische regionale Kooperati-
onen als besonders erfolgreich angefiihrt werden. Die Bundesldnder werden als maligebliche Ebene
zur Schaffung entsprechender Rahmenbedingungen iiber landesplanerische Regelungen und einer
entsprechenden Ausrichtung von Forderinstrumenten genannt. In den Kontext einer regional koordi-
nierten Entwicklung der Verkehrs- und Siedlungsentwicklung sind auch die (méglichen) Regelungen
zur Einzelhandelsentwicklung einzuordnen.

In Bezug auf die beiden aufgenommenen Verkehrsplanungsinstrumente ist die Bewertung des Beitra-
ges zur Vertriglichkeit des Verkehrs beim Verkehrsentwicklungsplan (VEP) giinstiger. Entspre-
chend héufiger werden hierzu in den Anmerkungen Pluspunkte angefiihrt und z. T. eine ,,Renaissance*
dieser derzeit wenig angewandten Planart gewiinscht. Kritisiert wird u. a. die Diskrepanz zwischen
formulierten Zielen und den abgeleiteten, vor allem aber den letztlich umgesetzten Maflnahmen. Die
Rolle des VEP wird geméfl dem verkehrsmitteliibergreifenden Ansatz augenscheinlich als weiterge-
hend betrachtet als die des auf den OPNV konzentrierten Nahverkehrsplanes. Dessen feststellbare
inhaltliche Fokussierung auf die Angebotssicherung im Status Quo wurde von einer Reihe von Exper-
ten negativ angemerkt.
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Im Folgenden sind eine Reihe von Aussagen zum Bereich Planungsinstrumente und -verfahren ange-
fiihrt, zu denen wir Sie um IThre Meinung bitten.

Zur Uberpriifung der Ergebnisse aus Teil 1
Aussage 1

Die bestehenden Verfahren und Instrumente der Bauleitplanung verschaffen den Kommunen eine
Reihe von Steuerungsmoglichkeiten zur Flichennutzung und -entwicklung, bieten aber derzeit keine
ausreichende Gewahr zur Berticksichtigung der Belange einer verkehrssparsamen Entwicklung.
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O

weil nicht

Aussage 2

Die Verkehrsentwicklungsplanung hat sich als tibergreifende und integrative Fachplanung bewéhrt
und ist insbesondere in Ballungsrdumen wichtige Grundlage verkehrsplanerischen Handelns.
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Aussage 3

Nahverkehrspldne konzentrieren sich vielfach auf die Analyse und Festschreibung des Status-Quo und
leisten nur einen begrenzten Beitrag zur notwendigen Qualitétssteigerung im OPNV.
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Aussage 4

Schlagkriftige regionale Kooperationen in der Siedlungs- und Verkehrsplanung bleiben aufgrund ad-
ministrativer und politischer Hemmnisse derzeit auf Einzelbeispiele beschréinkt.
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Aussage 5

Die Konkretisierung von landesplanerischen Zielen zur Einzelhandelsentwicklung, wie sie iiber den
Einzelhandelserlass NRW erfolgt, stellt eine wichtige Unterstiitzung in der Durchsetzung einer ver-
traglichen Siedlungsentwicklung dar.
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Zu den Weiterentwicklungsmaoglichkeiten von Instrumenten und Mafinahmen

Aussage 6

Durch die Aufnahme verbindlicher Regelungen zur Sicherung der OPNV-Anbindung neuer Baugebie-
te sowie der Stdrkung integrierter Lagen und der Nutzungsmischung innerhalb des Baurechts sollte der
Beriicksichtigung einer verkehrssparsamen Entwicklung im Rahmen kommunaler Siedlungsplanung
zu mehr Durchsetzungskraft verholfen werden.
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Aussage 7

Durch eine Verbesserung der landesplanerischen Rahmenbedingungen und einer entsprechenden Aus-
richtung der Forderinstrumente des Landes muss regionale Kooperation sichergestellt werden, um
abgestimmte Konzepte und Planungen fiir den Verkehr, den Wohnungsbau sowie den Einzelhandel
auf regionaler Ebene zu gewihrleisten.
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Aussage 8

Ein sinnvoller Weg zur Institutionalisierung der Verkehrsentwicklungsplanung als Standardinstrument
verkehrsplanerischen Handelns in Stadt und Region, ist seine Verkniipfung mit Férdertatbestanden.

O

lehne
vollstandig ab

O

lehne
groBtenteils ab

O

lehne eher ab

O

stimme eher zu

O

stimme
groBtenteils zu

O

stimme
vollsténdig zu

O

weil nicht




Steuerung von Raumentwicklung und Verkehrsnachfrage
Anhang I: Erhebungsunterlagen der Delphi-Befragung

S

NRW.

Aussage 9

Nahverkehrsplidne miissen in ihrer Funktion als angebotsorientierte OPNV-Planung mit dem Ziel der
Qualititssteigerung im Nahverkehr gestarkt und iiber Beteiligungs- und Abstimmungsverfahren aus-

reichend mit der Grtlichen und regionalen Siedlungsplanung sowie der Verkehrsentwicklungsplanung
verzahnt werden.
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Raum fiir Anmerkungen zum Bereich Planungsinstrumente und -verfahren
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Kommunale Konzepte und Strategien

Einbezogene Instrumente aus dem vorhergehenden Fragebogen: Kommunales/regionales Bodenmanagement (A3), Empfeh-
lungen zur Stralenraumgestaltung (A6), Moglichkeiten des Stellplatzverzichts fir Kfz (B1), flaichenhafte Verkehrsberuhi-
gung (B2), Parkraumbewirtschaftung (B3), ordnungsrechtliche Stiarkung des Radverkehrs (B4)

Die Ergebnisse der Befragung verdeutlichen die hohe Bedeutung lokaler Strategien und Konzepte fiir
tatsdchlich erreichte bzw. erreichbare Veranderungen in den Verkehrsverhiltnissen und in der Ver-
kehrsnachfrage in den Kommunen. Als Tendenz ist aus den Bewertungen und Anmerkungen ableitbar,
dass das zur Verfiigung stehende Instrumentarium grundsétzlich als ausreichend angesehen wird, aber
in der Umsetzung bzw. im effizienten Einsatz zum Teil deutliche (und tendenziell zunehmende) Defi-
zite bestehen.

Das Instrument des Stellplatzverzichts fiir Kfz wird dabei als einzelne Maflnahme insgesamt weni-
ger giinstig bewertet. Aus den Anmerkungen ist abzulesen, dass die Einbeziehung privater Stellplitze
allerdings als ein (potenziell) wichtiges Element der Parkraumbewirtschaftung gesehen wird.

Der iibergeordnete Ansatz der Parkraumbewirtschaftung erfihrt deutlichen und iiberwiegend ein-
heitlichen Zuspruch, wobei in den Anmerkungen die notwendige Stringenz der Maflnahmen und ihre
Uberwachung als zentrale Voraussetzungen fiir die Wirksamkeit genannt werden. Allerdings werden
die Chancen eines solchen Vorgehens angesichts bestehender Tendenzen zur Deregulierung in den
Kommunen sowie des weiter zunehmenden Wettbewerbs der Stidte untereinander hdchst skeptisch
beurteilt.

Ahnliches gilt fiir das Bodenmanagement, das in seiner - eher indirekten - Wirkung auf die Vertrig-
lichkeit des Verkehrs eine etwas ungiinstigere Burteilung erhélt, dennoch aber als wichtiges Element
kommunalen Handelns gesehen wird. Die Anmerkungen zeigen hier, dass die dullerst schwierige Fi-
nanzsituation der Stédte insbesondere den kommunalen Grunderwerb behindert, dem von den Exper-
ten eine zentrale Rolle im Rahmen des Bodenmanagements zugewiesen wird.

Als weitere lokale Ansétze mit deutlichen Beitragen zur Vertraglichkeit im Verkehr kristallisieren sich
im Rahmen der Befragung die Umgestaltung der Stralenrdume zugunsten des nichtmotorisierten Ver-
kehrs sowie die Geschwindigkeitsreduzierung heraus. Die erfolgten Bewertungen zeigen hier, dass die
Umsetzung des Ansatzes der flichenhaften Verkehrsberuhigung als eine der zentralen Erfolge der
Verkehrsplanung der letzten Jahrzehnte gesehen wird. Die Empfehlungen zur Gestaltung von Straen-
rdumen bzw. Verkehrsanlagen, wie die EAE oder die EAHV, werden in diesen Zusammenhang ge-
stellt und als sinnvolles und erprobtes ,,Handwerkszeug® der Ingenieure mit {iberwiegend positiven
Bewertungen und Kommentaren versehen.

Die StraBBenverkehrsordnung wird, iiber den in der Befragung angefiihrten Bereich der ordnungs-
rechtlichen Stirkung des Radverkehrs hinaus, mehrfach als zentrale Grundlage der lokalen Vertrag-
lichkeit des Verkehrs bezeichnet. Dabei wird u. a. auf die dortigen Regelungen zum Einsatz von Ge-
schwindigkeitsbeschrankungen und der Verkehrsberuhigung Bezug genommen. Insgesamt wird fiir
dieses verkehrsrechtliche Regelwerk Verdnderungsbedarf in unterschiedlichen Teilbereichen gesehen.
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Im Folgenden sind eine Reihe von Aussagen zum Bereich Kommunale Konzepte und Strategien ange-
fiihrt, zu denen wir Sie um IThre Meinung bitten.

Zur Uberpriifung der Ergebnisse aus Teil 1
Aussage 10

Die 6konomischen Rahmenbedingungen, die sich insbesondere in einer desolaten Finanzsituation der
Kommunen niederschlagen, verschlechtern die Moglichkeiten des Einsatzes vorhandener bodenpoliti-
scher Instrumente drastisch.
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Aussage 11

Die bessere Nutzbarkeit von Stralenrdumen fiir den nichtmotorisierten Verkehr, wie sie insbesondere
durch das Instrumentarium der flichenhaften Verkehrsberuhigung sowie durch Geschwindigkeitsredu-
zierungen gefordert werden, ist eine der bedeutsamsten und erfolgreichsten MaBBnahmen fiir mehr Ver-
traglichkeit im Verkehr auf der lokalen Ebene.
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Zu den Weiterentwicklungsmaoglichkeiten von Instrumenten und Maffnahmen
Aussage 12

Um den Beitrag der Parkraumpolitik zur Vertraglichkeit des Verkehrs zu stirken, sollten die landes-
bzw. bundesrechtlichen Regelungen zu den privaten Stellplitzen in Richtung einer groBeren Flexibili-
tit und Zugriffsmoglichkeit der Kommunen verbessert werden.
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Aussage 13

Die Anwendung der Verkehrsberuhigung muss unter Einbeziehung des Hauptverkehrsstralennetzes
durch die weitere Reduzierung der rechtlichen Anforderungen sowie die Aktualisierung bestehender
Regelwerke weiter gestérkt werden.
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Aussage 14

Die StraBBenverkehrsordnung als zentrale verkehrsrechtliche Grundlage muss weiter in Richtung Stir-
kung der Belange des nichtmotorisierten Verkehrs verdndert werden.

@) O O O O O O

lehne lehne lehne eher ab stimme eher zu stimme stimme
vollstandig ab groBtenteils ab groBtenteils zu vollsténdig zu

weil nicht

Raum fur Anmerkungen zum Bereich Kommunale Konzepte und Strategien
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Technische Weiterentwicklung von Kraftfahrzeugen

Einbezogene Instrumente aus dem vorhergehenden Fragebogen: Festlegung und Uberwachung von Emissionsbegrenzungen
fiir Fahrzeuge (BS5)

Den bestehenden Emissionsstandards wird von den Experten eine sehr hohe Bedeutung in der Verbes-
serung der Vertriaglichkeit des Verkehrs zugewiesen. In den Anmerkungen werden dariiber hinaus die
noch bestehenden Potenziale und damit ein weitergehender Regelungsbedarf betont. Allerdings wird
auch auf die Begrenztheit der Ansétze hingewiesen, u. a. da relevante Auswirkungen des Kfz-Ver-
kehrs, wie der Flachenverbrauch, nicht tangiert werden. Enge Beziige bestehen zu einzelnen Instru-
menten preislicher Strategien wie der Kfz-Steuer und Okosteuer, denen zumindest theoretisch eine
Wirkung auf die Technikentwicklung unterstellt werden kann.

Im Folgenden sind eine Reihe von Aussagen zum Bereich Technische Weiterentwicklung von Kraft-
fahrzeugen angefiihrt, zu denen wir Sie um Ihre Meinung bitten.

Zur Uberpriifung der Ergebnisse aus Teil 1
Aussage 15

Die Entwicklung der Fahrzeugtechnologie ist ein zentrales Element in der Verbesserung der Vertrig-
lichkeit des Verkehrs.
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Zu den Weiterentwicklungsmaoglichkeiten von Instrumenten und Maffnahmen
Aussage 16

In der Nachbesserung und Ausdehnung der Vorschriften zur Emissionsminderung an Kraftfahrzeugen,
insbesondere in den Bereichen Larm und DieselruB3, liegt fiir die Zukunft ein erhebliches Potenzial zur
weiteren Emissionsminderung im Verkehr.
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Aussage 17

Verbrauchsgrenzwerte sowie gesetzliche Vorschriften zur Weiterentwicklung alternativer Antriebe
und Kraftstoffe sind zentrale Optionen fiir die weitere Technikentwicklung an Kraftfahrzeugen.
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Preispolitische und fiskalische Instrumente

Einbezogene Instrumente aus dem vorhergehenden Fragebogen: Staffelung der Kfz-Steuer nach Schadstoffklassen (C1),
Konzentration der Wohnungsbauforderung auf OPNV-erschlossene/zentrale Standorte (C2), Oko-Steuer (C3), Férderung von
Anlagen des OPNV und des Rad-/FuBverkehrs iiber das Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz (C4), Mittelzuweisungen fiir
den schienengebundenen Personennahverkehr (SPNV) iiber Regionalisierungsgesetz (C5), Einflihrung des Integralen Takt-
fahrplans (C6), Eigenheimzulage (C7), Entfernungspauschale (C8), umweltbezogene Bewertungsverfahren in der Bundes-
verkehrswegeplanung (A4)

Unter den im Fragebogen angesprochenen Bereichen kommen den preispolitischen und fiskalischen
Instrumenten eine besondere Bedeutung zu. So werden zu keinem anderen Bereich so zahlreiche
Kommentare sowie Ansitze zur Weiterentwicklung angefiihrt.

Dabei wird vielfach die Bedeutung marktwirtschaftlicher Elemente betont. Der Erhohung des Benzin-
preises iiber die Oko-Steuer wird in diesem Zusammenhang in der jetzigen Ausgestaltung nur ein
miBiger Beitrag zur Vertriglichkeit zugewiesen. Die Anmerkungen deuten darauf hin, dass das grund-
legende Potenzial aber iiberwiegend als hoch angesehen wird.

Auch die Kfz-Steuer wird in ihrer derzeitigen Regelung lediglich als begrenzt wirksam eingeschétzt.
Wie die Okosteuer, erfihrt dieses Instrument beziiglich des Aufwandes allerdings eine sehr giinstige
Bewertung. Als wichtigster kiinftiger Handlungsansatz im Bereich marktwirtschaftlicher Regelungen
wird das Road Pricing fiir den Bereich der Pkw genannt.

In der Befragung wird erwartungsgemal3 gegeniiber der Eigenheimzulage und Entfernungspauscha-
le Ablehnung deutlich. Die Anmerkungen gehen dabei in keine einheitliche Richtung, deuten aber auf
eine gewisse Skepsis in der Frage hin, ob iiberhaupt eine verkehrliche Wirkung von diesen Instrumen-
ten ausgeht.

Die dem Bereich preispolitischer und fiskalischer Instrumente zugeordneten Forderinstrumente und
investiven Mallnahmen der 6ffentlichen Hand wurden in ihrem Beitrag zur Vertraglichkeit {iberwie-
gend positiv bewertet. Neben den Mittelzuweisungen fiir den SPNV iiber die Regionalisierungsge-
setze gilt dies insbesondere fiir die finanzielle Forderung iliber das Gemeindeverkehrsfinanzierungs-
gesetz (GVFG), der gerade in der heutigen Finanzlage der Kommunen eine wichtige Rolle in der Um-
setzung verkehrlicher MaBnahmen zugeordnet wird. Gleichzeitig wird am GVFG jedoch einige Kritik
gelibt, die sich iiberwiegend auf Verfahrensfragen, aber auch auf die im Vollzug festgesetzten Forder-
tatbestidnde bezieht. Dies betrifft u.a. die fehlende Forderfahigkeit von MaBBinahmen des Mobilitdtsma-
nagements oder des Unterhalts bestehender Infrastruktur.

Auch die OPNV-Orientierung in der Wohnungsbauférderung in NRW wird in den Kommentaren
u. a. aufgrund der mangelhaften Konkretisierung der Anforderungen kritisiert. Dennoch erfahrt der
Ansatz in den Bewertungen sowohl in Bezug auf den Aufwand als auch auf die Vertriglichkeit insge-
samt einige Zustimmung.

Der Integrale Taktfahrplan wurde als wichtiger Fordertatbestand des Landes NRW den fiskalischen
Instrumenten zugeordnet, steht aber gleichzeitig stellvertretend fiir ein angebotsorientiertes Vorgehen,
dem ,,level of service®, dem als grundlegende Strategie in den Anmerkungen Bedeutung zugemessen
wird. In den erfolgten Bewertungen beziiglich des Beitrages zur Vertraglichkeit des Verkehrs wird
dem Ansatz deutliche Anerkennung gezollt, wobei der Aufwand als recht hoch eingeschitzt wird.

In den Fragebogen der ersten Runde wurden die Investitionsmittel der Bundesverkehrswegeplanung
(BVWP) nicht direkt aufgenommen. Allerdings wurde iiber die zahlreichen Anmerkungen, die im
Zusammenhang mit den umwelt-/raumbezogenen Bewertungsverfahren der BVWP gemacht wurden,
vielfach Kritik an der Verteilung dieser Mittel bzw. der Ausrichtung der Verkehrswegeplanung des
Bundes gedullert.
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Im Folgenden sind eine Reihe von Aussagen zum Bereich Preispolitische und fiskalische Instrumente
angefiihrt, zu denen wir Sie um Ihre Meinung bitten.

Zur Uberpriifung der Ergebnisse aus Teil 1
Aussage 18

Die bestehenden Regelungen der Oko-Steuer sowie der Kfz-Steuer haben, bei grundsitzlich begrii-
Benswerter Ausrichtung der Ansétze, in der heutigen Gestaltung nur sehr begrenzte Wirkung auf die
Mobilitdtsentscheidungen der Menschen.
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Aussage 19

Trotz einzelner struktureller und verfahrenstechnischer Defizite leisten die {iber das Gemeindever-
kehrsfinanzierungsgesetz eingesetzten staatlichen Finanzmittel einen wichtigen Beitrag zur Forderung
einer vertriaglicheren Verkehrsentwicklung auf der lokalen Ebene.
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Aussage 20

Bei deutlichen methodischen Fortschritten in der Bundesverkehrswegeplanung ist die Ausrichtung der
hieriiber vorgenommenen Infrastrukturinvestitionen, im Sinne einer vertrdglichen Verkehrsentwick-
lung, weiterhin kritisch zu beurteilen.
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Aussage 21

Der Integrale Taktfahrplan ist ein erfolgreiches Beispiel fiir den Einsatz von 6ffentlichen Finanzmit-
teln fiir gezielte Angebotsverbesserungen im OPNV.
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Zu den Weiterentwicklungsmaoglichkeiten von Instrumenten und Mafinahmen
Aussage 22

Im Rahmen preislicher Ansitze sollten marktwirtschaftliche Elemente, die faire und effiziente Preise
ermdglichen, in den Vordergrund geriickt werden, wobei fiir das Road Pricing im Pkw-Bereich der
stirkste Handlungsbedarf besteht.
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Aussage 23

Als eine Mallnahme fiir mehr Nachhaltigkeit in der Verkehrs- und Siedlungsentwicklung sollten be-
stehende steuerliche Vergiinstigungen bzw. staatliche Zuschiisse fiir das Mobilitdtsverhalten und die
Standortentscheidungen des Einzelnen ersatzlos gestrichen werden.
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Aussage 24

Die investiven Mittel des Bundes (im Rahmen des Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes sowie der
Bundesverkehrswegeplanung) miissen durch eine Umgestaltung der Verfahren sowie eine verdnderte
Schwerpunktsetzung im Mitteleinsatz, stirker auf die Belange des vertriglichen Verkehrs ausgerichtet

werden.
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Aussage 25

Die Bestimmungen zur OPNV-Anbindung in der Wohnungsbauférderung in NRW sollten prizisiert
und ihre Anwendung in anderen Forderbereichen, wie der Strukturpolitik, vorangetrieben werden.
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Informatorische und organisatorische MaBRnahmen

Einbezogene Instrumente aus dem vorhergehenden Fragebogen: Kommunale Netzwerke zur Radverkehrsférderung (D2),
Moderations- und Vermittlungsverfahren zur Forderung des SPNV (D3), Mobilititsmanagement (D4), Mobilitétszentralen
(D5), Marketing fiir den Umweltverbund (D6)

Der Bereich der informatorischen und organisatorischen Maflnahmen wird den Anmerkungen zufolge
von vielen Experten als komplementér zu den eher "klassischen" Ansétzen, wie infrastrukturellen oder
ordnungsrechtlichen MaBnahmen, gesehen. Vor diesem Hintergrund werden die angefiihrten Ansétze
z. T. recht gut bewertet. Positive Beurteilungen werden dabei auffillig hdufig von den kommunalen
Vertretern abgegeben, wihrend von Seiten der Hochschulen und Forschungsinstitute stérkere Skepsis
deutlich wird.

Das Marketing fiir den Umweltverbund wird von den Maflnahmen in diesem Bereich in Bezug auf
den Beitrag zur Vertriaglichkeit am besten bewertet, allerdings als recht aufwéndig eingestuft.

Das Malinahmenbiindel Mobilititsmanagement wird ebenfalls positiv bewertet, wobei hier vor allem
im Hinblick auf Losungen im Bereich betrieblicher Mobilitét eine hohe Relevanz unterstellt wird. Die
Anmerkungen hierzu sind ebenso vielfiltig wie die in diesem Feld diskutierten Ansétze. Mehrfach
hingewiesen wird auf die Notwendigkeit eines zielgruppenspezifischen Vorgehens. Deutlich wird
auch, dass neben der Bereitstellung konkreter Dienstleistungen und Beratungsangebote zunehmend
auch die kommunikative Funktion des Mobilitditsmanagements wahrgenommen wird. Als Bestandteil
bzw. TeilmaBnahme des Mobilitdtsmanagements ist die Einrichtung von Mobilititszentralen zu se-
hen. In der Einzelbewertung wird dieser Maflnahme eine deutliche geringere Schlagkraft bei gleichzei-
tig deutlichem Aufwand zugewiesen, wobei vor allem die bislang mangelnde Einbeziehung von Nicht-
kunden des OPNV kritisiert wird.

Die kommunalen Netzwerke zur Radverkehrsforderung waren im Fragebogen unter Bezug auf die
Arbeitsgemeinschaft ,,Fahrradfreundliche Stiddte und Gemeinden in NRW* enthalten. Dieser bereits
langjdhrig bewéhrte Ansatz, dem in den Anmerkungen u. a. nachweisliche Steigerungen der Radver-
kehrsanteile in den beteiligten Kommunen zugeschrieben wird, wird sowohl in Bezug auf die Vertrag-
lichkeit als auch in Bezug auf den zeitlichen und monetdren Aufwand giinstig bewertet.

Das Instrument der Moderations- und Vermittlungsverfahren zur Forderung des SPNV wurde
ebenfalls unter Verweis auf die entsprechenden Aktivititen in Nordrhein-Westfalen im Fragebogen
angefiihrt. Es erhélt eine etwas ungiinstigere Einschitzung als die Netzwerke zur Radverkehrsforde-
rung, wobei allerdings auch ein geringerer Bekanntheitsgrad deutlich wird. Die Kommentare zeigen,
dass der Deutschen Bahn AG von vielen eine stark bremsende Wirkung in der Férderung einer schie-
nenorientierten Entwicklung zugeschrieben wird, die auch iiber die Vermittlungsansitze nur begrenzt
tiberwunden werden kann.
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NRW.
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Im Folgenden sind eine Reihe von Aussagen zum Bereich Informatorische und organisatorische
Mapfinahmen angefiihrt, zu denen wir Sie um Ihre Meinung bitten.

Zur Uberpriifung der Ergebnisse aus Teil 1
Aussage 27

Mobilitdtsmanagement kann nur in einer integrierten Anwendung, zusammen mit anderen MalBnah-
men (vor allem des Bereichs Infrastruktur und Ordnungsrecht), dauerhaft erfolgreich sein.

O

lehne
vollsténdig ab

O

lehne
groRtenteils ab

O

lehne eher ab

O

stimme eher zu

O

stimme
groRtenteils zu

O

stimme
vollsténdig zu

O

weil nicht

Aussage 28

Die bisherigen Erfahrungen im Mobilititsmanagement zeigen die Bedeutung von konsequent ziel-
gruppenorientierten MalBnahmen.

O

lehne
vollstandig ab

O

lehne
groBtenteils ab

O

lehne eher ab

O

stimme eher zu

O

stimme
groBtenteils zu

O

stimme
vollsténdig zu

O

weil nicht

Aussage 29

Die Arbeitsgemeinschaft der ,,Fahrradfreundlichen Stidte und Gemeinden NRW* hat {iber die betei-
ligten Kommunen hinaus positive Wirkungen auf die Forderung des Radverkehrs in Nordrhein-
Westfalen gezeigt.

O

lehne
vollstandig ab

O

lehne
groBtenteils ab

O

lehne eher ab

O

stimme eher zu

O

stimme
groBtenteils zu

O

stimme
vollsténdig zu

O

weil nicht

Zu den Weiterentwicklungsmaoglichkeiten von Instrumenten und Mafinahmen

Aussage 30

Mobilitdtsmanagement sollte gezielter als strategisches Element in der Bildung von Kooperation und
der Einbindung neuer Akteure (Betriebe, Schulen, Wohnungsunternehmen) in das verkehrsplanerische
Handeln der Kommunen und Verkehrsunternehmen genutzt werden.

O

lehne
vollstandig ab

O

lehne
groBtenteils ab

O

lehne eher ab

O

stimme eher zu

O

stimme
groBtenteils zu

O

stimme
vollsténdig zu

O

weil nicht
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Aussage 31

Uber eine stirkere Orientierung von MobilitdtsmanagementmaBnahmen auf die spezifischen Bediirf-
nisse einzelner Gruppen in ihrem sozialen und rdumlichen Umfeld (z. B. Jugendliche, Bewohner ein-
zelner Quartiere) konnen neue Zielgruppen fiir ein vertrigliches Verkehrsverhalten gewonnen werden.

O

lehne
vollstandig ab

O

lehne
groBtenteils ab

O

lehne eher ab

O

stimme eher zu

O

stimme
groBtenteils zu

O

stimme
vollsténdig zu

O

weil nicht

Aussage 32

Die Bindung von Kunden an die OV-Unternehmen bzw. Verkehrsdienstleister sollte stirker als Stand-
bein des Mobilitdtsmanagement wahrgenommen werden.

O

lehne
vollstandig ab

O

lehne
groBtenteils ab

O

lehne eher ab

O

stimme eher zu

O

stimme
groBtenteils zu

O

stimme
vollsténdig zu

O

weil nicht

Aussage 33

Zur Forderung der Durchsetzung des Mobilitdtsmanagements muss die Integration entsprechender
MafBnahmen in bestehende Forderinstrumente (u. a. GVFG) und Planungsverfahren (z. B. Nahver-
kehrsplanung) sichergestellt werden.

O

lehne
vollstandig ab

O

lehne
groBtenteils ab

O

lehne eher ab

O

stimme eher zu

O

stimme
groBtenteils zu

O

stimme
vollsténdig zu

O

weil nicht

Herzlichen Dank fiir lhre Mithilfe!

Raum fiir Anmerkungen z. Bereich Informat. und organisatorische MaBnahmen
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Anhang II: Vorgehen und Leitfaden der Experteninterviews

Ausgangsuberlegungen der Experteninterviews

Fur die Beurteilung der im Projekt ausgewahlten Instrumente und MalRhahmenansatze ist die Wirkung
in der kommunalen Planungspraxis von hoher Bedeutung. In Ergdnzung der bis dahin gewonnenen
Einschatzungen und aufbauend auf den erzielten Ergebnissen der Befragung und des Expertenwork-
shops wurden in den Interviews deshalb die konkreten Erfahrungen in ausgewahlten Stadten in den
Vordergrund gestellt. Fur die leitfadengestiitzten Gesprache wurden Planungs- und Entscheidungs-
trager aus den Kernstadten Bonn, Dortmund, Duisburg, Kéln und Miinster einbezogen; die Stadt
Hemer (37.000 Einwohner) wurde erganzend als Stellvertreter der Klein- und Mittelstadte berticksich-
tigt. Die Auswahl stand in Zusammenhang mit der Expertenbefragung, d. h. die Interviewpartner wa-
ren Uber die Beteiligung an der Befragung bereits in die Inhalte und Zwischenergebnisse des Projek-
tes involviert. Fur die Formulierung der Leitfaden waren folgende Ausgangsiberlegungen mafigeblich:

e Bezugsebene der Gesprache sollte die konkrete Situation bzw. die bisherige Erfahrung in der
jeweiligen Kommune sein, die bei den behandelten Themen maoglichst anhand von Beispielen
dargestellt werden sollte. Persénliche Einschatzungen wurden davon soweit mdglich getrennt.

e Trotz des gewlnschten Bezugs zu konkreten Planungsféllen war im Rahmen des Projektes
keine vertiefende Analyse der einbezogenen Stadte und ihrer Rahmenbedingungen oder Be-
sonderheiten vorgesehen. Vielmehr sollte die Auswertung Uberwiegend zusammenfassenden
Charakter besitzen, d. h. nur in Einzelféllen Bezug zur jeweiligen Stadt herstellen.

Inhalt und Aufbau des Leitfadens

Die Lange der Gesprache wurde auf 1,5 Stunden festsetzt. Der im Folgenden skizzierte Aufbau orien-
tierte sich an den im Expertenworkshop vorgestellten Ergebnissen der Expertenbefragung (vgl. Vor-
trag von Dr. Herbert Kemming und Andrea Dittrich-Wesbuer in ILS NRW 2005). Zu den einzelnen
thematischen Bereichen und Unterpunkten sind dem Leitfaden kurze Erlauterungen vorweg gestellt,
die einige bedeutsame Aspekte der bisherigen Arbeiten zusammenfassen und als Hintergrund fir den
Interviewer oder als mogliche Einleitung in das Gesprach dienten. Die formulierten Fragen wurden als
Vorschlage verstanden, die je nach Gesprachspartner und -verlauf modifiziert oder erganzt werden
sollten.

Bereich 1: Emissionsminderung an Kfz und lokaler Immissionsschutz

Die Entwicklung der Fahrzeugtechnologie tUber das Instrument der Emissionsstandards erhielt insge-
samt hohe Zustimmung beziiglich der Wirkung auf die Nachhaltigkeit des Verkehrs. Allerdings wurde
insbesondere in der zweiten Befragungsrunde auch deutlich, dass einzelne Emissionen (Larm, Diesel-
rul, CO,) bislang nicht ausreichend geregelt sind. In der Befragung wurde in diesem Zusammenhang
die Immissionssituation in den Kommunen, insbesondere im Hinblick auf die aktuellen Regelungen
der EU fur Feinstaub und Larm angesprochen.
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Leitfragen:

e Wie ist die Immissionssituation in der Stadt (rdumliche Belastungsschwerpunkte, kritische
Emissionen usw.)? Ist eine Einhaltung der kiinftigen Grenzwerte gewahrleistet?

e Welche MaRnahmen werden flr wie erfolgreich gehalten (z.B. Verkehrs-
/Geschwindigkeitsbeschrankungen, Infrastrukturbau (EntlastungsstrafRen etc.)?

e Was wird konkret unternommen (Spektrum und Reichweite jeweiliger kommunaler
MaRnahmenansatze)? Welche Schritte werden zukiinftig ergriffen bzw. werden derzeit disku-
tiert? Welche Unterstitzung kénnen Bund und Land leisten?

e Wie ist die Integration mit anderen MalRnahmen zu beurteilen (z. B. Planungsinstrumente und
-verfahren)?

Bereich 2: Preispolitische und fiskalische Instrumente

In der Expertenbefragung wurden drei Schwerpunktbereiche der breiten Instrumentenpalette in die-
sem Bereich abgefragt, die nur z. T. die Kommune betreffen.

Unter den Subventionen und Zuschissen mit mittelbarem Verkehrsbezug ist hier vor allem die Woh-
nungsbauférderung zu nennen. In der Befragung wurden allerdings Zweifel an der Durchschlagskraft
und — grundsatzlicher — an der Relevanz (Begrenztheit des Bauvolumens, unzureichende Kriterien)
gelbt. In den Interviews sollte auch die Eigenheimzulage und Pendlerpauschale thematisiert werden,
die als (mogliche) Einflussfaktoren auf die Entscheidung privater Haushalte das Baugeschehen beein-
flussen.

Leitfragen:

o Wie werden die jetzigen Regelungen hinsichtlich Relevanz und Durchschlagskraft in der Kom-
mune beurteilt?

o Welche Veranderungsmoglichkeiten sind aus Sicht der Kommune notwendig?

o Wie ist die Kooperation der Stadt mit Wohnungsbauunternehmen in Bezug auf Standortfragen
oder die Ausgestaltung der Bauvorhaben allgemein? Wie gestalten sich die Einflussmoglich-
keiten der Stadt?

e Wirde eine Veranderung der Eigenheimzulage und/oder der Pendlerpauschale die Bautatig-
keit beeinflussen? Welche Wirkung ist zu erwarten?

e Welche Einflussnahme der Offentlichen Hand auf die Bautatigkeit (privater Haushalte) ist
mdglich bzw. sinnvoll?

Im Bereich der Verkehrssteuern wurde in der Befragung und dem Expertenworkshop die grundle-
gende Wirksamkeit von Instrumenten (Oko-Steuer, Road Pricing, Kfz-Steuer) betont und eine starkere
Nutzung der heutigen bzw. denkbaren Instrumente im Sinne einer nachhaltigen Verkehrsentwicklung
gefordert. Fir die kommunale Ebene ist vor allem das Road Pricing stark thematisiert worden. Einbe-
zogen werden sollte auch die Frage nach der Wirksamkeit und Durchsetzbarkeit von Parkraumverteu-
erung (vgl. Planungsinstrumente und -verfahren)

Leitfragen:

e Sind oder waren Stralennutzungsgebiihren (in den unterschiedlichen Formen) ein Thema in
Politik und Planung?

e Wie werden die Auswirkungen beurteilt?
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e Werden innenstadtbezogenen Ansatzen generell Chancen fiir die Zukunft eingeraumt?
e Sind Parkraumverteuerungen eine (sinnvolle oder durchsetzungsféhige) Alternative?

e Inwieweit ist eine Verteuerung des Autoverkehrs aus Sicht der Kommunen Uberhaupt sinnvoll
und machbar (Stichwort: Kommunale Konkurrenz)?

Die Finanzierung der Verkehrsinfrastruktur bzw. der Verkehrsangebote (ITF, Regionalisierungsmittel,
GVFG, BVWP) ist ein Bereich, in dem starker Handlungsbedarf deutlich geworden ist. Fir die lokale
Ebene der Stadte und Gemeinden ist dabei das Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz (GVFG) von
besonderer Bedeutung.

Leitfragen:

e Welche Bedeutung hat das GVFG in der Vergangenheit bzw. gegenwartig flir den
Infrastrukturbau in der Stadt?

e Was sind die Schwachen des Instrumentes (mdgliche Stichworte: Antragsstellung (Koopera-
tion), Bagatellgrenzen, Fordertatbestande, Forderumfang des GVFG (Mittelausstattung des
Programms und Eigenanteile), Bindungspflichten)?

e Welche vordringlichen Anderungsnotwendigkeiten ergeben sich aus Sicht der Stadt?

Bereich 3: Planungsinstrumente und -verfahren

In der Befragung wurde deutliche Skepsis gegenuber der Durchsetzungsfahigkeit von Belangen der
vertraglichen Verkehrs- und Siedlungsentwicklung im Rahmen der Abwagung deutlich. Im Kontext der
kommunalen Praxis ist hier zum einen der Einzelhandelserlass zu nennen, zu dem zwar grundle-
gende Zustimmung aber auch groRe Skepsis in Bezug auf die Durchsetzungsfahigkeit gedulert
wurde. In Bezug auf die kommunale Bauleitplanung wurde Anderungsbedarf iiber die Verbesserung
der Vorschriften zur integrierten Planung angesprochen.

Leitfragen:
o Wie werden die Auswirkungen des Einzelhandelserlasses fir die Kommune beurteilt?

e Sind die Vorgaben dort hinreichend konkretisiert bzw. starkt der Erlass die Durchsetzungskraft
integrierter Planungen?

e Geht von den derzeitigen gesetzlichen Vorgaben zur Abwagung in der Bauleitplanung eine
Wirkung in der kommunalen Planungspraxis aus?

e Wie wird die Einflihrung einer allgemeinen OPNV-ErschlieRungspflicht beurteilt? Welche
weiteren Anderungen im Bau(planungs)recht waren vor dem Hintergrund der kommunalen
Erfahrungen sinnvoll bzw. notwendig?

Die beiden aufgenommenen Verkehrsplanungsinstrumente Nahverkehrsplanung und Verkehrsent-
wicklungsplan werden in der Befragung kontrovers beurteilt, wobei der VEP insgesamt (etwas) mehr
Zustimmung erhalt, insbesondere aufgrund seines integrativen, umfassenden Charakters. Als Anfor-
derung an die Verbesserung wird vor allem die Pflicht zur Aufstellung sowie die direktere Verbindung
mit der Finanzierung gefordert (einem wesentlichen ,Pluspunkt‘ des NVP).

Leitfragen:

e Wie sind die Erfahrungen in der Kommune mit der Verkehrsentwicklungsplanung bzw. seinen
Nachfolgern (,Masterplan Mobilitat* in Dortmund)?

e Hat sich der VEP als Instrument bewahrt, was sind wesentliche Starken und Schwachen?
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e Wieistim Vergleich dazu der NVP zu beurteilen?
¢ Welche Bedeutung kommt der Verkehrsentwicklungsplanung heute noch zu?

e Gibt es eine sinnvolle ,Arbeitsteilung“ zwischen den beiden Planarten bzw. wie kdnnte sie
aussehen?

Bereich 4: Kommunale Konzepte und Strategien

Die in der Befragung zur Bewertung vorgelegten Malinahmen bzw. MalRnahmenbundel erfahren un-
terschiedliche Bewertungen. Die Parkraumbewirtschaftung wird von vielen als sehr wichtiges Instru-
ment gesehen; wobei in diesem Fall vielfach bauliche Mal3nahmen betont wurden. Beméangelt wurde
aber der nicht effiziente bzw. nicht ausreichende Einsatz der darunter fallenden Einzelmal3nahmen
(vor allem aufgrund mangelnder politischer Durchsetzbarkeit). Die Stellplatzfrage (Zugriff auf private
Stellplatze) wird als weniger dringlich bzw. regelungsbedurftig eingeschatzt.

Leitfragen:

e Welchen Stellenwert hat die Parkraumbewirtschaftung in der Kommune (z. B. Umfang und
raumliche Ausdehnung der Regelungen, Anwohnerparken, Gebihren, Parkleitsysteme)?

e Treten in der Anwendung Zielkonflikte auf (z. B. Flachengewinn fUr andere Verkehrsarten
versus Verbesserung Erreichbarkeiten mit dem Auto) und wie werden sie gelést?

o  Welche Auswirkungen zeigt die Parkraumbewirtschaftung bislang (z. B. Verbesserung
Verkehrsflusses, Attraktivitatsverlust oder -gewinn fiir innerstadtische Wohn- und Geschéfts-
quartiere u. a.)?

o  Wie ist der Umgang mit den privaten Stellplatzen und wie werden die Zugriffsmoglichkeiten
der Kommune darauf beurteilt?

Der MaRnahmenansatz der Geschwindigkeitsbeschrankung/Verkehrsberuhigung wurde in der Befra-
gung als wichtiger Erfolg der Verkehrsplanung der letzten Jahrzehnte eingestuft. Kern der Verkehrs-
beruhigung ist die bauliche Gestaltung des Strallenraumes. Derartige konkrete (,fuhlbare®) Verbesse-
rungen der Verkehrsverhaltnisse vor Ort wurden insgesamt als bedeutsamer Erfolgsfaktor in der Ver-
besserung der Vertraglichkeit des Verkehrs eingestuft. Der Bereich ist eng mit der Strallenverkehrs-
ordnung verkniipft, zu der grundlegender, allerdings wenig konkreter Anderungsbedarf sichtbar ge-
worden ist.

Leitfragen:

o Welchen Stand hat die Verkehrsberuhigung sowie die Einrichtung von Tempo 30-Zonen in der
Kommune?

o Wie werden die Auswirkungen der Ansatze in der Kommune eingeschatzt (Larm/Luft, Aufent-
haltsqualitat u. 4.)?

e Sind die Regelungen der StVO ausreichend fiir die Umsetzung der Ansatze (Vorgaben zur
Gestaltung des Strallenraumes, Vorbehaltsnetz/Hauptverkehrsstraliennetz)? Welche Veran-
derung der rechtlichen Bedingungen ware sinnvoll?

e Welche grundlegenden Anforderungen an eine Veranderung der StVO im Sinne der abgefrag-
ten ,Starkung der Vertraglichkeit des Verkehrs” sind aus Sicht der Stadt sinnvoll bzw. notwen-
dig?
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Bereich 5: Informatorische und organisatorische MalBnahmen

Aus diesem Bereich ist vor allem das Mobilitdtsmanagement als Ubergreifender Ansatz von
Bedeutung. Die aufgefuihrten EinzelmaRnahmen haben hier einen guten Mittelplatz errungen, wobei
die kommunalen Vertreter diesen Ansatz als deutlich wirksamer beurteilten als Vertreter der
Wissenschaft. Allerdings schnitt die Einzelmal3nhahme Mobilitédtszentrale deutlich schlechter ab.
Insgesamt wurde der erganzende Beitrag des Mobilitdtsmanagements betont und die fehlende
Evaluierung und Forderfahigkeit als Manko angefiihrt.

Leitfragen:

e Welche Erfahrungen mit den so genannten weichen Malinhahmen wurden gemacht (bezogen
auf EinzelmalRnahmen wie Mobilitdtszentralen, aber auch im Hinblick auf Kommunikations-
und Kooperationsprozesse)?

e Haben sich Mallnahmen des Mobilitdtsmanagements in der kommunalen Praxis bereits
etabliert?

e Wenn eine Forderung/Ausweitung fir sinnvoll gehalten wird: Ware eine Integration in
Planungen und Férderprogramme (NVP, GVFG u. 8.) anzustreben? Welche sonstigen
Forderungsmalinahmen gibt es aus Sicht der Kommune (kommunaler Mobilitdtsmanagers,
Zusammenarbeit mit Unternehmen u. a.)?



Steuerung von Raumentwicklung und Verkehrsnachfrage
Impressum

Impressum

Verfasser:
Andrea Dittrich-Wesbuer, Herbert Kemming, Mechtild Stiewe und Jirgen Vetter unter Mitarbeit
von Andreas Beilein und Kerstin Suhl

Herausgeber:

Institut fUr Landes- und Stadtentwicklungsforschung und
Bauwesen des Landes Nordrhein-Westfalen (ILS NRW)
Fachbereich Mobilitat und Siedlungsentwicklung
Postfach 10 17 64

44017 Dortmund

Telefon: +49 (0)231 9051-0
Telefax: +49 (0)231 9051-155
E-Mail: poststelle@ils.nrw.de
URL: www.ils.nrw.de

Kontakt:

Andrea Dittrich-Wesbuer

Institut fir Landes- und Stadtentwicklungsforschung und
Bauwesen des Landes Nordrhein-Westfalen (ILS NRW)
Fachbereich Mobilitat und Siedlungsentwicklung
Deutsche Stralle 5

44339 Dortmund

Telefon: +49 (0)231 9051-272
Telefax: +49 (0)231 9051-280
E-Mail: andrea.dittrich-wesbuer@ils.nrw.de

ISBN 3-86934-000-5

Dortmund, Marz 2006

© ILS NRW, 2006. Alle Rechte vorbehalten.

Diese Veroéffentlichung darf — auch auszugsweise und in welcher Form auch immer — nur mit
schriftlicher Genehmigung des ILS NRW vervielfaltigt werden.

Es ist ausdriicklich untersagt, ohne schriftliche Zustimmung des ILS NRW, Kopien dieser
Veroffentlichung oder von Teilen daraus an anderer Stelle 6ffentlich zu prasentieren (z. B. durch
~opiegeln“ dieser Datei auf anderen WWW-Servern) oder diese inhaltlich zu verandern.

Die Anfertigung einer beschrankten Anzahl gedruckter Kopien fiir den personlichen Gebrauch ist
unter der Bedingung der korrekten Nennung der Urheberschaft ohne ausdriickliche
Genehmigung des ILS NRW gestattet. Dies gilt auch fir die Anfertigung einer beschrankten
Anzahl gedruckter Kopien, um diese in den Bestand einer 6ffentlich zuganglichen und/oder
Uberwiegend aus o6ffentlichen Mitteln finanzierten Bibliothek zu integrieren.



	Inhaltsverzeichnis
	Einleitung
	1. Instrumente und Maßnahmen zur Steuerung der Verkehrsentwicklung als Forschungsgegenstand
	1.1 Wirkungszusammenhänge der Verkehrs- und Siedlungsentwicklung
	1.2 Untersuchungsgegenstand und Forschungsfragen

	2. Vorgehen und Untersuchungsmethode
	2.1 Expertenbefragung nach der Delphi-Methode
	2.1.1 Die Delphi-Methode
	2.1.2 Die Delphi-Befragung des ILS NRW

	2.2 Der Experten-Workshop
	2.3 Vertiefende Experteninterviews
	2.4 Wirkungsabschätzung von Steuerungsansätzen der Öffentlichen Hand durch Modellrechnungen

	3. Ergebnisse des Expertenaustausches
	3.1 Grundlegende Einschätzungen und Tendenzen
	3.2 Planungsinstrumente und -verfahren
	3.2.1 Bauleitplanung
	3.2.2 Wohnungsbauförderung Nordrhein-Westfalen
	3.2.3 Einzelhandelserlass
	3.2.4 Formelle und informelle regionale Kooperation
	3.2.5 Bodenmanagement
	3.2.6 Verkehrsentwicklungsplan und Nahverkehrsplan
	3.2.7 Zusammenfassung und Schlussfolgerungen zu Planungsinstrumenten und -verfahren

	3.3 Kommunale Konzepte und Strategien
	3.3.1 Parkraumbewirtschaftung
	3.3.2 Möglichkeiten des Stellplatzverzichts für Kraftfahrzeuge
	3.3.3 Flächenhafte Verkehrsberuhigung und Empfehlungen zur Straßenraumgestaltung
	3.3.4 Ordnungsrechtliche Stärkung des Radverkehrs und Straßenverkehrsordnung
	3.3.5 Zusammenfassung und Schlussfolgerungen zu kommunalen Konzepten und Strategien

	3.4 Technische Weiterentwicklung von Kraftfahrzeugen
	3.4.1 Festlegung und Überwachung von Emissionsbegrenzungen für Fahrzeuge
	3.4.2 Zusammenfassung und Schlussfolgerungen zur Festlegung und Überwachung von Emissionsbegrenzungen für Fahrzeuge

	3.5 Preispolitische und fiskalische Instrumente
	3.5.1 Öko-Steuer und Road Pricing
	3.5.2 Kraftfahrzeugsteuer
	3.5.3 Eigenheimzulage und Entfernungspauschale
	3.5.4 Regionalisierungsmittel und Integraler Taktfahrplan
	3.5.5 Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz (GVFG)
	3.5.6 Bundesverkehrswegeplanung
	3.5.7 Zusammenfassung und Schlussfolgerungen zu preispolitischen und fiskalischen Maßnahmen


	3.6 Informatorische und organisatorische Maßnahmen
	3.6.1 Mobilitätsmanagement und Mobilitätszentralen
	3.6.2 Marketing für den Umweltverbund
	3.6.3 Kommunale Netzwerke zur Radverkehrsförderung
	3.6.4 Moderations- und Vermittlungsverfahren zur Förderung des Schienenpersonennahverkehrs
	3.6.5 Zusammenfassung und Schlussfolgerungen zu informatorischen und organisatorischen Maßnahmen

	4. Steuerung von Raumentwicklung und Verkehrsnachfrage als Gegenstand modellbasierter Szenarien
	4.1 Referenzszenario
	4.2 Verkehrskostenszenarien
	4.3 Siedlungs- und Verkehrsinfrastrukturszenarien
	4.4 Kombinationsszenarien

	5. Gesamtfazit zum Expertenaustausch
	Literatur
	Abbildungsverzeichnis
	Tabellenverzeichnis
	Anhang I: Erhebungsunterlagen der Delphi-Befragung
	Anhang II: Vorgehen und Leitfäden der Experteninterviews
	Impressum


<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /All
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (None)
  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CalCMYKProfile (U.S. Web Coated \050SWOP\051 v2)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Warning
  /CompatibilityLevel 1.4
  /CompressObjects /Tags
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages false
  /CreateJDFFile false
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Default
  /DetectBlends true
  /ColorConversionStrategy /sRGB
  /DoThumbnails false
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 1048576
  /LockDistillerParams false
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize true
  /OPM 1
  /ParseDSCComments true
  /ParseDSCCommentsForDocInfo false
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveEPSInfo false
  /PreserveHalftoneInfo false
  /PreserveOPIComments false
  /PreserveOverprintSettings true
  /StartPage 1
  /SubsetFonts true
  /TransferFunctionInfo /Apply
  /UCRandBGInfo /Remove
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile ()
  /AlwaysEmbed [ true
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /DownsampleColorImages true
  /ColorImageDownsampleType /Bicubic
  /ColorImageResolution 300
  /ColorImageDepth -1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterColorImages true
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 1.30
    /HSamples [2 1 1 2] /VSamples [2 1 1 2]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 1.30
    /HSamples [2 1 1 2] /VSamples [2 1 1 2]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 10
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 10
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /DownsampleGrayImages true
  /GrayImageDownsampleType /Bicubic
  /GrayImageResolution 300
  /GrayImageDepth -1
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterGrayImages true
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 1.30
    /HSamples [2 1 1 2] /VSamples [2 1 1 2]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 1.30
    /HSamples [2 1 1 2] /VSamples [2 1 1 2]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 10
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 10
  >>
  /AntiAliasMonoImages false
  /DownsampleMonoImages true
  /MonoImageDownsampleType /Bicubic
  /MonoImageResolution 300
  /MonoImageDepth -1
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects true
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check false
  /PDFXCompliantPDFOnly false
  /PDFXNoTrimBoxError true
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile ()
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName (http://www.color.org)
  /PDFXTrapped /Unknown

  /Description <<
    /ENU (Use these settings to create PDF documents with minimum image resolution and no font embedding. The PDF documents can be opened with Acrobat and Reader 5.0 and later.)
    /JPN <FEFF3053306e8a2d5b9a306f300130d530a930f330c8306e57cb30818fbc307f3092884c308f305a3001753b50cf89e350cf5ea6308267004f4e9650306b62913048305f00200050004400460020658766f830924f5c62103059308b3068304d306b4f7f75283057307e305930023053306e8a2d5b9a30674f5c62103057305f00200050004400460020658766f8306f0020004100630072006f0062006100740020304a30883073002000520065006100640065007200200035002e003000204ee5964d30678868793a3067304d307e30593002>
    /FRA <>
    /PTB <>
    /DAN <>
    /NLD <>
    /ESP <>
    /SUO <>
    /ITA <>
    /NOR <>
    /SVE <>
    /DEU <>
  >>
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [600 600]
  /PageSize [595.000 842.000]
>> setpagedevice




